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FR I. 
Das dynamiſche Grundgeſetz des Staatsweſens. 


Der politiſche Organismus der menſchlichen Geſellſchaft, 
der Staat, entſteht und beſteht vermöge eines Naturgeſetzes 
welches der Menſch mit oder ohne Bewußtſein freiwillig oder 
unwillkürlich erfüllt. In dieſem Sinne iſt jenes alte Wort 
geſprochen: der Menſch iſt ein politiſches Thier; in dieſem 
Sinne darf eine bekannte Lehre der Neuzeit ſagen: der Staat 
iſt von Gott — beide Sätze ſind, richtig verſtanden, durchaus 
gleichbedeutend. 

Die Naturnothwendigkeit auf welcher das Daſein des 
Staates beruht wird in dem geſchichtlich gegebenen Staate 
durch die Wechſelwirkung mannigfaltiger Kräfte erfüllt, deren 
Beſchaffenheit, Maß und Ergebniſſe nach Raum und Zeit un— 
endlich verſchieden ſind. Das Studium der Kräfte welche den 
Staat geſtalten, tragen, umwandeln, iſt der Ausgangspunkt 
aller politiſchen Erkenntniß, deren erſter Schritt zu der Einſicht 
führt: daß das Geſetz der Stärke über das Staatsleben 
eine ähnliche Herrſchaft ausübt wie das Geſetz der Schwere 
über die Körperwelt. 

Die ältere Staatswiſſenſchaft hatte dieſe Wahrheit voll- 
kommen inne, aber ſie zog eine falſche und verderbliche Folge— 
rung aus derſelben — das Recht des Stärkern. Die Neuzeit 
hat dieſen unſittlichen Fehlſchluß berichtigt, aber indem ſie ſich 
von dem angeblichen Rechte des Stärkern losſagte war ſie 
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nur allzu geneigt auch wirkliche Macht des Stärkern und die 
Nothwendigkeit ihrer ſtaatlichen Geltung zu verkennen. Dieſer 
Irrthum iſt die Urſache der gröbſten Mißgriffe und der ſchwer— 
ſten Niederlagen geworden, welche die Verfaſſungspolitik in der 
Mehrzahl der europäiſchen Staaten ſeit einigen Menſchenaltern 
begangen und erlitten. 

Die Erörterung der Frage: wer da herrſchen ſoll, ob 
das Recht, die Weisheit, die Tugend, ob ein Einzelner, ob 
Wenige oder Viele, dieſe Frage gehört in den Bereich der 
philoſophiſchen Speculation; die praktiſche Politik hat es zu— 
nächſt nur mit der einfachen Thatſache zu thun, daß die Macht 
allein es iſt welche herrſchen kann. Herrſchen heißt Macht 
üben, und Macht üben kann nur Der welcher Macht befist. 
. Diefer unmittelbare Zuſammenhang von Macht und Herrſchaft 
bildet die Grundwahrheit aller Politik und den Schlüſſel der 
ganzen Geſchichte. Es iſt ein irregeleiteter Stolz des menſch— 
lichen Geiſtes welcher jenem Verhäͤltniſſe die Anerkennung ver— 
weigert, oder welcher daſſelbe wenigſtens als ein mißbräuch— 
liches betrachtet, dem da abgeholfen werden könne und müſſe. 
Der Gedanke einer ſolchen Abhülfe iſt ein logiſcher Widerſpruch, 
und jeder Verſuch ſeiner Verwirklichung bezweckt nicht Minderes 
als eine Umkehrung der ewigen Natur der Dinge. 

Das Daſein des Staats iſt unabhängig vom ſtaatlichen 
Bewußtſein ſeiner Angehörigen; dagegen iſt dieſes Bewußtſein 
die weſentliche Vorausſetzung des öffentlichen Rechts. So läßt 
ſich denn ſagen: der Staat geht dem Rechte voraus. Aber 
das Recht iſt keinesweges an die Ferſen des Staates gebannt, 
es mag denſelben überholen, es mag ſich ſeine eigenen Wege 
ſuchen — mit andern Worten, das Recht verhält ſich zu der 
Macht wie die Idee zur Thatſache. Dieſes rein begrifliche 
Verhältniß wird zum realen nur wann und in ſo fern die 
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Rechtsidee ſich zur öffentlichen Macht verkörpert, oder aber dle 
Macht ſich zur Rechtsidee verklärt. Darum iſt denn das Recht 
allerdings ſeinem Beſtande nach vollkommen unabhängig von 
der Macht, in ſeiner Geltung aber weſentlich bedingt und 
ſcharf umgränzt durch das Maß der Macht welche ihm ſelber 
zu Gebote ſteht. Und zwar nicht etwa zufällig und vorüber⸗ 
gehend, ſondern mit Naturnothwendigkeit, und wie geſtern und 
heute fo bis an's Ende der Tage. Nur als Macht iſt das 


Recht zur Herrſchaft berufen, das heißt der Herrſchaft fähig. 


— 


So iſt es alſo eine durchaus unſtatthafte, man könnte ſagen 
eine geradezu unvernünftige Forderung, daß die Macht dem 
Rechte unterthan ſei. Die Macht gehorcht nur der größern 
Macht, und der Starke kann ſich nicht von dem Schwachen 
beherrſchen laſſen, ſelbſt wenn er es wollte, oder vielmehr 
wollen könnte. 

Die Verkennung des 5 Grundgeſetzes der Staats— 
ordnung hat, wie ſchon bemerkt, die größten Irrthümer und 
Fehlgriffe verurſacht welche man den ſtaatlichen Theorieen und 
der Experimentalpolitik des Jahrhunderts mit gutem Grunde 


zum Vorwurf macht. Der ſtaatliche Gedanke wollte den ſtaat— 


lichen Stoff beherrſchen ehe er deuſelben durchdrungen hatte; 
die formale Anerkennung des Rechts ſollte die ſelbſtſtändige 
Kraft deſſelben erſetzen; man nahm an daß ſich die politiſche 
Macht durch Vertrag abtreten und erwerben, durch Ueberein— 
kunft ausdehnen oder beſchränken laſſe. Dieſe Täuſchungen 
haben ſich empfindlich gerächt. Die bisherige politiſche Syſte⸗ 
matik, der die Geiſter beinahe blindlings huldigten, iſt an den 
Dingen zu oft und zu tläglich geſcheitert als daß fie nicht end 
lich der Gegenſtand des tiefen Mißtrauens der Einen und der 
gründlichen Verachtung der Andern hätte werden ſollen. Die 


Liuftſchlöſſer, welche fie gebaut, find in blauen Dunſt zerfloſſen; 
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das wehrloſe Recht, deſſen theoretiſche Anerkennung ſie erwirkt, 
iſt höchſtens zu einer Scheinübung gelangt, welche von der 
Macht ſo lange geduldet wurde als es ihr gerade genehm 
war; die Vereinbarungen der Ohnmacht mit der Gewalt haben 
bei der erſten Probe gezeigt daß ſie wirkungslos, nichtig von 
Grund aus, unmöglich waren. 

Die Verfaſſung des Staats wird bedingt durch das Wech— 
ſelverhältniß der innerhalb deſſelben theils thätigen, theils ruhen— 
den Kräfte. Jede geſellſchaftliche Kraft hat Anſpruch auf eine 
ihrem Umfange entſprechende ſtaatliche Geltung, und die Staats— 
kraft ſelbſt beſteht lediglich aus der Summe der geſellſchaftlichen 
Kräfte welche der Staat ſich einverleibt hat. Damit alſo der 
Staat ſtark ſei muß er vor allen Dingen die Einzelkräfte ſeiner 
Angehörigen zu pflegen und zu fördern, demnächſt aber auch 
ſich dieſelben anzueignen wiſſen. Jene Pflege und Förderung 
wird in der Regel vorzugsweiſe durch Gewährung möglichſt 
freien Spielraums gegeben werden können, wogegen dieſe An— 
eignung nur durch organiſche Verbindung zu Stande kommt. 
Die Ergänzung, Berichtigung und Erhaltung des aus ſolcher 
Verbindung entſtehenden Verhältniſſes der verſchiedenen geſell— 
ſchaftlichen Kräfte zum Staatsganzen bildet die Aufgabe der 
Verfaſſungspolitik. Der Stoff der Verfaſſungspolitik iſt alſo 
nicht bloß ein gegebener, ſondern auch ein lebendiger, der 
als ſolcher mit gewiſſenhafter Schonung feiner Naturbeſchaffen— 
heit behandelt fein will. Daß demſelben die abſtrakt-wiſſen⸗ 
ſchaftliche oder principielle Behandlung nichts weniger als förder— 
lich ſei, ſteht erfahrungsmäßig feſt und erklärt ſich aus der jeder 
Berechnung ſpottenden Mannigfaltigkeit der geſellſchaftlichen Ver— 
hältniſſe, oder des ſtaatlichen Stoffs. Die Verfaſſungspolitik 
hat es auf dieſem Wege in der Praxis nicht über verunglückte 
Berfuhe, und in der Theorie nicht über Phantaſiebilder hinaus 


des Staatsweſens. 5 


gebracht, fratenhaſt wie die Platoniſche Republik oder idylliſch 


wie der Rouſſeau'ſche Geſellſchaftsvettrag, in jedem Falle aber 


hiſtoriſch unwahr, ſtaatlich unbrauchbar und ſelbſt philoſophiſch 
unhaltbar. | 
\ Wenn ſich die Frage nach der unbedingt „guten“ oder 
der „beſten“ Verfaſſung nicht gänzlich abweiſen läßt, fo .ift 
ſie doch jedenfalls die allerletzte welche die Politik aufzuwerfen 
hat. Die beziehungsweiſe gute oder die richtige Verfaſſung 
iſt diejenige welche alle geſellſchaftlichen Kräfte nach ihrem vol— 
len Werthe zur ſtaatlichen Geltung kommen läßt. Je inniger 
der geſellſchaftliche Stoff die ſtaatliche Form durchdringt und je 
vollſtändiger er ſie ausfüllt, deſto geſunder iſt der politiſche 
Körper, auch wenn die Äußere Bildung deſſelben Unregelmäßig— 
keiten darbietet. Eine falſche Verfaſſung iſt hingegen diejenige 
welche den geſellſchaftlichen Kräften die politiſchen Organe ver— 
ſagt, und dadurch die wirkſame Verwendung derſelben erſchwert 
oder unmöglich macht. Dieſen Mißſtand pflegt ein zweiter zu 
begleiten, der nämlich, daß ſolche ſtaatliche Glieder aus denen 
ſich die natürliche Lebenskraft zurückzieht von der Verfaſſung 
künſtlich gefriſtet werden. Den umgekehrten Fehler hat die neuere 
Verfaſſungspolitik häufig dadurch begangen daß ſie dem Staate 
im Namen irgend eines Princips oder einer Theorie willkürlich 
Organe angeſchaffen denen kein geſellſchaftlicher Krafttrieb ent— 
ſprach, und die demnach, ſtatt der Lebensthätigkeit des Staats 
zu dienen, nur wie eine todte Laſt auf denſelben drücken konnten. 
Zu den geſellſchaftlichen Kräften gehören aber auch die 
ſchlummernden Anlagen und die unentwickelten Fähigkeiten. So 
lange fie bloß im Keime vorhanden find haben ſie ſelbſtver— 
ſtändlicher Weiſe keinen Anſpruch auf ſtaatliche Geltung, aber 
es iſt die unabweisliche Aufgabe der Politik ſie zu beleben und 
ihre Entwicklung zu fördern, um ſie demnächſt ſtaatlich zu ver⸗ 
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werthen. Dieſe Aufgabe indeſſen, fo gebieteriſch fie ſich auch 
aufdrängt, und fo allgemein man fie dem Grundſatze nach aner— 
kennt, wird gewöhnlich nur ſehr mangelhaft erfüllt. Die jeweils 
herrſchenden geſellſchaftlichen Kräfte, vermöge der Selbſtſucht die 
allem Lebendigen innewohnt, fürchten jeden neuen Mitbewerber der 
ſich einen Wirkungskreis im Staate ſchaffen will, und ſo geſchieht 
es denn daß die junge Kraft ſelten oder nie ohne ſchweren 
Kampf zur politiſchen Anerkennung gelangt. Je ſtarrer und 
ſpröder die ſtaatliche Form, deſto höher ſteigert ſich die Auſtren— 
gung der neuen Kraft, welche ſich innerhalb derſelben Raum 
ſchaffen will, und deſto heftiger iſt die Wirkung des endlichen 
Durchbruchs. Allerdings kommt nicht jede Kraft zum ſchließlichen 
Durchbruch. Sie kann in den Windeln erſtickt, ſie kann im ehr— 
lichen oder unehrlichen Kampfe überwältigt werden, ſie kann in 
Folge übermäßiger Anſtrengung noch im Augenblicke des Sie— 
ges erlahmen. Solche Erſcheinungen indeſſen beeinträchtigen das 
Naturgeſetz des geſellſchaftlichen Lebens eben ſo wenig wie das 
Naturgeſetz der Pflanzenwelt Eintrag dadurch leidet daß nicht 
jede Blüthe eine Frucht, und nicht jede Frucht reif wird. 

Das Verhalten der Politik gegenüber den geſellſchaftlichen 
Kräften welche ihren Platz im ſtaatlichen Organismus noch 
nicht inne haben ſteht unter dem weſentlichen Einfluſſe des 
Urtheils über deren Umfang und Nachhaltigkeit. Für die ſelbſt— 
ſüchtigſte wie für die uneigennützigſte Politik iſt es von drin— 
gendem Intereſſe über dieſen Punkt ins Klare zu kommen, und 
demnach die Kräfte welche Anerkennung verlangen forgfältig 
zu meſſen und zu wägen. Je nach dem Ergebniſſe hat der 
Staat auf dem rein politiſchen Standpunkte keine andre Wahl 
als die Kräfte um welche es ſich handelt entweder ſich an— 
“ queignen, oder fie zu erdrücken. Der Mittelweg iſt unpolitiſch, 
und der Staat wenn er ihn einſchlägt geht dem Kampfe und 
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der Gefahr entgegen. Denn die Kraft welche der Staat ſich 
nicht einverleibt wird nothwendiger Weiſe ſeine Gegnerin. Man— 
cher Staat iſt von einer Gegnerin dieſer Art überwältigt wor— 
den die er entweder verachtet, oder mit ungenügenden Mitteln 
zu vernichten verſucht hatte. Die gewaltſame Vernichtung irgend 
einer geſellſchaftlichen Kraft welche ſich nicht etwa bereits ins 
nerlich ausgelebt hat, iſt in der That eine ber fehwierigften 
Unternehmungen der Politik, daß ſie aber keinesweges unaus— 
führbar ſei wird durch große geſchichtliche Beiſpiele bewieſen. 

Mit dem Verlaufe der Zeiten find dieſe Beiſpiele indeſſen 
immer ſeltener geworden, ſei es daß dem Staate die Wahl 
der Waffen mit denen ein ſolcher Vernichtungskampf geführt 
ſein will nicht mehr in dem frühern Maße freiſteht, ſei es 
daß ihm die größere Beweglichkeit der neuern Jahrhunderte die 
erforderliche Ausdauer unmöglich macht. Dagegen werden dem 
Staate in der Regel hinlängliche Mittel zu Gebote ſtehen um 
die jungen Kräfte welche in ſein Gebiet einzudringen ſuchen 
eine Zeit lang abzuwehren, zu feſſeln, oder auch ſie zu ver— 
ſtümmeln. Eine Politik welche die Sicherung des jeweiligen 
Verfaſſungsbeſtandes zum leitenden Grundſatze hat, mag durch 
feſte unerſchrockene Handhabung jener Mittel mit großem Er⸗ 
folge geübt werden, die Nachwirkungen derſelben aber werden 
ſich nothwendiger Weiſe gegen den Staat ſelbſt kehren, deſſen 
organiſche Verbindung mit der Geſellſchaft auf dieſe Weiſe ge⸗ 
lockert wird, und der dem Siechthum und der Altersſchwäche 
um deſto ſicherer und um deſto frühzeitiger verfällt, je vollſtän⸗ 
diger man das Einſtrömen der 2 geſellſchaftlichen Säfte 
verhindert. 

Die umgekehrte Richtung wird demnach eine Politik ein- 
ſchlagen welche auf die Lebenskraft des Staats einen höhern 
Werth legt als auf deſſen Verfaſſungsform. Eine ſolche Politik f 
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wird ſich angelegen ſein laſſen jeder geſellſchaftlichen Kraft 
den ihrer Natur entſprechenden Spielraum zu ſchaffen, und ſie 
dadurch der Staatskraft ſelbſt einzuverleiben, unbelümmert um 
die Veränderungen welche die überlieferte Geſtalt oder das 
ſcheinbare Ebenmaß der Verfaſſung durch die neu zu ſchaffenden 
Organe erleiden mag. Der raſche Wechſel im Maße und in 
der Natur der das geſellſchaftliche Leben bewegenden Kräfte iſt 
für den Staat ohne Zweifel ein bedenklicher Uebelſtand, die 
Elaſticität der ſtaatlichen Formen aber, welche ſich dieſen Ver— 
änderungen willig anſchließt, wird immerhin mehr dazu beitra— 
gen die Wirkungen des Uebels zu mindern als ſie zu ſteigern. 

Die politiſche Größe des Staats iſt weſentlich mitbedingt 
durch eine gewiſſe Stätigkeit, nicht der ſtaatlichen Formen, 
ſondern der realen geſellſchaftlichen Zuſtände und ihrer Ent— 
wicklung. Nur vermöge dieſer Stätigkeit wird es möglich 
einer bedeutenden Summe geſellſchaftlicher Kräfte die einheitliche 
und unveränderliche Richtung auf einen beſtimmten ſtaatlichen 
Zweck zu geben; nur vermöge diefer Stätigkeit läßt ſich die 
Zeit gewinnen die unter allen Umſtänden erforderlich iſt um 
große und dauernde politiſche Erfolge zu erringen. Durch krampf— 
hafte Anſtrengung mag allerdings rieſige Kraft entfaltet wer— 
den, aber die augenblicklichen ftaatlihen Wirkungen derſelben 
werden eine ſo flüchtig vorübergehende Urſache ſchwerlich lange 
überdauern, es iſt vielmehr ſehr wahrſcheinlich daß im unaus— 
bleiblichen Momente der Erſchlaffung mehr verloren werde als 
im Parorismus gewonnen worden iſt. Hingegen, wie in der 
Körperwelt ein langſames Wachsthum ein langes Leben ver— 
bürgt, ſo in der Politik ein mühſamer Erwerb einen dauernden 


Beſitz. 


II. 
Verhaͤltnißwerth der geſellſchaftlichen Kräfte. 


Die geſellſchaftlichen Kräfte kommen für die Politik zunächſt 
lediglich nach ihrem dynamiſchen Werthe in Betracht, die ruhen— 
den nicht minder als die thätigen, die welche dem ſtaatlichen 
Organismus nicht angehören eben ſo wie die welche demſel— 
ben einverleibt ſind, die Kräfte des Beſtandes und der Bewe— 
gung nicht nur, ſondern auch die Kräfte der Zerſtörung. Wenn 
die Regierungsgewalt, das Beamtenthum und das Heer für 
die Politik in erſter Reihe der ſtaatlich organiſirten Kräfte 
ſtehen, ſo wollen die ſtaatlich mehr oder weniger formloſen 
Geiſtes- und Geldkräfte der Geſellſchaft deßhalb nicht überſehen 
oder unterſchätzt werden. Die Politik welche die thätige Kraft 
des geſellſchaftlichen Neuerungstriebes nach ihrem wahren Werthe 
würdigen will, muß auf der andern Seite die ruhenden Kräfte 
der Gewohnheit, der Ueberlieferung und der Trägheit in vollen 
Anſchlag bringen. Gegenüber dem Reichthum iſt die Armuth, 
gegenüber der Intelligenz iſt die Unwiſſenheit, das Vorurtheil, 
und ganz beſonders die Dummheit als geſellſchaftliche Kraft 
für die Berechnungen der Politik von der größten Wichtigkeit. 
Auch die Lüge oder jede andere Unſittlichkeit, ja ſogar das Ver— 
brechen kann zu einer Kraft werden die, ungeachtet ihrer ge— 
ſellſchafts- und ftaatsfeindlihen Natur, eine gewiſſe Anerfens 
nung von der Politik nicht bloß fordert, ſondern auch erzwingt. 
Damit iſt keineswegs geſagt daß die Politik der ſittlichen 
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Pflicht entbunden ſei, ſondern nur, daß es eine Gränze giebt 
an welcher die thatſächliche Möglichkeit der Erfüllung dieſer 
Pflicht aufhört.“) ö 

Manche derjenigen Kräfte welche dem heutigen Staate feine 
Form gegeben, haben einen Theil ihrer frühern Bedeutung ver— 
Toren, ſei es daß fie gealtert find, ſei es daß ihr Verhaͤlt— 
nißwerth ſich vermindert hat. In dem letztern Falle iſt zum 
Beiſpiel das Grundeigenthum, welches von der täglich wach— 
ſenden Maſſe des beweglichen Reichthums mehr und mehr 
überwogen wird. Mit der Bedeutung des Grundeigenthums 
iſt auch die Kraft des im Boden wurzelnden ariſtokratiſchen 
Staatselementes gefallen, das überdies in mancherlei geiſtigen 
Strebungen der Zeit ein mächtiges Gegengewicht gefunden hat. 
Die Macht der Autorität vollends, der ſich ehemals die wilde— 


) Einige Beiſpiele zur Erläuterung dieſes Gedankens werden hier am 
Platze ſein. Wenn der Staat in einer Geldverlegenheit mit der habgieri— 
gen Finanz ein wucherliches Geſchäft abſchließt, fo macht die Politik damit 
der Unſittlichkeit ein Zugeſtändniß, nicht weil ſie will, ſondern weil ſie 
muß. Dem Aufruhre, der Soldatenmeuterei gegenüber kann der Staat 
in den Fall kommen mit dem offnen Verbrechen einen Vertrag abſchließen 
zu müſſen. Es mag ſelbſt geſchehen daß die Politik eines großen Staa— 
tes (und noch das heute lebende Geſchlecht hat mehr als einen Fall dieſer 
Art geſehen) nicht umhin kann, ſich mit einem gewöhnlichen Räuber: 
hauptmann zu vertragen. Angenommen daß die Regierung Ferdinands VII. 
wirklich nicht die Mittel beſaß den. bekannten Joſe Maria zu vernichten, 
war es eine vollkommen richtige Politik mit demſelben förmlich zu unter— 
handeln und Frieden zu ſchließen — freilich nur die richtige Politik einer 
erbärmlichen Regierung und eines tief heruntergekommenen Staats. Uebri— 
gens iſt es nicht etwa bloß die ſchwache Seite der Politik ſich hie und 
da mit der Unſittlichkeit abfinden zu müſſen. Auch die Religion, von 
der Kirche gar nicht zu reden, kann in denſelben Fall kommen, wie wenn 
ſie zum Beiſpiel die vorgefundene Sklaverei duldet und ſogar anerkennt. 
Die Moral mag über ſolche Zugeſtändniſſe ihr eignes Urtheil haben, jeden 
Falls aber darf ſie mit der Politik nicht in ein ſtrengeres Gericht gehen 
als mit der Religion. 
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ſten Krafte blindlings fügten, iſt durch die Kritik dermaßen 
zernagt und untergraben, daß ſich nur noch einige kümmerliche 
Trümmer derſelben mühſam aufrecht erhalten. 

Dagegen iſt ein reicher Nachwuchs junger geſellſchaftlicher 
Kräfte aufgeſchoſſen, welche ſelbſtſtändig oder in mannigfachen 
Verbindungen ihre Geltung im ſtaatlichen Leben verlangen. 
Das bürgerliche Bewußtſein, der Freiheitsgedanke, der National— 
ſinn, die Idee der menſchlichen Gleichberechtigung, der politiſche 
Partheigeiſt, die Preſſe, ſind für viele der heutigen Staaten 
ganz neue Faktoren des geſellſchaftlichen Lebens. Daß denſel— 
ben die ſtaatliche Anerkennung nur inſoweit gebührt als die 
ihnen innewohnende Kraft reicht, bedarf keiner Bemerkung mehr, 
und eben ſo verſteht es ſich von ſelbſt daß eine richtige Politik 
ihnen die Anerkennung bis zur Gränze ihrer Kraft nicht ver— 
ſagen darf. 5 

„Damit iſt denn namentlich auch das Maß der politiſchen 
Geltung gegeben welches jenem Jubegriffe ſittlich-geiſtiger 
Stimmungen und Strebungen zukommt welchen man die öffent— 
liche Meinung nennt. So verſchieden der dynamiſche Werth 
dieſes geſellſchaftlichen Faktors je nach den Umſtänden und 
Gegenſtänden ſeiner Thätigkeit ſein kann, eben ſo verſchieden 
iſt deſſen politiſche Bedeutung. In dem einen Falle mag die 
öffentliche Meinung eine Macht ſein vor welcher ſich ſelbſt die 
vermeintliche Allgewalt der orientaliſchen Deſpotie beugen muß, 
in dem andern Falle mag ihr ſogar die Politik eines nord 
amerikaniſchen Freiſtaats unbedenklich und erfolgreich Widerſtand 
leiſten. Eine ſchwächliche, ihrer ſelbſt ungewiſſe Meinung des 
Tages hat keinen Anſpruch auf politiſche Berückſichtigung, in 
dem Maße aber in welchem ſie ſich zur ſtätigen Anſicht feſtigt 
und zur wahrhaften Ueberzeugung ſteigert, in demſelben Maße 
wächſt ihre ſtaatliche Wichtigkeit. Die Richtigkeit der Anſicht 
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und die Vernunftmäßigkeit der Ueberzeugung iſt dabe i von 
untergeordnetem Belang. Wenn blödes Vorurtheil oder blinder 
Irrthum in der ſtätigen öffentlichen Meinung die Wahrheit 
überwiegt, ſo kann die Politik, je einſichtiger ſie iſt, deſto 
weniger umhin, dem Zuge des Vorurtheils und des Irrthums 
zwar nicht blindlings zu folgen, aber doch ſo weit nachzugeben 
als nöthig iſt um ſich nicht mit dieſen Kräften zu verfeinden. 
Ihren ſtärkſten Ausdruck findet die öffentliche Meinung im 
Volksglauben, dem deßhalb jede verſtändige Politik Achtung 
‚und Schonung angedeihen laſſen wird — Achtung und Scho— 
nung, nicht Schmeichelei, und noch weniger Bevorzugung 
auf Koſten andrer geiſtiger Kräfte welche einen ſelbſtſtändigen 
Spielraum neben dem Volksglauben verlangen und die ſich 
eben ſo wenig wie dieſer ungeſtraft beeinträchtigen laſſen. 

Wie der Volksglaube eine der höchſten Spitzen der öffent— 
lichen Meinung iſt, ſo bildet der Zeitgeiſt deren breiteſte Unter— 
lage, oder richtiger ihren geſchichtlichen Niederſchlag. Der Zeit— 
geift iſt die zu beſtimmten Grundſätzen, Anſchauungen und Ver— 
ſtandesgewohnheiten conſolidirte Meinung des Jahrhunderts. 
Er ſetzt alſo eine gewiſſe Stätigkeit der vorhergegangenen Ent— 
wickelung voraus, welche von vorn herein auf einen gewiſſen 
dauernden Beſtand in der Zukunft ſchließen laßt. Die Meinung 
wird zum Zeitgeiſte indem fie, und in demſelben Maße in 
welchem ſie, die Probe der Zeit beſteht; der Zeitgeiſt trägt 
demnach in ſeiner Geſchichte einen ziemlich ſichern Maßſtab 

ſeiner Lebenskraft. 
f Unter allen Umſtänden hat der Zeitgeiſt den entſchiedenſten 
Einfluß auf die allgemeine Richtung der Politik. Es iſt un⸗ 
möglich die Politik auch nur im Gedanken vom Zeitgeiſte 
völlig unabhängig zu machen, und jeder thatſächliche Ver— 
ſuch der Politik ſich von den Ueberzeugungen der Men— 
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ſchen zu emancipiren, wird auf einen ziemlich engen Spielraum 
dadurch beſchrankt daß die Politik bei keiner ihrer Unterneh— 
mungen die Menſchen ſelbſt entbehren kann. Mag ſich ber: 
Einzelne der Politik immerhin auf Koſten ſeiner Ueberzeugung 
dienſtbar machen, mag immerhin auch die Menge im einzelnen 
Falle ihre Ueberzeugung den Zumuthungen der Politik gegen— 
über zum Schweigen bringen — als Syſtem und auf die 
Dauer iſt eine dem Zeitgeiſte widerſprechende Politik nicht bloß 
unausführbar, ſondern wie geſagt auch undenkbar. Selbſt in 
den Ausnahmsfällen wo die Politik ihre Abſichten dem Zeit— 
geiſte zum Trotze durchgeſetzt hat, iſt ihr Erfolg gewöhnlich 
nur ſcheinbar oder doch vorübergehend, denn ſehr häufig weiß 
ſich der Zeitgeiſt deſſelben unvermerkt zu bemächtigen, um ihn 
ſchließlich zum Behufe ſeiner eigenen Zwecke zu verarbeiten. 
Der Zeitgeiſt will und wird deſto mehr gelten je mehr 
er innerlich ausgebildet, äußerlich umfaſſend und mit ſich ſelber 
einig if. Sein Inhalt mag ſich auf einen kleinen Kreis 
religiöſer, ſittlicher und rechtlicher Vorſtellungen beſchränken, 
und alsdann wird ſein Einfluß über ein enges Gebiet nicht 
hinausreichen, innerhalb deſſelben aber vielleicht um deſto mächti— 
ger ſein. Da wo vorzugsweiſe einzelne Klaſſen der Geſellſchaft 
Träger des Zeitgeiſtes ſind, kann er natürlich nicht dieſelbe 
Wirkſamkeit entfalten wie da wo er die ganze Geſellſchaft 
gleichmäßig durchdringt. Das Nämlihe gilt, und in noch 
höherem Grade, von dem Falle wo der Zeitgeiſt durch innere 
Spaltung ſeine eignen Kräfte lähmt, ein Fall der an allen 
Scheidewegen der Geſchichte eintritt. Innerhalb ſolcher Zer⸗ 
würfniſſe der öffentlichen Meinung hat denn eine Politik, welche 
fi) von dem Einfluffe derſelben freimahen will, das vortheil— 
hafteſte Spiel. Das Ergebniß eines ſolchen Spiels wird aber 
niemals der Macht und der Größe des Staates förderlich ſein, 
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welche weſentlich bedingt iſt durch die Unterſtützung eines maͤch— 
tigen öffentlichen Geiſtes. Daher wird denn eine Politik welche 
kein anderes Intereſſe verfolgt als das des Gemeinweſens die 
Zerwürfniſſe der Meinung niemals ausbeuten, ſondern ſchlichten 
wollen, ſei es dadurch daß ſie die gegen einander ankämpfen— 
den geiſtigen Kräfte verſöhnt, oder doch ihrem Gegenſatze die 
gefährlichen Spitzen abbricht, ſei es dadurch daß ſie, wenn 
eine ſolche Vermittlung unmöglich erſcheint, der ſtärkeren Kraft 
die ſchwächere verſchlingen hilft. Das Gelingen wird in dem 
erſten Falle zuweilen ſchwierig ſein, in dem zweiten Falle in 
der Regel noch größere Schwierigkeiten haben, der Wahl aber 
zwiſchen dem einen und dem andern Entſchluſſe kann ſich eine 
richtige Politik nicht entziehen. | 

Die Verſöhnung zweier ftreitenden Meinungen wird durch 
nichts ſo ſehr gefördert als durch die Auffindung und Pflege 
eines Intereſſe welches ſie mit einander gemein haben, eines 
dritten umfaſſendern Gedankens in welchem ſie beide aufgehen. 
So zum Beiſpiel liegt das wirkſamſte Mittel zur Beſchwich— 
tigung des kirchlichen Haders unſerer Tage in der kirchlichen 
Freiheit, in deren Erſtrebung ſich die verſchiedenſten Glaubens— 
richtungen begegnen. So find die Vaterlandsliebe und der 
Nationalſinn die natürlichen und unentbehrlichen Vermittler in 
den Kämpfen des politiſchen Partheigeiſtes, Kämpfe deren der 
Staat zu ſeiner höhern Entwicklung bedarf, die aber ohne 
jene Vermittlung regelmäßig mit ſeinem Untergange enden. 
Wenn alle ſtaatlichen Bande erſchlaffen welche die öffentlichen 
Kräfte der Geſellſchaft zuſammenfaſſen, wenn alle politiſchen 
Anſichten, Wünſche und Beſtrebungen in entgegengeſetzten Rich— 
tungen auseinander gehen, wenn wilde Partheileidenſchaft das 
Gemeinweſen in blutige Stücke reißt, dann bleibt den Völkern 
welche nicht unwiderruflich dem Verderben verfallen ſind als 
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letzte Kraft der Vermittlung, der Verſöhnung und der Einigung 
das Bewußtſein der Pflicht das Nationaldaſein zu retten. 
Darum hat es dem übereinſtimmenden Urtheil des Menſchenge— 
ſchlechts von jeher für den größten aller Frevel gegolten den 
Nationalgeiſt, die letzte und koſtbarſte Bürgſchaft der natürlichen 
geſellſchaftlichen Ordnung, anzutaſten, und eine Politik welche 
planmäßig darauf ausginge dieſen Geiſt zu demüthigen und zu 
brechen, eine ſolche Politik würde damit auf die unterſte Stufe 
der Verächtlichkeit hinabſteigen. 

Eine Staatspolitik welche ſich von dem Nationalgeiſte 
losſagt, erzwingt die Oppoſition einer nationalen Volkspolitik. 
Der Krieg zwiſchen den ſtaatlichen und den nationalen 
Kräften der Geſellſchaft iſt allerdings ein großes Uebel, ein 
noch größeres Uebel aber iſt der Friede zwiſchen dem Volks— 
geiſte und einer antinationalen Politik, denn ein ſolcher Friede 
iſt nur möglich bei vollſtändiger Erlähmung der ſtärkſten und 
edelſten Triebfedern des öffentlichen Lebens. 

Nur dasjenige Staatsleben iſt geſund und der höchſten 
Blüthe und Dauer fähig welches vom Nationalgeiſte durch— 
drungen und getragen wird. Denn die organiſche Natur des 
Staats verlangt eine gewiſſe Gleichartigkeit des geſellſchaftlichen 
Stoffs und der denſelben bewegenden Kräfte, und die unent— 
behrliche Bedingung und Bürgſchaft dieſer Gleichartigkeit iſt die 
Nationalität. Wo der Staat ſich von der Nationalität ablöft, 
da verläßt ihn der einheitliche innere Bildungstrieb aus wel— 
chem alle ſeine Einrichtungen hervorwachſen ſollen, da werden 
die organiſch wirkenden Naturkräfte durch mechaniſche e 
helfe verdrängt. 

Die weſentlichen Beſtandtheile be Nationalität eb der 
Geſammtperſönlichkeit des Volks find die gemeinſchaftliche Ab— 
ſtammung und Sprache. Jene verbürgt die Gleichartigkeit der 
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Naturanlage; dieſe giebt Zeugniß von der Gleichartigkeit der 
geiſtigen Entwicklung. Damit aber die Vollsindividualität ſich 
vollende, damit der Begriff der Nationalität zu ſeiner vollen 
politiſchen Bedeutung gelange, muß noch ein Drittes und Vier— 
tes hinzukommen: die Gemeinſchaſt der politiſchen Geſchichte 
welche die Gleichartigkeit der bürgerlichen Geſinnungen und 
Gewohnheiten erzeugt, und ein zuſammenhängendes und mög— 
lichſt abgerundetes Gebiet welches gleichartige Intereſſen her— 
vorruft und das gemeinſame an zu den gemeinfamen 
Zwecken erleichtert. 5 

»Die Nationalität kommt gewöhnlich nicht in ihrer ganzen 
Reinheit und Vollendung zur ſtaatlichen Erſcheinung, weil die 
dazu erforderlichen geſchichtlichen, politiſchen und territorialen 
Bedingungen ſelten ſämmtlich und in vollem Maße vorhanden 
ſind. Die unentbehrlichſte derſelben iſt jeden Falls die gemein— 
ſchaftliche Sprache, welche nicht nur das Familienbewußtſein 
des Volks in jedem einzelnen Mitgliede deſſelben fortwährend 
lebendig erhält, ſondern auch die etwa vorhandenen Verſchieden— 
heiten der Abſtammung und der Naturanlage mehr oder weniger 
auszugleichen im Stande iſt, und deren verbindende Kraft bei— 
nahe immer über die politiſchen Gränzen, wie ſcharf und wie 
tief ſie auch gezogen ſeien, hinausreicht. Die gemeinſchaftliche 
Geſchichte mag unter Umſtänden ein Surrogat für die gemein— 
ſchaftliche Sprache werden, aber niemals ein wahrer Erſatz, 
und die Politik hat von jeher den größten Werth drauf gelegt 
die herrſchende Sprache zur allgemeinen zu machen, weil 
ſie begriff oder doch fühlte daß ein Beſitz der nicht durch das 
Band der Sprache feſtgehalten wird immer ein unſicherer, und 
gewiſſermaßen nur ein vorläufiger ſei. Daß ſich die Politik 
in der Wahl ihrer Mittel zu jenem Zwecke zuweilen vergreift, 
iſt kein Einwand gegen den Zweck ſelbſt, der übrigens auf 
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indirekltem Wege und durch langſames Verfahren am ſicherſten 
erreicht zu werden pflegt. 
Der Staat welcher verſchiedene Nationalitäten in ſich zu— 
ſammenfaßt iſt in einer deſto ungünſtigeren Lage je weniger 
eine derſelben die andern überwiegt. Die Gegenſätze der poli— 
tiſch verbundenen Nationalitäten mögen noch ſo tief ſchlafen, 
früher oder fpäter, bei dieſer oder bei jener Gelegenheit werden 
ſie aufwachen, durch ihren Kampf die Kräfte des Staates ſpal— 
ten, und vielleicht feinen Beſtand gefährden. In der That mag 
die Unverträglichkeit der verſchiedenen nationalen Elemente ſich. 
bis zu dem Punkte ſteigern wo die Auflöſung der bisherigen 
Staatsgemeinſchaft die dringendſte Forderung des richtig verſtan— 
denen öffentlichen Intereſſe wird. Umgekehrt kann es vorkommen 
daß eine geſchichtlich und politiſch geſpaltene Nation zum Be— 
wußtſein ihrer Zuſammengehörigkeit erwacht, und nach ſtaat— 
licher Vereinigung oder Wiedervereinigung ringt. In dem einen 
wie in dem andern Falle wird die herrſchende Politik die äußer— 
ſten Anſtrengungen machen um den gegebenen Staatsbeſtaud 
gegen die Auflöſungs- oder Einigungsbeſtrebungen des National- 
geiſtes zu retten, und hier wie dort wird nicht das Gemeinwohl 
den Ausſchlag geben, ſondern die überwiegende Kraft. Von 


dieſem Geſichtspunkte aus wollen zum Beiſpiel die Unabhän— 


gigkeitsbeſtrebungen Irlands und die Befreiungsverſuche Polens 
beurtheilt ſein. Dabei iſt indeſſen wohl zu beachten daß das 
Gelingen der einen und der andern nur deßhalb unwahrſchein— 
lich iſt, weil die Politik welche jene Nationalitäten darnieder 
hält, von mächtigern Nationalitäten getragen wird. Eine 
Politik dagegen welche zuletzt alle ihre Mittel der nämlichen 
Nation oder den nämlichen Nationen entlehnen muß, gegen deren 
Geiſt ſie ankämpft, eine ſolche Politik hat von vorn herein 
wenig Ausſicht auf ſchließlichen Erfolg. 


„. . , Grundſätze der Realpolitik. 2 


III. 
Das Nepräſentativſyſtem. 


Das Verfahren durch welches die Politik die geſellſchaft— 
lichen Kräfte dem Staate aneignet, läßt drei deutlich unter— 
ſcheidbare Methoden und Grade der unmittelbaren Wirkung zu. 

Der äußerſte Grad der Wirkung wird erreicht durch die 
vollſtändige Einverleibung, wie ſie zum Beiſpiel bei dem— 

jenigen Theile des geſellſchaftlichen Reichthums ſtattfindet wel— 
chen ſich der Staat in Geſtalt der Steuer aneignet. Die ent— 
gegengeſetzte Stufe der Leiter betritt die Politik indem ſie die— 
jenigen geſellſchaftlichen Kräfte, welche keine unmittelbare ſtaat— 
liche Verwendung dulden, lediglich in Schutz nimmt, nament— 
lich inſofern ſie deſſelben zur freien Bewegung und Entwicklung 


bedürfen. Ein dieſe beiden Methoden vermittelndes Verfahren 


beſteht darin daß die geſellſchaftlichen Kräfte zur freien Mit— 
wirkung zu der ſtaatlichen Thätigkeit und den ſtaatlichen Zwecken 
aufgerufen werden. i 
Die Politik eines jeden Staates bringt dieſe drei Mit— 
thoden mit mehr oder weniger Geſchick je nach Gegenſtänden 
und Umſtänden abwechſelnd zur Anwendung. Kein ſtaatlicher 
Abſolutismus, ſelbſt nicht die ſtrengſte Theokratie, bemächtigt 
ſich der Menſchen und der Dinge ſo vollſtändig daß für die 
ſelbſtſtändige Bewegung und die freiwillige Mitwirkung der 
geſellſchaftlichen Kräfte gar kein Spielraum übrig bliebe, und 
umgekehrt geſteht auch die freieſte Verfaſſung dem Staate die 


— — 


— — — 


III. Das Repräfentativfpftem. 19 


Befugniß zu über eine gewiſſe Summe oder gewiſſe Arten gez 
ſellſchaftlicher Kräfte ſelbſt beim Widerſtreben derſelben zu ver— 
fügen. Je reicher aber der Staat an geſellſchaftlichen Kräften 
iſt, deſto mehr wird er auf die freie Mitwirkung derſelben an— 
gewieſen ſein, und das regelmäßige Bedürfniß einer ſolchen 
Mitwirkung führt mit Nothwendigkeit zum Repräſentativſyſtem. 

Jede geſellſchaftliche Kraft. deren freier Mitwirkung der 
Staat bedarf, macht naturgemäß Anſpruch auf eine verhältniß— 
mäßige Betheiligung bei der Ausübung der Staatsgewalt im 
weiteſten Sinne des Worts. In den niedern Wirkungskreiſen 
des öffentlichen Lebens mag die zur Betheiligung berufene geſell— 
ſchaftliche Kraft unmittelbar eingreifen; auf den Höhepunkten der 
ſtaatlichen Thätigkeit hingegen wird fie der Natur der Sache 
nach regelmäßig nur durch Vertretung wirken können. Derjenige 
Staat nun welcher den Grundſatz dieſer Mitwirkung durch 
Vertretung verfaſſungsmäßig anerkennt, kann unbedenklich unter 
der allgemeinen Bezeichnung des Repräſentativſtaats einbegrif— 
fen werden, gleichviel nach welchen Geſichtspunkten und Ein— 
theilungsgründen die Vertretung geregelt iſt. Denn die Re⸗ 
präfentation iſt es welche den Repräſentativſtaat macht, 
möge fie nach Ständen, oder Vermögensklaſſen, oder nach der 
Kopfzahl ſtattfinden, und die richtige Nepräfentation iſt dies 
jenige welche das zur Vertretung bringt was Aue auf 
Vertretung hat. 

Einen politiſch gültigen Anſpruch auf Vertretung im Re— 
präſentativſtaate hat aber nicht das Recht, nicht das Inte— 
reſſe, nicht die Zahl u. ſ. w., ſondern immer nur die Kraft, 
welche dem Recht, dem Intereſſe, der Zahl u. ſ. w. innewohnt. 
Die Vertretung eines ohnmächtigen Rechtes wird immer 
ohnmächtig ſein, und eine richtige Politik kann ſie deßhalb nie— 
mals wollen. Das Nämliche gilt von dem ohnmächtigen In⸗ 
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tereſſe, und die Forderung einer Intereſſenvertretung iſt deßhalb 
an und für ſich eine falſche Formel. Eine falſche Formel iſt 
aber auch, und aus demſelben Grunde, der Grundſatz der Ver— 
tretung nach der Kopfzahl als folder. Selbſt da wo das hei— 
ligſte Recht und das höchſte Jutereſſe mit der unzweifelhaften 
Mehrzahl zuſammenfallen, ſelbſt da bleiben ſie an und 
für ſich ohne alle Bedeutung für die Repräſentatippolitik, die 
ausſchließlich mit Kräften zu rechnen hat. Ein amerikaniſcher 


Sklavenſtaat zum Beiſpiel, welcher der unfreien Bevölkerung, 


eine Vertretung einräumen wollte, würde damit nichts erreichen 
als eine Verfälſchung des Repräſentativſyſtems, das unter jener 
Vorausſetzung nicht das Recht und das Intereſſe der Sklaven 
ſchützen, ſondern lediglich ſich ſelbſt zur Ohnmacht verurtheilen 
würde. 

Innerhalb des Repräſentativſyſtems iſt demnach die große 
Frage: welches ſind die geſellſchaftlichen Kräfte denen eine 
unmittelbare Betheiligung am ftaatlihen Leben gebührt, und 
welches iſt der Maßſtab mit dem ſich ihr Anſpruch auf Ver— 
tretung bemeſſen läßt. Ein⸗ oder Zweikammerſyſtem, Pairie 
oder Senat, Cenſus oder allgemeines Wahlrecht und eine Menge 
ähnlicher Alternativen kommen hier in Betracht als eben ſo 
viele Methoden dem Verhältniſſe der zur Vertretung berufenen 
Kräfte den geeigneten Ausdruck zu geben, und jede dieſer Me— 
thoden kann nach Zeit und Umſtänden die richtige ſein. So 
lange es in England eine mächtige Ariſtokratie giebt, ſo lange 
bleibt ein erbliches Oberhaus eine Nothwendigkeit des britiſchen 
Repräſentativſyſtems; fo lange das demokratiſche Element in 
Nordamerika das entſchiedene Uebergewicht hat, ſo lange wer— 
den und ſollen die beiden Häuſer ſeines Congreſſes aus der 
Volkswahl hervorgehen. So unähnlich das britiſche Oberhaus 
und der nordamerikaniſche Senat unter ſich, ſo angemeſſen ſind 
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beide den Verhältniſſen, und ſo widerſinnig es wäre den Ver— 
einigten Staaten die Errichtung einer Kammer der Lords vor— 
zuſchlagen, eben ſo widerſinnig würde es ſein dem Inſelreiche 
die Einführung eines gewählten und al Tagegelder geſetzten 
Senates zuzumuthen. 

Iſt die Repräſentation nicht der richtige Ausdruck der ge⸗ 
ſellſchaftlichen Kräfte, ſo muß das Repräſentativſyſtem noth— 
wendiger Weiſe zur Lüge werden, denn das wirkliche Leben 
wird immer den Sieg davon tragen über die ihm widerſpre⸗ 
chende Formel, und wenn ſie auch noch ſo feierlich in einer 
Verfaſſungsurkunde prangt. Dieſer Fall iſt ſeit Menſchenge— 
denken ſehr häufig herbeigeführt durch die Mißgriffe einer Po— 
litik, welche vermeinte oder wirkliche Rechte zur Vertretung 
berufen zu müſſen glaubte, die da unfähig waren den ihnen 
angewieſenen Platz im ſtaatlichen Leben mit eigner Kraft zu 
behaupten. Manche jener Mißgriffe wurden ſogar unter An— 
rufung des, freilich nur halb verſtandenen, dynamiſchen Geſetzes 
gemacht, an deſſen unerbittlicher Conſequenz ſich ihre Ohnmacht 
erproben ſollte. So glaubte die fragliche Politik die Nepräfen- 
tation ohne Weiteres aus der Geſammtheit der Staatsange— 
hörigen hervorgehen laſſen zu können, weil auf dieſe Weiſe 


die Mehrheit zur Vertretung gelange, und die Mehrheit ſchon | 


ihrem Begriffe nach die ftärfere ſei. Dieſer Irrthum war aller⸗ 
dings ſchwer zu vermeiden bevor er die Probe der Erfahrung 
beſtanden hatte. Die Entſcheidung nach Mehrheiten, welche in 
den mannigfachſten Lebensverhältniſſen gilt, beruht in der That 
auf jener Vorausſetzung der überlegenen Kraft der Mehrzahl. 


So erklärt ſchon Pascal, einer der ſchärfſten Köpfe die Frank- 


reich je gehabt, das Majoritätsprincip. Pourquoi suit-on la 
pluralit&? fragt er. Est-ce à cause qu'ils ont plus de rai- 
son? Non, lautet die Antwort, mais plus de force. Aber 


* 
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die für die Majoritaͤt ſtreitende Vermuthung der größern Kraft 
bewährt ſich keinesweges in allen Fällen. Die Mehrheit it. 
bei Weitem nicht immer die ftürfere, beſonders da wo 28 
ſich um die Entſcheidung von Staatsfragen handelt. Eine 
kleine Minderzahl welche genau weiß was fie will und kann, 
welche mit Ausdauer und Willenskraft nach dem Ziele ſtrebt, 
welche Mannszucht hält und nach richtigem Plane verfährt, 
eine ſolche Minderzahl wird in der Politik immer größeres 
Gewicht haben als die bloße Mehrheit, der es vielleicht 
ſchon ihrer eignen Menge wegen an Geſammtbewußtſein, Ein— 
heit und Disciplin fehlt. Nicht die. Zahl macht die Stärke, 
ſondern die Organiſation, und wo ein ſtark gegliedeter politi— 
ſcher Körper, zum Beiſpiel eine ächte Ariſtokratie, der unor— 
ganiſirten Menge gegenüberſteht, da wird er auf die Dauer 
Wimmer gegen die größte Mehrzahl die Oberhand behaupten. 
Es iſt vergebens, wenn man die Schwäche des Majori— 
tätsprincips durch eine Art rechtlicher Weihe zu decken ſucht. 
Abgeſehen davon daß die politiſche Brauchbarkeit des Majori— 
tätsprincips um nichts erhöht wird dadurch daß man eine 
Rechtsidee mit demſelben verbindet, iſt eine ſolche Verbindung 
auch an und für ſich durchaus ünſtatthaft. Es iſt nicht wahr 
daß die Mehrheit von vorn herein Recht habe gegen die 
Minderheit; es iſt nicht wahr daß die Minderheit rechtlich 
verpflichtet ſei ſich den Anordnungen der Mehrheit zu fügen. 
Einen rechtlichen Werth kann die Mehrheit nur in Folge vor— 
hergegangener allſeitiger Uebereinkunft beanſpruchen, und 
nur ſo lange als ihr derſelbe einſtimmig zugeſtanden wird; 
nicht die Gültigkeit der Mehrheitsbeſchlüſſe, ſondern das polniſche 
liberum veto iſt natürlichen Rechts. 
Aus dieſem Geſichtspunkte ergiebt ſich von ſelbſt das Ur— 
theil über die Theorie welche die Repräſentation oder die 
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Staatsverfaſſung überhaupt lediglich aus dem Volks willen, der 
Volksſouveränetät, hervorgehen läßt. Die Souveränetät iſt ein 
Machtbegriff, und wer ſie als Rechtsbegriff handhabt, 
der wird immer zu unhaltbaren Ergebniſſen kommen. Souverän 
iſt der Inhaber der oberſten Gewalt im Staate, hier der König, 
dort das Volk, am dritten Ort die Ariſtokratie. Die Souve- 
ränetät iſt keine fo zu ſagen eingeborne Eigenſchaft, jo wenig' 
des Königs wie des Volkes, und nur doktrinäre Willkür mag 
ſie für den einen oder für das andere ein für alle Mal in 
Anſpruch nehmen. Wenn eine gewiſſe Staatsphiloſophie das 
Königthum als ſolches mit dem unauslöſchlichen Charakter der 
Souveränetät bekleidet, ſo verſündigt ſie ſich an Vernunft und 
Geſchichte eben fo ſchwer wie die Rouſſeau'ſche oder jede andere 
Lehre welche ein für alle Mal dem Volke die Souveränetät 
zuſpricht, auch wenn daſſelbe weder Macht beſitzt, noch die 
mindeſte Fähigkeit Macht zu üben. Das Königthum erſcheint 
in der Geſchichte oft als erbliches oder lebenslängliches Ver— 
waltungsamt mit ſehr beſchränkten Befugniſſen. Ja, es kann 
ſſelbſt als ein bloßes Ehrenamt beſtehen, wie zum Beiſpiel im 
heutigen England wo der König zwar vermöge einer jener 
Fiktionen, an denen die britiſche Staatsſprache ſehr reich iſt, 
Souverän genannt wird, von den Befugniſſen der Souveräne— 
tät aber kaum irgend eine beſitzt. Aus einem ſolchen Sprach— 
gebrauche oder aus dem bloßen Namen des Königthums den 
Anſpruch auf eine gewiſſe Machtvollkommenheit zu folgern, war 
von jeher nicht Sache der Wiſſenſchaft, ſondern einer höfiſchen 
Dienſtbefliſſenheit und einer ſtaatsgefährlichen Schmeichelei. 
Wo das Volk thatſächlich fouverin iſt, da mag der 
Volkswille immerhin als die unmittelbare Quelle der Repräſen— 
tation und der ganzen Staatsverfaſſung gelten, denn die Aeuße— 
rung des Willens iſt in dieſem Falle eine wahrhafte Uebung 


* 
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der Macht. Eben ſo läßt ſich unbedenklich ſagen daß die 


Souveränetät jedem Volke zufallen wird welches einen energt— 
ſchen, beharrlichen und vernünftigen politiſchen Willen hat. 
Denn einem ſolchen Volkswillen ſtehen natürlicher Weiſe die 
Volkskraͤfte im weiteſten Umfange zu Gebote, und das Volk 
welches feine eigenen Kräfte mit Bewußtſein und Selbſtthätig— 


keit zum Staatszwecke verwendet, iſt eben vermöge dieſer be— 


wußten Thätigkeit der Inhaber der oberſten Staatsgewalt oder 
der Souverän. 

Dagegen iſt es eine eitle Spielerei den ſouveränen Willen 
eines Volkes anzurufen dem entweder das Können oder das 
Wollen fehlt, das vielleicht noch nicht einmal zum Bewußtſein 
ſeiner ſelbſt gekommen iſt. Das Nämliche gilt bei einem Volke 
welches heute Dies und morgen Jenes, wenn auch noch ſo lei— 
denſchaftlich, will. Wie große Kraft ein ſolches Volk im Dienſte 
ſeiner jeweiligen politiſchen Launen aufwende, die Wirkung eines 
ernſten und ſtätigen Willens läßt ſich dadurch nicht erſetzen 
und die Verfaſſungszuſtände dieſes Volkes werden der Aus— 
druck nicht ſeiner Souveränetät, ſondern feiner Charakterloſig— 
keit ſein. 

Drei Faktoren ſind es, welche bei der Handhabung des 
Repräſentativſyſtems vorzugsweiſe in Betracht kommen, der 
Reichthum, die Meinung und die Intelligenz. Jeder dieſer 


drei geſellſchaftlichen Hauptmächte gebührt ein bedeutender An— 


theil an der Geſammtvertretung. Durch welche Mittel die Po— 
litik deren Anſprüche befriedigt, iſt ziemlich gleichgültig; es 
kommt nicht auf die Methode an, ſondern auf das Ergebniß, 
und jedes Verfahren muß für ein richtiges gelten welches das 
verlangte Reſultat liefert, nämlich eine Repräſentation deren 


- Zufammenfegung dem Verhältniſſe der vorwiegenden geſellſchaft— 


lichen Kräfte entſpricht. Sogar in dem nämlichen Staate mö— 
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gen Sg Wege zum Ziele. führen, wie denn überhaupt 
eine geſunde Staatsnatur niemals auf beſtimmte Formen und: 
Methoden unbedingt angewieſen iſt, ſondern ſich jede Form 
und jede Methode, auch die fremdarligſte und unregelmäßigfte, 
mehr oder weniger dienſtbar zu machen weiß. Allerdings aber 
iſt nicht jedes Staatsleben naturkräftig genug um die Wirkun— 
gen falſcher Verfahrungsweiſen organiſch in ſich zu verarbeiten, 
und fo mag es denn geſchehen daß das Repräſentativſyſtem 
durch die unrichtige Combination ſeiner eigenen Elemente ge— 
waltſam geſprengt wird. 5 

Eine andre und nicht minder große Gefahr für das Re⸗ f 
präſentativſyſtem wird herbeigeführt durch die Uneinigkeit der 
geſellſchaftlichen Hauptkräfte, dadurch daß ſich deren Richtungen 
feindlich durchkreuzen, oder auch ſchon dadurch daß ſich ihre 
Anſtrengungen im Ringen nach verſchiedenen Zwecken zerſplit— 
tern. Als die Wirkung eines ſolchen Zuftandes der Dinge find 
ſchwache und ſchwankende Mehrheiten in den Kammern ein 
ſehr bedenkliches Zeichen. Wenn daſſelbe zur dauernden Er— 
ſcheinung wird, ſo bedeutet es daß eine gewaltſame Veränderung 
der Staatsverfaſſung bevorſteht. Das Schaukelſyſtem der ein— 
ander neutraliſirenden Kräfte, innerhalb deſſen das Staatsleben 
ſtockt und verkümmert, wird durch den Selbſterhaltungstrieb des 
politiſchen Gemeinweſens durchbrochen, der Selbſterhaltungstrieb 
ſchafft eine neue Kraft welche ihre Gegnerinnen überwältigt 
oder in neue Bahnen mit ſich fortreißt, und dieſe Retterin iſt 

gewöhnlich keine andere als die Diktatur. 

Um dieſen Ausgang des Widerſtreites der verſchiedenen 
Elemente des Repräſentativſtaats zu verhüten, giebt es ein ein— 
faches und ſicheres Mittel, das indeſſen gleichwohl ſehr ſelten 
zur Anwendung kommt — die Mäßigung. Am ſeltenſten aber 
iſt die Mäßigung nicht in der Geſellſchaft ſelbſt, ſondern in 
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der Vertretung derſelben, da wo ſie am nöthigſten wäre, im 
parlamentariſchen Leben. 

Es iſt, zumal in den Zeiten ſtarker politiſcher Bewegung, 
eine ſtehende Erfahrung daß die parlamentariſchen Mehrheiten 
im Verlauf der Sitzungen immer kleiner werden, und daß gleich— 
zeitig das Anſehen, der Einfluß, die Macht der parlamen— 
tariſchen Verſammlungen fortwährend, abnimmt. Der Grund 
dieſer doppelten Erſcheinung iſt kein anderer als der Mißbrauch 
den die parlamentariſche Mehrheit, wie jede andere öffentliche 

Gewalt die keiner Controle unterliegt, von ihrer Ueberlegenheit 
f zu machen pflegt. Die verderblichſte Art des Mißbrauchs aber 
iſt diejenige welche die Mehrheit nicht etwa der Minderheit, 
ſondern ſich ſelbſt gegenüber begeht. Keine Majorität beſteht 
aus ganz gleichartigen Beſtandtheilen, innerhalb jeder Majorität 
begegnen ſich verſchiedene Beſtrebungen, welche einige aber 
nicht alle Zwecke, welche die näheren aber nicht die ent— 
ferntern Ziele miteinander gemein haben, und die deßhalb 
früher oder ſpäter auseinander gehen. Dieſe ihre eigene Zu— 
ſammenſetzung wird von der Majorität in der Regel wenig 
berückſichtigt. Sie geht vorwärts, unbekümmert um diejenigen 
ihrer Mitglieder welche zurückbleiben, ſie ſteckt ihr Ziel mit 
jedem Schritt weiter hinaus, bis zu dem Punkt wo ſie ſich 
ſelber verliert, das heißt wo ſie zur Minorität wird. Da ſie 
ſich natürlicher Weiſe zu gleicher Zeit vom Volke immer mehr 
abgelöst hat, ſo geſchieht es zuweilen daß mit dem letzten 
parlamentariſchen Siege der Majorität auch ihr vollſtändiger 
politiſcher Bankerott zum kläglichſten Ausbruche kommt, glücklich 
genug, wenn der Bankerott der Mehrheit nicht auch den des 
Repräſentativſyſtems zur unmittelbaren Folge hat. 

Das Geſetz der Mäßigung, welches zugleich das der Klug— 

heit iſt, verlangt von der Majorität daß ſie ſich ſelbſt ſo viel 


Fi. 
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wie möglich in achtunggebietender Maſſe beiſammen halte, und 
daß ſie auf Zwecke verzichte deren Verfolgung eine gefährliche 
Selbſtzerſplitterung mit ſich bringen würde. Das Geſetz der 
Mäßigung verlangt auf der andern Seite von der Minderheit 
daß ſie im rechten Augenblicke die noch ſchwerere Selbſtverläug— 
nung zu üben wiſſe, die Mehrheit über die Gränze ihrer eigenen 
unmittelbaren Zwecke hinaus zu begleiten. Allerdings giebt es 
einen Punkt wo ſolche Vergleiche ſittlich unmöglich und politiſch 
wirkungslos werden, auf einem ſehr ausgedehnten Gebiete aber 
find fie nicht allein ftatthaft, ſondern auch die Bedingung aller 
parlamentariſchen Wirkſamkeit, die wie jede Erſcheinung in der 
Natur und in der Geſellſchaft nur aus dem Ineinandergreifen 
verſchiedener Kräfte hervorgehen kann. Deßhalb giebt es denn 
auch keine verkehrtere Politik als diejenige welche parlamen— 
tariſche oder überhaupt politiſche Fragen wie Glaubensſätze be— 
handelt, die demnach alle Gründe der Klugheit und des Vortheils 
mit der Berufung auf Ueberzeugung und Gewiſſen niederſchlägt. 
Die Gewiſſenhaftigkeit iſt ſicherlich eine ſehr wünſchenswerthe 
Eigenſchaft der Politik, eine Politik aber, welche jeden belie— 
bigen Gegenſtand wie eine Gewiſſensſache anſieht, eine ſolche 
Politik läuft die größte Gefahr zuletzt in unfruchtbarer Caſuiſtik 
aufzugehen, und die Kräfte welche nur maſſenhaft wirken können 
und ſollen in bedeutungsloſe Atome zu zerſplittern. 

Alle ſtaatliche Thätigkeit, jede politiſche Wirkung wird da— 
durch bedingt daß der Einzelne ſeine Kraft mit der gleichartigen 


oder verwandten Kraft Anderer zu einer gemeinſchaftlichen Maſſe 


und zum gemeinſchaftlichen Zwecke vereinigt. Eine vereinzelte 
Meinung, eine vereinzelte Intelligenz, ein vereinzelter Reichthum 
bedeutet im Staate wenig oder gar nichts; um politiſch zu gel— 
ten muß die Meinung zur öffentlichen, die Intelligenz zum Ge— 
meingut, der Wohlſtand wenigſtens in einer Klaſſe heimiſch 
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werden. Der edelſte Gedanke der menſchlichen Weisheit, ſo lange 
er das Eigenthum weniger Köpfe, kann möglicher und wird ſogar 
wahrſcheinlicher Weiſe politiſch vollkommen unbrauchbar fein; 
nicht die Tiefe des Gedankens, ſondern ſeine Verbreitung be— 
ſtimmt feinen Werth für die praltiſche Politik. 8 

Dieſer Geſichtspunkt will ſtreng feſtgehalten ſein ſo oft die 
„Macht der Ideen“ in irgend eine politiſche Rechnung gezogen 
werden ſoll. Die Ideen haben immer gerade ſo viel Macht als 
ihnen die Menſchen leihen denen ſie innewohnen. Daher iſt eine 
Idee welche, gleichviel ob richtig oder unrichtig, ein ganzes Volk 
oder Zeitalter erfüllt, die realſte aller politiſchen Mächte, eine 
Macht die nur der Unverſtand geringſchätzen oder gar verſpotten 
kann. Was aber die Annahme betrifft, daß der Wahrheit und 
dem Rechte eine ſelbſtſtändige Kraft innewohne, welche ihnen im 
Kampfe mit dem Irrthum und dem Unrecht den endlichen Sieg 
verbürge, fo wird dieſelbe durch die bisherigen Erfahrungen des 
Menſchengeſchlechts vielleicht öfter widerlegt als beſtätigt, und 
wenn der Geſchichte der Zukunft ihre ſchließliche Rechtfertigung 
vorbehalten iſt, ſo ſcheint es doch ſehr gewagt ſie bei der Politik 
der Gegenwart beſonders hoch in Anſchlag zu bringen. 

Die Politik welche ſich in ein richtiges Verhaͤltniß zur 
Idee ſetzen will, hat es viel weniger mit der Wahrheit der— 
ſelben zu thun als mit der Frage: wie weit die Menſchen 
fähig und bereit ſind die Idee in ſich aufzunehmen und ihr 
zu dienen. Allerdings ſtehen der Politik vielfältige Mittel zu 
Gebote um ihren eignen Ideen Eingang und Verbreitung zu 
verſchaffen, inſofern dieſelben der vorgefundenen Anlage der 
Menſchen entſprechen; dagegen aber iſt es die hoffnungsloſeſte 
aller Unternehmungen den Menſchen im Namen ihres Vortheils 
Ideen aufdringen zu wollen die mit ihrer natürlichen oder ge— 
ſchichtlichen Stimmung im Mißklange ſtehen. Es wäre ein 
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widerſinniger Verſuch die europäiſche Idee der bürgerlichen 
Freiheit auf einen Türken- oder Hinduſtaat zu übertragen, und 
noch widerſinniger wo möglich würde es ſein eine abgeſtorbene 
Idee im Namen ihrer ehemaligen Lebenskraft als politiſchen 
Faktor zu behandeln, zum Beiſpiel die Idee der Legitimität bei 
einem Volke das ſich aus derſelben herausgelebt hat. Ob im 
Orient einzelne und vielleicht die beſten Köpfe dem bürgerlichen 
Freiheitsgedanken zugänglich ſind, ob in Frankreich einige tau— 
ſend Familien oder auch einige ganze Provinzen dem Grund— 
ſatze der Legitimität fortwährend huldigen, das iſt hier wie dort 
von geringem Belang. Die Geſtalt und das Schickſal der 
Staaten im Ganzen und Großen wird nur durch maſſenhaft 
wirkende Kräfte beſtimmt, und wo immer irgend welche Kräfte 
ſich maſſenhaft ſammeln da werden fie ſich Einfluß und Gel— 
tung ſchaffen im Staat. N 

Der regelmäßige Verlauf des ſtaatlichen Lebens in auf— 
ſteigender Linie bringt eine fortwährende Vermehrung derjenigen 
Kräfte mit ſich welche unter der Bezeichnung von Intelligenz 
und Wohlſtand zuſammengefaßt worden find. Beide wachſen 
gleichzeitig in die Höhe und in die Breite, in die Breite viel— 
leicht weniger raſch als in die Höhe, aber um deſto ſtätiger. 
Dieſe allmälige Verbreitung der Bildung und des Wohlſtandes 
liefert die Schlüſſel zu jenem ariſtoteliſchen Geſetze, demzufolge 
die öffentliche Gewalt aus der Hand eines Einzigen in die 
Hand Einiger und zuletzt in die Hand Vieler übergeht. Bil— 
dung und Wohlſtand werden für eine Volksklaſſe nach der ans 
dern die Brücke zur politiſchen Macht, und es giebt kein anderes 
Mittel den immer neuen Zudrang zur Theilnahme an der 
Uebung der öffentlichen Gewalt zu verhindern als die Ver— 
ewigung der Unwiſſenheit und der Armuth. 


IV. 
Nevolution und hiſtoriſches Necht. 


Ein beredter Wortführer des Conſervativismus hat die 
Revolution umſchrieben als das Beſtreben den menſch— 
lichen Willen an die Stelle des göttlichen Geſetzes 
zu ſtelleu. Dieſe Definition iſt ſofort zum Partheiſchlagworte 
geworden. In der That konnte das unbedingte Verwerfungs— 
urtheil gegen die Revolution nicht härter ausgedrückt werden 
als durch jenen Gegenſatz. Eine wiſſenſchaftliche Formel in— 
deſſen ſoll nicht bloß ſcharf, ſondern auch brauchbar ſein. 
Die Erkenntniß des Weſens der Revolution wird durch deren 
Bezeichnung als Auflehnung gegen das göttliche Geſetz um 
nichts gefördert, ſofern nicht zugleich feſtgeſtellt wird was das 
göttliche Geſetz in Sachen des Staats denn eigentlich vorſchreibt. 
Dieſe Feſtſtellung iſt aber lediglich Sache der Kirche, und mit 
der Berufung auf das göttliche Geſetz dankt die Staatswiſſen— 
ſchaft ab zu Gunſten der Theologie. Immerhin. Alſo die kirch— 
liche Autorität ſoll die Frage vom Weſen der Revolution ſchließ⸗ 
lich entſcheiden. Demnach bleibt nur noch die rechte Autorität 
zu ermitteln. Iſt es die der kaiſerlichen Hoftheologen oder die 
des Cardinalcollegiums, die von Wittenberg oder die von Genf, 
die der Independenten oder die der Episkopalen, die ee 
oder die Marianas? 

Mit andern Worten, die Definition um welche es ſich 
handelt iſt mehr geeignet den Begriff der Revolution zu ver— 
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wirren als ihn aufzuklären, und höchſtens für den Ultramonta— 
nismus brauchbar, der in Rom das lebendige Organ des gött— 
lichen Geſetzes ſieht. 

Revolution iſt dem Wortlaute nach Umſturz be beftehenden “ 
Staatszuſtände. In dieſem Sinne find eine erfolgreiche Ver— 
ſchwörung, ein ſiegreicher Aufſtand, ein gelungener Staatsſtreich, 
die, Losreißung oder auch die Eroberung einer Provinz nur 
verſchiedene Formen der Revolution, deren weſentliche Merkmale 
und Wirkungen in keinem dieſer Fälle fehlen — Revolution 
findet überall ſtatt, wo eine neue Thatſache gewaltſam eingreift 
in den jeweiligen ſtaatlichen Beſtand, in die geltende Regel > 
öffentlichen Lebens. 

Jener Conſervativismus indeſſen welcher die Revolution 
als Empörung gegen das göttliche Geſetz brandmarkt, hat dabei 
vorzugsweiſe oder ausſchließlich die Auflehnung des Volks gegen 
die Regierungsgewalt im Auge, und je härter er dieſe Form 
der Revolution verdammt, deſto nachſichtiger pflegt er gegen die 
übrigen Formen derſelben zu ſein. Auf der andern Seite fehlt 
es eben ſo wenig an Partheilichkeit im umgekehrten Sinne. 
Jede Parthei beurtheilt die revolutionären Erſcheinungen der 
Geſchichte von ihrem eigenen. Standpunkte aus, und nach Maß— 
gabe ihrer beſondern Intereſſen, und nur darin find alle Par— 
theien einig, daß ſie für die eine Form der Revolution lebhaftes 
Lob, oder doch ſtillſchweigenden Beifall, für die andere bittern 
Tadel und ſtrenges Verdammungsurtheil haben. 

Dies iſt auch keinesweges, wie wohl behauptet worden, 
eine Inconſequenz, ſondern eine rechtmäßige Geltendmachung der 
Individualität, die ſich nicht gedanken- und willenlos an die 
nackte Thatſache hingeben will und fol. 

Denn eine Thatſache iſt die Revolution, und kein Prin⸗ 
cip, weder ein gutes noch ein böſes. Aber auch der ſtaatliche 
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Beſtand den die Revolution durchbricht, iſt an und für ſich 
lediglich eine Thatſache, ohne nothwendigen Zuſammenhang mit 
irgend einem guten oder böſen Princip. Das Recht, die Sitt— 
lichkeit, das Gemeinwohl können im Kampfe jener beiden That— 
ſachen auf der einen oder auf der andern Seite ſein; das Urtheil 
über die Revolution gilt deſhalb immer nur für den ein— 
zelnen Fall. f 

Die innere und die äußere Geſchichte der Staaten bildet 
in ihren Epochen eine ſelten unterbrochene Kette von Gewalt: 
handlungen durch welche die beſtehenden öffentlichen Verhält— 
niſſe geſtört und verändert wurden, und deren revolutionärer 
Charakter, im allgemeinen Sinne des Wortes, für eine ehr— 


liche Auffaſſung nicht zweifelhaft fein kaun. Jeder Wendepunkt 


in der Geſchichte der Staaten wird durch das Auftreten einer 
neuen Kraft bezeichnet, welche ſich gewaltſam Platz ſchafft im 
ftaatlichen Leben und die demſelben damit einen neuen Schwung 
oder eine neue Richtung giebt. Nur doktrinäre Verſchrobenheit 
kann den Verſuch machen den Urſprung der Revolution auf ein 
beſtimmtes Ereigniß oder Kalenderjahr zurückzuführen. Selbſt 
in jenem engern Sinne des Wortes, welcher bloß die vom 
Volke gegen ſeine Regierung gerichtete Gewalt begreift, iſt die 
Revolution beinah ſo alt wie der Staat. Allerdings trägt 
jedes revolutionäre Ereigniß das Gepräge ſeines Jahrhunderts, 
allerdings wechſelt die Revolution mit den Zeiten ihre Fahnen, 
ihre Wahlſprüche und ihre Waffen; abgeſehen aber von allen 
Aeußerlichkeiten war die Vertreibung der Tarquinier eine Wir— 


kung des nämlichen Geiſtes der die Stuarts und die Bour⸗ 


bons geſtürzt hat — des Geiſtes der politiſchen Selbſtbeſtim— 
mung des Volkes gegenüber einem ſich vom Volkswillen unab— 
hängig glaubenden Königthum. Auch das iſt nicht neu daß 
dieſer dem gegenwärtigen Jahrhundert ſo bitter vorgeworfene 
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Geiſt ein ganzes Zeitalter und einen ganzen Erdtheil beherrſcht. 
Vor zweitauſend Jahren wurde ein ſolches Königthum in ganz 
Europa fo wenig geduldet daß es der Mehrzahl der europälz 
ſchen Völker kaum dem Namen und dem Begriffe nach bekannt 
war, und wo es demſelben gelang ſich irgend einem Staate 
vorübergehend aufzudringen, da galt ſeine Herrſchaft * das 
größte Unglück und die größte Schmach. : 

Bei geſchichtlichen Rückblicken dieſer Art erſcheint die Idee 
des hiſtoriſchen Rechts welche der Conſervativismus der Revo— 
lution entgegenſtellt in einem ſehr zweideutigen Lichte. „Das 
hiſtoriſche Recht hat kein Datum,“ ſagte ein hochconſervativer 
Redner in der Paulskirche. Was aber kein Datum hat das 
iſt nicht hiſtoriſch. Richtiger könnte man ſagen: das hiſtoriſche 
Recht hat jedes beliebige Datum. In jedem größeren Zeitab— 
ſchnitte der Vergangenheit haben andere Geſetze des öffentlichen 
Lebens gegolten, ſo daß es keiner Parthei ſchwer fallen kann 
das ihr zuſagende Recht in irgend einem Jahrhundert als 
hiſtoriſches wiederzufinden. Das deutſche Staatsweſen zum 
Beiſpiel hat im Laufe der Zeiten, bei aller Schwerfälligkeit 
der deutſchen Volksart, ſo große und vielfache Wandlungen 
erfahren, daß die Geſchichte deſſelben faſt jedem politiſchen Sy— 
ſteme Stützpunkte bietet, daß ſich in den verſchiedenen Perioden 
derſelben Analogien beinahe für jede beliebige Verfaſſungs— 
und Regierungsform finden laſſen. Nichts wäre überflüſſiger 
als die Beibringung von Belegen für dieſen Satz. Als ſicherer 
Boden zur Feſtſtellung des Begriffs des hiſtoriſchen Rechts 
ſcheint demnach nur die Gegenwart übrig zu bleiben. Der 
grundſätzliche Conſervativismus wird ſich indeſſen am ſchwerſten 
dazu verſtehen das jeweils geltende Geſetz, ohne Rückſicht auf 
„ſeinen Urſprung und beſonders auf feinen Inhalt, als hiſtori— 


ſches Recht anzuerkennen, deſſen Begriff in 3 Auffaſſung 
. . , Grundſätze der Realpolitik. 
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allerdings feinen juriſtiſchen Werth, aber wenig oder gar keine 
ſüitliche und philoſophiſche Bedeutung hat. 

Es giebt jedoch noch einen andern Weg den Begriff des 
hiſtoriſchen Rechts zu finden: die Vergleichung der verſchiedenen 
geſchichtlichen Rechtszuſtände eines Volls, und die Ausſonderung 
der ihnen allen gemeinſamen Beſtandtheile. Dieſes Verfahren 
iſt jeden Falls das richtigſte, kommt aber am ſeltenſten zur 
Anwendung, weil es nicht bloß ſchwierig, ſondern auch ziem— 
lich undankbar iſt. Undankbar zunächſt inſofern als der Par— 
theigeiſt ſich nur geringe Dienſte davon verſprechen kann. Das 
Bleibende im Wechſel der ſtaatlichen Zuſtände iſt nämlich der 
Ausdruck des innerſten Weſens des Volks, und das eigentliche 
Weſen des Volks entſpricht dem Geiſte keiner Parthei, aus 
dem einfachen Grunde weil jede Parthei nur ein Theil des 
Volks iſt, und nur eine Seite deſſelben darſtellt. Undankbar 
iſt jenes Verfahren aber auch in ſo fern als ſich die recht— 
liche Natur die Ergebniſſe deſſelben um deſto mehr verflüchtigt 
je ſorgfältiger es angewendet wird, ſo daß als ſchließliches 
Reſultat kaum etwas Anderes übrig bleibt als ein ethnogra— 
phiſcher Begriff, die Volksthümlichkeit, die ſich für ein 
ſcharfes Auge auch auf kürzerm Wege als dem einer müh— 
ſeligen geſchichtlichen Vergleichung finden läßt. 

Damit ſoll indeſſen keine allgemein durchgreifende Be— 
i hauptung aufgeſtellt ſein. Es kommt allerdings vor daß dies 
oder jenes Volk an gewiſſen öffentlichen Einrichtungen ſo be— 
harrlich feſthält, oder fo regelmäßig zu denſelben zurückkehrt, daß 
ſie ſich als unabänderlicher Ausdruck der Volksnatur darſtellen, 
und dieſer Unabänderlichkeit wegen einen ſelbſtſtändigen Werth 
haben. Wenn nun ſolche ſtark hervortretende Züge der Volks— 
natur mit dem Namen des hiſtoriſchen Rechts belegt werden, 
ſo iſt dieſe Bezeichnung zwar keine ſehr paſſende, jeden Falls 
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aber bildet das hiſtoriſche Recht in dieſer uneigentlichen Bedeu— 
tung allerdings ein Princip gegen welches keine noch ſo ge— 
waltſame Thatſache aufkommt. Mit andern Worten, das Volk 
ſelbſt vermag nichts gegen ſeine eigene Natur. 

Der politiſche Werth, der rechtliche Charakter, die ſittliche 
Würdigung der Revolution ſind mannigfach bedingt durch deren 
Urſachen und Wirkungen und die fie begleitenden Umſtände. 
Die Beweggründe der Revolution, die Kräfte welche ihr zu 
Gebot ſtehen, die Mittel welche ſie anwendet, ihre Zwecke, 
und beſonders ihr Erfolg, und zwar nicht der augenblickliche, 
ſondern der dauernde Erfolg, ſind unabweisliche Momente für 
die Beurtheilung derſelben. An den bloßen Namen oder den 
nackten Begriff der Revolution läßt ſich vernünftiger Weiſe gar 
kein Urtheil knüpfen, geſchweige denn Abſcheu oder Bewun— 
derung. Der Aberglaube welcher der Revolution unbeſehen 
ſeine Huldigungen darbringt, welcher die Revolution für un— 
fehlbar hält, und blindlings die größten Segnungen des öffent— 
lichen Lebens von ihr, und vielleicht nur von ihr erwartet, 
dieſer Aberglaube iſt jeden Falls nicht minder widerſinnig, als 
die Abgötterei die man auf andrer Seite mit dieſer oder jener 
hiſtoriſchen Ueberlieferung treiben mag. Widerſinnig iſt es 
überdies aus der zum Princip erhobenen Volksſouveränetät eine 
Art höherer Weihe für die Revolution ableiten zu wollen. Wer — 
den Hergang der Revolution einigermaßen beobachtet, dem iſt 
es nicht zweifelhaft daß dieſelbe faſt immer von einer rüftigen 
Minderheit ausgeht und durchgeführt wird. Die ſchlaffere 
Mehrheit verhält ſich dabei in der Regel unthätig, gleichgültig 
und ſtumm. Wie wenig man aber aus einer ſolchen paſſiven 
Haltung eine Zuſtimmung folgern dürfe, iſt durch weltbekannte 
Beiſpiele dargethan. Das letzte und ſchlagendſte derſelben ge— 
hört der jüngſten Geſchichte Frankreichs an. Ein Theil der 
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Pariſer Bevölkerung ſtürzte den Thron Louis Philipps, und 
Frankreich ließ es geſchehen, Frankreich ſchien ſtillſchweigend 
einverſtanden mit der Februarrevolution. Sobald man dem 
franzöſiſchen Volke aber Gelegenheit bot ſeine Stimmen abzu— 
geben, erklärte es ſich mit großer Mehrheit gegen die Republik; 
die Volksſouveränetät in Frankreich hat binnen vier Jahren 
durch vier allgemeine Abſtimmungen beharrlich gegen die in 
ihrem Namen ausgeführte Revolution und gegen die daraus 
hervorgegangene Staatsordnung proteſtirt. 

Als wichtiges Moment für die Beurtheilung der Revolution 
iſt der Erfolg genannt worden. In der That hat der Erfolg 
jeder Zeit einen großen Einfluß auf das Urtheil ausgeübt, 
welches Mit- und Nachwelt über revolutionäre Ereigniſſe gefällt 
haben. Soll dieſes Einfluſſes wegen das Urtheil des Men— 
ſchengeſchlechtes als ein incompetentes oder beſtochenes für 
nichtig erklärt werden? In dieſem Falle wäre zunächſt die 
höhere Inſtanz zu ermitteln, welcher die Nichtigkeitserklärung 
zuſteht, bis dahin aber daß ſie gefunden worden, würde der 
Spruch der Geſchichte wohl aufrecht zu erhalten ſein. 

Bei näherer Betrachtung wird indeſſen die Rechtmäßigkeit 
des Einfluſſes völlig klar welchen der revolutionäre Erfolg auf 
die öffentliche Meinung ausübt. Die Revolution hat zwei vor— 
zugsweiſe wichtige Seiten, die ſittliche und die politiſche, von 
denen bald die eine bald die andere überwiegt, aber ſelten fo 


entſchieden daß ſie allein im Stande wäre das geſchichtliche 


Urtheil zu beſtimmen. Um vor dieſem Urtheil zu beſtehen, 
bedarf die Revolution einmal der ſittlichen Rechtfertigung ihrer 
Beweggründe und Zwecke, und zweitens des Nachweiſes der 
hinreichenden politiſchen Kräfte und Mittel. Die Führung die— 
ſes Nachweiſes geſchieht durch den Erfolg. Der Erfolg iſt die 
Probe durch welche die revolutionäre Kraft ſich ſelbſt und ihren 
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Beruf bewähren muß. Mit dem Erfolge ift die Revolution 
der Sieg der ſtärkern Kraft über die ſchwächere, und alſo die 
politiſche Rechtfertigung ihrer ſelbſt; ohne den Erfolg fft- die 
Revolution die Auflehnung der ſchwächern Kraft gegen die 
ſtärkere, und alſo die politiſche Verurtheilung ihrer ſelbſt. Der 
Erfolg iſt allerdings unfähig die ſittlichen Mängel der Revo⸗ 
lution zu decken, eben fo wenig aber kann eine erfolgloſe 
Revolution durch ihren ſittlichen Charakter politiſch gerecht— 
fertigt werden. 

Indeſſen es giebt Fälle in denen die Revolution der 
politiſchen Rechtfertigung durch den Erfolg nicht bedarf. Wo 
die unbedingte ſittliche Pflicht befiehlt, wie wenn es gilt das 
Nationaldaſein zu retten oder zu rächen, da kommt der Erfolg 
nicht in Frage, ſondern nur die Art und Weiſe der Vollziehung 
des Gebotes. Ein ſolches Unternehmen verlangt zu ſeiner 
Rechtfertigung nichts als den großen Entſchluß und die große 
That. Zaghaftigfeit freilich, kleinliche Mittel und halbe Maß— 
regeln ſchänden auch den heiligſten Zweck. Wenn. aber Nu⸗ 
mantia, zu ſchwach das römiſche Joch zu brechen, ſtark genug 
iſt um in Blut und Flammen unterzugehen, dann beugt ſich 
die Geſchichte in Ehrfurcht an ſeinem Grabe. Und wehe jedem 
Verſuche einen ſolchen Ausgang als Beweis zu wee 
gegen die That! 

Der Maßſtab des Erfolges darf, wie en bemerkt wor⸗ 
den, nicht an die augenblicklichen, ſondern er muß an die 
dauernden Wirkungen der Revolution gelegt werden. Es kommt 
nicht darauf an wie viel Boden die Revolution im erſten An— 
lauf gewinnt, ſondern wie viel Boden ſie ein für alle Mal 
behauptet. Der erſte Anlauf geht gewohnlich mehr oder weni— 
ger weit über dieſes eigentliche Machtgebiet der Revolution 
hinaus, und danach beſtimmt ſich die Nothwendigkeit und das 
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Maß der regelmäßig eintretenden Reaktion. Die Reaktion iſt 
die Wiederergreiſung des Machtbeſitzes, aus welchem der In— 
haber nicht durch einen wirklich Mächtigern, ſondern durch bloßen 
Ueberfall verdrängt worden iſt. Daß die Reaktion ihrerſeits 
die Gränzen ihres Machtgebietes gleichfalls zu überſchreiten 
pflegt, liegt in der Natur der Sache, und iſt die Haupturſache 
der Verlängerung revolutionärer Zuſtände. Das vom Kriege 
vielfach gebrauchte Wort: man weiß wann man ihn anfängt, 
aber nicht wann man ihn beendet, gilt mit noch ſchwererer 
Bedeutung von der Revolution. Ein lang dauernder Revolutions— 
zuſtand bringt noch größere Gefahren mit ſich als ein lang 
dauernder Krieg, womit denn freilich nicht geſagt iſt, daß nicht 
die größte Revolutionsgefahr dem ſichern Verderben vorzuziehen 
ſei, das eines Volkes wartet deſſen ſtaatliche Verhältniſſe in 
eine Zwangsanſtalt ausgeartet ſind, in welcher Leib und Seele 
verkrüppelt. 


Die lange Dauer revolutionärer Zuſtände iſt das un— 


trügliche Merkmal des Mangels einer überwiegenden ſtaatlichen 


Macht und eines einheitlichen Volksgeiſtes; ſie zeugt von der 
äußerſten Zerſplitterung und Feindſeligkeit der Kräfte, auf deren 
maſſenhafter Vereinigung zu einer achtunggebietenden und Ge— 
horſam erzwingenden öffentlichen Gewalt der Staat beruht. 
Durch die Zerſplitterung der Kräfte verliert der Staat den 
Boden unter den Füßen. Dies iſt die eigentliche Revolutions— 
gefahr. Wenn an die Stelle einer altersſchwach gewordenen 
Staatsgewalt eine neue tritt, welche die erforderlichen Kräfte 
beſitzt um den übernommenen Beruf zu erfüllen, ſo wird die 
revolutionäre Erſchütterung, welche dieſen Wechſel begleitet, vor— 
zugsweiſe wohlthätige Wirkungen in dem geſellſchaftlichen Kör— 
per hervorbringen. Anders wenn der Beſitz und die Hand— 
habung der öffentlichen Gewalt zwiſchen verſchiedenen Bewerbern 
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ſtreitig iſt, von denen keiner eine entſchiedene Ueberlegenheit 
über den andern geltend zu. machen weiß. In einem ſolchen 
Falle geht die Gewalt unſtät von Hand zu Hand, verdraͤngen 
die verſchiedenſten Grundſätze, Syſteme, Methoden und Per— 
ſonen einander in raſcher Folge, iſt keine Einrichtung und kein 
Intereſſe des kommenden Tages gewiß. Damit wird nicht 
bloß der Staat zerrüttet und der öffentliche Wohlſtand unter— 
graben, ſondern auch, was ſchlimmer iſt als Beides, die Ge— 
ſellſchaft demoraliſirt. a 

Einem Volke welches ſich in ähnlicher Lage befindet 
bleibt nichts Beſſeres übrig als ſich der erſten beſten Gewalt 
in die Arme zu werfen welche feſt genug auftritt um einiges 
Zutrauen zu erwecken, und dieſer Gewalt, ohne viel nach ihrem 
Urſprung und Charakter zu fragen, eine möglichft große Summe 
der eignen, der Volkskräfte, zu Gebote zu ſtellen. Das iſt es 
denn auch, was bei allen Völkern geſchieht die noch nicht zum 
Untergange reif find. Ohne deutliche Einſicht, ohne Berechnung, 
unwillkürlich, nur vom dunkeln Selbſterhaltungstriebe geleitet, 
ſucht und findet das Volk den Ausgang aus dem Revolutions— 
labyrinthe, oder doch wenigſtens einen Nuhepunft, in der Dik— 
tatur, fei es eines Mannes, ſei es einer Partheſ. Die Diktatur 
iſt der vertragsmäßige Abſolutismus, der Abſolutismus auf 
Kündigung; ihre Unſicherheit iſt die Kehrſeite ihrer Anomalie. 
Daß aber die Diktatur nicht der ſchlimmſte Ausgang ſei den 
die Revolution nehmen kann, zeigt das Beiſpiel von Polen — 
eine furchtbare Warnung für jedes Volk in welchem das In— 
tereſſe der Parthei die Oberhand zu en droht über das 
Intereſſe der Nation. 

Wie ſehr man nun auch die Revolution e oder 
haſſen möge, man kann ehrlicher Weiſe nicht läugnen daß ſie 
ein Hauptfaktor der bisherigen Geſchichte des europäiſchen 
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Menſchengeſchlechtes geweſen. Ohne die neuen Quellen welche 


ihn die Revolution fort und fort zugeführt, läge das Bette. 


des europͤiſchen Geſchichtsſtromes vielleicht ausgetrocknet da, 


im todten Meere der Ueberlieferung. Ohne die friſchen Triebkräfte ° 


+ 


wären feine lebendigen Fluthen wohl ſchon längſt untergegangen 


welche ihm je und je die Revolution gegeben, wäre unſer ſtaat— 
licher Organismus vielleicht in chineſiſcher Weiſe erſtarrt und 
verſteinert. Wie dem indeſſen auch ſei, die europäiſche Staaten— 
welt, die eigentliche Trägerin der menſchheitlichen Kultur, iſt 
was ſie iſt, und was ſie ſeit Jahrhunderten war, nur unter 
Mitwirkung der Revolution geworden, und daß ſie ſich ohne 
dieſe Mitwirkung gedeihlicher entwickelt haben würde iſt eine 


Behauptung die ſchwerlich irgend Jemand auf feine Verant— 


wortung zu nehmen wagt. Kein Staat in Europa deſſen 
geſchichtliche Schickſale und deſſen heutige Geſtalt nicht durch 
jenen Einfluß weſentlich bedingt wären. Kein Staat in Europa 
deſſen Mutter oder Amme nicht die Revolution geweſen, von 
dem mächtigen Zaarenreiche an welches aus der Empörung 
Iwan Waſiljewitſch's gegen die legitime Herrſchaft der Tarta— 
ren hervorging, bis zu dem winzigen Fürſtenthum Montenegro 
das den Aufruhr gegen den legitimen Oberherrn zu Conſtanti— 
nopel in den jüngſten Tagen unter dem wirkſamen Beiftande 
Oeſtreichs durchſetzte. 

Angeſichts dieſes Thatbeſtandes bleibt von dem hiſtoriſchen 
Rechte der Schule ſchwerlich etwas Anders übrig als eine 
Redensart, die den Stoff zu gelehrten Spielereien, und außer— 
dem etwa den Vorwand zu einer Politik hergeben mag, wie ſie 


Ludwig XIV. durch ſeine Reunionskammern, Friedrich II. durch 


den ſchleſiſchen Krieg, und das Miniſterium Manteuffel durch 
ſeine „Reaktivirungen“ geübt hat. 


— en 
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Die Nation iſt ein genealogiſch-geſchichtlicher, das Volk 
hingegen ein rein politiſcher Begriff. Das Volk beſteht nur 
im Staate und durch den Staat, entweder als 'die Geſammt— 
heit der Staatsangehörigen, oder im engern und politiſch wich— 
tigern Sinne des Wortes als die große gage Gruppe 
der Negierten gegenüber den Regierenden. 

Dieſer Gegenſatz erhalt die höchſte Bedeutung durch den 
Kampf um den Beſitz der öffentlichen Gewalt welcher ſich durch 
die ganze europäiſche Geſchichte hindurchzieht, und der das ge— 


genwärtige Jahrhundert mehr als irgend ein vorhergegangenes 


bewegt. Die Regierten verlangen einen Antheil an der Re— 
gierung, der ihnen von den Regierenden fo lange wie möglich) 
verweigert wird, und deſſen endliche Gewährung ſofort neue 


Forderungen zur Folge hat. Mit einem Worte, bewußt oder 
unbewußt ringt die Zeit nach der Ausgleichung des Gegenſatzes 


zwiſchen Regierten und Regierenden — die Selbſtregierung iſt 
das mehr oder weniger deutlich erkannte Endziel der politiſchen 
Beſtrebungen des Volks. 

Die Aufgabe der Selbſtregierung verbindet die Negterten 
zu einem von einem mächtigen Geſammtintereſſe verbundenen 
Körper. Mögen einzelne Glieder dieſem Geſammtintereſſe den 
Dienſt verſagen und eutgegenwirken, die Menge dient demſelben 
hier planmäßig, dort ohne es zu wiſſen und zu wollen. Die 


= 
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bisherigen Erfolge dieſer formloſen und ſtillſchweigenden Bun— 
desgenoſſenſchaft ſind keineswegs gering anzuſchlagen. Der 
erſte und wichtigſte Erfolg derſelben iſt ihre. Selbſterzeugung 
unnd ihr Beſtehen. Anfangs mehr geahnt als begriffen hat ſich 


der Gedanke der Selbſtregierung nach und nach zum öffentlichen . 


Bewußtſein durchgerungen, aus dem Beſitze weniger Köpfe iſt er 
in das Eigenthum der Maſſe übergegangen, vom Katheder aus 
hat er ſich in die Amtsſtuben und hie und da ſogar in die 
Miniſterien eingeſchlichen. Gleichzeitig mit dem Umfange der 
Bundesgenoſſenſchaft wuchs ihr mittelbarer Einfluß und ihre 
unmittelbare Wirkungskraft. Stück um Stück ſind die Ueber— 
bleibſel der Herrenrechte des Mittelalters von ihr zerſtört, ſie 
hat den Grund und Boden von ewigen Laſten befreit, ſie hat 
dem Volke einen namhaften Antheil an Recht und Gericht 


zurückverſchafft, ſie hat mit nackten Händen wenn nicht die 


Preßfreiheit erobert, doch die Cenſur entwaffnet, fie hat Staats— 
verfaſſungen und, was vielleicht mehr werth iſt, Gemeinde— 
ordnungen geſchaffen, welche wenigſtens als Uebungsplätze für 
den Geiſt der Selbſtregierung ihre Bedeutung. haben — ſie 
hat allerdings auch Niederlagen erlitten, die Capitulationen die 
ſie erzwungen ſind oft gebrochen, aber ſie iſt nach jeder Nieder— 
lage ſtärker wieder aufgeſtanden und hat aus jedem Vertrags— 
bruch ihrer Gegner neue Kräfte geſchöpft. Kurz der Geiſt der 
Selbſtregierung hat im langſamen, mühevollen Fortſchritte eine 
Stellung gewonnen in welcher er, aller Verluſte der jüngſten 
Zeit ungeachtet, ein beträchtliches Gebiet beherrſcht, und die ihm 
noch größere Eroberungen in der Zukunft zu verbürgen ſcheint. 

Nichts widerſtreitet dem Intereſſe der Selbſtregierung ſo 
ſehr wie die Erkünſtelung von Gegenſätzen innerhalb des Vol— 


kes welches durch daſſelbe verbunden wird. Wenn der welcher 


herrſchen will vor allen Dingen theilen muß, ſo hat der wel— 
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cher nicht beherrſcht ſein will keine dringendere Aufgabe als 
ſich mit Denen zu einigen die mit ihm in gleicher Lage ſind. 
Eine im Namen des Volks auftretende Politik welche damit 
anfängt innerhalb des Volks nach dem eigentlichen Volle zu 
ſuchen, ſetzt ſich demnach durch ihren erſten Schritt- in offenen 
Widerſpruch mit den wichtigſten derjenigen Intereſſen, deren 
Vertreterin ſie ſein will; ſie zerſplittert ſo viel an ihr iſt die 
Kräfte auf deren Sammlung es vor allen Dingen ankommt. 
Die Frage nach dem wahren, dem eigentlichen Volle 
pflegt allen Partheien ſehr geläufig zu fein, und jede Parthei 
findet das wahre, das eigentliche Volk da mo fie ihre 
eigenen Anſichten, oder wenigſtens bereitwillige Werkzeuge für 
ihre Zwecke findet. Der militäriſche Abſolutismus neunt das 
. Heer die „Elite“ des Volks, das patriarchaliſcht Regiment 
pflegt den ſchwerfälligen Baueruſtand altgläubiger Provinzen 
den Kern des Volks zu heißen, die Bureaukratie ſicht das ächte 
Volk vorzugsweiſe in dem ſpießbürgerlichſten Theile der Städte 
bewohner, die conſtitutionelle Parthei läßt nur den wohlhaben— 


den und gebildeten Mittelſtand als eigentliches Volk gelten, 


und die Demokratie iſt ſehr geneigt einen Jeden vom Volke 
auszuſchließen der nicht dem Proletariat angehört, oder ſich 
nicht wenigſtens zu dem Proletariate hält. Solcher Auffaſſung 
entſprechend iſt es denn nicht ſelten vorgekommen, daß die Zu— 
hörerſchaft auf der Gallerie eines Parlamentsſaalts die Rolle 
des Volks für ſich in Anſpruch nahm, oder daß man eine 
Verſammlung von etlichen hundert oder tauſend Perſonen ohne 
Weiteres im Namen des Volks Erklärungen abgeben, Forde— 
rungen ſtellen, Beſchlüſſe faſſen ließ, für deren Beglaubigung 
als Volksbeſchlüſſe u. ſ. w. dann eben jene Formel als voll— 
kommen hinreichend gelten ſollte. 

Durch ſolchen Mißbrauch iſt der Name des Volkes einiger— 


— 
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maßen entwerthet, und ſchwierigen Gebrauchs geworden, waͤh— 
rend der Begriff des Volkes zu den inhaltſchwerſten gehört 
welche die Politik überhaupt zu handhaben hat. Das Volk 
iſt keine Parthei und gehört keiner Parthei an. Wenn es 
allerdings Lagen giebt in denen ein Bruchtheil des Volks im 
Namen des Volks zu ſprechen und zu handeln berufen ſein 
mag, wenn Augenblicke eintreten in denen eine Handvoll Men— 


ſchen die Befugniſſe der Geſammtheit für ſich in Auſpruch neh— 


men und ausüben darf, ſo finden dieſe Fälle doch nur innerhalb 


gewiſſer ſeltener Kriſen ſtatt, und die unentbehrliche Probe 


ihres nicht bloß eingebildeten ſondern wirklichen Vorhanden— | 


ſeins iſt der Erfolg. 

Das Beſtreben die künſtlichen Gegenſätze innerhalb 
des Volkes aufzuheben ſchließt die Anerkennung gewiſſer na— 
türlicher Unterabtheilungen deſſelben nicht aus. Solche 
Unterabtheilungen können auf den verſchiedenartigſten Einthei— 


lungsgründen beruhen, auf der Oertlichkeit, auf der Beſchäf— 


4 


tigungsweiſe, auf dem Wohlſtande u. ſ. w. Auch daß die 


politiſche Bedeutung der damit gefundenen Volksklaſſen eine 


verſchiedene ſei, verſchieden der Art wie dem Grade nach, kann 
unbeſchadet der Einheit des politiſchen Geſammtintereſſes des 


„Volkes anerkannt werden. Dieſes Geſammtintereſſe ſelbſt fordert 


fogar daß die Selbſtregierung, die den Hauptgegenſtand deſſel— 
ben bildet, nach Maßgabe der Verſchiedenheit an Kräften und 
Fahigkeiten auf die verſchiedenen Klaſſen des Volks vertheilt 
werde. Wo politiſche Tüchtigkeit ſich findet, da ſoll ſie in der 
geeigneten Weiſe verwendet werden, wo ſie aber nicht vorhan— 
den iſt, da iſt es vergeblich ſie vorauszuſetzen oder zu erdichtenz 
im Gegentheil, man kann dem Intereſſe der Selbſtregierung 


keinen ſchlimmern Dienſt erweiſen als dadurch daß man daſ— 


ſelbe in unfähige Hände legt, und damit den thatſächlichen 
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Beweis von der Unmöglichkeit der Selbſtreglerung und von der 
Nothwendigkeit des Regiertwerdens liefert. 5 

Ein Mittelglied zwiſchen Regierung und Volk iſt die 
Ariſtokratie. Sie hat kraft Vorrechtes und ſelbſtſt än— 
diger körperſchaftlicher Macht einen gewiſſen Antheil an der 
Regierungsgewalt, oder doch allerwenigſtens eine gewiſſe auto— 
nomiſche Stellung die ſie vom Regiertwerden mehr oder 
weniger entbindet. Die aͤchte Ariſtokratie iſt diejenige welche 
nach oben wie nach unten hin gleich mächtig eingreift, welche 
das Volk hebt und die Regierung trägt, welche mit dem 
Staate dergeſtalt verwachſen iſt daß ſie in der Vergangenheit 
deſſelben ihre ſtarken Wurzeln, in feiner Gegenwart ihre geſunde 
Krone hat. Eine ſolche Ariſtokratie bringt, wie jede menſch— 
liche Einrichtung, gewiſſe Nachtheile mit ſich, unter denen es. 
nicht der geringſte iſt, daß ihr Vorrecht der Fortbildung des 
politiſchen Rechtes überhaupt eine eiſerne Schranke entgegen- 
zuſtellen pflegt, innerhalb deren das Staatsleben nicht ſelten 
verkrüppelt oder erſtarrt. Außerdem liegt die Gefahr ſehr nahe 
daß dies Vorrecht im Dienſte des gemeinen Eigennutzes ge— 
mißbraucht werde, und damit die ſittliche Herabwürdigung der 
Ariſtokratie nicht nur, ſondern auch der öffentlichen Gewalt 
ſelbſt zur Folge habe. 

Deſſen ungeachtet iſt die ächte Ariſtokratie von unermeß⸗ 
lichem Werthe für den Staat welcher ſie beſitzt. In ihr ruht 
eine feſte Bürgſchaft der dauernden politiſchen Größe und Macht 
— die einzige Bürgſchaft, welche ſich im Verlaufe der bis— 
herigen Geſchichte als ſicher bewährt hat. Wo immer ein 
Staat aus kleinen Anfängen groß geworden, wo immer ein 
ſchwaches Volk eine ſtarke Politik geübt, wo immer eine Vers 
faſſung im langſamen ſtätigen Wachsthum Jahrhunderte über— 
dauert, da war die Ariſtokratie die Hauptträgerin dieſer Ver 
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faſſung, dieſer Politik, dieſes Staates. Die ächte Ariſtokratie 
ſelbſt, fo lange ſich ihre innere Lebensfähigkeit noch nicht er— 
ſchöpft hat, iſt durch äußere Kräfte kaum zu zerſtören. Man 
kann ſie ſtürzen, plündern, in die Verbannung treiben, um aber 
ihrer Ueberwindung ſicher zu fein müßte man fie ausrotten bis 
auf den letzten Mann; ſo lange ſie in ihren Gliedern fortbeſteht 
braucht es nur eines Wellenſchlages der Geſchichte um fie aus 
der Tiefe wieder auf den Gipfel emporzuheben. 

Eine achte und lebenskräftige Ariſtokratie beſeitigen zu 
wollen iſt demnach ein höchſt unpolitiſches und zugleich ziemlich 
hoffnungsloſes Unternehmen. Noch unpolitiſcher wo möglich, 
und auf jeden Fall gänzlich hoffungslos würde der Verſuch 
ſein einer abgeſtorbenen Ariſtokratie friſchen Athem einzublaſen, 
oder eine neue Ariſtokratie in der Staatskanzlei auszuarbeiten. 
Denn daß ſie ſich ſelbſt erzeugt, daß fie auf eignem 
Rechte und eigner Macht daſteht, ſelbſtſtändig und doch orga— 
niſch mit der Staatsgewalt verwachſen, das iſt, wie ſchon be— 
merkt, der eigentliche Grundzug im Weſen der Ariſtokratie. 

Die weiland deutſche Ariſtokratie welche ſich, von der Reichs— 
ritterſchaft aufwärts, in reicher Gliederung bis zur kaiſerlichen 
Majeſtät emporgipfelte, der ächte Adel deutſcher Nation iſt ſeit 
Jahrhunderten in Verfall gerathen, und heut zu Tage nur noch 
in wenigen Trümmern da. Ein kleiner Theil deſſelben hat die 
Souveränetät gewonnen, während ſeine große Mehrheit ſich von 
der Maſſe des Volks, oder wenn man will der Unterthanen, 
nur noch durch Erinnerungen, Vorurtheile und unhaltbare An— 
ſprüche unterſcheidet. Einen gewiſſen ariſtokratiſchen Anſtrich 
hat allerdings eine Anzahl alter Geſchlechter, namentlich unter 
den ehemaligen Reichsunmittelbaren, die nicht ſowohl den Ge— 
ſetzen und Staatsverträgen als der geſellſchaftlichen Ueberliefe— 
rung, der freiwillig beobachteten Sitte, und beſonders der ſcho— 
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nenden Rückſicht welche ihnen ihre frühern Standesgenoſſen und 
heutigen Souvetäne zu Theil werden laſſen, eine Art bevorzugter 
Stellung im öffentlichen Leben verdanken. Die Vorrechte dieſer 
Stellung aber, weil ſie nicht ſowohl politiſcher als geſell— 
ſchaftlicher Natur ſind, weil ſie auf Gunſt und Duldung, 
und nicht auf eigner Macht und eigenem Rechte ſußen, 
weil ſie zwar viel an den Höfen gelten, aber ſehr wenig oder 
gar nichts im Staate, dieſe Vorrechte reichen nicht hin zur 
Ausſtattung einer vollgültigen Ariftofratie. Die ächte Ariſtokratie 
iſt ein Fleiſch gewordenes Stück der Staatsgewalt, die Ver⸗ 
fafjung des Staats iſt nicht denkbar ohne dieſelbe, fie bildet 
vielmehr im öffentlichen Organismus ein unentbehrliches Glied 
deſſen Beſchädigung den ganzen Körper gefährdet. Nach dieſen 
und ähnlichen Merkmalen würde man bei den mediatiſirten 
Familien vergebens ſuchen. Sie hängen mit dem öffentlichen 
Weſen in der Regel weniger zuſammen als der ſchlichte Bürger, 
das Volk kennt ſie nicht, ſie ſelbſt wollen mit dem Volke nichts 
gemein haben, und wenn ihnen der Staat erblichen Sitz und 
erbliche Stimme im Ständeſaale einräumt, ſo üben ſie doch 
auf Richtung und Gang des ſtaatlichen Lebens ſo gut wie gar 
keinen Einfluß aus. Der deutſchen Nation vollends ſind die 
ehemaligen Reichsunmittelbaren vollſtändig, und meiſtens ſogar 
bis auf den Namen fremd geworden, ſo vollſtändig daß ſie 
jeden Augenblick in Maſſe verſchwinden könnten ohne daß die 
Nation auch nur eine Lücke wahrnähme; ſelbſt Spanien würde 
ſeine abgenutzte, verlebte, bei Seite geſchobene Grandeza kaum 
leichter entbehren und weniger N als Deutſchland feine 
Standesherrn. 8 
Die deutſche Ariſtokratie hat ſich ſelbſt hingerichtet; ſie in 
untergegangen an der Unfähigkeit ihre Rolle den wechſelnden 
Forderungen der Geſchichte anzupaſſen. Angeſichts dieſer hiſtoriſch 
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e unerfreulichen Erſcheinung macht es einen erheiternden Eindruck 


. wenn das ſogenannte Junkerthum für eine Ariſtokratie angeſehen 


fein will, und Verſuche macht ſich ariftofratifch zu gebärden 
und in ariſtokratiſchem Tone vernehmen zu laſſen. Welchen 
hiſtoriſchen Beruf man auch dem kleinen deutſchen Adel zuſchreibe, 


dieſer Beruf iſt entweder erfüllt oder verſäumt, und in dem 


einen wie dem andern Falle nicht mehr vorhanden. Dieſer 
Adel hat Alles verloren, was ihm politiſche Bedeutung gab 
und in Stand ſetzte eine hervorragende oder auch nur ſelbſt— 
ſtändige Stellung im Staate einzunehmen. Die kriegeriſche 
Kraft, der Reichthum, die Achtung oder die Furcht des großen 
Haufens, der Vorzug der geſelligen Bildung und der feineren 
Sitte, mit einem Worte jede Art der Ueberlegenheit die er 
je beſeſſen iſt dem Junkerthum abhanden gekommen; es iſt ihm 


nichts übrig geblieben als eine ſehr vortheilhafte Meinung von - 


ſich ſelbſt und die Gunſt der Höfe. 

Geſtützt nun auf dieſe Gunſt und jene gute Meinung 
macht der Adel Anſpruch auf eine bevorzugte Rolle im heu— 
tigen Staate! Zur vollen Würdigung dieſer Forderung bedarf 
es indeſſen noch eines Rückblicks auf die Geſchichte der neuern 
ſtaatlichen Entwicklung. f 

Die ältern Verfaſſungen der meiſten deutſchen Staaten 
waren vorzugsweiſe unter die Obhut des Adels geſtellt, der in 


der ſtändiſchen Vertretung faſt durchweg das entſchiedene Ueber— 


gewicht hatte. Aber der Adel erwies ſich unfähig die ihm 
durch die Verfaſſungen angewieſene Stellung zu behaupten, das 
ihm anvertraute Amt auszufüllen. Die Rechte der Stände 
wurden nach und nach von der fürſtlichen Machtvollkommenheit 
verſchlungen, und im Anfange dieſes Jahrhunderts erhielt der 
Abſolutismus, durch Verkündigung der landesherrlichen Sou— 
veränetät, ſeine ſchließliche Beſtätigung als Grundgeſetz der 
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deutſchen Staaten. Der Adel ſetzte dem Umſturze der Ver— 
ſaſſungen nicht nur keinen wirkſamen oder auch nur ernſtlichen 
Widerſtand entgegen, ſondern er machte ſich auch der neuen 
Ordnung der Dinge mit der größten Bereitwilligkeit dienſtbar. 
Proteſtirende Stimmen wurden von dieſer Seite her nur dann 
gehört, wenn die abſolute Staatsgewalt — wie zum Beiſpiel 
in Preußen durch die Regelung der grundherrlichen Verhältniſſe 
— im Namen des öffentlichen Intereſſe dem gemeinen Eigennutze 
des Adels zu nahe trat. N 

Die endliche Reaktion gegen den Abſolutismus, begünſtigt 
durch den ſchließlichen Verlauf der Franzoſenkriege, ging haupt— 
ſächlich von dem gebildeten Mittelſtande, von dem vorzugsweiſe 
ſogenannten Bürgerthum aus. Die Wiſſenſchaft, die Litteratur, 
die Tagespreſſe, der zunehmende Handel, das erſtarkende Ge— 
werbsweſen, der wachſende bewegliche Reichthum, und hie und 
da auch die Büreaukratie, waren die Bundesgenoſſen oder die 
Werkzeuge des Bürgerthums. Der Adel dagegen, der grund— 
beſitzende ſowohl wie der Hof- und Militäradel, ſtellte ſich, 
vorbehaltlich der Ausnahmen, in Maſſe auf die Seite der un— 
umſchränkten Gewalt, gegenüber den Freiheitsbeſtrebungen der 
neuen Zeit. Uneingedenk ſeiner Vergangenheit, ohne Verſtänd— 
niß der Pflichten und der wahren Intereſſen der Gegenwart, 
ließ er ſich durch die eitlen Vortheile der Hofgunſt der Sache 
des Volks und ſeiner eignen politiſchen Ehre abwendig machen. 
Die Befriedigung einer kleinlichen Eitelkeit füllte ſeinen Ehrgeiz 
aus, aus der Unterthänigkeit machte er feinen Ruhm, aus der- 
Bekämpfung jeder freiheitlichen Regung ſeine Pflicht, und ſeinen 
Stolz ſetzte er in die fürſtliche Gnade. — Der Adel war nicht 
bloß politiſch, ſondern auch moraliſch todt. 

Wie hoch oder wie niedrig man den bisherigen Conſti⸗ 


tutionalismus in Deutſchland anſchlagen möge, immer bleibt 
. . e, Grundſaͤtze der Realpolitik. 4 
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derſelbe eine Erwerbung die das Bürgerthum im Schweiße 
ſeines Angeſichts gemacht hat, und die ihm vom Adel im 
Bunde mit der unumſchränkten Gewalt auf's Aeußerſte ſtreitig 
gemacht worden iſt. Aber ſiehe da, kaum waren die erſten 
Zugeſtändniſſe erkämpft, kaum hatte man der Nothwendigkeit 
den Staat aus einem fürſtlichen Haushalte wieder in ein poli— 
tiſches Gemeinweſen umzuwandeln die erſten Schritte nach— 
gegeben, als der Adel hervortrat und einen abgeſonderten Platz 
in dieſem Gemeinweſen für ſich forderte. Nicht zufrieden mit 
dem Mitgenuſſe des ohne ihn und wider ihn errungenen 
gemeinen Rechts, beanſpruchte er Vorrechte. Vorrechte als 
Preis, nicht des Sieges, ſondern der Niederlage, einen 
Vorantheil an der Beute die das Volk dem Abſolutismus ab— 
gewonnen, welchem er ſelber Schweizerdienſte geleiſtet! 

Damit war der verſöhnlichſten Billigkeit zu viel zuge— 
muthet, aller Klugheit Hohn geſprochen, das dynamiſche Grund— 
geſetz des ſtaatlichen Lebens verläugnet. Durch jene Anſprüche 
und die damit verbundene politiſche Haltung hat ſich der Adel 
vollends in einen widernatürlichen Gegenſatz zum Volke gebracht, 
und mit dem Zeitgeiſte aufs Aeußerſte verfeindet. Denn, ſagt 
Stahl (Rechtsphiloſophie II. 2. 89.), „die Idee der, menſch— 
lichen und ſtaats bürgerlichen Gleichheit iſt das ener— 
giſche Princip der Zeit in demſelben Maße wie dieß früher 
die Idee der beſondern Ehren geweſen.“ Und demgemäß fügt 
er hinzu: „Es kann keinen Adel mehr geben als herrſchenden 
Stand, als Stand der eine weſentliche Ungleichheit der 
Ehre und Berechtigung in ſich ſchließt.“ 

Die herrſchende Politik hat den Anforderungen des Adels 
bei jeder Gelegenheit allen möglichen Vorſchub geleiſtet und 
ihn in Stand geſetzt dieſelben theilweiſe durchzuſetzen. Wenn 
dabei der Name des Adels in der Regel unterſchlagen und 
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ſtatt deſſelben das große Grundeigenthum oder der nitterſchaft— 
liche Beſitz genannt wird, ſo ändert das nichts an der Sache, 
ſondern gibt nur einen Beitrag zur Charakteriſtik derſelben. Der 
große Grundbeſitz, obgleich nicht mehr an den Adel gebunden, 
iſt immer noch vorzugsweiſe in den Händen deſſelben, und daß 
man vielmehr den Beſitzer als den Beſitz begünſtigen will, 
geht aus einer Menge von Umſtänden klar hervor, von denen 
hier nur der wichtigſte in Betracht gezogen werden ſoll. Das 
Grundeigenthum als ſolches hat eine politiſche Bedeutung nur 
vermöge ſeines ökonomiſchen Werthes, nur in ſofern als Reich— 
thum oder Wohlſtand an ihm haftet. Nun aber ſteht feſt, 
und iſt urkundlich dargethan, daß der ritterſchaftliche Beſitz in 
Preußen zum Beiſpiel bis zu feinem vollen Capitalwerthe von 
200 Millionen Thalern verſchuldet iſt, und daß die hanns— 
verſche Ritterſchaft bei großer Kopfzahl kaum 5 Procent vom 
urbaren Grund und Boden des Staates ihr Eigenthum nennt 
als deſſen wichtigſten politiſchen Faktor fie ſich gebärdet. — Der 
ritterſchaftliche Beſitz in Preußen und Hannover iſt alſo keines— 
wegs eine Form des Wohlſtandes, und je mehr die gedrückte Fi— 
nanzlage deſſelben die wirthſchaftliche Fürſorge des Staates 
fordert und verdient, deſto weniger hat er Anſpruch auf eine 
bevorzugte politiſche Vertretung und überhaupt Geltung im 
Staate. Werden dem ritterſchaftlichen Grundeigenthum gleich— 
wohl politiſche Vorrechte eingeräumt, ſo iſt offenbar, daß daſſelbe 
nur zum Vorwande der Begünſtigung des Adels dient. 

Dieſe Partheilichkeit der herrſchenden Politik geht aus der 
falſchen Anwendung eines richtigen Satzes hervor. Es iſt 
richtig daß die Monarchie dem Andrängen der Demokratie 
gegenüber an der Ariſtokratie einen gebornen Bundesgenaſſen 
hat der ſie ſelten im Stiche laſſen wird; es iſt richtig daß in 
der gegebenen Vorausſetzung der Adel, um den landläufigen 
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Ausdruck zu gebrauchen, die Stütze des Thrones bildet. Da— 


mit aber das Bündniß zwiſchen Monarchie und Ariſtokratie 


ſeine Wirkung habe muß vor allen Dingen eine wirkliche 
Ariſtokratie vorhanden, damit der Thron ſich auf den Adel 
ſtützen könne muß der Adel eine wirlliche Kraft und nicht ein 
bloßer Name ſein. Der deutſche Adel nun, weit entfernt dem 
Throne eine Stütze zu bieten, kann ſich ſelbſt nur dadurch auf 
den Füßen erhalten daß er ſich von dem Throne ſtützen läßt, 
und ſtatt die Staatsgewalt durch eigne Kraft zu ſtärken, ent— 
leiht er derſelben die ganze Summe der Kraft welche er aus— 
übt, und ſchwächt er die Staatsgewalt um die ganze Summe 


der Kraft welche er ihr entleiht. Noch mehr, durch ſein Vor— 


drängen entfremdet der Adel der Staatsgewalt und dem con— 
ſervatiben Intereſſe, dem er zu dienen ſcheint, eine Menge von 
Kräften welche ſich ohne dieſe unberufene Dazwiſchenkunft der 
herrſchenden Politik bereitwillig zu Gebote ſtellen würden, und 
die jetzt künſtlich in die Oppoſition hineingedrängt werden. 
Ein ſolches Mißverhältniß bringt keinem Theile wahren Vor— 
theil, am wenigſten der beſtehenden Staatsgewalt und dem 
Adel ſelbſt. Das dringendſte Intereſſe des letztern fordert daß 
er auf jede, wenn auch noch ſo indirekt motivirte, Ausnahms— 
ſtellung im Staate verzichte, daß er jedem Verſuche entſage 
ſich über das gemeine Recht zu erheben, daß er ſich nicht 
länger ſträube im Volke aufzugehen dem er ſeinen realen Lebens— 
verhältniſſen nach angehört. Das find die Bedingungen der 
Verſöhnung mit dem vielfach herausgeforderten Geiſte des Jahr— 
hunderts „ dem auch rüftigere Streiter als der heutige deutſche 
Adel ſelten ungeſtraft den Handſchuh zugeworfen haben. Auf die— 
ſen Bedingungen beruht die vollkommene Eintracht zwiſchen Volk 
und Adel in Spanien und Italien, auf dieſe Bedingungen. 
hat auch das Volk in Frankreich nach dem furchtbaren Kampfe 
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des vorigen Jahrhunderts einen aufrichtigen Frieden geſchloſſen, 
welcher dem Adel Alles zugeſteht worauf er ein Recht hat: 
den ungeſtörten Beſitz des überlieferten Familiennamens und 
der ſich daran knüpfenden Erinnerungen. Dieſer Beſitz iſt in 
der That unantaſtbar, und jeder Verſuch des Eingriffs in den⸗ 
ſelben eben ſo unvernünftig wie erfolglos; der Staat kann 
und darf dem Adel jede Art der Anerkennung verſagen, aber 
ihn „abzuſchaffen“ liegt jenſeits ſeines Rechtes und jenſeits 
ſeiner Macht. 

Jeder Beſitzſtand des Adels welcher über die bezeichnete 
Gränze hinausreicht iſt unhalibar geworden, und wird glück— 
lichſten Falls in einer komiſchen Kataſtrophe enden. So in 
Frankreich zum Beiſpiel die wiederholten. Verſuche einer Nach— 
bildung des engliſchen Oberhauſes, zu welchem man die ver— 
meintlich ariſtokratiſchen Elemente aus dem Staube der hiſto— 
riſchen Rumpelkammer hervorgeholt und fo blank als möglich 
aufgeputzt hatte. Was iſt aus den Pairskammern der Reſtau— 
ration und des Julikönigthums geworden? Sie ſind nach einem 
würde⸗ und kraftloſen Daſein in lächerlicher Ohnmacht unter— 
gegangen, und ſelbſt die Namen ihrer Mitglieder ſind vergeſſen, 
deren doch manche an den Höfen Ludwigs XIV. und Franz J. 
oder auch ſchon in den Heeren der Kreuzfahrer einen guten 
Klang hatten. Denn die Vergangenheit iſt todt, und im 
Staate hat nur das an ein Recht. 


VI. 
Das deutſche Staatenſyſtem. 


Es iſt eine alte Erfahrung daß die militäriſche und poli— 
tiſche Macht Deutſchlands nicht im richtigen Verhältniſſe ſteht 
zu feiner Volkszahl, feinem Umfange, überhaupt zu der Summe 
ſeiner natürlichen Mittel. Unglückliche Kriege, Gebietsver— 
luſte, wachſende Ueberlegenheit der Nachbarſtaaten, Lähmung 
der wirthſchaftlichen Kräfte und Erſchlaffung des Charakters 
der Nation waren die Wirkungen jenes Mißverhältniſſes. Sei— 
nen höchften Grad erreichte das Uebel zur Zeit der Franzoſen— 
kriege, und als dieſelben einen unerwartet glücklichen Ausgang 
genommen, entſprang aus der Erinnerung an das erlittene 
Unglück und aus dem Bewußtſein daß es ſich dies Mal um 
nichts weniger gehandelt als um das Nationaldaſein, die gel— 
ſtige Reaktion gegen den Zuſtand der Dinge welcher die bis— 
Hherige Ohnmacht Deutſchlands verurſacht. Als das zur Abhülfe 

unentbehrliche Mittel ſtellte ſich beim erſten Blicke die Wieder— 
herſtellung einer ſtraffern Gliederung des zerſtückelten deutſchen 
Staatskörpers dar, und nachdem es ſich gezeigt daß ein dem 
Bedürfniſſe entſprechendes Ergebniß dieſer Art von der neuen 
Bundesverfaſſung nicht zu erwarten ſei, entſtand allmälig der 
Gedanke einer über die Bundesverfaſſung hinausreichenden 
„Einigung Deutſchlands.“ = 


Obgleich ſich mit dieſen Worten keine klare Vorſtellung, 


geſchweige denn ein beſtimmter Begriff verknüpfte, fo erregten 
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fie doch fofort den Argwohn und die Beſorgniß der ſcharſſichtigen 
Wächterin des Conſervativismus, der Metternich'ſchen Politik, 
welche die erſte Gelegenheit ergriff um in Frankfurt die förmliche 
Verurtheilung der „höchft gefährlichen Lehre von der deutſchen 
Einheit“ ausſprechen zu laſſen. Jener Argwohn war vollkom— 
men gegründet, und die demſelben entſprechenden Vorſichtsmaß— 
regeln, inſofern überhaupt durchführbar, ſollten durch die ſpä— 
tere Erfahrung hinlänglich gerechtfertigt werden. Die dema— 
gogiſchen Umtriebe der zwanziger Jahre, die Revolutionsver— 
ſuche von 1830 bis 1833, das ſüddeutſche Kammerweſen, die 
liberalen Zweckeſſen mit Begleitung von Standreden und Ehren— 
pokalen, kurz die ganze Oppoſition in Deutſchland war, ohne 
den Rückhalt den ſie bei dem Gedanken der Nationaleinheit 
finden konnte, ein unſchuldiges Spiel, deſſetwegen ſich der 
Conſervativismus nicht zu beunruhigen brauchte. Erſt durch die 
Einheitsidee konnte die Oppoſition zu einer politiſchen Macht 
erhoben werden welche ernſtliche Beachtung verdiente, erſt die 
Einheitsidee brachte den beſtehenden Gewalten eine wirkliche 
Gefahr, erſt die Einheitsidee ſchuf die Möglichkeit der Revolution. 

Nichts natürlicher alſo als daß die conſervative Politik 
ihre Waffen frühzeitig nach der Richtung kehrte in welcher ſie 
den wahren Feind erwarten mußte, nichts natürlicher als daß 
der erſte dringende Warnungsruf von Oeſtreich ausging wel— 
ches im Kampfe mit jenem neuen Gegner Alles zu verlieren 
und nichts zu gewinnen hatte. Oeſtreich wußte daß das Band 
der Ueberlieferung zerriſſen ſei welches in einer frühern Zeit 
vielleicht ſein Intereſſe mit dem Einigungsbedürfniſſe der Nation 
hätte verknüpfen können, die habsburgiſche Politik begriff daß 
ſie der Nation nichts mehr zu bieten und alſo auch von der 
Nation nichts mehr zu erwarten habe, und ſie rechnete demnach 
ganz richtig wenn ſie von vorn herein mit dem jungen National— 
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geiſte brach, und ihre etwa günſtiger e Nebenbuhler in 
dieſen Bruch hineinzog. 

Die Maßregeln welche man dem Ginigungsgedanfen ent— 
gegenſtellen konnte waren nicht im Stande denſelben zu unter— 
drücken, feine allmälige Verbreitung zu verhindern, oder auch 
nur ihm Schweigen aufzulegen; aber ſie blieben keinesweges 
ohne alle Wirkung. Wenn der Gedanke ſelbſt ſich nicht erſticken 
ließ, wenn er vielmehr allen Hemmniſſen zum Trotz ſeinen Spiel— 
raum immer mehr erweiterte, ſo hielt doch ſeine innere Aus— 
bildung nicht Schritt mit ſeiner äußern Verbreitung. Eine tiefer 
greifende Debatte, wie ſie in der Regel erforderlich iſt um 
politiſche Ideen zur Reife zu bringen, mochte durch die Cenſur 
und andere polizeiliche Mittel immer noch verhindert werden, 
gar nicht zu reden davon daß jeder Verſuch die Folgeſätze des 
Einheitsgedankens zur öffentlichen Sprache zu bringen in be— 
denkliche Conflikte mit den Strafgeſetzen führen konnte. Was 
aber nicht deutlich ausgeſprochen und oft wiederholt und nach 
allen Richtungen erörtert iſt, darüber wird ſich die öffentliche 
Meinung ſelten völlig klar. Das Bedürfniß der Einheit war 
in das öffentliche Bewußtſein übergegangen, das Weſen der 
Einheit hingegen und die Mittel zur Befriedigung des auf die— 
ſelbe gerichteten Bedürfniſſes lagen noch in einem Dunkel das 
nur wenige ſcharfe Augen zu durchdringen vermochten. 

Dieſe Unklarheit vereitelte den Hauptzweck der Bewegung 
von 1848. Die innern Reformen in den Einzelſtaaten wurden 
im Weſentlichen durchgeſetzt weil ſie längſt in beſtimmten For— 
derungen und Entwürfen formulirt waren, der Einheitsgedanke 
dagegen wurde nicht verwirklicht weil ihn der öffentliche Geiſt 
nicht hinlänglich verarbeitet hatte um der praktiſchen Volkspolitik 
eine erfolgreiche Handhabung deſſelben möglich zu machen — 
in ihrer Richtung auf die allgemeinen Angelegenheiten der 
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kation wußte die Volkspolitik weder was fie wollte noch was 

ſie ſollte, noch was ſie konnte, und ſo waͤre denn ein wahres 
Wunder dazu nöthig geweſen daß ſie in jener Richtung irgend 
etwas geleiſtet oder erreicht hätte. 

Gleichwohl iſt das Jahr 1848 für den Einheitsgedanken 
zu einer Epoche dadurch geworden daß es. ihn in die Geſchichte 
eingeführt hat, wenn auch nur in der Geſtalt eines verunglück— 
ten Verſuchs. Selten oder niemals gelingt es der Politik aus 
altgewohntem Geleiſe in eine neue Bahn beim erſten Anlauf 
einzubiegen, und je raſcher und leichter der Wechſel deſto un- 
ſicherer in der Regel der Beſtand der neuen Richtung. Indeſſen 
auch abgeſehen von dem Verſuche ſeiner Verwirklichung hat das 
Jahr 1848 den Einheitsgedanken weſentlich gefördert dadurch 
daß es ihn zum Gegenſtande einer langen Reihe von öffent— 
lichen Unterſuchungen und Verhandlungen gemacht, in denen 
er feſtere Form und beſtimmtern Inhalt gewonnen. Endlich 
hat die Bewegung jenes Jahres dem Einheitsgedanken einen 
bedeutenden Vorſchub dadurch geleiſtet daß ſie demſelben die 
laute öffentliche Huldigung faſt aller ſeiner frühern Gegner er— 
zwungen, und daß ſie die Politik der ſämmtlichen Cabinette 
ohne Ausnahme zur oft wiederholten förmlichen und feierlichen 
Anerkennung deſſelben genöthigt. Wer da weiß von welchem 
Belang einige verlorne Worte der Proklamation von Kaliſch 
für die ſpätere politiſche. Geſchichte Deutſchlands geweſen, der 
wird nicht glauben daß die feierlichen Erklärungen wirkungslos 
bleiben werden durch welche alle Regierungen das politiſche 
Einigungsbedürfniß der Nation als ein rechtmäßiges und unab— 
weisliches zwei Jahre lang fort und fort anerkannt, und dem⸗ 
ſelben eine vollſtändige Befriedigung in der beſtimmteſten Weiſe 
verheißen haben. Die deutſche Volkspolitik hat ein gutes Ge— 
dächtniß, und ſie wird ſich jedes jener Worte, die man andern 
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Orts vergeſſen zu 1 0 ſcheint, oder doch in Bergeffenheit 
bringen möchte, im rechten, Augenblicke wieder erinnern. Frei— 
lich wird man ihr von Seiten der Cabinette mit Grund ent— 
gegnen können daß man ſich in der Aufregung der Jahre 1848 
und 1849 nicht bloß über die Natur der Sache ſondern auch 
über ſich ſelbſt getäuſcht, daß man mehr zugeſagt als man mit 
dem beſten Willen zu leiſten vermöge, ob aber eine ſolche Ein— 
rede eine beſchwichtigende oder eine Wirkung ganz anderer 
Art hervorbringen werde, iſt immerhin einigermaßen zweifelhaft. 

Die Einheitsidee iſt hiſtoriſch geworden — das iſt das 
große Ergebniß des Jahres 1848 welches ſich durch kein Mit— 
tel der Gewalt oder der Klugheit wieder rückgängig machen 
läßt. Indem ſie hiſtoriſch geworden iſt die Einheitsidee in 
das nämliche Stadium der Entwickelung eingetreten in welchem 
ſich ſeit einer längern Reihe von Jahren die Entwürfe der 
innern Reform in den Einzelftaaten befanden, zum Beiſpiel der 
Gedanke der Befreiung des Bodens von ewigen Laſten. Bei 
dieſem Gedanken war es nicht mehr die Frage ob ſeine Ver— 
wirklichung von dieſem oder jenem Standpunkte aus wünſchens— 
werth ſei oder nicht, ob die Verwirklichung deſſelben nicht etwa 
durch Opfer erkauft werden müſſe welche die bezweckten Vor— 
theile überwiegen; die Entlaſtung des Grund und Bodens war 
vielmehr, ganz abgeſehen von der Frage der wirklichen Zweck— 
maͤßigkeit, durch das Zuſammenwirken einer Menge mächtiger 
Einflüſſe zur Nothwendigkeit geworden, von der man bei unbe— 
fangener Auffaſſung der Sachlage gewiß fein konnte, daß fie 
den Widerſtand der entgegenſtehenden Intereſſen heute oder 
morgen überfluthen werde. Die Anerkennung dieſer Nothwen— 
digkeit beſtimmte denn auch die guten Köpfe unter den Gegnern 
der fraglichen Reform ihren Widerſtand noch zur rechten Zeit 
aufzugeben, und ſogar die Hand zu bieten zur raſchern Durch— 
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führung der ihnen verhaßten aber unabwendbar gewordenen 
Neuerung; von den Andern aber die den rechten Augenblick des 
Nachgebens verfehlten hatten nicht Wenige empfindlich zu büßen 
für ihre Kurzſichtigkeit oder ihren Starrſinn. 

Was der Freiheitstrieb für die Entlaſtung von Grund 
und Boden war, das iſt der nationale Ehrgeiz für die Eini— 
gungspolitik. Kräfte dieſer Art ſpolten jeder Verechnung; fie 
kennen keine andre Wahl als entweder ihren Zweck zu erringen 
oder ſich in vergeblicher Anſtrengung aufzureiben. Der kalt— 
blütige Nath auf den Preis zu verzichten um ſich die Gefahren 
des Kampfes zu erſparen mag noch ſo wohlgemeint und noch 
ſo verſtändig ſein, er wird nicht gehört werden, und Niemand 
hat das Recht einen ſolchen Rath zu geben der nicht von der 
Fruchtloſigkeit feiner Warnungen und Mahnungen von vorn 
herein überzeugt iſt. 

Einer Nation zumuthen daß ſie auf die M acht verzichte 
deren Elemente ſie in ihrem Beſitze weiß oder glaubt, iſt un— 
gefähr daſſelbe wie einem Manne im Vollgefühle der Lebens— 
kraft anſinnen daß er den Gedanken des Glücks aufgebe. Denn 
die Macht iſt für die Nationen die erſte Bedingung des Glücks. 


Der Mann welcher dem Glücke entfagt, und das Volk welches. 


auf die Macht verzichtet zu welcher es durch Zahl, Reichthum, 
Intelligenz und Charakter befähigt iſt, dieſer Mann und dieſes 
Volk gehören zu den Todten. 

Indeſſen es iſt wider die Natur der Dinge, es iſt un— 
möglich daß ein Volk die felbftmörderifche Reſignation übe die 
im Leben der Einzelweſen nur als ſeltene Ausnahme vorkommt. 
Es giebt Völker welche noch nicht zum Bewußtſein ihrer Kräfte 
und ihres durch das Maß derſelben bedingten geſchichtlichen 
Berufs gekommen ſind, aber es giebt kein Volk, es kann und 
wird nie ein Volk geben welches, zu ſolchem Bewußtſein er— 
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wacht, die unmittelbaren Gebote deſſelben den Nathſchlägen des 
vorſichtig berechnenden Verſtandes unterordnete. Das Wann 
und Wie der Erfüllung ihres hiſtoriſchen Berufs kann für eine 
Nation zweifelhaft ſein, aber nimmermehr das Ob. Und daß 
Deutſchland zur Selbſteinigung, gleichviel in welcher Geſtalt, 
berufen ſei, das iſt ein Satz den jeder Deutſche als Gefühl, 


oder als Bewußtſein, als Ueberzeugung, als Glauben, als 


Hoffnung, oder als Wunſch wenigſtens in ſich trägt; ja auch 
die Furcht giebt in einigen. vereinzelten Fällen Zeugniß für 
die Allgemeinheit der Anerkennung jenes Berufs. 

»Mit welcher Einſtimmigkeit ſich die Nation indeſſen auch 
den Beruf der politiſchen Einigung zuerkenne, daß ſie bisher 
nicht die erforderlichen Fahigkeiten zur Erfüllung dieſes Berufs 
beſaß iſt unzweifelhaft. Das wichtigſte derjenigen Hinderniſſe 
der Einigung welche in der Nation ſelbſt liegen iſt der Volk 
gewordene Partikularismus — die Gewohnheit des Fürſich— 
ſeins, die dadurch erzeugte und gepflegte Engherzigkeit und 
Einſeitigkeit, das Vorurtheil und die Eiferſucht gegen den Nach— 
bar, und beſonders der Neid, dieſes traurigſte Erzeugniß klein— 
licher Verhältniſſe, der Neid welcher den Vortheil des Dritten 
faſt eben ſo ſehr fürchtet wie den eigenen Nachtheil. Die 
ſchärfſten Ecken und Kanten des Partikularismus ſind indeſſen 
durch die Geſchichte der letzten Jahrhunderte, und beſonders 
des letzten Menſchenalters, betrachtlich abgeſchliffen worden. 
Die Auflöſung der Stammesverfaſſungen, die Zerſplitterung 
der Stämme ſelbſt, die häufigern Miſchungen des Bluts, die 
ausgleichenden Wirkungen einer gemeinſchaftlichen Kultur, ein 
beſſeres Verſtändniß der Bedingungen der öffentlichen Sicherheit 
und Wohlfahrt, die vielfältigen Erleichterungen des Verkehrs, 
die mannigfachen Verſchlingungen der materiellen Intereſſen 
durch Handel und Wandel, das Alles hat weſentlich dazu bei— 
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getragen, und wird künftig in noch höherm Maße dazu beitragen, 

die Gegenſätze im Charakter der verſchiedenen Unterabtheilungen 
des deutſchen Volls zu mildern und unfhädficher zu machen. 
Indem der willkürlich umgränzte Staat den natürlichen Stamm— 
verband allmälig trennte, eignete er ſich allerdings einen Theil 
der Hingebung und der Intereſſen an mit denen ſeine Ange— 
hörigen früher an dem Stamme gehangen hatten, allein der auf 
rein ſtaatlichen Boden übertragene Volkspartikularismus konnte 
innerhalb erfünftelter Verhältniſſe nicht die tiefen und kräftigen 
Wurzeln ſchlagen die er früher in dem Stammverbande gehabt. 
Wie die Einzelſtaaten durch Willkür oder Zufall aus dem Na— 
tionalgebiete herausgeriſſen und in ihre jeweilige Form gebracht 
waren, ſo konnte man ſie nach Zeit und Umſtänden vergrößern, 
verkleinern, verſchmelzen, ohne daß Riſſe und Sprünge zurüd- 
blieben. Seit fünfzig Jahren hat ſich mit jeder Epoche, mit 
jedem Wendepunkte in der deutſchen Geſchichte, die Zahl der 
Staaten vermindert in welche das Nationalgebiet zerfiel. Die 
geiſtlichen Fürſtenthümer, eine Menge kleiner regierender Häu— 
ſer, die Mehrzahl der Reichsſtädte, die Reichsritterſchaft, ver— 
ſchwanden im Laufe der Franzoſenkriege, welche durch die Ver 
einfachung des deutſchen Staatenſyſtems wenigſtens einigen 
Erſatz boten für die Verluſte die ſie über Deutſchland gebracht. 
Keiner dieſer Staaten hat eine Lücke zurückgelaſſen, die geiſt— 
lichen wie die weltlichen Souveränetäten waren faſt eben ſo 
raſch vergeſſen wie beſeitigt, von Niemand bedauert und von 
Niemand vermißt außer ihren frühern Inhabern; der Volks⸗ 
partikularismus ſträubte ſich hie und da gegen die bevor⸗ 
ſtehende Veränderung, ſobald die Veränderung aber zur 
fertigen Thatſache geworden fand er ſich ohne Schwie- 
rigkeit mit derſelben ab. Das alte patriarchaliſche Verhältniß 
zwiſchen Fürſt und Volk hatte ſich im Laufe der Zeit bereits 
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fo ſehr gelockert daß es den Wechfel der Herrſchaft nicht mehr 
erſchwerte, und was von dieſem Verhaͤltniſſe etwa noch übrig 
war das iſt durch die neueſte Zeit vollends hinweggeſchwemmt. 

Es iſt ſehr natürlich wenn gerade dieſe Veränderung von 
conſervativer Seite her mehr als jede andere Neuerung beklagt 
wird, aber es iſt vergeblich dieſelbe zu läugnen, und gefährlich 
ſich über dieſelbe zu täuſchen. Nur die bedauerlichſte Selbſt— 
verblendung kann zu der Hoffnung verleiten daß das fragliche ' 
Ergebniß der Zeit durch irgend welche Mittel wieder rückgängig 
gemacht werden könne. Alle Bedingungen des frühern patriar— 
chaliſchen Zuſtandes ſind von Grund aus zerſtört. Ehemals 
war der Fürſt, wenn auch in engem Bereiche, der Starke, 
Gewaltige, dem ſich die Schwäche willig anſchmiegte, weil ſie 
nur bei ihm Schutz finden mochte in der ſturmvollen Zeit — 
er war der perſönliche Führer bei Kriegszügen und Kämpfen 
in denen jede Grafſchaft ihren eignen Ehrgeiz, ihren eignen 
Ruhm, ihre eignen Siege haben, und in dem Dynaſten ver— 
koörpert ſehen durfte — er war der Träger der ſelbſtſtändigen 
Geſchichte eines kleinen Volks und deſſen oberſter Richter — 
er beſtach oder blendete durch Glanz und Pracht die aus 
eignen Mitteln floſſen oder doch zu fließen ſchienen — wie der 
Chef des hochländiſchen Clans oder der Scheik des arabiſchen 
Stammes, ſo war der deutſche Fürſt oft zwar die Geißel, 
immer aber die Macht, die Ehre, der Stolz ſeines Volkes. 
In dieſem Verhältniſſe wurzelte jene Hingebung an den Für— 
ſten, jene „angeſtammte Liebe und Treue,“ welche man — 
in Lob oder in Tadel — ſehr mit Unrecht zu einer charakteri— 
ſtiſchen Eigenſchaft der Deutſchen gemacht, die ſich vielmehr unter 
ähnlichen Umſtänden bei allen Völkern der Erde wiederfindet. 

In allen jenen Beziehungen nun iſt es anders geworden 
in Deutſchland. Die alte Bedeutung des perſönlichen Fürſten— 
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thums iſt verloren gegangen oder umgewandelt, die Geltung 
deſſelben hat ſich, der ſorgfältigſten Wahrung des monarchiſchen 
Princips ungeachtet, mehr und mehr verkleinert, ſie iſt faſt 
gänzlich verſchlungen vom modernen Staate, von der Diplo— 
matie, dem Beamtenweſen, den großen und immer maſſenhaf— 
ter auftretenden politiſchen und militariſchen Intereſſen, die 
nur noch bei wenigen Großſtaaten mit den Intereſſen der Dy— 
naſtie in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen. Nach außen, 
im Verhältniß zu den Nachbarn, hat die Mehrzahl der Fürſten 
jede politiſche Bedeutung verloren, und bei den allerwenigſten 
derſelben kann noch von kriegeriſcher Macht die Rede fein, welche 
nun einmal mehr als jedes noch ſo lautere Verdienſt im Stande 
iſt die Gemüther der Menſchen zu gewinnen und zu entflam— 
men. Im Junern iſt der Einfluß des Fürſten durch Geſetze, 
Verwaltungsgrundſätze, feſt geordnetes Gerichtsweſen und büreau- 
kratiſche Formen aller Art auf enge und immer engere Gränzen 
beſchränkt, die auch in guter Abſicht nicht ungeſtraft durchbrochen 
werden können. Wo es noch freien Spielraum giebt für eine 
perſönliche fürſtliche Politik, da läuft dieſelbe Gefahr bei jedem 
nicht ſorgfältig bemeſſenen Schritte mit dem Volksgeiſte, mit 
der öffentlichen Meinung, und mit einer wenig ehrfurchtsvollen 
Kritik in Conflikt zu gerathen. Der Aufwand der Höfe end— 
lich, ſeitdem er nicht mehr aus unbeſtrittenem Eigenthum 
ermittelt werden kann, iſt ein ziemlich zweideutiges Mittel der 
Einwirkung auf den Volksgeiſt geworden, ein Mittel deſſen 
Anwendung deßhalb auch mehr und mehr beſchränkt, wo nicht 
gar gefliſſentlich gemieden wird. 

Dieſer Veränderung der realen Verhältniſſ. e entire 
iſt denn auch in den gemüthlichen Wechſelbeziehungen zwiſchen 
Fürſt und Volk eine Veränderung eingetreten, deren Belang 
ſich beſonders während der letzten fünf Jahre in weltbekannten 
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Thatſachen offenbart hat, die keinen Raum mehr laſſen für 
eine unfreiwillige Selbſttäuſchung. Wenn man der jüngſten 
Zeit nachrühmt daß ſie die angeſtammte Liebe und Treue wie— 
der neu belebt habe, ſo wird damit eine Wirkung ohne Urſache 
behauptet. In der Redeweiſe des Tages haben jene beiden 
Faktoren freilich ihren frühern Plat ſo ziemlich wieder einge— 
nommen, wenn man aber davon abzieht was lediglich der 
Etikette, was dem Eigennutze und beſonders was demjenigen 
ſogenannten Conſervativismus angehört der fi jedem Träger 


der öffentlichen Gewalt als ſolchem anſchließt, gleichviel wie. 


derſelbe heißt und von wem er abſtammt, wenn man dies 
Alles in Abzug bringt, ſo wird man zugeſtehen müſſen daß 
der übrig bleibende Reſt zu klein iſt um dem politiſchen Syſtem 
der Einzelſtaaten eine beträchtliche Stütze zu ſein. 

Einen wirkſamern Vorſchub fand der Par tikularismus 
während des letzten Menſchenalters in den politiſchen Vorthei— 
len welche die Bevölkerung der meiſten Einzelſtaaten vor ihren 
Nachbarn vorauszuhaben glaubte. Oft genügten ſtatt aller 
andern Vortheile die kleinen politiſchen Gewohnheiten in die 
man ſich hineingelebt hatte, im Nothfalle ſogar die Gewohn— 
heit von der und der Hauptſtadt aus regiert zu werden, und 
die und die Farben und Uniformen um ſich zu ſehen. In den 
ſüddeutſchen Staaten waren es insbeſondere die Verfaſſungen 
und das Kammerweſen welche das Gefühl einer gewiſſen poli— 
tiſchen Ueberlegenheit erzeugten, und die Meinung hervorriefen 
daß man ſich im Beſitze eines Schatzes befinde der zu koſtbar 
ſei als daß er angegriffen werden dürfte, wäre es auch um 
die unzweifelhafteſten Nationalintereſſen dadurch zu fördern. 
Die Ereigniſſe der jüngſten Zeit haben nun zwar das Weſen 
jenes Conſtitutionalismus im hellſten Lichte gezeigt, fo daß es 
Jedermann der die Augen nicht abſichtlich ſchließt vollkommen 
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klar geworden daß, trotz DBerfaffungen und Kammern, in 
keinem einzigen deutſchen Staate ein höheres Geſetz gilt als 
der Wille der Regierung; gleichwohl kann man ſich mancher 
Orten immer noch nicht entſchließen auf die ſchmeichelnde Täu— 
ſchung zu verzichten als ob man ſich den Nachbarn gegenüber in 
einer bevorzugten politiſchen Lage befinde, und der Partikularis— 
mus nährt ſich fortwährend von dieſer trügerlſchen Vorſtellung. 
Der Partikularismus verwechſelt auf eine unbegreifliche Weiſe 
ſtaatliche Selbſtſtändigkeit und politiſche Freiheit, und fürchtet 
von jeder Beſchränkung der erſtern eine Beeinträchtigung der 
zweiten. Er ſieht nicht ein daß die Negierungsgewalt in dem 
unhedeutendſten Einzelſtaate eben fo mächtig, oder vielmehr noch 
mächtiger iſt als in dem größten, während die Stärke der Oppo— 
ſition mit der Größe des Staats regelmäßig zunimmt. Der 
Partikularismus will nicht begreifen daß die Oppoſition Zeit 
und Mühe im Dienſte der bürgerlichen Freiheit verliert, fo lange 
ſie an einer Menge verſchiedener Punkte zugleich kämpfen muß, 
ſo lange ſie ihre Kräfte im Angriff gegen eine Anzahl einzelner 
Gegner zerſplittert, von denen der erſte wieder aufſteht wenn 
der zweite niedergeworfen iſt. Der Partikularismus will nicht 
davon reden hören daß man das politiſche Beſitzthum in eine 
gemeinſchaftliche Maſſe werfen, und mit derſelben zum Vortheil 
der Geſammtheit wirthſchaften ſolle, er will vielmehr ſein kleines 
Pfund für ſich behalten, um damit auf eigene Rechnung zu 
wuchern, unbelehrt durch die oft wiederholte Erfahrung daß ein 
mit kleinlichen Mitteln betriebenes politiſches Unternehmen von 
vorn herein eine falſche Spekulation iſt. Damit in Deutſchland 
ein politiſcher Beſitz geſichert ſei muß er mit vereinten Kräften 
geſchützt werden, alſo ein gemeinſchaftlicher ſein, und ſo lange 
der Partikularismus ſich nicht dazu verſteht politiſche Güterge— 
meinſchaft zu machen, fo lange wird es keine Nationalpolitik 
. „e, Grundſätze der Realpolitik. 5 f 


66 VI. Das deutſche Staatenſyſtem. 


geben, und ſo lange wird das Wort Steins (Pertz II. 459) 
gelten: „Die Auflöfung Deutſchlands in viel kleine ohnmächtige 
Staaten hat dem Charakter der Nation das Gefühl der Würde 
und Selbſtſtändigkeit genommen das bei großen Nationen Macht 
und Unabhängigkeit erzeugt; es hat ihre Thätigkeit abgeleitet 
von den größern Nationalintereſſen auf kleine örtliche und ſtaats— 
rechtliche Verhältniſſe; es hat Titelſucht und das elende Treiben 
der Eitelkeit, Abſichtlichkeit, Ränke durch Vervielfältigung der 
kleinen Höfe vermehrt.“ 

a Unmittelbarer als der Volkspartikularismus ſtellt ſich der 
Partikularismus der Regierungen der Einigungspolitik entgegen, 


ohne daß indeſſen dieſes zweite Hinderniß als ein größeres an- 


zuſehen wäre als das erſte. Die äußerſten Schwierigkeiten da— 
gegen findet der politiſche Einheitsgedanke in dem weiter unten 
zu erörternden Wechſelverhältniß zwiſchen Oeſtreich und Preußen. 

Endlich iſt das geſammte Ausland der geborne Feind aller 
deutſchen Einigungspolitik, deren Durchführung Deutſchland vor 
allen Dingen zur Rolle der erſten Militärmacht in Europa be— 
fähigen würde. Aus dieſer Rückſicht iſt nicht dieſer oder jener 
Nachbarſtaat, iſt nicht dieſes oder jenes politiſche Syſtem des— 
ſelben, fondern find alle Nachbarſtaaten und alle innerhalb der— 
ſelben möglichen Syſteme darauf angewieſen die deutſchen Ein— 
heitsbeſtrebungen in jeder Richtung und Form die ſie annehmen 
mögen mit allen Kräften zu bekämpfen. Wenn man ſich gleich⸗ 
wohl hie und da eingebildet hat daß Frankreich, gleichviel unter 
welcher Verfaſſung und Regierung, der deutſchen Einheitspolitik 
jemals Vorſchub leiſten werde, ſo war das eine jener kindlichen 
Phantaſien die vom Zuſtande der urſprünglichſten politiſchen Un— 
ſchuld zeugen. 

All jener unermeßlichen Schwierigkeiten ungeachtet, die ſich 
ſeiner Verwirklichung entgegenſtellen, läßt ſich der Einheitsgedanke 
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nicht abweiſen, und Deutſchland wird die damit geſtellte Auf 
gabe entweder löſen oder daran untergehn. Die deutſchen Re— 
glerungen ohne Ausnahme, die einſichtsvollſten wie die kurzſich⸗ 
tigſten, haben ſich der Bearbeitung jener Aufgabe nicht entziehen 
können, und wenn die Cabinetspolitik, aus Gründen die weiter 
unten in Betracht kommen werden, an derſelben geſcheitert iſt, 
ſo liegt darin kein Beweis daß dieſelbe überhaupt unlösbar ſei. 

Das wichtigſte, aber in der gegenwaͤrtigen Lage der Dinge 
allerdings nicht zur Verfügung ſtehende Hülfsmittel der Einheits— 
politik würde die Pflege der Nationalität ſein, die Steigerung 
ihres Selbſtbewußtſeins, die Hebung ihres Stolzes, die Be— 
friedigung ihres rechtmäßigen Ehrgeizes. Thaten und Erinne— 
rungen ſind die Hauptquellen des Nationalgeiſtes und ſeiner 
Macht. An Thaten hat es dem deutſchen Volke nicht immer 
gefehlt, aber die Erinnerung derſelben iſt im Lauf einer langen 
thatenloſen Folgezeit verloren gegangen. Darum bedarf es neuer 
Thaten um eine neue Ueberlieferung zu ſchaffen, an welcher der 
öffentliche Geiſt ſich erheben und in ſchweren Tagen aufrecht er— 
halten möge. Zehn Jahre einer großen und ruhmvollen Ge— 
ſchichte würden hinreichen um auf dem Boden der Nationalität 
wiederaufzubauen was Jahrhunderte des hiſtoriſchen Elends zer— 
ſtört haben. An Spielraum und an würdigen Aufgaben würde 
es einer einheitlichen Nationalpolitik eben ſo wenig fehlen wie 
es dem deutſchen Volke an Thatkraft fehlt. Die Kraft zum 
Handeln iſt in gleichem Maße vorhanden wie der Drang — 
freilich zerſplittert, gelähmt, gebunden durch eine Staatskunſt 
welche ſie fürchtet und nicht zu gebrauchen weiß. \ 

Aus den vorſtehenden Sätzen ergiebt fih von ſelbſt mit 
welchen Mitteln eine der Einheitspolitik entgegengeſetzte Politik 
am wirkſamſten gefördert werden kann. Herabwürdigung der 
Nation in ihrer Geſammtheit und in ihren einzelnen Theilen, 
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Demüthigung derſelben in ihren eignen Augen und in den 
Augen der Welt, Mißachtung ihrer heiligſten Gefühle, ihrer 
höchſten ſittlichen Jutereſſen, dieſe und ähnliche Mittel laſſen ſich 
mit guter Ausſicht auf Erfolg anwenden um die Nation zur 
Verzweiflung an ſich ſelbſt und an ihrer Zukunft zu bringen, 
und ihr damit alle ehrgeizigen Gedanken auszutreiben. Seitdem 
die Einigungsidee aus den Programmen der Cabinetspolitik ge— 
ſtrichen worden, ſind jene Mittel in der That mit großer Mei— 
ſterſchaft gehandhabt worden, und Schleswig-Holſtein zumal und 
die deutſche Flotte haben dazu eine Gelegenheit geboten die mit 
unberechenbarer Wirkung benutzt worden iſt. 

Von einer andern Seite her wird durch einen antinationa— 


len Fanatismus, der ſich in keinem andern Lande der Welt wie-, 


derfindet, auf den nämlichen Zweck hingearbeitet. Nur in 
Deutſchland giebt es Leute die ihren Beruf darin finden den 
Charakter der eignen Nationalität in Verruf zu bringen, die 
Rechte derſelben zu läugnen, und ihre Anſprüche lächerlich zu 
machen. Jeder andern Nationalität wird die Berechtigung be— 
reitwilliger eingeräumt als der deutſchen, jeder andern Natio— 
nalität, auch der unfähigſten, bewilligt man mit freigebiger Hand 
die größten Zugeſtändniſſe auf deutſche Koſten. Einer ſolchen 
Auffaſſung gemäß wurde die Frage ob eine halbe Million Deut— 
ſcher in Poſen an polniſches Regiment ausgeliefert werden ſolle in 
einem deutſchen Parlament nicht nur aufgeworfen, ſondern ſogar 
von ganzen Partheien bejaht, ohne Rückſicht darauf daß mit 
der Aufopferung von Poſen zugleich Oſt- und Weſtpreußen preis— 
gegeben werden würde. — Eine Politik die einer ſolchen Ver— 
irrung fähig iſt, liefert damit den mehr als hinlänglichen Bes 
weis daß fie nicht dert Beruf hat die Geſchicke einer Nation zu 
beſtimmen die auf eine ehrenvolle Eriſtenz und auf eine Zukunft 
Anſpruch . N 


VII. 
Bundesverfaſſung und Bundesreform. 


Die Bewegung der Jahre 1848 und 1849 hat im Leben 
der Einzelſtaaten überall tiefe Spuren zurüdgelaffen, fie hat 
in den politiſchen Zuftänden derſelben Manches verbeſſert, Manz 
ches verſchlimmert, Vieles verändert; die Geſammiverfaſſung 
Deutſchlands aber, welche durch die Revolution im erſten Anlauf 
völlig über den Haufen geworfen war, und die von Grund aus 
neu aufgebaut werden zu ſollen ſchien, die Vundesverfaſſung 
iſt ſchließlich auf dem alten Fuße und in allen ihren Theilen 
vollſtändig wiederhergeſtellt. Der Bundestag, deſſen Beſeitigung 
ganz Deutſchland ohne eine einzige Stimme des Widerſpruchs 
verlangt hatte, der von ſämmtlichen Negierungen preisgegeben, 
ja verläugnet worden, der mit allſeitiger Uebereinſtimmung zu den 
Todten gelegt zu ſein ſchien, deſſen Wiederherſtellung die Ca— 
binette nach 1850 als eine Unmöglichkeit bezeichneten die bei 
den politiſchen Zukunftsplänen ganzlich außer Betracht bleiben 
müſſe — der Bundestag iſt ſeit drei Jahren wieder in Frank— 
furt verſammelt, und ſpielt von Neuem ſeine alte Rolle. Zwar 
verſicherte man noch im Augenblicke ſeiner Wiedereinberufung, 
und ſogar noch Monate lang nachdem er ſeine Wirkſamkeit 
wieder begonnen, daß es keinesweges die Abſicht ſei ein Syſtem 
zu erneuern welches die Erfahrung und die Stimme der Na— 
tion gerichtet, das ſich nach keiner Seite hin bewährt habe, 
allein die Macht der Verhältniſſe war ſtärker als die Vorſätze 
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der Politik, die Politik konnte nicht über den Bundestag, und 
der Bundestag nicht über ſich ſelbſt hinaus. 

So iſt denn Deutſchland zu dem Punkte. zurückgekehrt, 
von welchem es im März 1848 mit ſeinen Verſuchen einer 
nationalpolitiſchen Umgeſtaltung ſeines Staatsweſens ausgegan— 
gen. Dieſer Ausgang ließ ſich mit großer Sicherheit vor— 
ausſagen, und war jeden Falls der günſtigſte, welcher erwartet 
werden durfte von dem Augenblicke an wo die Frankfurter Na— 
tionalverſammlung an ihrer Aufgabe geſcheitert, und die Regie— 
rungen in den Vollbeſitz ihrer früheren Gewalten wieder ein— 
getreten waren. Von dieſem Augenblicke an blieb Deutſchland 
keine andere Wahl als die Auflöſung jedes politiſchen Verbandes 
unter den Einzelſtaaten, oder die Rückkehr zu der alten Bundes— 
verfaſſung. Kein Wunſch und Wille der Regierungen kounte 
Deutſchland dieſe Wahl erſparen. 5 

Es iſt ein Irrthum anzunehmen daß die Bundesreform 
durch den Mangel an gutem Willen der Regierungen vereitelt 
worden ſei. Zum Behufe dieſer Reform war ein beträchtliches 
Maß guten Willens vorhanden. Die Bundesverfaſſung hatte 
im Lauf von dreiunddreißig Jahren zu wenig geleiſtet, und ihre 
Ohnmacht war im März 1848 zu augenſcheinlich geworden; 
als daß die Cabinette ſich nicht hätten überzeugen ſollen daß 
eine Verbeſſerung derſelben ſchon im Intereſſe der Ruhe und 
Ordnung unentbehrlich ſei. Demgemäß wurden jene feierlichen 
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nicht allein im Augenblicke der Noth und des moraliſchen Zwan— 
ges abgegeben, ſondern fort und fort wiederholt als die Politik 
der Cabinette jede ernſtliche revolutionäre Schwierigkeit längſt 
überwunden, und bereits wieder freie Hand in Verfaſſungs— 
angelegenheiten hatte. So erklärte der König von Preußen 
noch um die Mitte des Jahres 1849: „Die Verfaſſung ſoll 
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und wird in lürzeſter Friſt der Nation gewähren was fie mit 
Recht verlangt und erwartet, ihre Einheit, dargeſtellt durch 
eine einheitliche Erefutivgewalt, die nach außen den Namen und 
die Intereſſen Deutſchlands würdig vertritt, und ihre Freiheit, 
geſichert durch eine Volksvertretung mit legislativer Befugniß. 
Nur Lüge und Verläumdung kann ſolchen Thatſachen gegen— 
über die Behauptung wagen daß ich die Sache Deutſchlands 
aufgegeben, daß ich meinen früheren Ueberzeugungen untreu 
geworden!“ Aehnliche Erklärungen erfolgten von öſterreichiſcher 
Seite bei verſchiedenen Gelegenheiten, wie zum Beiſpiel in dem 
Aktenſtücke in welchem das öſterreichiſche Cabinet die Umriſſe 
des deutſchen Verfaſſungszuſtandes zeichnete welcher ihm „vor— 
ſchwebte.“ Daß eine gründliche Reform des Bundes vorge— 
nommen werden ſolle, müſſe, und werde, galt in der öffentlichen 
Sprache der ſämmtlichen Staaten bis gegen das Ende des 
Jahres 1850 für eine ausgemachte Sache. Den Worten ent— 
ſprachen überdies wichtige Handlungen: das Dreikönigsbündniß, 
das Vierkönigsbündniß, das Erfurter Parlament, der Berliner 
Fürſtentag, und zuletzt die von allen Staaten ohne Ausnahme 
beſchickten Dresdener Conferenzen. : 
Nur die fih ſchlau dünkende Einfalt kann in all' dieſen 
Worten und Handlungen ein diplomatiſches-Gaukelſpiel ſehen, 
welches berechneter Maßen auf die Wiederherſtellung des alten 
Zuftandes der Dinge hinauslaufen ſollte. Angenommen ſelbſt 
daß die Cabinetspolitik ihrerſeits an der Bundesverfaſſung wirk— 
lich nichts auszuſetzen gefunden, angenommen daß die Cabinets— 
politik nur durch Einwirkungen von außen zu dem Verſprechen 
und den Verſuchen einer Reform derſelben gedrängt worden, dies 
Alles angenommen lag es doch im handgreiflichſten Intereſſe 
der Cabinetspolitik ſich, nachdem ſie ſich einmal ſo weit einge— 
laſſen, nicht in den offenbarſten Widerſpruch mit ſich ſelbſt zu 
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ſetzen, ſondern wenigſtens eine ſcheinbare Erfüllung der gemachten 
Zuſagen zu bewerkſtelligen, und dem laut und feierlich anerkann— 
ten Bedürfniſſe der Verfaſſungsveränderung irgend eine Befrie— 
digung, wenn auch nur der Form nach, zu verſchaffen. Es 
war das dringendſte Intereſſe der Regierungen, der Nation 
wenn auch nichts Beſſeres, ſo doch etwas Anderes zu bie— 
ten als Das was ſie ſelbſt vielmals und ohne Vorbehalt für 
unbrauchbar erklart hatten, es war eine gebieteriſche Klugheits— 
pflicht den Bundestag, welchen man der Volksleidenſchaft im 
Jahr 1848 mit bereitwilliger Hand ausgeliefert, allerwenigſtens 
in einer Verkleidung und mit verändertem Namen in ſein Amt 
wieder einzuſetzen. Daß ſelbſt dieſes Minimum der Reform nicht 
zu Stande kam, iſt für ſich allein der hinlängliche Beweis daß 
die Aufgabe überhaupt über die Kräfte der Regierungen hin— 
aus ging, daß fie den Umſtänden nach unlösbar war. Die 
Cabinetspolitik wollte irgend eine Bundesreform, ſo gewiß 
und ſo ernſtlich wie jede Politik ihren eignen Vortheil will, 
aber ſie konnte den Verhältniſſen deren Ausdruck die Bundes— 
verfaſſung iſt mit aller Anſtrengung keine Veränderung abge— 
winnen, ſelbſt nicht einmal eine Veränderung der Form, des 
Namens, des Scheins. Der einzige Vorwurf welchen man 
unter dieſen Umſtänden der Cabinetspolitik wegen ihrer uner— 
füllten Zuſagen etwa machen könnte, würde der ſein, daß ſie 
die Unerfüllbarkeit derſelben erſt hintendrein erkannt. 

Die Unmöglichkeit der Bundesreform haftet an der hiſto⸗ 
riſchen Beſchaffenheit der Beſtandtheile des Bundes, und be— 
ſonders an jener hiſtoriſchen Verkörperung der Souveränetät, 
die den Hauptzug im Charakter des deutſchen Einzelſtaates be— 
ſtimmt. Der Einzelſtaat iſt ſich ſelbſt der höchſte Zweck, dem 
alles Andere nachſtehen, untergeordnet und im Nothfalle auf— 
geopfert werden muß, denn es giebt keine Pflicht die über den 
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höchſten Zweck hinausreicht, das heißt über denſelben hinaus 
wirkſam iſt. Durch Uebereinkunft läßt ſich an dieſer Sachlage 
nichts ändern. Der Verzicht auf den höchſten Zweck oder auf 
irgend eines der Mittel welche er erfordert, oder unter Umſtän— 
den erfordern kann, iſt ein Unding, und die Selbſtbeſchränkung 
der Souveränetät im Verhältniſſe zu andern Souveränetäten 
eben ſo unmöglich wie einem Parlamente gegenüber, und aus 
den nämlichen Gründen. Der Souverän kann in gegebenen 
Fällen freiwillige Zugeſtändniſſe machen, aber er kann ſich nicht 
für die Zukunft zu ſolchen Zugeſtändniſſen verpflichten, er kann 
nicht durch Vertrag einen Theil ſeiner Vollgewalt abtreten, 
zur wirkſamen Beſchränkung derſelben bedarf es vielmehr einer 
zwingenden Nothwendigkeit welche die Souveräaͤuetät aufhebt 
oder theilt. 

Die Anwendung dieſer Sätze auf die deutſchen Bundes— 
verhältniſſe ergiebt ſich von ſelbſt. Die Bundesverfaſſung ent— 
ſpricht der Natur der Verhältniſſe indem fie die Eouveränetät 
der Einzelſtaaten nach ihrem vollen Werthe gelten läßt. Das 
Organ des Bundes iſt ein ſtehender Congreß von Geſandten 
ſelbſtſtändiger Staaten auf welchem über gemeinſchaftliche An- 
gelegenheiten verhandelt wird, und der, wenn er auch dem 
Namen und der Form nach Beſchlüſſe faßt, in Wirklichkeit 
nur Vereinbarungen trifft. Jede Vereinbarung zwiſchen 
einer Anzahl von Souveränen deren jeder eine beſondere Politik 
verfolgt, und vor allen Dingen ſeine eigne Integrität zu wahren 
hat, jede Vereinbarung dieſer Art hat ein unabweisliches ge— 
meinſchaftliches Intereſſe zur nothwendigen Vorausſetzung. Ein 
ſolches Intereſſe iſt die Selbſterhaltung gegenüber einem ge— 
meinſchaftlichen Gegner. Daher geſchieht es daß die Verhand— 
lungen des Bundestages in der Regel nur dann ein Ergebniß 
liefern wenn es darauf ankommt den politiſchen Neuerungsgeiſt 
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der Zeit in Schach zu halten. In jedem Falle dieſer Art tritt | 
das Geſammtintereſſe der Souveränetäten fo ſcharf hervor — | 
viel ſchärfer als im Verhältniſſe zu einem auswärtigen Feinde 
mit welchem ſich die eine oder die andere derſelben immer noch 
abfinden mag — daß die zur wirkſamen Vertheidigung erfor— 
derliche Uebereinſtimmung ſich von ſelbſt ergiebt. Nichts iſt 
demnach natürlicher als daß der Bundestag im Dienſte des 
Conſervativismus bis zu einem gewiſſen Punkte über die Kräfte 
der Geſammtheit der Bundesglieder verfügen kann, während er 
8 zu jedem andern Zwecke wenig oder nichts vermag, und ſich 
ſelbſt das öffentliche Geſtändniß feines Unvermögens in manchen 
Fällen ſeiner unzweifelhaften Zuſtändigkeit nur dadurch erſparen 
kann, daß er zu den ſprichwörtlich gewordenen Incompetenz— 
erklärungen ſeine Zuflucht nimmt. 
3 Die Cabinetspolitik, wenn fie von Bundesreform ſprach, 
hatte natürlich nicht die Abſicht den Bundestag in ſeiner bis— 
herigen Rolle als oberſte Sicherheitsbehörde zu beeinträchtigen, 
ihr Gedanke war vielmehr dem Bundestage, unbeſchadet dieſer 
Rolle, auch auf andern Gebieten des ſtaatlichen Intereſſe einige 
Macht und einiges Anſehen zu verſchaffen. Als Mittel zu 
dieſem Zwecke betrachtete man im Allgemeinen die Beſeitigung 
des Erforderniſſes der Einſtimmigkeit welches, verfaſſungsmäßig 
= oder thatſächlich, für jeden Bundestagsbeſchluß von irgend einem 
Belang, vorhanden war und iſt. So lange man die Aufgabe 
von Weitem betrachtete, mochten die Schwierigkeiten derſelben 
nicht übergroß erſcheinen, ſobald man aber näher an ſie heran— 
trat, zeigte es ſich daß die rechte Handhabe fehlte bei der 
man ſie hätte anfaſſen können. An Vorſchlägen zur Bundes— 
reform mangelte es nicht, aber jeder Vorſchlag ſtellte ſich als 
unannehmbar dar. Warum? Weil jeder dieſer Vorſchläge auf 


| 
N 
| 


VII. Bundesverſaſſung und Bundesreſorm. 75 


die Selbſtmediatiſtrung aller oder einiger der Staaten die ihn 


annahmen, alſo auf eine Unmöglichkeit hinauslief. 


In der That, die Anerkennung einer Bundesverfaſſung 


welche der Stimmenmehrheit in ernſtlichen Staatsfragen eine 
bindende Kraft beilegte, würde nichts Anderes geweſen ſeln 
als ein Verzicht auf die Souveränetät. Es war allenfalls 
denkbar daß die deutſchen Einzelſtaaten einen Vertrag ſolches 


Inhalts eingingen, aber nicht daß fie ihn hielten“) ſobald - 


die daraus abgeleiteten Verpflichtungen mit ihren Sonderinte— 
reſſen in Streit geriethen. Das höchſte dieſer Sonderintereſſen 


beſtand aber gerade darin daß der theoretifche Verzicht f 


auf die Souveränetät nicht praktiſch werde. 


Ein Vertrag jener Art war das ſogenannte Dreikönigs— 


bündniß, und kaum war es abgeſchloſſen, fo boten Sachſen 
und Hannover, deren Souveränetät die Koſten dazu hergeben 
ſollte, Alles auf um die Wirkungen deſſelben zu vereiteln. 
Sie würden auch bei geringerer Eile ohne Mühe zum Ziele 
gelangt ſein. Angenommen die „Union“ wäre in allen 


Rechtsformen zu Stande gekommen, der thatſächliche Rück— 


tritt von derſelben ſtand den beiden Mittelftaaten jeden Augen— 
blick offen, zumal ſie dabei des öſterreichiſchen, um nicht zu ſagen 
des europäiſchen Beiſtandes von vorn herein gewiß, und da— 
mit gegen die Executionsgefahr geſichert waren. Die Unions⸗ 


verfaffung blieb alſo unter allen Umſtänden von dem guten 


Willen der bedeutenderen Mitglieder der Union abhängig, und 
ohne dieſen guten Willen war ſie ein todter Buchſtabe — ſo 


*) Es iſt hier nur von den wirklich und nicht bloß dem Namen 
nach ſelbſtſtändigen Mitgliedern des deutſchen Bundes die Rede, alſo zus 
mal von den beiden Großmächten und den vier Königreichen; die bedeutende 
Mehrzahl der Kleinſtaaten bildet überhaupt keinen Faktor in der deutſchen 
Verfaſſungspolitik, und kommt alfo hier gar nicht in Betracht. 


* 


76 VII. Bundesverfaſſung und Bundesteform. 


oft im einzelnen Falle die allſeitige Uebereinkunft fehlte, blieb 
die Verfaſſung wirkungslos, und ſo oft die allſeitige Ueberein— 
kunft ſtattfand, wurde die Verfaſſung im Grunde genommen 
überflüſſig. Die Union konnte, um Alles in ein Wort zus 
ſammenzufaſſen, für den Theil Deutſchlands den ſie einbegreifen 
ſollte im Weſentlichen nichts Anderes fein als was der. Bund 
für das ganze Deutſchland iſt. ) 

Durch den nämlichen Irrthum welcher der Unionsverfaſſung 
zu Grunde lag, war jeder Verſuch einer Umgeſtaltung der Bun— 
desverfaſſung, auch wenn er zum formellen Abſchluſſe kam, von 
vorn herein zur Erfolgloſigkeit verurtheilt. Man mochte die 
Stimmen am Bundestage vertheilen wie man wollte, man 
mochte die Gültigkeit der Mehrheitsentſcheidungen noch ſo feier— 
lich verkündigen, man mochte den Geſchäftsgang vereinfachen, 
die Verhandlungen abkürzen, die Faſſung der Beſchlüſſe er— 
leichtern, die Competenz erweitern ſo ſehr man konnte — es 
war damit nichts gewonnen, denn die Schwierigkeit der Voll— 
ziehung der gefaßten Beſchlüſſe wurde durch alle jene Maß— 
regeln nicht um ein Haarbreit verkleinert. Wer ſich gegenwärtig 
hält daß oft Jahre um Jahre darüber vergehen ehe es gelingt 
einen in allen verfaſſungsmaͤßigen Formen bewilligten kleinen 
Matrikularbeitrag von den Einzelſtaaten einzuziehen — noch 
heute giebt es Rückſtände von 1842 her — der kann ſich bei 
dem beſten Willen oder der größten Schwäche nicht der Täuſchung 
hingeben daß der Bundestag jemals auf bereitwillige Zahlung 
politiſcher Schulden von Seite der Einzelſtaaten würde rechnen 
können. Das Lebensgeſetz des Einzelſtaates iſt die partiku— 


) Demgemäß bezeichnete Herr von Manteuffel die Unionsverfaſſung 
in offenem Erfurter Parlament als eine gemeinſchaftliche „Löſchordnung“, 
ein Wort, das jedenfalls von einem ganz richtigen Verſtändniß der Sache 
zeugt. * 
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lariſtiſche Selbſtſucht; der Einzelſtaat kennt keine Bundespflichten 
die nicht mit ſeinem unmittelbaren Intereſſe zuſammenfallen, 
er weiß von keiner Nation, er liebt nur ſich ſelbſt, und läßt 
das Gemeinwohl bloß dann gelten wann und in ſo weit es 
ſeinem unveräußerlichen Egoismus dient. 

Man kann einwenden daß in Ermangelung des Pflicht— 
gefühls der Einzelſtaaten der Vundeszwang nicht zu den uns 
ausführbaren Dingen gehöre, und daß der November 1850 
bewieſen daß die Bundeserecution ſogar gegen Preußen möglich 
ſei. Dies iſt in ſo fern richtig als Preußen der im Namen 
des Bundes handelnden Coalition von Bregenz gewichen iſt. 
Aber Preußen iſt ohne Kampf gewichen, und die Coalition 
hatte von vorn herein die moraliſche Gewißheit daß Preußen 
‚ohne Kampf weichen werde, fonft würde fie nimmermehr auch 
nur bis zur Drohung vorgeſchritten ſein. Gleichwohl muß 
zugegeben werden daß die Coalition immer noch ein Spiel 
ſpielte dem irgend ein Zwiſchenfall die gefährlichſte Wendung 
geben konnte. Ein ſolches Spiel aber läßt ſich nicht alle Jahr 
und nicht alle zehn Jahr wiederholen, und deßhalb iſt eine 
Bundesverfaſſung welche keine beſſere Garantie hat als die 
Bundesexecution, die alſo nur auf Gefahr eines europäifchen 
Krieges in Kraft erhalten werden kann, deßhalb iſt eine ſolche 
Bundesverfaſſung ſo gut wie gar keine. 

Sein Charakter und ſeine Rolle iſt dem Bundestage 
durch die thatſächlichen Verhältniſſe aus denen er hervorge— 
gangen unwiderruflich gegeben. Es iſt die unbilligſte aller 
Zumuthungen wenn man von dem Bundestage eine freiſinnige 
Politik, Nationalgeiſt, organifirende Thätigkeit verlangt, Eigen— 
ſchaften welche fein Weſen geradezu ausſchließt, Leiſtungen die 
mit ſeiner Natur im Widerſpruche ſtehen. Die entſchieden vor— 
herrſchende Richtung der bundestäglichen Thätigkeit auf den 
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Sicherheitszweck iſt unveränderlich, die Schwäche der Bundes— 
tagspolitik auf jedem andern Gebiete iſt unheilbar. Die innere 
Einrichtung des Bundestages, die Zahl oder Gruppirung der 
bei demſelben vertretenen Staaten und Stimmen, alle bundes— 
verfaſſungsmäßigen Normen und Formen vermögen an dieſen 
Dingen eben ſo wenig zu ändern und zu beſſern wie die Er— 
fahrung. Wie gründlich man den Bundestag umgeſtalten, wie 
oft man ihn ſprengen und wieder einberufen möchte, er würde 
nichts Anderes werden als was er von je geweſen iſt. So 
haben die Ereigniſſe und die Erfahrungen von Jahrhunderten 
an der Natur und Leiſtungsfähigkeit des Regensburger Reichs— 
tags nicht das Allermindeſte gebeſſert. Aus jeder Erſchütterung 
die das Reich zerrüttet, aus jedem Kriege welcher deſſen Gränzen 
geſchmälert, aus jedem Friedensſchluſſe der es übervortheilt 
hatte, — aus allem Mißgeſchick das er angerichtet oder nicht 
verhindern können, ging der Regensburger Reichstag, wenn auch 
oft in veränderter Geſtalt, doch immer mit der alten ange— 
bornen Ohnmacht hervor. Der Bundestag aber iſt in dieſer 
wie in vielen andern Beziehungen nichts Anderes als der 
Reichstag von Regensburg nach verjüngtem Maßftabe. 

In richtiger Würdigung des Berufs und der Leiſtungs— 
fähigkeit des Bundestages hat ſich die Regierungspolitik längſt 
gewöhnt bei wichtigern Staatsgeſchäften die nicht unmittelbar 


in das Polizeifach einſchlagen jede Mitwirkung des Bundes— | 


tages auszuſchließen. Zoll- und Eiſenbahnangelegenheiten, Poſt— 
und Telegraphenweſen, Heimathsgeſetze und Münzordnungen 
und manche Gegenſtände ähnlicher Art werden beim Bundes— 
tage gar nicht mehr zur Sprache gebracht, ſondern auf com— 
miſſariſchem Wege behandelt, und zuweilen in ganz beftiedigen— 
der Weiſe erledigt. Die bittern Aeußerungen welche über ſolche 
Zurückſetzung des Bundestages aus dem Schooße deſſelben 
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dann und wann verlautbaren, zeugen mehr von elnem lebhaften 
Gefühl der Eigenliebe als von diplomatiſcher Unbefangenheit. 
Dieſe letztere würde die großen Vortheile des fraglichen Ver— 
fahrens nicht verkennen und gern gelten laſſen. In formloſen 
Conferenzen mag eine beliebige und noch ſo kleine Zahl von 
Regierungen ſich über irgend welche gemeinſchaftliche Maßregeln 
verſtändigen und dieſelben ohne Verzug ins Werk ſetzen, wäh- 
rend in Frankfurt gewöhnlich Monate darauf verwendet werden 
müſſen um eine Stimmenmehrheit oder gar eine Einſtimmigkeit 
zu werben die in der Regel ſchließlich doch nicht zu Stande 
kommt. Deßhalb war es einer der unglücklichſten Gedanken 
die Entſcheidung der Flottenangelegenheit dem Bundestage an— 
heimzugeben. Es ließ ſich mit Gewißheit voraus ſehen daß 
der Bundestag geraume Zeit gebrauchen werde um ſich auch 
nur dahin zu einigen daß in dieſer Sache nichts zu thun ſei. 
Hätte dagegen Hannover mit der Einberufung des Flotten— 
congreſſes nicht bis zum letzten Augenblicke gezögert, ſo würde 
ein Verein zur Erhaltung der Flotte wahrſcheinlicher Weiſe 
leicht zu Stande gebracht worden ſein, und man hätte ſich und 
der Nation ein Schauſpiel erſpart das allerlei ſchlimme Wir— 
kungen hervorgebracht hat, ünd welches nicht vergeſſen werden 
wird. Wenn man ſich übrigens erinnert daß die zum Bun⸗ 
desfeſtungsbau beſtimmten franzöſiſchen Contributionsgelder 25 
Jahre lang beinahe unverzinslich in den Haͤnden des Herrn 
v. Rothſchild lagen ehe man ſich über die Verwendung der— 
ſelben verſtändigen konnte, ſo wird man ſehr geneigt ſein dem 
Bundestage Dank dafür zu ſagen daß er nur zwei Jahre 
brauchte um die Auflöſung der Flotte zu bewerkſtelligen welche 
die Nationalverſammlung in 12 Monaten gefhaffen. 

Zur richtigen Würdigung der Bundesverfaſſung und der 
Wirkungen welche man von derſelben erwarten darf muß man 
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„ ſich noch einen befondern Umſtand gegenwärtig halten, den 


Umſtand nämlich daß auch fremde Staaten im Rathe der 
deutſchen Regierungen Sitz und Stimme haben. Es wäre 
mehr als unbillig, es wäre unvernünftig von Holland und 
Dänemark zu verlangen daß ſie die Hand bieten zur Förderung 
des ſtaatlichen und nationalen Wohles von Deutſchland. Die 
Macht Deutſchlands und eine geſunde deutſche Nationalpolitik 
würde den Intereſſen der kleinen Nachbarſtaaten im höchſten 
Grade gefährlich ſein, und es iſt alſo nichts natürlicher als 
daß dieſelben den Einfluß den ihnen die deutſche Bundesver— 
faſſung gewährt vorzugsweiſe gegen Deutſchland ſelber kehren. 

Wir haben alſo den Feind im eignen Lager. Um ihn 
unſchädlich zu machen haben kluge Leute vorgeſchlagen ihn 
förmlich und feierlich für einen von den Unfrigen zu erklären. 
Man ſolle Holland und Dänemark in den Bund aufnehmen, 
alsdann ſei die Schwierigkeit gehoben und Deutſchland oben— 
drein abgerundet und beträchtlich geſtärkt. Die kindliche Un— 
ſchuld welche ſich in ſolchen Vorſchlägen äußert, giebt denſelben 
einen eigenthümlichen Reiz. Ein rührender Zug derſelben ſpricht 
ſich zumal in der Hoffnung aus eine deutſche Seemacht wohl— 
feilſten Kaufes dadurch zu erwerben daß man die holländiſche 
und die däniſche Flotte für Seecontingente des deutſchen Bun⸗ 
desheeres erkläre. Nachdem man drei Jahre lang Zeuge ge⸗ 
weſen daß eine große Anzahl wirklich deutſcher Staaten die 
unbedeutendſten Matrikularbeiträge für die Flotte verweigerte, 
hegt man alſo zu Holland und Dänemark das Vertrauen daß 
ſie die Ehre der Mitgliedſchaft des deutſchen Bundes dadurch 
erkaufen und damit bezahlen werden daß ſie ihre Marine zur 
Verfügung des Bundes ſtellen. Mit andern Worten, die 
Opfer welche zum Beiſpiel Baiern und Sachſen dem deutſchen 
Seeintereſſe beharrlich verweigert haben, dieſe Opfer erwartet 
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man zehn- und zwanzigfach von der Selbſtverläugnung Hollands 
und Dänemarks. — Es iſt ſchwer ein ſolches Vertrauen in 
gemeſſener Sprache zur verdienten Würdigung zu bringen. 
Wer da meint daß ſich durch diplomatiſche Uebereinkunft das 
Grundweſen eines Staates umwandeln laſſe, daß ein Beiwort 
hinreiche um zwei feindſelige Nationalitäten mit einander zu 
verſöhnen, ja zu verſchmelzen, der ſteht mitten auf einem Boden 
an deſſen Graͤnze die Discuſſion aufhört. Eine Seemacht die 
man durch diplomatiſchen Vertrag erwerben will iſt ein Ding 
der nämlichen Gattung wie eine Freiheit die man ſich etwa 
von den Franzoſen ſchenken laſſen, oder eine Revolution zu der 
man das Geld in Amerika borgen möchte, Vorſtellungen welche 
nur da entſtehen können wo es keine intellektuelle Zurechnungs— 
fähigkeit giebt. Indeſſen die ſittliche Verantwortlichleit für ein 
ſolches Ausſtrecken der Hände nach fremder Hülfe, gleichviel 
weſſen, wäre es auch die Hülfe des abgeſagten Feindes, die 
moraliſche Verantwortlichkeit für die bettelhafte Geſinnung 
hört damit nicht auf, und wenn es irgend eine Entſchuldigung 
für die Aeußerungen derſelben giebt, ſo kann ſie nur in 
dem Umftande gefunden werden daß man bei ſolcher Geſinnung 
nichts mehr zu verlieren hat, ſelbſt nicht den Schatten eines 
Reſtes von Achtung vor ſich ſelbſt. 


v. s. , Grundſäͤtze der Realpolitik. 6 


VIII. 


Cenſuswahlen, allgemeines Stimmrecht und 
ſtändiſche Gliederung. 


Die verſchiedenſten Staatsſyſteme haben es mit einander 
gemein daß ſie ſich die Zuſtimmung des Volks beilegen, und 
in derſelben ihre Rechtfertigung ſuchen. Selbſt der ſchranken— 
loſeſte Deſpotismus wagt es nicht den Grundſatz zu verläugnen 
daß das Volk im Sinne des Volks regiert werden ſoll. Hin— 
ſichtlich der Merkmale der Volkszuſtimmung aber waltet inner— 


halb jedes politiſchen Syſtems eine andere Anſicht oder Vor 


ausſetzung ob. Die Gewaltherrſchaft iſt jeder Zeit bereit den 

Ausdruck der Volksſtimmung im ſtummen Gehorſam zu finden, 

das patriarchaliſche Regiment begnügt ſich im Nothfall mit der 

Vorausſetzung des kindlichen Vertrauens, oder der angeſtammten 

Liebe und Treue, der Repräſentativſtaat will die Volksanſicht 

durch Abſtimmungen und Wahlen ermitteln. 

Die Wichtigkeit des Wahlſyſtems im Repräſentativſtaat 
ergiebt ſich von ſelbſt, und eben ſo bedarf es nicht der Bemer— 
kung daß das Wahlſyſtem bedingt iſt durch die Natur und das 

Maß der geſellſchaftlichen Kräfte die durch daſſelbe zur Vertre— 

tung gelangen ſollen. In den deutſchen Staaten ſchwanken 

Theorie und Praxis zwiſchen vier verſchiedenen Syſtemen, zwi— 

ſchen dem Syſtem des allgemeinen Wahlrechts, des Wahlrechts 

nach Steuerklaſſen, der einfachen Cenſus- und der ſtändiſchen 

Wahlen. ’ 
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VIII. Cenſuswahlen, allgemeines Stimmrecht ic. Be: 


Die ſchwachen Seiten des allgemeinen, Wahlrechts liegen 
offen da. Von vorn herein ſcheint daſſelbe den zahlreichern aber 
ungebildetern und ärmern Volksklaſſen ein eben fo gefährliches 
wie künſtliches Uebergewicht zu geben, künſtlich inſofern als die 
wirkliche politiſche Bedeutung jener Volksklaſſen geringer iſt als 
ihre Zahl, und als die Summe ihrer Stimmen. Demnächſt 
läßt ſich guten Glaubens nicht beſtreiten daß es in Deutſchland 
Hunderttauſende — um nicht mehr zu ſagen — von Männern 
giebt, und zwar vorzugsweiſe unter den ungebildetern Volksklaſſen, 
denen jede politiſche Meinung und jeder politiſche Wille fehlt, 
deren Stimnien deßhalb bei der Berechnung der Volksmeinung 
und des Volkswillens gar keinen Werth haben, deren Stimmen 
das Ergebniß dieſer Berechnung unter allen Umſtänden nur ver— 
fälſchen können. Ferner iſt in Betracht zu bringen daß die wirk— 
lichen Faktoren des öffentlichen Willens, damit ein richtiges Er— 
gebniß gefunden werde, nicht bloß gezählt ſondern auch ge— 
wogen werden wollen — ein kräftiger Wille gilt mehr als 
ein ſchwächlicher Wunſch; ein ſelbſtſtändiges aus gewiſſenhafter 
- Meberzeugung heraus abgegebenes Votum wiegt ſchwerer als 
zehn auf oberflächliches Dafürhalten abgegebene Stimmen. 

Die Stimmen der urtheils- und willensloſen, oder urtheils— 
und willensſchwach en Wähler werden beim allgemeinen Wahl— 
recht in unzählbarer Menge dem Zufall und dem fremden Ein— 
fluſſe preisge: geben, namentlich dem Einfluſſe der Geiſtlichkeit, 
der Brodherrn in Stadt und Land, der Demagogen in der 
ſchlimmſten Bedeutung des Worts. Wer da beſtreiten wollte 
daß die bezeichneten Einflüſſe bei den Wahlen nach allgemeinem 
Stimmrecht häufiger den Sieg davon tragen als bei allen an— 
dern, der würde entweder nicht wiſſen was im politiſchen Leben 
vorgeht, oder er würde nicht ſagen was er weiß. Wahlen dieſer 
Art aber, welche durch Gewiſſenszwang, durch blinden Gehor— 
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ſam, oder buch plumpe Verführungskünſte erzielt werden, ſolche 
Wahlen ſind nicht der Ausdruck, ſondern wie geſagt die Ver— 
fälſchung des Volkswillens, den man ſich denken mag wie 
man will, nur nicht als eine durch jene groben . in Be⸗ 
wegung geſetzte Puppe. 

Das allgemeine Stimmrecht hat noch andere 1 0 Sei⸗ 
ten. Es iſt träge, leicht entmuthigt, immer geneigt der M acht 
des Tages zu huldigen, und conſervativ am wenigſten. da wo 


3 Les ſich darum handelt den öffentlichen Rechtsſtand der ſchlauen 


Uſurpation gegenüber zu behaupten; wo immer ein Volk um 
ſeine Freiheit betrogen wurde, da war das allgemeine Stimm— 
recht in dieſer oder jener Geſtalt e der Helfershelfer 
der Tyrannei. 


Angeſichts dieſer augenfältigen Schwächen des allgemeinen 6 


Stimmrechts hat man in freien Staaten von jeher nach äußern 
Erkennungszeichen eines gewiſſen Grades der bürgerlichen Be— 
fähigung geſucht, welcher die wirkſame Ausübung des Wähler— 
amtes verbürgt. Der Vermögensſtand und die Steuerkraft haben 
zu allen Zeiten vorzugsweiſe als jenes Merkmal gegolten; ſo 
ſchon im alten Rom wo man ſich auf republikaniſchen Conſer— 
vativismus fo ziemlich verſtand, fo im heutigen Nordamerika, 
das die unbeſchränkte ee des Volks zum Er 
ſpruche hat. 

Die geſchichtliche Erfahrung richt für den Cenfus, und die 


politiſche Vernunft ſpricht wenigſtens nicht gegen ihn. Das 


Freiſein von der drückendſten Lebensſorge iſt heute, wie von 
jeher und in alle Zukunft, die im Allgemeinen nicht hinwegzu— 
läugnende Bedingung der bürgerlichen Tüchtigkeit. Der von 
einzelnen Ausnahmen hergenommene Einwand bedeutet eben ſo 
wenig wie die ſpielende Frage durch welche man jede Firirung 
des Cenſus umzuwerfen ſucht. Allerdings mag ein Mann wel— 
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cher eine Groſchen Steuer weniger zahlt als der Cenſus ver— 
langt, allerdings mag ein ſolcher Mann doppelt ſo viel poli— 
tiſche Fähigkeit beſitzen als ſein reicher Nachbar, in ähnlichem 
Falle kann ſich aber auch einem Graubart gegenüber ein junger 
Menſch befinden dem einige Tage oder Monate zur Volljährigkeit 
fehlen; aus ſolchen vereinzelten Mißverhältniſſen läßt ſich ein für 
alle Mal kein gültiger Einwand gegen das. . Natur nach 
durchgreifende Geſetz ableiten. 
a Noch weniger als der Cenſus überhaupt. ſtellt ſich das 
Syſtem der Wahl nach Steuer- oder Vermoͤgensklaſſen als un— 
bedingt verwerflich dar. Auch dieſes Syſtem hat ſich geſchicht— 
lich bewährt, und es bildet, allen leidenſchaftlichen Urtheilen und 
Vorurtheilen zum Trotz, eine ganz gute Vermittlung zwiſchen 
dem allgemeinen Wahlrecht und dem einfachen Cenſus. 

Das allgemeine Stimmrecht bietet indeſſen neben ſeinen 
Mängeln auch namhafte Vortheile dar. Vor allen Dingen 
wird es von der großen Strömung der Zeit entſchieden begünſtigt, 
welche allenthalben auf die möglichfte Ausdehnung der politi— 
ſchen Rechte gerichtet iſt. Wenn die herrſchende Politik das 
allgemeine Stimmrecht als einen höchſt gefährlichen Gegner an— 
ſieht und behandelt, ſo mag ſie ihre guten Gründe dazu haben, 
zu dieſen guten Gründen aber gehört nicht die gewöhnlich vor— 
angeſtellte Behauptung daß das allgemeine Stimmrecht mit der 
monarchiſchen Ordnung der Dinge überhaupt unvereinbar ſei. 
Das allgemeine Stimmrecht verträgt ſich in der That mit jeder 
Regierungsform, ſogar mit dem nackten Deſpotismus, wie das 
Beiſpiel des heutigen Frankreich zeigt, und wie auch das Bei— 
ſpiel Rußlands zeigen würde wenn das Zaarenthum ſich ver— 
anlaßt fände ſich ſelbſt und ſeine Gewalten der Probe der all⸗ 
gemeinen Volksabſtimmung zu unterwerfen. 

Wenn dieſe und ähnliche Beiſpiele nicht gerade 15 den 
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pofitiven Werth des allgemeinen Stimmrechts zeugen, fo beweiſen 
ſie doch daß daſſelbe auf der andern Seite keineswegs die ver— 
neinende Natur hat welche man ihm von gewiſſer Seite her 
zuſchreibt. Ueberdies muß zugeſtanden werden daß etwas Groß— 
artiges, Achtunggebietendes in dem förmlichen und unzweifelhaf— 
ten Mehrheitsbeſchluſſe eines ganzen Volkes liegt, denn wenn 
ein ſolcher Beſchluß auch nicht für den Ausdruck der höchſten 
Einſicht gelten kann, fo ſtreitet für deuſelben doch die Ver— 
muthung daß er eine unwiderſtehliche Macht hinter ſich habe. 
Gegen eine unbeſtreitbare Volksmehrheit ſich aufzulehnen oder 
ihr Gewalt anzuthun, das iſt ein Gedanke zu welchem ſich ſelbſt 
die äußerſte Verwegenheit niemals zu bekennen wagt, ein Ge— 
danke den der Abſolutismus ſogar im Augenblicke ſeines Sieges 
und feiner Rache verläugnet, indem er jede er drückte Volksbe— 
wegung für das Werk irgend einer kleinen Parthei ausgiebt, 
was ihn dann freilich niemals hindert die Geſammtheit für das 
angebliche Verbrechen der Minderheit büßen zu laſſen. 

Nicht zu verkennen ſind ferner die ſittlichen Vortheile welche 


daraus hervorgehen daß durch die Uebung des Wahlrechts in — 


jedem Staatsangehörigen das Bewußtſein ſeines Zuſammen— 
hangs mit dem öffentlichen Weſen, der bürgerliche Stolz und 


das Bewußtſein der bürgerlichen Pflicht genährt und geſtärkt 


werden. Umgekehrt wird eine Scheidung der Staatsangehörigen 
in politiſch Berechtigte und Unberechtigte oder Minderberechtigte, 


auch wenn fie noch fo vorſichtig bemeſſen iſt, vielleicht die Eins 


heit des Volksgeiſtes ſtören, gefährliche Gegenſätze und Reibun— 
gen hervorrufen, und die Partheileidenſchaften vergiften. 
Wenn es eine Schwäche des allgemeinen Stimmrechts iſt 
daß daſſelbe die Freiheit und Aufrichtigkeit der Wahlen gegen 
fremde Einflüſſe nicht hinlänglich zu ſchützen vermag, ſo darf 
man doch die Umſtände nicht überſehen durch welche dieſer Nach— 
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theil einigermaßen aufgewogen wird. Jene Einflüſſe werden 
den Spielraum welchen ihnen das allgemeine Wahlrecht glebt 
durchſchnittlich in einem richtigen Verhältniſſe unter ſich theilen, 
das heißt in einem Verhältniſſe das dem Maße der Kräfte 
entſpricht welche durch die Repräſentatlppolitik überhaupt berufen 
werden ſich zu bethätigen. Wenn die demokratiſche Agitation 
in den Fabrildiſtrikten die Oberhand gewinnt, ſo geben conſer— 
vative und kirchliche Einflüſſe auf dem platten Lande den Aus— 
ſchlag, während der Einfluß des wohlhabenden. Mittelſtandes 
in den Städten obſiegt, dergeſtalt daß das allgemeine Wahl— 
recht im Vergleich mit den Cenſuswahlen zwar die Zahl der 
Stimmen vergrößert, den Verhältnißwerth derſelben aber 
im Ganzen und Großen unverändert, läßt. Allerdings wird das 
allgemeine Wahlrecht hie und da ein populäres Element in die 
Vertretung bringen welches bei der Cenſuswahl ausgeſchloſſen 
geblieben wäre. Einzelne Ergebniſſe dieſer Art ſind aber auch 
keineswegs vom Uebel. Die politiſche Einſicht, die höhere Bil— 
dung, die Mäßigung, das ruhige Urtheil, kurz die eigentlichen 
ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften reichen nicht aus um der Neprä- 
ſentation ihre volle Bedeutung zu geben; auch das Vorurtheil 
und die Leidenſchaft, wenn fie von beträchtlichen Volksmaſſen 
getragen werden, wollen wenigſtens gehört ſein, und es iſt 
ſicherlich nicht politiſch ihnen das Wort von vorn herein abzu— 
ſchneiden, das heißt ihnen jede Möglichkeit der Vertretung zu 
verſagen. Der Irrthum daß die Staatsklugheit hinlange um 
das Repräſentativſyſtem auszufüllen, dieſer Irrthum hat. dem 
franzöſiſchen Julikönigthum unendlich mehr geſchadet als alle 
Corruption, deren es ſich ſchuldig gemacht, und der größte Fehler 
den man Louis Philipp vorwerfen kann, die eigentliche Urſache 
ſeines Sturzes, war das hartnäckige Feſthalten an einem über— 
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mäßig hohen Wahlcenſus, vermöge deſſen der Stimme des 
großen Haufens von vorn herein jedes Gehör verſagt wurde. 

Die bisher in Deutſchland nach, allgemeinem Stimmrecht 
vorgenommenen Wahlen haben freilich nicht immer glänzende 
Ergebniſſe geliefert, fie find aber doch im Ganzen genommen nicht 
ſchlechter ausgefallen, das heißt ſie haben keinen weniger rich— 
tigen Ausdruck der Volkswünſche und Volkskräfte geliefert, als 
die vorhergegangenen und die nachgefolgten Ceuſuswahlen. Die 

Scheu vor dem allgemeinen Wahlrechte iſt, nach den bisher 
rigen Verſuchen, nur bei einem Conſervativismus gerecht— 
fertigt welcher nicht zur rechten Zeit zu opfern weiß was ſich 
auf die Dauer nicht behaupten läßt. Beſonders da wo das 
allgemeine Stimmrecht nach großem Maßſtab gehandhabt wurde, 
bei den Wahlen zur Frankfurter Nationalverſammlung und zu 
den beiden erſten preußiſchen Parlamenten, hat ſich daſſelbe 
beſſer bewährt als man in Betracht der ſchwierigen Umſtände 
erwarten konnte. Keiner dieſer Verſammlungen läßt ſich nach— 
ſagen daß ihr Charakter ein anderer geweſen ſei als der Cha— 
rakter der Zeit aus der ſie hervorgegangen; die Uebereinſtim— 
mung mit dem was vertreten werden ſoll iſt aber Alles was 
ſich von der Vertretung verlangen läßt, und es iſt eine ganz 
unſtatthafte Zumuthung wenn man fordert daß der Beauftragte 
ſich ſelbſt klarer, mit ſich ſelbſt einiger, daß er weiſer und wil— 
lenskräftiger oder gemäßigter ſei als der Auftraggeber. Die 
Probleme des Jahrs 1848 ſind ungelöſt geblieben, nicht wegen 
der Unzulänglichkeit der damaligen Parlamente, ſondern weil die 
Zeit für die Löſung derſelben nicht reif war. 

Innerhalb engerer und wohl geradezu kleinlicher Verhält— 
niſſe hat das allgemeine Stimmrecht allerdings unter gewiſſen 
Vorausſetzungen nicht ſowohl eine Volksvertretung als das Zerr— 
bild einer Volksvertretung zum Vorſchein gebracht. Aehnliche 
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Erſcheinungen, wenn auch entgegengefegten Charakters, hat man 
aber auch unter der Herrſchaft andrer Wahlſyſteme geſehen, und 
es wäre nicht ſchwer deren eine ganze Reihe aus den jüngſten 
Tagen der Ruhe und Ordnung aufzuweiſen. 

So erklärt es ſich denn daß die Volkspolitik ſich dem all- 
gemeinen Wahlrechte, ſeiner unläugbaren Mängel ungeachtet, 
mit entſchiedener Vorliebe zugewendet hat. Aber dieſe Vorliebe 
artet in blindes Vorurtheil aus wenn ſie das allgemeine Stimm— 
recht zu einem ſouveränen Grundſatze macht an welchem unbe— 
dingt und alſo auch jeder künftigen Erfahrung zum Trotz feſt— 
zuhalten ſei. Das allgemeine Stimmrecht, wie jedes andre 
Wahlſyſtem, kann für eine vernünftige Auffaſſung der ſtaatli— 
chen Dinge nichts anders ſein als ein Mittel welches man 
anwendet oder nicht anwendet je nachdem es in gegebenen Ver— 
hältniſſen feinem Zwecke entſpricht oder nicht. Wer das all 
gemeine Stimmrecht als Selbſtzweck behandelt, der ſagt da— 
mit daß ihm die Methode Alles gelte und das Ergebniß gar 
nichts, daß es ihm auf den Weg ankomme, nicht auf das Ziel. 

Gegen dieſe Verwechslung von Form und Inhalt war die 
Behauptung derjenigen fraͤnzöſiſchen Demokraten gerichtet welche 
ſagten die Republik ſtehe über dem allgemeinen Stimm— 
recht. In ſo fern, ſie der abergläubiſchen Verehrung einer 
Formel widerſprachen, hatten ſie vollkommen Recht, Unrecht aber 
darin daß fie derſelben wiederum nur eine Formel entgegenſetz— 
ten — die Republik. Ueber der Republik wie über dem all— 
gemeinen Stimmrecht, über jeder Staatsform und Staatsein— 
richtung überhaupt, ſtehen die Zwecke welche dem Staatsleben 
ſeinen Inhalt geben, und denen je nach der Verſchiedenheit der 
Zeiten und Völker in ſehr verſchiedenartiger Weiſe nachgeſtrebt 
werden kann und muß. Der Aberglaube welcher aus dem all— 
gemeinen Stimmrecht einen unantaſtbaren Götzen macht, verfällt 


* 
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von Rechtswegen der blutigen Geiſſel welche Proudhon über 
denſelben mit den Worten ſchwingt: Le Roi détroné nous avons 
mis la plèbe sur le tröne. A peine déliyrés d'une idole 
nous n’aspirons qu'à nous en fabriquer une autre. Nous 
ressemblons aux soldats de Titus qui apres la prise du 
Temple ne pouvaient revenir de leur surprise en ne trou— 
vant dans le sanetuaire des Juifs ni statue, ni boeuf, ni 
ane, ni phallus, ni courlisanes. 

Nichts Beſſeres als ein Aberglaube dieſes Schlages iſt es 
wenn man im Namen des außer Kraft geſetzten allgemeinen 
Stimmrechts die Mittel der politiſchen Wirkſamkeit verſchmäht 
welche durch irgend ein andres Wahlſyſtem geboten werden. 
Die verlorene Zeit, die verſäumte Gelegenheit, die in Unthä— 
tigkeit vergeudeten Kräfte, das Uebel welches hätte verhindert 
werden können und nicht verhindert worden iſt, das Alles häuft 
ſich zur ſchweren Anklage gegen ſolche Wahlenthaltung, zu einer 
Anklage welche durch die Berufung auf ein angebliches Princip 
nicht entkräftet wird. Ueberdies, ein öffentliches Intereſſe wird 
mehr gefördert durch eine einzige Stimme welche für daſſelbe 
das Wort nimmt, als durch tauſend Stimmen welche im Na— 
men deſſelben ſchweigen; bei jeder politiſchen Aufgabe nützt ein 


kleiner Finger der ſich rührt mehr als tauſend untergeſchlagene 


Arme. Als in Frankreich, nachdem das allgemeine Wahlrecht 
durch das Geſetz vom 30. Mai 1850 beſchränkt worden war, 
die demokratiſche Parthei darüber berieth ob ſie ſich künftig an 


den Wahlen zu betheiligen habe oder nicht, ſprach der General 


Lamoricière: „ich verſtehe nicht viel von Politik, aber ich bin 


Soldat, und weiß was ich als Soldat zu thun habe: wenn 


ich mein Gewehr verliere, ſo greife ich zu meinem Degen, und 
wenn die Klinge meines Degens abbricht, ſo wehre ich mich 
mit dem Stumpfe.“ Die Meinung des Generals Lamoriciere 
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drang nicht durch. Unter Berufung auf das Beiſpiel der preußi— 
ſchen Demokratie beſchloß man die Hände tapfer in die Taſche 
zu ſtecken. Der Erfolg war daß die bonapartiſtiſche Parthei 
in der Nationalverſammlung durch die Erſatzwahlen fortwährend 
verſtärkt und daß damit die Kataſtrophe vom 2. Dec. weſent— 
lich befördert wurde. Nachträglich blieb der franzöſiſchen Demo— 
kratie freilich der beruhigende Gedanke daß ſie „principmäßig“ 
gehandelt, oder vielmehr nicht gehandelt. Es iſt indeſſen 
ſehr unwahrſcheinlich daß ſie jenes eben ſo verzweifelte wie prin— 
cipmäßige Experiment nach einmaligem Mißlingen wiederholt 
haben würde wenn ſie Gelegenheit dazu gehabt — um der 
Evidenz der Thatſachen bis zu dieſem Punkte zu trotzen bedarf 
es eines ſteifern Doktrinalismus als man ihn bei den Fran— 
zoſen zu finden pflegt. 

Gegen die Cenſuswahlen ſowohl wie gegen die Wahlen 
nach allgemeinem Stimmrecht wird von gewiſſer Seite her ein— 
gewendet daß ſie den politiſchen Partheien einen übergroßen 
Spielraum gewaͤhren. Weil ſie keinen materiellen Boden, weil 
ſie keine geſetzliche Eriſtenz, weil ſie keine hundertjährige Ge— 
ſchichte, keine vom Staate anerkannte Organiſation haben, iſt 
man auf der bezeichneten Seite ſehr geneigt den Partheien als 
politiſchen Faktoren die Ebenbürtigkeit mit andern geſellſchaftli— 
chen Kräften ſtreitig zu machen, die in beſtimmterer Geſtalt, die 
mit einer greifbarern Leibhaftigkeit auftreten. So geſchieht es 
daß man im Namen der confervativen Theorie eine öffentliche 
Gewalt als unpraktiſch behandelt, welche in der Staatspraxis 
mehr und mehr die Oberhand gewonnen, die ſogar in gewiſſem 
Sinne die herrſchende geworden iſt — die Macht der Parthei. 

Der politiſche Partheigeiſt hat in der That viele derjeni⸗ 
gen Kräfte die man ihm als alleinberechtigt gegenüberſtellen 
möchte überwältigt, und ſich mehr oder weniger unterthan ge- 
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macht. Er iſt ſehr oft ſtärker als Vortheil, Gewohnheit, Vor— 
urtheil, er vermiſcht die verſchiedenartigſten Beſtandtheile der 
Geſellſchaft, er beherrſcht die Uebung jedes politiſchen Rechts, 
die ganze öffentliche Thätigkeit des Bürgers. Und wenn den 
heutigen Menſchen die Meinungen mehr gelten als das Inte— 
reſſe, ſo gereicht das der Zeit nicht gerade zum Vorwurf. 
Es läßt ſich indeſſen allenfalls begreifen daß man von einem 
gewiſſen Standpunkt aus dieſen Zuſtand der Dinge beklagt, daß 
man das Intereſſe für einen gültigern und ſicherern Beſtim— 
mungsgrund des bürgerlichen Handelns hält als die Parthei— 
meinung, aber von keinem Standpunkte aus läßt es ſich recht— 
fertigen wenn man den Bürger von Geſetzes wegen zwingen 
will bei der Uebung ſeiner politiſchen Rechte die Partheimei— 
nung dem materiellen Vortheil unterzuordnen. 

Der Verſuch eines ſolchen Zwanges iſt es gleichwohl auf 
welchen die Idee der ſtändiſchen oder Intereſſenvertretung hin— 
ausläuft. Die Parthei hat heut zu Tage mehr politiſche We— 
ſenheit als der Stand, das Partheiintereſſe iſt im entſchiedenen 
Uebergewicht über das Standesintereſſe. Wie dies ſo ge— 
worden, ſoll hier nicht unterſucht werden, daß es aber ſo 
ſei, kann man aufrichtiger Weiſe nicht beſtreiten. Der letzte 
Schleier der dieſe Sachlage manchem Blicke noch verhüllen konnte 
iſt ſeit dem Jahre 1848 zerriſſen, und ſo hat denn auch Herr 
von Radowitz der Wahrheit die Ehre gegeben das ſtändiſche 
Princip, welches er früher als die einzig zuläſſige Grundlage 
des Repräſentativſyſtems mit dem größten Scharfſinn und Nach— 
druck verfochten, als hinfort vollkommen unbrauchbar ein für alle 
Mal fallen zu laſſen. Wenn das Wahlgeſetz dem Bürger nun 
gleichwohl vorſchreiben will daß er bei der Ausübung ſeines | 
wichtigſten politiſchen Rechts nicht das geiftige Partheiintereſſe 
fondern das materielle Standesintereſſe zur Richtſchnur zu neh⸗ 
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men habe, fo verſucht es damit die ſtärkere Kraft der ſchwaͤchern 
unterthan zu machen, das heißt ein Unmögliches. Die Un— 
durchführbarkeit eines ſolchen Unternehmens wird durch jeden 
Landtag offenbar welcher aus ſtändiſchen Wahlen hervorgegangen 
iſt. Wie man die Stände zum, Behufe der Wahlen auch ab— 
theile, man erwirkt nie ein anderes Ergebniß als eine Vertre— 
tung der Partheien. Man kann unter dem Vorwande des 
ſtändiſchen Princips durch das Wahlgeſetz die eine Parthei un— 
verhältnißmaͤßig begünſtigen, die andre in entſchiedenen Nachtheil 
ſetzen, die dritte vielleicht ganz ausſchließen, immer aber werden in 
den Kammern nur Partheien vertreten ſein, und keine Stände.“) 

Das Syſtem der ſtändiſchen Vertretung in ſeiner Anwen— 
dung auf den heutigen Staat iſt innerlich unwahr durch, und 
durch. Wäre die politiſche Bedeutung des Ständeweſens heut 
noch geſchichtlich, entſpräche ſie mit andern Worten dem Geiſte, 
dem Bedürfniſſe, den realen Verhältniſſen des gegenwärtigen 
Geſchlechts, ſo würde ſich die Zeit in die ſtändiſche Vertretung 
von ſelbſt wieder hineinleben, anſtatt ſich mit Hand und Fuß 
und mit tauſendfältigem Proteſte gegen die Gewalt zu ſträuben 
welche ihr dieſelbe aufzudringen bemüht iſt. Mit Ausnahme 
einer kleinen doktrinären Schule, die freilich großen Einfluß auf 
die herrſchende Politik ausübt, iſt das Junkerthum in der gan— 
zen bürgerlichen Welt der einzige wahre Freund des ſtändiſchen 


) Stahl, fo eifrig er den ſtaͤndiſchen Wahlen das Wort redet, 
täuſcht ſich über die Unwirkſamkeit des denſelben zum Grunde liegenden 
Princips ſo wenig daß er den logiſchen Folgeſatz jener Wahlen von ſeinem 
Syſtem geradezu ausſchließt; die nach Standen gewählten Abgeordneten 
ſdllen durchaus nichts vom ſtändiſchen Charakter in das Parlament mit- 
bringen, ſondern männiglich als Vertreter der Nation gelten und handeln. 
Damit iſt dann das ſtändiſche Princip auf die Rolle eines bloßen Figuran— 
ten im Repräſentatipſtaat grundſätzlich angewieſen. 
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Princips, welches nicht nur ſeinen Vorurtheilen ſchmeichelt, ſon— 
dern ihm auch Vorwand und Mittel zur Aufrechterhaltung oder 
Wiederherſtellung ſeines ehemaligen Uebergewichts in der öffent— 
lichen Vertretung zu bieten ſcheint. Seiner Zahl, ſeinem Wohl— 
ſtande, feinem Einfluſſe, kurz feiner wirklichen poliliſchen Bedeu— 
tung nach, darf das Junkerthum bei keinem andern Wahlſyſteme 
auf beträchtlichen Erfolg rechnen als bei einem ſolchen, welches 
ihm unter dem Namen der Ritterſchaft, oder unter dem Vor— 
wande des großen Grundbeſitzes, von vorn herein und für alle 
Falle eine namhafte Zahl von Stimmen auf dem Landtage ſichert. 
Das ſtändiſche Princip iſt für das Junkerthum allerdings eine 
politiſche Lebensbedingung, und eine Politik welche entfchloffen 
iſt die künſtliche politiſche Exiſtenz des Junkerthums um jeden 
Preis und auf jede Gefahr zu friſten, eine ſolche Politik findet 
in dem ſtändiſchen Principe in der That die bequemſte Hand— 
habe für einen ſolchen Zweck. 

Es bleibt indeſſen immer eine merkwürdige Erſcheinung daß 
diejenige Parthei welche das hiſtoriſche Recht, die organi— 
ſche Gliederung, das naturwüchſige Staatsleben fort— 
während im Munde führt, welche Geſetzgeberei büreau— 
kratiſches Regiment, und mechaniſche Regierungsweiſe 
vom Standpunkte der guten alten Zeit aus nicht hart genug 
verurtheilen zu können glaubt, daß dieſe Parthei, im ſchreiend— 
ſten Widerſpruche mit allen jenen Schlagwörtern, verlangt daß 
das Volk kraft Geſetzes in ein ſtändiſches Syſtem wieder 
eingeſchachtelt werde welchem es durch geſchichtliche Ent— 
wickelung entwachſen iſt. Als ein geſchichtlich Gewordenes 
hatte das ſtändiſche Weſen ſeine volle Berechtigung; als ein 
vom Cabinet aus Gemachtes iſt es eine gegen die Geſchichte 
geübte Gewaltthat. Die Wirklichkeit die den ſtändiſchen Be— 
griffen ehemals innewohnte, fol jetzt durch obrigkeitliche Vers 
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fügung wiederhergeſtellt werden; das gemeinſchaftliche Bewußt— 
ſein welches die ganze bürgerliche Stellung der Stände vor 
Zeiten beherrſchte, will man durch Verordnung wieder be— 
leben. Während die Stände ehemals ein wichtiges Recht 
darin ſahen als Körperſchaften und durch Abgeordnete aus ihrer 
eignen Mitte auf dem Landtage vertreten zu werden, legt man 
ihnen jetzt die Pflicht auf ſich als Körperſchaften vertreten zu 
laffen, verbietet man ihnen die Wahl von Vertretern außer— 
halb ihrer Mitte von Geſetzes wegen. Mit einem Worte, die 
„organiſche Gliederung“ der Geſellſchaft ſoll am grünen Tiſche 
ausgearbeitet, und aus der Staatskanzlei oktroyirt werden. Wo 
dagegen ohne hochobrigkeitliche Bewilligung und Beihülfe ein 
lebendiger Trieb der geſellſchaftlichen Neubildung von innen 
heraus zu Tage tritt, da ſchreitet ſofort die polizeiliche Fürſorge 
ein, den wilden Schößling zu beſeitigen, oder doch allerminde— 
ſtens unter die ſtrenge Zucht der Scheere zu nehmen. Die Ge— 
ſchichte ſoll entweder fo fein wie die „hiſtoriſche Schule“ Sa 
will, oder fie ſoll nicht fein. 

Wie ſo viele andere Glieder des mittelalterlichen Gemein— 
weſens find auch die Handwerkszünfte nach und nach abgeſtor— 
ben. Was heut zu Tage noch davon übrig geblieben iſt nichts 
als die gehäſſige Seite derſelben, der monopoliſtiſche Geiſt. 
Die Zunft war ein lebendiges Stück des öffentlichen Körpers, 
ähnlich der heutigen Gemeinde, eine durch gemeinſchaftliche 
Steuerpflicht und gegenſeitige Unterſtützung tief eingreifende 
wirthſchaftliche Anſtalt, die Trägerin einer ſelbſtſtändigen Sitte, 
eines ſelbſtſtändigen Rechts, eines mächtigen genoſſenſchaftlichen 


* 


Geiſtes, eines bedeutenden politiſchen Einfluſſes, einer wahren“ 


Geſchichte in Krieg und Frieden. Das rein gewerbliche 


Element der Zunft war keinesweges das allein herrſchende, 
vielleicht kaum das überwiegende, und innerhalb des gewerb— 


* 
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lichen Elements nahm wiederum das Monopol nur einen 
geringen Raum ein. Die gewerbliche Ueberlieferung, die ge— 
werbliche Zucht, die gewerbliche Ehre und Sitte waren viel— 
mehr ebenſo weſentliche und viel nützlichere Beſtandtheile des 
zunftmäßigen Handwerkslebens als die ausſchließliche Berech— 
tigung der Zunftgenoſſen zum Gewerbsbetrieb, die man ſich als 
Preis aller übrigen Vortheile der Zunftverfaſſung immerhin 
gefallen laſſen mochte. 

Gegenwärtig nun ſind alle wirklichen Vortheil der Zunft⸗ 
verfaſſung verſchwunden, es iſt nichts mehr übrig als das 
Monopol, die Zunftgerechtigkeit — eine ſchreiende Ungerechtig— 
keit gegen die geſammte nicht zünftige Geſellſchaft. Eine Anzahl 
von Gewerbsgenoſſen vertheilt die nicht zünftige Bevölkerung 
unter ſich wie eine Beute, und läßt ſich vor allen Dingen an— 
gelegen ſein dahin zu wirken daß die Zahl der Theilenden ſo 
klein bleibe wie möglich: das iſt der Geiſt, die Bedeutung, der 
Nutzen der heutigen Zunft. 

Daß der Handwerker das Monopol feſthält wo er es 
beſitzt, und daß er danach greift wo man ihm daſſelbe bietet, 
liegt in der Natur des Menſchen und der Sache. Das Intereſſe 
des Zunftmonopols macht den Handwerker aber keineswegs 
zum Manne der „ſtändiſchen Gliederung“ und der hiſtoriſchen 
Schule, deren Lehren der ganze Geiſt des heutigen Handwer— 
kerthums mit aller Kraft widerſtrebt. Auf der andern Seite iſt 
nichts eitler als ſich zu Gunſten der Zunft auf die Stimme der 
Zünftigen zu berufen. Jeder geſellſchaftliche Mißbrauch wird 
von denen vertheidigt welchen er nützt, und in der Regel wird 
es dabei auch nicht an wohlklingenden Gründen fehlen. Alle 
die Gründe aber welche man für die jetzigen Handwerksinnungen 
beibringt paſſen eben ſo gut auf die zunftmäßige Beſchränkung 
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jeder andern bürgerlichen Erwerbsthätigkeit, die künſtleriſche und 
wiſſenſchaftliche nicht ausgenommen, eine Folgerung die denn 
auch der Verfaſſer der „Briefe über Staatskunſt“ mit anerken— 
nungswerther Conſequenz dahin ausgeſprochen: daß jeder Staats- 
angehörige ein Zunftgenoſſe ſein müſſe oder ein Vagabunde. 
Das wirthſchaftliche Intereſſe der Geſellſchaft welches man 
zu Gunſten des heutigen Zunftweſens anruft, ſteht mit demſelben 
in diametralem Widerſpruch. Die erſte, die dringendſte und un— 
abweisbarſte Forderung des wirthſchaftlichen Intereſſe iſt: daß 
jede ökonomiſche Kraft ſo hoch als möglich verwerthet werde. 
Das wirthſchaftliche Intereſſe der Geſellſchaft fragt nicht nach 
Lehrbrief und Meiſterſtück, ſondern nach Leiſtungsfähigkeit, gleich— 
viel wie und wo ſie erworben; das ſichere und vollkommen 
genügende Kennzeichen der Leiſtungsfähigkeit aber ift die Kund— 
ſchaft. Das wirthſchaftliche Intereſſe der Geſellſchaft, in Ueber— 
einſtimmung mit der gewöhnlichſten Menſchlichkeit wie mit der 
höchſten Moral, verlangt daß Niemand von Geſetzes- oder Poli— 
zeiwegen zum Nichtsthun verurtheilt, daß das Recht von ſeiner 
Hände Arbeit zu leben Niemand verkümmert werde, und am 
wenigſten dem welcher nichts als ſeiner Hände Arbeit hat. 
„Seinen eignen Heerd zu haben,“ ſagt Stahl (Rechtsphilo— 
ſophie II. 2. 77) „an ſeinem Vermögen und deſſen Gebrauch 
ſich eine Welt zu gründen die der Ausdruck des eigenften - 
innern Seins und Willens iſt, das iſt die unentbehrlichſte Be 
friedigung und das erſte Recht des Menſchen“ — goldene 
Worte die denn freilich durch die Anerkennung eines Zunft— 
weſens geradezu Lügen geſtraft werden, deſſen ausgeſprochener 
Zweck es iſt Tauſende von Menſchen nicht zum Befige eines 
eignen Heerdes kommen zu laſſen, und ſie für immer an die 


Abhängigkeit von einem Brodherrn zu binden. 
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Im geſellſchaftlichen Kleinleben wird durch rückſichtsloſe 


Handhabung der Ueberbleibſel des Zunftzwanges immer noch— 


viel Uebel geſtiftet, manche Exiſtenz gebrochen, und beſonders 
eine Menge geſetzlicher Chikanen geübt bei denen Niemand 
etwas zu gewinnen hat, und Jedermann wenligſtens feine Zeit 
verliert. Im Ganzen und Großen aber ſpottet die Geſchichte 
der Verſuche ſie in Formen zurückzubannen aus denen ſie ſich 
herausgelebt hat. Mit tauſend lebendigen Kräften und an 
tauſend verſchiedenen Stellen durchbricht fie die papiernen Schran— 
ken durch welche man ſie innerhalb des Zunftzwanges feſthal— 
ten will. In Preußen werden in der Hand der Zeit ſelbſt die 
Gewerberäthe, die man zu Schutz und Hut des erneuerten 
Innungsweſens aufgeſtellt hat, zu wirkſamen Werkzeugen der 
Zerſtörung dieſer lebensunfähigen Schöpfung des Syſtems. 
Schlag um Schlag führt der beſchleunigte Verkehr und der er— 
leichterte Handel gegen das zunftmäßige Monopol, Stück um 
Stück werden die Gewerbe dem Bereiche der Zunft überhaupt 
durch fabrikmäßigen Betrieb entrückt. Sicherlich, die Verwand— 
lung des Handwerks im Fabrikweſen hat ihre ernſtlichen Uebel— 
ſtände, um aber zu einer richtigen Würdigung dieſer Uebel— 
ſtände zu gelangen, und um mit einiger Ausſicht auf Erfolg 
nach Mitteln der Abhülfe zu ſuchen, muß man von der Ge— 
wißheit ausgehen daß keine Macht der Erde im Stande iſt jene 
Verwandlung zu verhindern oder gar ungeſchehen zu machen. 


Zünfte und Innungen als berechtigte und wohlthätige 


Anſtalten ſind für die Zukunft nur denkbar in der Geſtalt 
freier Geſellſchaften. Nichts natürlicher und zugleich wün— 
ſchenswerther als daß die Gewerbe vom Aſſociationsrechte Ge— 
brauch machen. Der Zunft gehöre an wer will, und außer 
ihr beſtehe wer ſeinen Vortheil dabei findet ihr nicht anzuge— 
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hören. Eine Gewerbefreiheit welche ſelbſt das Innungsweſen 
nicht ausſchließt, das iſt das Grundgeſetz des Gewerbsweſens 
derjenigen Länder welche an der Spitze der Weltinduſtrie ſtehen, 
Englands, Frankreichs, Nordamerikas, und eine ſolche Freiheit 
wartet in einer vermuthlich nicht fernen Zukunft auch des Ge— 
werbsweſens Deutſchlands. 


IX. 
Belagerungszuſtand und Kriegsgeſetz. 


Eine der Einrichtungen welche man in Deutſchland früher 
nur dem Namen nach kannte, und die erſt ſeit 1848 in un ſer 
öffentliches Leben übergegangen find, iſt der Belagerungszuſtand. 
Indem er alle Gewalten, die der Geſetzgebung, der Regierung, 
der Rechtspflege mit der Militärgewalt vereinigt, wird der Be— 
lagerungszuſtand zum wirkſamſten Hülfsmittel welches der jeweils 
herrſchenden Politik in Zeiten der großen Gefahr zu Gebote 
ſteht — der Belagerungszuſtand iſt die Verwirklichung des auf 
die höchſte Spitze getriebenen Begriffs der Diktatur. Das 
wichtigſte Werkzeug dieſer Diktatur und die eigentliche Sn 
haft derſelben ift das Kriegsgericht. 

Das Bedürfniß des Rechtsſchutzes beſteht unabhängig von 
allen ſtaatlichen Einrichtungen. Im roheſten Zuſtande der Ge— 
ſellſchaft iſt die perſönliche und die Familienrache die natürliche 
Hüterin des Rechts; wer ſich nicht rächt, fügt das arabiſche 
Sprichwort, der iſt nicht gerecht. Da wo der geſellſchaftliche 
Bildungstrieb den Aufbau des politiſchen Gemeinweſens zwar 
begonnen aber nicht vollendet hat, übt der König oder übt das 
Volk ein mehr oder weniger formloſes Gericht; in den ameri— 
kaniſchen Hinterwaͤldern iſt das Lyuchgeſetz der zwar leiden— 
ſchaftliche aber unentbehrliche Wächter des Rechts zu deſſen 
Schutz noch keine geregelte und allgegenwärtige Juſtiz vorh an— 
den if. Wird im ausgebildeten Staate die regelmäßige Juſtiz 


— 
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durch außerordentliche Nothſtände dienftunfühig, fo greift das 
Bedürfniß der Rechtspflege gleichfalls zu außerordentlichen Mit— 
teln; bei großen Feuersbrünſten, zerſtörenden Erdbeben und‘. 
ähnlichen Gelegenheiten macht das Volk den Miſſethaͤtern welche 
das öffentliche Unglück ausbeuten wollen allenthalben „kurzen 
Prozeß.“ Mit Einem Worte, wo der Rechtsſchutz des Staa— 
tes nicht vorhanden iſt oder nicht ausreicht, da tritt die Selbſt⸗ 
hülfe kraft Naturgeſetzes an deſſen Stelle. 

So auch bei Krieg und Aufruhr. Die Größe der Ge— 
fahr und die Unbrauchbarkeit der ordentlichen Mittel der Ab— 
wehr bringt die Anwendung außerordentlicher Maßregeln von 
ſelbſt mit ſich. Wenn man Angeſichts des Feindes einen Ueber— 
läufer, einen Verräther, einen Spion für die nächſte Quartal— 
ſitzung der Geſchwornen aufbewahren wollte, fo würde der 
Zweck der Juſtiz nicht ſelten den Formen derſelben geradezu 
aufgeopfert werden. Das Nämliche gilt aus dem nämlichen 
Grunde beim Aufruhr. Bei richtiger Anwendung rechtfertigt 
ſich demnach das krlegsgerichtliche Verfahren von ſelbſt. Kein 
Staat, weder im Alterthum noch in der Neuzeit, hat die mi- 
litäriſche Juſtiz entbehren zu können geglaubt ſo oft die bürger— 


liche Juſtiz durch die Umſtände dienſtunfähig gemacht war. 
Wenn in England das Kriegsgeſetz nur für das Heer gilt und 


auch für das Heer alljährlich neu bewilligt werden muß, waͤh— 
rend jede Anwendung deſſelben auf bürgerliche Fälle und Per— 
ſonen ſeit dem ſiebenzehnten Jahrhundert grundgeſetzlich ausge— 
ſchloſſen iſt, ſo verdankt England dieſe verfaſſungsmäßige Bürg— 
ſchaft einer regelmäßigen Rechtspflege lediglich der politiſchen 
und militäriſchen Sicherheit ſeines Staatsweſens. Bei jeder 
Gefährdung derſelben, beim Einfalle des Prätendenten, zur 
Zeit der franzöſiſchen Invaſionsdrohungen, bei den iriſchen Em— 
pörungen und Aufſtandsverſuchen wurden der Regierung außer— 


& 
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ordentliche Gewalten in die Hand gegeben, und wenn England 
früher oder ſpäter wieder einmal von dauerndem Bürgerkriege, 
von anhaltender Revolution, oder von einer ernſtlichen Gefahr 
der Eroberung heimgeſucht werden ſollte, fo würde es aller 
Verfaſſungsgrundſätze 1 zu dem Martlalſyſtem zurück— 
kehren. 

Ob ein Staat tele Gewalten überhaupt und na— 
mentlich die Kriegsgerichte entbehren kann, iſt demnach eine Frage 
welche nicht nach Grundſätzen ſondern lediglich nach Maßgabe 
ſeiner thatſächlichen Lage entſchieden werden kann. Daſſelbe 
gilt von der Frage ob das Kriegsgeſetz im einzelnen Falle 
rechtmäßiger oder mißbräuchlicher Weiſe zur Anwendung ge— 
bracht werde. Von vorn herein aber und ohne allen Beweis 
iſt es einleuchtend daß die rechtmäßige Wirkſamkeit der Kriegs— 
gerichte in demſelben Augenblicke aufhört wo die äußeren 
Hinderniſſe der Handhabung der ordentlichen Juſtiz 
wegfallen. 

Es iſt begreiflich daß der Militärgewalt, nach Beſeitigung 
der unmittelbaren Gefahr, im Namen des Belagerungszuſtandes 
gewiſſe außerordentliche Befugniſſe vorbehalten werden, vermöge 
deren ſie im Stande bleiben ſoll einer etwa befürchteten neuen 
Störung des öffentlichen Friedens ſogleich mit ſtarker Hand zu 
begegnen. Was aber bedeutet es wenn man inmitten der 
wiederhergeſtellten Ruhe und des ordentlichen Geſchäftsganges 
dieſe und jene Vergehen oder Verbrechen von den Gerichten an 
Militärkommiſſionen verweist? Sind die Soldaten welche ein 
Kriegsgericht bilden etwa beſſere Kenner des Geſetzes als die 
Richter? Oder traut man ihnen mehr Scharffinn zur Ermittlung 
von Schuld und Unſchuld zu als den Geſchworenen? Oder hält 
man ſie für leidenſchaftsloſer, gerechter, gewiſſenhafter? — 
Nichts von dem Allen. Der große Vorzug welcher die Kriegs— 
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gerichte in den Augen elner gewiſſen Politik auszeichnet iſt ihre 
erfahrungsmäßig feſtſtehende Geneigtheit oder Bereitwilligkeit 
zum Verurtheilen. In unzähligen Fällen wo der bürgerliche 
Richter in Ermangelung hinlänglicher Beweiſe, oder aus recht— 
licher Ueberzeugung, oder nach Gewiſſenspflicht freiſprechen würde, 
ſpricht der Soldat des Standgerichts ein unbedenkliches Schul— 
dig. Dieſer tauſendfältig bewährte Erfahrungsſatz iſt es welcher 
die Kriegsgerichte zum unentbehrlichen Werkzeuge einer Politik 
macht deren Intereſſen mit denen der Gerechtigkeit nichts gemein 
haben. Wenn man zum Beiſpiel die Vertreter der öffentlichen 
Rechte eines Landes dafür züchtigen will daß ſie ihre amtlichen 
oder Bürgerpflichten erfüllt haben und ihrem Eide auf die Vers 
faſſung treu geblieben find, fo wird man mit einem ſolchen Vor— 
haben niemals durchdringen wenn man nicht ein Kriegsgericht 
zur Verfügung hat das da bereit iſt kraft willkürlicher Verord— 
nungen, denen man ſogar rückwirkende Kraft beilegen mag, 
jede beliebige Verurtheilung auszuſprechen. 

Durch ſolchen Mißbrauch der Gewalt wird dem öffentlichen 
Glauben an Necht und Gerechtigkeit die Axt an die Wurzel 
gelegt, ein ſolcher Mißbrauch iſt die offene Verläugnung der 
Civiliſation des Jahrhunderts, ein unmittelbarer Rückſchritt in 
die Barbarei. Eine Lynchexecution in den Straßen von Neuyork 
würde nicht empörender fein als die im tiefſten Frieden von 
einem Kriegsgerichte ausgeſprochene Verurtheilung wegen eines 
bürgerlichen Verbrechens, wäre der Beſtand deſſelben auch noch 
fo unzweifelhaft, und der ſchwerſten Art. Freilich iſt es in 
dem einen Falle ein roher Volkshaufen, in dem andern die 
Staatsgewalt ſelbſt von welcher der Eingriff in die ordentliche 
Gerechtigkeit ausgeht, allein die ſtaatliche Weihe ſetzt die mar— 
tialiſche Lynchjuſtiz wahrhaftig nicht in Vortheil gegen az 
tumultuariſche Schweſter. 
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Durch ſolchen Mißbrauch der Gewalt entehrt die Politik 
nicht allein ſich ſelbſt ſondern auch das Werkzeug deſſen ſie ſich 
bedient. Ein Staatsmann welchem ſich nicht nachſagen läßt daß 
Geſetzesſcrupel oder Weichherzigkeit ſein Fehler ſeien, der Graf 
Joſeph de Maiſtre ſagt in feinen Soirées de St. Pötersbourg: 
Dans tout pays ol, par quelque considération que l'on puisse 
imaginer, on s’aviserait de faire exécuter par le soldat des 
coupables qui n’appartiendraient pas son état, en un clin 
‘d’oeil, et sans savoir pourquoi, on verrait s'éteindre tous 
ces rayons qui environnent la téte du militaire; on le crain- 
drait sans doute, mais le charme indefinissable de l'honneur 
aurait disparu sans retour. Wenn der Graf de Maiſtre jede 
militäriſche Hinrichtung eines Nichtſoldaten bei DBerluft der 
Waffenehre verbietet, ſo weiß man daß es wahrlich nicht aus 
Scheu vor Menſchenblut geſchieht, und es läßt ſich demnach als 
gewiß annehmen daß ſein Ausſpruch jeden Falls nicht milder 
gelautet haben würde wenn er gewiſſen kriegsgerichtlichen Vor— 
gängen der jüngſten Zeit gegolten hätte bei denen vielleicht kein 
Blut gefloſſen iſt. i 

Durch Verkündigung des Kriegsgeſetzes erklärt die Regie— 
rungsgewalt nicht ſowohl das Land als ſich ſelbſt in Bela— 


gerungszuſtand. Wenn Hannibal im Angeſichte Roms ſeine 


Zelte aufgeſchlagen, oder wenn Catilina an der Spitze des Auf— 
tuhrs ſteht, dann iſt die Gefahr der Regierung allerdings auch 
die Gefahr des Staates und des Volkes. Die der Regierung 
drohende Gefahr kann indeſſen auch vom Volke im wahren 
Sinne des Wortes ausgehen, wo dann der Staat möglicher 
Weiſe wenig oder gar nicht bei derſelben betheiligt iſt. SI 
aber das Volk nicht bloß mit der Regierung, ſondern auch mit 
dem Staate ſelbſt verfeindet, alsdann iſt ein Revolutionsfall 
der ernſtlichſten Art gegeben, der ſich durch die Anwendung 
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diltatoriſcher Gewalten vielleicht aufhalten jedoch ſchwerlich ab— 
wenden läßt, und zuweilen durch dieſelbe ſogar beſchleunigt 
wird. Das große öffentliche Jutereſſe wird bei einem ſolchen 
Zwieſpalt zwiſchen Staat und Volk immer dahin gehen daß 
die Auflöſung des bisherigen ſtaatlichen Verbandes fo wenig 
als möglich verzögert werde, immer mit Ausnahme der vollig 
abgelebten und erſchöpften Zeiten in denen ſich an die wankende 
Ruine des Staats einige Ueberreſte' geſellſchaftlicher Kultur 
anlehnen, die mit dem Sturze derſelben unwiederbringlich ver— 
loren gehen würden. 

Bei einem Volke welchem die Schöpfungskraft noch nicht 
völlig ausgegangen, erſetzt ſich der abgenutzte Staatsorganiamus 
von ſelbſt, wenn man ihn nur gewähren läßt. Die Dynaſtlen, 
die Verfaſſungen, die Gränzen der Länder wechſeln, der Staat 
erneut ſich von innen und von außen, aber er beſteht fort, un— 
verwüſtlich wie der geſellſchaftliche Naturtrieb des Menſchen— 
geſchlechts. Darum iſt es dann nichts Beſſeres als eine Gaulelel 
wenn man dem jeweils beſtehenden Staate die Eigen— 
ſchaften, die Verdienſte und. die Nothwendigkeit des Staates 
an und für ſich unterſchiebt, wenn man im Namen der 
Ewigkeit der Staatsidee eine gegen alle Wechſelfälle geſicherte 
Dauer für den vorhandenen Staat in Anſpruch nimmt, 
Man gebärdet ſich als ob jedes Volk bei dem Beſtreben ſich 
von den bisherigen Staatsformen loszuringen nothwenbiger‘ 
Weiſe in das Chaos fallen würde, und doch iſt die Anarchle 
als dauernder Zuſtand gedacht die unhaltbarſte aller Fiftis 
onen, unbegreiflich zumal im Munde derjenigen welche den gött— 
lichen Urſprung des Staates am fohärfften betonen. Die 
Völker fallen aus dem Staate immer wieder in den 
Staat, eine Wahrheit die man um fo weniger bezweifeln kann 


je größer die Vorſtellung iſt welche man ſich von dem Urſprunge 
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und dem Charakter des ſtaatlichen Lebens macht. Wenn die 
Geſchichte hie und da Perioden auſweiſt die den Namen der 
anarchiſchen mehr oder weniger verdienen, ſo lagern ſich dieſelben 
oft mitten in das beſtehende und im Grunde von Niemand an— 
gefochtene Staatenſyſtem hinein. Eine Periode dieſer Art war 
die Zeit des dreißigjährigen Krieges, der weder Staaten grün⸗ 
den noch zerſtören wollte, und zuletzt nur gleichſam zufällig 
einige Veränderungen in dem beſtehenden Syſteme hervorbrachte. 
Der Uebergang aus einer Staatsform in die andere kann frei- 
lich mit großen Leiden verbunden ſein, aber es giebt ſchlimmere 
Leiden als die Revolution, Leiden deren man ſich um den Preis 
einer Revolution immer noch wohlfeilen Kaufs entledigt. So 
hat Frankreich durch ſeine große Revolution ſicherlich weniger 
gelitten als Deutſchland durch die langen Kriege in denen es 
die franzöſiſche Revolution zu bekämpfen hatte. 

Je höher man die Staatsidee hält deſto ſorgfältiger ſoll 
man ſich hüten fie zu entweihen. Die tiefſte Entweihung der— 
ſelben aber iſt es, wenn man den erſten beſten oder ſchlechteſten 
Staat zu einem unantaſtbaren Götzen macht welchem das Glück 
der Völker unbedenklich geopfert wird. Dieſe mit dem jeweils 
beſtehenden Staate getriebene Abgötterei hat in der öffentlichen 
Meinung eine Reaktion hervorgerufen von welcher die Staats— 
idee ſelbſt nicht unberührt geblieben iſt. Durch die Selbſtver— 
götterung des hiſtoriſchen Staats und durch den Aberglauben 
ſeiner blinden Anbeter iſt der Staat an ſich in Mißcredit ge— 
rathen, ſind die politiſchen Begriffe vielfach verfälſcht, und die 
politiſchen Empfindungen aufs Aeußerſte verbittert worden. Da— 
her jenes Hirngeſpinſt eines ſtaatloſen Zuſtandes der Geſellſchaft, 
jener Traum von der Ueberflüſſigkeit des Geſetzes, jene Einbil— 
dung von der Entbehrlichkeit oder auch der Unrechtmaͤßigkeit der 
Strafe. So ſehr man ſolche Verirrungen bedauern muß, ſo iſt 
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doch nicht zu verkennen daß ſie von der entgegengeſetzten Seite 
her gewiſſermaßen erzwungen ſind. Wer jedem auch dem ver— 
ächtlichſten Staate eine ideale Weihe beilegt welche ihn unan— 
taſtbar machen ſoll, der darf ſich nicht wundern wenn man ihm 
mit dem Ausdrucke des Widerwillens gegen den Staat über— 
haupt antwortet; wer ein Fürſtenthum Monaco oder einen rö— 
miſchen Prieſterſtaat verewigen will, der iſt der Mitſchuldige der 
wahnſinnigen Lehre von der „An-archie.“ “) Schon das bloße 
Beſtehen folder Staaten die ſich mit. unheilbarer Krüppelhaftigkeit 
durch das Jahrhundert ſchleppen, wirkt herabwürdigend auf die 
Staatsidee zurück deren widerwärtige Zerrbilder ſie find, und 
wenn es vollends eine Politik giebt die da glaubt Staaten jener 
Art durch fremden Beiſtand gewaltſam aufrecht erhalten zu müſ— 
ſen, ſo iſt dieſer vermeinte Conſervativismus eine der zerſtörend— 
ſten Mächte der Gegenwart. Denn eine ſolche Politik unter— 
gräbt nicht bloß die fittlichen ſondern auch die realen Grundlagen 8 
des Staats, was eine ſolche Politik ſündigt dafür wird die 
Politik überhaupt verantwortlich gemacht, und wenn die Auf— 
löſung der geſellſchaftlichen Ordnung zu den möglichen Dingen 
gehörte, ſo würde ſie in der erfolgreichſten Weiſe durch das Bei— 
ſpiel derjenigen Staaten gefördert werden die, nachdem ihre in— 
nere Lebenskraft abgeſtorben, im Widerſpruche mit dem entſchie— 
denen Willen und Intereſſe der Völker, und gleichſam den 
dynamiſchen Geſetzen des Staatslebens zum Trotz, nur vermöge 
eines von außen her angewendeten Militärzwanges fortbeſtehen. 
Das iſt die große Gefahr, die grundverderbliche Wirkung der 


) Wenn man dieſem Wort die Bedeutung der ausſchließlichen Herr— 
[haft des Geſetzes im Gegenſatze der perfönlichen Herrſchaft beilegt, 
fo bleibt der Gebrauch deſſelben immer noch eine äußerſt unverſtändige Her— 
ausforderung der allgemeinen Meinung welche unter Anarchie nun einmal 
den höchſten Grad der geſellſchaftlichen Zerrüttung verſteht. 
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Interventionspolitik, daß ſie die Natur der ſtaatlichen Dinge 
umkehrt, daß ſie das Erſtorbene zum Fortleben verdammt, und. 
damit die Wiedergeburt unmöglich macht.“) 

Der dauernde Belagerungszuſtand hat mit der fremden 
Intervention eine gewiſſe Aehnlichkeit, und dringt jeden Falls 
Wirkungen ähnlicher Art hervor. Die Stagtögewalt für welche 
der Belagerungszuſtand ein ſtehendes Bedürfniß geworden, hat 
politiſch bankerott gemacht, und befindet ſich in der Lage jenes 
Paſſatore der mit einer Handvoll Bewaffneter in dem volk— 
reichen Forlinpopoli eine Nacht hindurch den Meiſter ſpielen 
durfte. b 5 


) Ob die Intervention thatſächlich ausgeübt wird, oder wie eine ewige 
Drohung über dem Haupte des Volkes ſchwebt, iſt dabei vollkommen gleich— 
gültig. Die Zahl der Staaten deren Beſtand in ihrer bisherigen Verfaſ— 
ſung lediglich auf der fortwährenden Interventionsgefahr beruht, iſt noch 
viel größer als die Zahl derjenigen welche durch wirkliche Intervention wie— 
derhergeſtellt ſind. Alle dieſe Staaten beſtehen im Widerſpruch mit den 
politiſchen Naturgeſetzen, und es würde in vielen Fällen eine richtigere Po— 
litik ſein dieſelben einem Nachbarſtaate einzuverleiben, als ſie durch Inter— 
vention oder Interventionsdrohung zwiſchen Leben und Tod in künſtlicher 
Schwebe zu halten. 


X. 


Von kirchlichen Dingen. 


Der alte Bund zwiſchen Staat und Kirche, ihre gegen⸗ 
ſeitige Verſicherungsgeſellſchaft gegen gefürchtete Neuerungen, 
iſt nach kurzer Unterbrechung wiederhergeſtellt. Die Kirche pre— 
digt eifriger als je die Pflicht des Gehorſams gegen die Obrig— 
keit, und der Staat bietet feine wirkſamſten Geſetze und Ver-, 
waltungsmaßregeln auf um den althergebrachten kirchlichen Be— 
ſitzſtand vor Beeinträchtigung durch Abfall oder Spaltung zu 
bewahren. Dieſes wechſelſeitige Schutzbündniß gilt für eine 
feſte und unentbehrliche Bürgſchaft der conſervativen Intereſſen 
auf dem geiſtlichen wie auf dem weltlichen Gebiet. 

In frühern Zeiten hat ſich dieſe gegenſeitige Bürgſchaft 
nicht ſelten in der vollſtändigſten Weiſe bewährt. Noch im ſech— 
zehnten und ſiebenzehnten Jahrhundert haben Staat und Kirche. 
mit gemeinſchaftlichen Kräften und zu beiderſeitigem Vortheil 
große Unternehmungen durchgeſetzt die dem einen oder der an— 
dern für ſich allein niemals gelungen wären. Wenn zum Bei— 
ſpiel Steiermark, Oeſtreich, Böhmen von proteſtantiſcher Ketzerei 
zum alten Glauben zurückbekehrt wurden, ſo hatten die kaiſer— 
lichen Dragoner einen weſentlichen Antheil an dieſem Erfolge, 
und wenn zugleich die aufrühreriſche Geſinnung in den genann— 
ten Provinzen der politiſchen Rechtgläubigkeit wieder Platz 
machte, ſo verdankte der Staat dieſen Gewinn zum guten Theil 
den Anſtrengungen der Geſellſchaft Jeſu. Kurz es iſt eine nicht 
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hinwegzuläugnende Thatſache daß die Kirche dem Staate oft 
große Dienſte gegen den Geiſt der politiſchen Neuerung geleiſtet, 
und daß der Staat ſeinerſeits durch Säbel und Bajonette un— 
zählige Seelen für die Kirche erobert hat. Ein ſolches Unter— 
nehmen iſt indeſſen feiner Natur nach mit den äußerſten Schwie— 
rigkeiten verbunden, und damit es durchgeſetzt werde iſt der 
Beſitz der größten Mittel und die beharrlichſte Handhabung der— 
ſelben erforderlich. Die Kirche, wenn ſie den politiſchen Geiſt 
des Jahrhunderts erfolgreich bekämpfen will, muß wenigſtens 
von ihrem eigenen Geiſte vollſtändig erfüllt ſein, und der Staat 


welcher dem kirchlichen Apoſtelamt dem die ſiegreiche Kraft ab- 


handen gekommen unter die Arme greifen möchte, dieſer Staat 
darf vor den äußerſten Entſchlüſſen nicht zurückſchrecken, und 
muß der rückſichtsloſeſten Gewaltübung auf Menſchenalter hin— 
aus gewiß ſein. 

Heut zu Tage nun ſcheinen weder der Kirche noch dem 
Staat die zur Löſung einer ſolchen Aufgabe erforderlichen Mittel 
in genügendem Maße zu Gebot zu ſtehen. Die Parthei der 
Kirche zeigt allerdings eine große Rührigkeit, zugleich aber ſo 
viel Berechnung und fo wenig Wärme, ſo viel Schauſtellung 


und fo wenig Innerlichkeit, fo viel Scheu vor einem Kampf! 


mit gleichen Waffen, eine ſo übergroße Bereitwilligkeit jegli— 
chen Beiſtand anzunehmen, wäre es auch der Beiſtand einer ge— 
häffigen Polizeigewalt oder eines eigennützigen Unglaubens, *) 
mit einem Worte, die ganze Haltung der kirchlichen Parthei iſt 


9) Es würde nicht ſchwer fein innerhalb der kirchlichen Parthei beider 
Bekenntniſſe, und unter den geſchäftigſten und namhafteſten Mitgliedern der— 
ſelben, eine ganze Reihe von Männern aufzuzählen welche landkundiger 
Maßen gar keine religiöſe geſchweige denn eine kirchliche Ueberzeugung haben. 
In Süddeutſchland zumal wird die katholiſche Bewegung theilweiſe von 
Männern geleitet die nicht einmal der Form nach der katholiſchen Kirche, 
ja ſogar nicht einmal immer dem Chriſtenthum angehören. 
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fo beſchaffen daß man aus derſelben auf ein geringes Selbſt— 
vertrauen und auf ein ziemlich beſcheidenes Kraftbewußtſein 
ſchließen darf. Was auf der andern Seite den heutigen Staat 
betrifft, ſo iſt es gewiß daß er mehr guten Willen als Mittel 
hat die Dienſte zu vergelten welche ihm die Kirche zu leiſten 
bemüht iſt. Der Staat hat nun einmal keine „Lichtenſteiner“ 
oder andere „Seligmacher“ mehr zu ſeiner Verfügung, und 
was er ehemals durch militäriſche Executionen im großen Style 
bewirken mochte, das wird er durch kleine Polizeimaßregeln 
wie ſie gegenwärtig an der Tagesordnung ſind ſicherlich nicht 
erreichen. Solche Maßregeln können in einzelnen Fällen ohne 
Zweifel nicht bloß ſehr läſtig werden, ſondern auch den bürger— 
lichen Ruin deſſen zur Folge haben welcher davon betroffen 
wird, Bekehrungen aber wird man dadurch nimmermehr erzielen, 
ſondern höchſtens ein klein wenig Heuchelei neben einer großen 
Summe von Erbitterung und Haß. 

Es iſt ein öffentliches Geheimniß daß in einem großen 
Theile der deutſchen Lande die Maſſe des Volkes, bewußt oder 
unbewußt, außerhalb des durch Glaubensformeln und Bekennt— 
nißſchriften ſcharf umgränzten kirchlichen Bodens ſteht. Der pro— 
teſtantiſche Geiſt zumal hat die Schranken des kirchlichen Lehr— 
begriffs nach allen Seiten hin durchbrochen oder überſprungen. 
„Die Bekenntnißformeln welche den dogmatiſchen Charakter der 
proteſtantiſchen Kirchengenoſſenſchaften beſtimmen,“ ſagte unlängſt 
ſehr richtig eine Wochenſchrift, „ſind der Mehrheit der Prote⸗ 
ſtanten völlig unbekannt, und unter der Zahl Derjenigen denen 
dieſe Formeln geläufig ſein mögen befinden ſich ohne Zweifel 
nur verhältnißmäßig Wenige welche in dem Buchſtaben der— 
ſelben den Ausdruck ihrer religiöſen Ueberzeugung erkennen, oder 
die ihre Ueberzeugung jenem Buchſtaben unterordnen.“ Aber 
auch im katholiſchen Deutſchland iſt eine vom ſtrengen Dogma 
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mehr oder weniger unabhängige Religionsanſchauung weit ver— 
breitet, ſind die Anhänger des Ultramontanjsmus faſt allent— 
halben in entſchiedener Minderheit. Der Glaube des deutſchen 
Volks hat ſich durchweg vereinfacht, er hat ſich mit allmäliger 
Abſtreifung des confeſſionellen Beiwerls mehr und mehr auf 
diejenigen Punkte zurückgezogen welche den eigentlichen Kern 
aller Religion bilden. Die über dieſen Kern hinausreichenden 
confeſſionellen Formen haben damit ihren religiöſen Inhalt ver— 
loren, und unter dem Namen der Kirche iſt hie und da ein 
leeres Gehäuſe zurückgeblieben welches von der Gemeinde, vom 
Prieſter und von Gott verlaſſen in der Einöde ſteht. Und in 
dieſen leeren Mauern ſieht ein gewiſſer Conſervativismus eins 


der Bollwerke feines Syſtems!“) Dabei iſt freilich die Hoff 


nung im Spiele daß der vereinſamte Tempel ſich bei gelinder 
ſtaatlicher Nachhülfe allmälig wieder mit Gläubigen füllen 
werde, allein dieſe Hoffnung kann aus den ſchon angedeuteten 
Gründen nicht in Erfüllung gehen. 

Der kirchlichen Politik des Conſervativismus liegt indeſſen 


) Die kirchliche Politik macht durchaus keine Anſprüche an den innern 


Menſchen, weil fie ſich der Undurchführbarkeit derſelben hinlänglich bewußt . 


iſt, wie dies von ihren Organen, wenn auch mit dem Ausdruck des Be— 
dauernd, zugeſtanden wird. Es genügt ihr daß die äußere Haltung des 
Bürgers mit dem Dogma übereinſtimme, die äußere Unterordnung unter die 
kirchliche Satzung gilt ihr für eine Art bürgerlicher Pflicht, oder allermin— 
deſtens für das Erforderniß der „correkten“ bürgerlichen Geſinnung. So 
geſchieht es denn daß die kirchliche Politik einen Triumph zu feiern glaubt 
fo oft es ihr durch die bekannten Zwangsmittel gelingt irgend eine kirch— 
liche Oppoſition dem Schein nach zu beſeitigen, wenn gleich es unzweifel— 
haft iſt daß dieſelbe dem Weſen nach ungeſchwächt ſortdauert. Mit an— 
dern Worten, man ſieht es als einen Gewinn an für Kirche und Staat 
wenn man die Menſchen dahin bringt ihre religiöfen Ueberzeugungen zu 
verläugnen, man verlangt im Namen des kirchlichen und ftaatlichen Inte— 
reſſe die Unwahrheit. Das oben erwähnte Bollwerk des Conſervativismus iſt 
in vielen Fällen nichts anderes als die in ein Syſtem gebrachte Unwahrheit. 
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noch ein zweiter und größerer Irrthum zum Grunde, der Irr⸗ 
thum daß einem beſtimmten Dogma ein für alle Mal eine bes 
ſtimmte bürgerliche Geſinnung entſpreche. Dieſe Anſicht findet 
ihre Widerlegung in der tauſendfach wiederholten Erfahrung 
daß die kirchliche Ueberzeugung, den ſprödeſten Formeln zum 
Trotz, ſich mit wunderbarer Geſchmeidigkeit dem Charakter der 
Völker, dem Geiſte der Zeiten, den wechſelnden Richtungen der 
Geſchichte anpaßt. Das Dogma, ſelbſt da wo es blindlings 
angenommen und verehrt wird, iſt viel weniger der Beherrſcher 
als der Diener des Jahrhunderts; das Dogma ſagt immer 
nur das was der Menſch in daſſelbe hineinlegt und wieder 
herausliest; das Dogma, iſt ein todter Buchſtabe der erſt im 
Munde der Geſchichte lebendig wird, und deſſen Laut in ihrer 
Ausſprache wechſeln mag von A bis Z. Das aufrichtigfte 
Glaubensbekenntniß bietet bekanntlich nicht einmal eine Bürg— 
ſchaft für die ſittliche Geſinnung, geſchweige denn für die poli— 
tiſche. Unter dem Einfluſſe wechſelunder Auffaſſung kann ſelbſt 
das religiöſe Pflichtgefühl in Sünde und Verbrechen umſchlagen. 
Sogar die lauterſte religiöſe Tugend iſt vor folder Ausartung— 
nicht ſicher. Heute bewährt die chriſtliche Liebe eine übermenſch— 
liche Hingebung, und morgen thut ſie die Werke einer un— 
menſchlichen Grauſamkeit; heute opfert ſie der Verbreitung des 
Evangeliums Alles was ſie iſt und hat, und morgen erwürgt 
ſie den Neubelehrten unmittelbar nach der Taufe um ihm die 
Gefahr des Rückfalls und die ewige Verdammniß zu erfparen. *) 


) Der Amerikaner Channing, bekanntlich ein Geiſtlicher und ein eben 
ſo frommer Mann wie ausgezeichneter Kopf, ſpricht ſeine Ueberzeugung daß 
zwiſchen dem Dogma und dem Leben wenig oder gar kein Zuſammenhang 
ftattfinde alfo aus: I cannot but look on human creeds with feelings 
approaching contempt. What are they? Skeletons, freezing abstractions 
and unintelligible dogmas. And these Jam to regard as the exposi- 
Uons of the fresh living truth! ‘ 


„. ». e, Grundſätze der Realpolitik. 8 
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Daß die politiſche Richtung der Zeiten und die politiſche 
Geſinnung der Völker ſich nicht durch bloße Bekenntnißformeln 
beſtimmen läßt, dafür ſind der geſchichtlichen Belege unzählige 
zur Hand. So ſteht namentlich die Meinung daß der Katho— 
licismus ein Univerſalmittel gegen den Geiſt der Revolution 
ſei mit den größten hiſtoriſchen Thatſachen in ſo ſchreiendem 
Widerſpruch, daß man die Kühnheit nicht genug bewundern 
kann mit welcher tauſend überlaute Stimmen dieſes angeblich 
einzige und unfehlbare. Gegengift von den Brettern herunter 
anpreiſen. Die drei großen katholiſchen Völker, Franzoſen, 
Spanier, Italiener, ſind ſeit einem oder zwei Menſchenaltern im 
immerwährenden Zuſtande der Revolution, Portugal iſt in dem 
nämlichen Falle, Belgien verdankt ſein ſtaatliches Daſein dem 
Aufruhr, Polen hat wiederholt die äußerſten Anſtrengungen 
gemacht die ihm von Gott geſetzte Obrigkeit zu ſtürzen, das 
katholiſche Oeſtreich iſt 1848 von der Revolution viel heftiger 
erſchüttert worden als das proteſtantiſche Preußen, und während 
es überhaupt kaum Ein katholiſches Land in Europa giebt welches 
in dieſem Jahre nicht mehr oder weniger von der Revolution 
heimgeſucht worden, iſt dieſelbe an England, Holland, Schweden 
und Norwegen ſpurlos vorübergegangen. Noch mehr, der 
Mittelpunkt der katholiſchen Welt, Rom, iſt der Heerd einer 


Revolutionsgluth die nirgends ihres Gleichen hat, während 


Nordamerika das Land des unbeſchränkten Sektenweſens ſeit 
dem Unabhängigkeitskriege die Revolution höchſtens von Hören— 
ſagen kennt. | = | 

Dieſe Gegenſätze bieten von ſelbſt den Schlüſſel des Miß— 
verſtändniſſes um welches es ſich hier handelt. Der Kirchen— 
glaube macht die Revolutionen der Neuzeit ſo wenig wie er 
dieſelben verhindert. So wenig Frankreich, Italien u. ſ. w. 


durch den Katholicismus vor der Revolution geſchützt wurden, 
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eben ſo wenig iſt es der Proteſtantismus welcher Holland, 
Schweden u. ſ. w. vor derſelben geſchützt hat. Die Nevolutlon 
geht nicht aus kirchlichen Meinungen hervor, “) ſondern 
aus bürgerlichen Zuſtänden. Keine Staatsordnung, und 
wenn ihr die Religion ihre höchſten und heiligſten Weihen ge— 
geben hätte, kann ſich behaupten wenn ſie aufgehört hat der 
richtige Ausdruck der geſellſchaftlichen Intereſſen, Bedürfniſſe 
und Kräfte zu ſein. So wenig eine Idee als ſolche, die der 
Freiheit zum Beiſpiel, im Stande iſt eine Revolution zu machen, 
eben ſo wenig vermag irgend eine kirchliche Lehre, die des 
leidenden Gehorſams etwa, elne Revolution zu verhindern, 
deren Bedingungen in den politiſchen, wirthſchaftlichen und 
überhaupt in den Culturverhältniſſen des Volkes gegeben ſind. 
Das aus den realen Zuſtänden fi ergebende Bedürfniß über 
wiegt die Zumuthungen einer entgegenſtehenden Doktrin vermöge 
ſeiner ſpecifiſchen Schwere dergeſtalt, daß der Ausſchlag niemals 
zweifelhaft ſein kann. Wenn die Römer den Papſt von ſeinem 
tauſendjährigen Stuhle vertrieben,“ ) fo geſchah es weil das 
päpſtliche Regiment im Laufe der Zeit unerträglich geworden 
war, und wenn in Nordamerika ohne Polizei- und Militär— 
gewalt Ruhe und Ordnung herrſcht, ſo geſchieht es weil das 
dortige Regiment dem öffentlichen Bedürfniſſe entſpricht. 

Aus demſelben Geſichtspunkte will die Lage eines jeden 


) Der Fall einer durch Glaubenszwang bewirkten Revolution würde 
die Allgemeingültigkeit dieſes Satzes kaum beſchränken, denn auch in dieſem 
Falle wäre der bürgerliche Zwangszuſtand die unmittelbare Urſache derſelben. 

) Und zwar unbeſchadet ihrer Rechtgläubigkeit, welche ſich den Anz 
forderungen der Volkspolitik, wie dies bei ſolchen Gelegenheiten immer 
der Fall iſt, mit der äußerſten Bereitwilligkeit anſchmiegte. Die Römer 
haben den Papſt nicht verjagt weil ſie aufgehoͤrt hatten gute Katholiken zu 
fein, wohl aber iſt es möglich daß fie aufhören gute Katholiken zu fein 
um ſich des Papſtes zum zweiten und letzten Male zu entledigen. 
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Staates im Verhältniffe zu der Stimmung des Volkes auf 


der einen und zu deſſen kirchlichem Bekenntniſſe auf der andern 
Seite beurtheilt ſein. Wo ſich der Geiſt der politiſchen Un— 
zufriedenheit kundgiebt, da iſt man gewiß den Urſprung derſelben 
in bürgerlichen Mißverhältniſſen zu finden, und wo im Gegen— 
theil öffentliche Zufriedenheit und Ruhe obwalten, da iſt es 
ein entſchiedener Irrthum die Quelle derſelben in der kirchlichen 
Geſinnung zu ſuchen. So iſt zum Beiſpiel der viel gerühmte 
conſervative Geiſt der Tyroler lediglich der Ausdruck eines bür— 
gerlichen Zuſtandes, einer Verfaſſung und Verwaltung welche 
der Culturſtufe und den einfachen Bedürfniſſen des Volks eut— 
ſprechen; Tyrol iſt in dieſen Beziehungen die bevorzugteſte und 
einzig und allein aus dieſem Grunde die ruhigſte unter den 
Landſchaften Oeſtreichs. Wäre die kirchliche Streuggläubigkeit 
der Tyroler die Quelle ihres Conſervativismus, ſo würde ſich 
derſelbe offenbar nicht in den Jahren 1809 und 1810 haben 
verlaͤugnen können, denn die Tyroler waren damals der baieri— 
ſchen Regierung nach allen kirchlichen Grundſätzen denſelben 
Gehorſam ſchuldig den ſie früher der öſtreichiſchen Regierung 
gezollt. Und wenn man heut zu Tage von Wien aus dieſelben 
Fehler beginge die damals von München aus gemacht wurden, 
wenn man die Tyroler in ihren Gefühlen, ihren Gewohnheiten 
und ihren Intereſſen mißhandelte, fo würde weder der Katho— 
licismus noch die geprieſene Liebe und Treue gegen das Haus 
Habsburg das Wiedererwachen des ae der Empörung in 
Tyrol verhindern. 

Nochmals, die politiſche Unzufriedenheit entſpringt aus bür— 
gerlichen Uebelſtänden und bürgerliche Uebelſtände können nur 
durch politiſche Mittel gehoben werden. Wenn man dagegen 
das Dogma als Pflaſter für die Schäden und Wunden des 

geſellſchaftlichen Körpers ausbietet, fo macht man fi einer 


“ 
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Marktſchreierei ſchuldig die nur bei der Einfalt und etwa bel 
der Verzweiflung Eingang finden kann.“) 

Die „Wiederbelebung des religiöſen Sinnes“ iſt der ſtehende 
Gedanke des politiſchen Conſervativismus, und gleichwohl ge— 
ſchieht von ſeiner Seite Alles um ein ſolches Ergebniß, inſo— 
weit es überhaupt möglich iſt, zu vereiteln. Der Conſervativis— 
mus will nämlich als „religiöſen Sinn“ nur den herkömmlichen 
Kirchenglauben gelten laſſen, welcher da wo ſich die Zeit aus 
ihm herausgelebt hat nimmermehr wieder lebendig werden wird. 
Die auf einen unmöglichen Zweck dieſer Art verſchwendeten An— 
ſtrengungen des politiſchen Conſervativismus haben im Weſent— 
lichen keinen andern Erfolg als daß fie die Rechtgläubigen 
an der Kirche irre machen welcher die Politik ſo ſchlimme 
Dienſte leiſtet, und daß ſie die Andersgläubigen mit dem 
Staate verfeinden der ihrer Ueberzeugung Gewalt anzu— 
thun verſucht. 

Das religiöfe Bedürfniß iſt nicht todt u es wird nie⸗ 
mals ſterben im Herzen des deutſchen Volks, der Charakter 
und der Gegenſtand des religiöſen Bedürfniſſes aber iſt heute 
ein anderer als er noch in den Tagen unſerer Großväter war, 
und was vollends vor dreihundert Jahren der lebendige Aus— 


) Es gehört eine große Oberflächlichkeit und der Mangel an allem 
geſchichtlichen Blick dazu um ſich über die politiſche Wirkungskraft des 
Kirchenglaubens dadurch täuſchen zu laſſen daß im Partheileben die Recht— 
gläubigkeit mit dem Conſervativismus Hand in Hand zu gehen pflegt. Der 
Conſervativismus entſpringt ſehr ſelten aus der Rechtgläubigkeit, die Recht— 
gläubigkeit iſt vielmehr umgekehrt in den meiſten Fällen die Wirkung des 
Conſervativismus, der ſeinerſeits hauptſächlich aus der Lebensſtellung und 
dem Intereſſe hervorgeht. Durch Grundſätze und Lehren, gleichviel 
ob politiſche oder kirchliche, wird man die Menſchen nicht conſervativ machen, 
ſondern durch Beſitzthümer die da werth ſind conſervirt zu werden. 
Wenn die Ariſtokratie von Natur ſtreng conſervativ ift, fo iſt fie es wahr: 
lich nicht aus platoniſcher Liebe zum Conſervativismus. 
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druck deſſelben ſein mochte, das iſt für die Mehrheit des heu— 
tigen Geſchlechtes eine unverſtändliche Formel, ein leerer Schall. 
Andere Völker, die Franzoſen zum Beiſpiel, laſſen ſolche Ueber— 
lieferungen denen der Sinn entwichen iſt fortbeſtehen, ohne Werth 
auf dieſelben zu legen, und ohne Auſtoſt daran zu nehmen. *) 
Das deutſche Volk hat zu viel religiöfen Eruſt um ſich auf 
ſolche Weiſe mit einer inhaltsleer gewordenen kirchlichen Form 
abzufinden, der deutſche Geiſt läßt keine religiöfe Ueberzeugung 
fallen ohne eine andere an deren Stelle aufzunehmen, es treibt 
ihn unabläſſig zu einem beſtimmten religiöſen Ergebniſſe zu ge— 
langen, und er verlangt das Recht ſich zu dieſem Ergebniſſe 
laut zu bekennen. Das tiefe Bedürfniß einer eigenen Ueber— 
zeugung und der Abſcheu gegen jedes Bekenntniß der Lippen 
von welchem das Herz nichts weiß, das ſind die beiden reli— 
giöſen Grundzüge des deutſchen Weſens aus denen der Drang 
und die Nothwendigkeit einer unabläſſigen Fortbildung des kirch— 
lichen Lebens hervorgeht. Alle die Neuerungsverſuche welche 
die kirchlichen Zuſtände Deutſchlands ſeit einer Reihe von Jahren 


) Der religiöfe Zuftand welcher aus dem mechaniſchen Fefthalten an 
abgeſtorbenen kirchlichen Begriffen entſteht, wird von Herrn de Sach im 
Journal des Debats mit folgenden Worten geſchildert in denen der Ver— 
faſſer die franzöſiſche Gegenwart als Spiegelbild der altrömiſchen Vergan— 
genheit erſcheinen läßt. C'est encore quelque chose, ſagt Herr de Sacy, 
d’adorer des dieux auxquels on croit, m&me quand ces dieux sont 
faux. C'est bien pire d'adorer des dieux auxquels’ on ne croit pas. 
Le monde en était la du temps des Césars, et voila ce que j'appele 
la seconde idolatrie, pire que la première, car cette idolatrie lä n'est 
pas une simple erreur, c'est un mensonge qui dégrade flame. Le 
vral paganisme, ce qui peut s’appeler dans toute la rigueur du terme 
adorer des dieux de pierre et de bois, c'est une réligion sans sérieux 
et sans cons&quence morale, une réligion de cérémonie et d'habitude, 
ne conservant plus de prise sur les ames que par ce sentiment de 
superstilion vague et inquiète qu’&prouvent toujours les hommes. 
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bewegt haben, ſind eben ſo viele Zeugniſſe eines religlöſen Sin— 
nes der nicht darauf wartet daß man ihn von Staatswegen 
wlederbelebe, der vielmehr nur verlangt in der Uebung feiner 
lebendigen Kraft nicht geſtört zu werden. Nur die Irreliglo— 
ſität und die Unſittlichkeit kann dem religiöſen Bedürfniſſe wel— 
ches ſich in jenen Beſtrebungen offenbart den äußeren Spiel- 
raum ſtreitig machen. Daß ſich, wie vielfach behauptet worden, 
den Verſuchen der kirchlichen Umgeſtaltung hie und da Beſtre⸗ 
bungen der politiſchen Neuerung beigemiſcht haben, iſt an ſich 
nicht unwahrſcheinlich, und findet ſeine Erklärung in dem Zwange 
der öffentlichen Verhältniſſe der eine gewiſſe politiſche Oppo— 
ſition aus allen ſtaatlichen Stellungen verdrängt hat. Wenn 
aber die herrſchende Politik durch die übermäßige Beſchränkung 
jener Oppoſition einen Fehler gemacht, ſo liegt darin wahrlich 
keine Rechtfertigung des zweiten und größern Fehlers ein junges 
kirchliches Leben zu erſticken weil die Oppoſition vielleicht einen 
Zufluchtsort innerhalb deſſelben finden könnte. Bei ſolchem 
Verfahren wird die Politik ſich ſelbſt von Schritt zu Schritt 
weiter verlocken, bis zu dem Punkte bei welchem ſie jetzt in 
Kurheſſen angekommen iſt wo man ſogar die Geſangvereine als 
politiſch gefährlich verboten hat, bis zu dem Punkte wo ſie, 
und vielleicht nicht mit Unrecht, in jeder Familie den Heerd 
einer ſtillen Verſchwörung ſieht. 

Der heutige Staat überhaupt, und mehr als jeder andere 
der deutſche Staat, findet bei jedem Schritt auf kirchlichem 
Boden Schwierigkeiten über Schwierigkeiten, an denen er ſich 
ohne Dank und Lohn abmüht. Indem er den überlieferten 
chriſtlichen Charakter — im kirchlichen Sinne des Worts — 
zu behaupten ſucht, geräth er in unzählige Widerſprüche mit 
ſich ſelbſt, verfeindet er ſich mit einem großen Theile ſeiner An— 
gehörigen welche dem kirchlichen Chriſtenthum nur dem Namen 
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nach, oder nicht einmal dem Namen nach angehören,“) und 
bringt er ſich überdies in ein geſpanntes Verhältniß zu den— 
jenigen chriſtlichen Glaubensgenoſſenſchaften deren Bekenntniß 
von dem ſeinigen abweicht. Dieſer letztere Uebelſtand macht 
ſich insbeſondere in den deutſchen Staaten ſehr ſchwer fühlbar, 
deren Bevölkerung faſt durchweg eine confeſſionell gemiſchte iſt, 
und unter den deutſchen Staaten iſt wiederum Preußen der— 
jenige welcher die politiſchen Wirkungen der confeſſionellen Gegen— 
füge am meiſten zu fürchten, und alſo die meiſte Urſache hat 
die kirchlichen Dinge dem Gebiet der Politik ſo fern zu halten 
wie nur immer möglich. Gleichwohl ſcheint ſich Preußen ein 
wahres Geſchäft daraus zu machen Politik und Kirche in mög— 
lichſt vielfältige Berührung mit einander zu bringen, was denn 
die natürliche Folge hat die Unverträglichkeit beider fortwährend 
zu reizen und die Gegenſätze innerhalb derſelben nicht bloß zu 
ſteigern ſondern auch zu vervielfältigen. 

Preußen iſt von allen europäiſchen Staaten derjenige wel— 
cher in ſeinen innern Verhältniſſen und in den Intereſſen ſeiner 
Zukunft die meiſte und dringendſte Aufforderung findet ſich mit 
der Kirche ſo vollſtändig wie nur irgend möglich auseinander— 
zuſetzen. Der mit ſo großer Bitterkeit geführte Streit über den 
proteſtantiſchen oder paritätiſchen Charakter Preußens, die höchſt 
bedenkliche Erſcheinung einer feſt geſchloſſenen katholiſchen Par— 


P Wenn das Judenthum, dieſer geſchichtlich verkörperte Conſervativis— 
mus, ſeiner innerſten Natur zum Trotz gewaltſam in die entſchiedene Oppo— 
ſition hineingeworfen iſt, ſo hat ſich die herrſchende Politik damit einen 
gebornen Freund zum bitterſten Feinde gemacht. In Frankreich ſind die 
Juden eben ſo friedliche Bürger wie gute Patrioten, wahrend ſie in Deutſch— 
land oft den wildeſten Revolutionsgeiſt und das Gegentheil der Vaterlands— 
liebe bewährt haben. Die eine dieſer beiden entgegengeſetzten Erſcheinungen 
iſt eben ſo natürlich wie die andere; unnatürlich dagegen iſt eine Politik 
welche ihr gebieteriſches Intereſſe einer eigenfinnigen Grille opfert. 
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thei in der Kammer, das Verfahren der oberrheiniſchen Biſchöfe, 
und die neuerdings von Rom aus in herausfordernder Weiſe 
wieder aufgenommene Frage von den Miſchehen — das ſind 
eben fo viel ernſte Mahnungen an die preußiſche Politik das 
kirchliche Gebiet zu verlaſſen, und auf den rein ſtaatlichen Bo— 
den zurückzukehren auf welchem allein ſie ſich mit Sicherheit 
bewegen kann, auf welchem ſie einſt ihre Glanzperiode gefeiert, 
und deſſen Gränze ſie niemals mit Gewinn und Ehren über— 
ſchritten. Preußen hat aus ſeinen jüngſten Erfahrungen lernen 
müſſen, was es freilich auch ohne eigene Erfahrung hätte wiſ— 
ſen ſollen, daß man den Anſprüchen Roms durch kein Zuge— 
ſtändniß und keine Begünſtigung von Staatswegen jemals Ge⸗ 
nüge leiſtet, am wenigſten von Seiten eines Staates mit 
überwiegend akatholiſcher Bevölkerung. Ein ſolcher Staat, um 
mit Rom ſo weit als möglich in Frieden zu leben, muß jede 
Gemeinſchaft mit der katholiſchen Kirche überhaupt abbrechen, 
oder doch ſie auf ein möglichſt kleines Gebiet beſchränken; er 
muß von Rom keine Dienſte verlangen, ſich zu keinen Leiſtun— 
gen an Rom verpflichten, keinen Einfluß in kirchlichen Dingen 
beanſpruchen und keinen kirchlichen Einfluß auf Geſetz und Po— 
litik geſtatten. Allerdings aber würde es eine gefahrvolle Uns 
gerechtigkeit ſein wenn der Staat 'den andern kirchlichen Ge— 
noſſenſchaften, den gegenwärtigen und den zukünftigen, die 
Unabhängigkeit verſagte welche er dem Katholicismus in ſeinem 
‚ eignen Intereſſe gewaͤhren ſoll. Wenn man dem Katholicismus 
die Freiheit giebt, für das akatholiſche kirchliche Leben dagegen 
den bisherigen Polizeizwang beibehaͤlt, ſo liefert man dem Ultra— 
montanismus feine Gegner mit gebundenen Händen aus. Um— 
gekehrt aber iſt es ſicherlich eine grundloſe Beſorgniß daß der 
Ultramontanismus auf dem Boden der allgemeinen kirchlichen 
Freiheit eine Ueberlegenheit wieder gewinnen würde welche er 
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nicht zu behaupten vermochte als er noch das Monopol der 
Freiheit, das heißt die Alleinherrſchaft, hatte und im Beſitze 
der ſurchtbarſten Mittel war mit denen die Herrſchaft über die 
Geiſter und die Seelen je geübt worden iſt. Der Ultramon— 
tanismus ſelbſt hat offenbar viel weniger Vertrauen auf ſeine 
ſiegreiche Kraft als er zur Schau zu tragen pflegt. Im Jahre 
1848 konnte er freilich nicht umhin den Grundſatz der kirch— 
lichen Freiheit für Jedermann zuzugeſtehen, ſobald aber die 
Bewegung wieder ſo weit beſchwichtigt war daß mit der Auf— 
richtigkeit keine Gefahr mehr verbunden zu ſein ſchien, trat der 
Ultramontänismus von Neuem mit feiner alten Forderung her— 
vor daß der Staat ihm den Arm leihe um ſeine Gegner, zwar 
nicht mehr wie ehemals zu vertilgen, aber doch wenigſtens aus— 
einander zu ſprengen und zum Schweigen zu bringen. Der 
Ultramontanismus muß zugeſtehen daß ſeine erweiterte Freiheit 
aus dem Geiſt des Jahres 1848 hervorgegangen iſt, aber 
weit entfernt dieſem Geiſte dafür irgend eine Anerkennung oder 
gar irgend einen Dank zu zollen, verhöhnt er denſelben mit 
der ſtehenden Redensart: daß er habe ſegnen müſſen wo er 
fluchen wollen. Die Klagen des Ultramontanismus über die 
noch obwaltenden Beſchränkungen feiner Unabhängigkeit werden 
täglich lauter und drohender, zugleich aber auch die Klagen 
über den Reſt der Freiheit den man hie und da feinen Gegnern 
noch gelaſſen. Kurz der Ultramontanismus, dem man jeden 
Falls eine richtige Schätzung ſeiner Kräfte und Intereſſen zu— 
trauen darf, der Ultramontanismus hat heute wie von jeher 
Furcht vor der Freiheit vermöge deren ſeine Gegner zu Worte 
kommen könnten, er will heute wie zu allen Zeiten den „Irr— 
thum“ nicht bekämpfen, ſondern von vorn herein zum Schweigen 
bringen. Gerade deßhalb aber weil er den Zweifel und die 
Debatte ausſchließt, gerade deßhalb iſt der Menſchengeiſt ſein 
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ewiger und unüberwindlicher Feind. Das Heidenthum wurde 
vom Chriſtenthum in offenem Kampfe überwunden, und darum 
iſt es ein für alle Mal abgethan, einer Ketzerei dagegen welche 
‚ man nicht widerlegen, ſondern mit der Hand auf dem Munde 
erſticken will, einer ſoͤlchen Ketzerei wird man niemals ſchließ— 
lich Meiſter werden, und im neunzehnten Jahrhundert vollends 
kann die Scheu vor dem ehrlichen geiſtigen Kampfe als ein 
ſicheres Vorzeichen der endlichen Niederlage gelten. 

Die großen Glaubensgenoſſenſchaften, oder gar die Glau— 
benseinheit, gehören der Periode des vorherrſchenden Gattungs— 
lebens der Völker an, und ſie können nur als Fiktion in eine 
Zeit herüberdauern die ihren Hauptberuf darin findet der Per— 
ſönlichkeit zu ihrem vollen Rechte und zu ihrer vollen Ent— 
wickelung zu verhelfen. Die bisherigen Kirchen werden ſich im 
natürlichen Verlaufe der Dinge nach und nach in einzelne Ge— 
meinden auflöſen, in denen ſich Perſonen mit ähnlichen reli— 
giöſen Bedürfniſſen und mit verwandten Geiſtesrichtungen frei 
zuſammenfinden; das kirchliche Weſen wird eine reine Privat— 
angelegenheit werden. Man mag eine ſolche Wendung vom 
altgläubigen Standpunkte aus beklagen, aber man kann im 
Intereſſe der Religion nicht wollen daß dieſelbe durch ſtaatliche 
Mittel verhindert werde. Denn ſo gewiß eine herbe Wahrheit 
ſittlicher iſt als eine ſchmeichleriſche Lüge, ſo gewiß hat ſelbſt 
die kalte Verneinung eines jeden Dogma mehr religiöſen Werth 
als die erheuchelte Gläubigkeit. Das Beiſpiel Nordamerikas 
zeigt überdies daß die Anerkennung einer unbedingten kirchlichen 
Freiheit von Seiten des Staats ſich ſehr wohl verträgt mit 
einem lebhaften Sinne des Volks für kirchliche und religiöſe 
Intereſſen, und daß die größte Duldung gegen das An— 
dersglauben ſogar nicht unvereinbar iſt mit einer gehäfftgen 
Intoleranz gegen den Unglauben. Die kirchlichen Zu— 
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ſtände Nordamerika's haben ohne Zweifel manche dunkle Stellen, 
aber ſie verurſachen doch wenigſtens dem Staate keine Schwle— 
rigkeiten und Verlegenheiten, ſie verfälſchen die Politik deſſelben 
ſo wenig wie ſie von derſelben verfälſcht werden, ſie ſind mit 
einem Worte ohne Vergleich geſunder als die lirchlichen Zus 
ſtände gewiſſer europäiſcher Länder, die dem Krlege Aller gegen 
Alle ziemlich ähnlich ſehen.“) 


5) Im neueſten Bande feiner geſammelten Schriften erklärt ſich ſelbſt 
Herr von Radowitz, der ſtrenggläubige Katholik, für das nordamerikaniſche 
ſogenannte voluntary system. Ein nicht minder rechtgläubiger proteſtanti— 
ſcher Staatsmann — wenn anders dieſer Name auf den preußiſchen Diplo— 
maten paßt der das Londoner Protokoll unterſchrieben — ſagt in ſeinem 
jüngſten Buche: „Das letzte Uebel welches die Regierungen der Religion an— 
zuthun vermögen iſt Polizeiſchutz und Hofgunſt.“ 


XI. 
Die conſervative Parthei. 


Der deutſche Conſervativismus iſt ein ziemlich unbeſtimm— 
ter politiſcher Begriff, und der Name der conſervativen Parthei 
ein ſehr vieldeutiger. Conſervativ nennt ſich der alte dienſtun— 
fähig gewordene Liberalismus, die Bürcaufratie, der Ultramon— 
tanismus, das Junkerthum, und der mehr oder weniger oder 
auch gar nicht verkleidete Abſolutismus — lauter politiſche Fak— 
toren die wenig gemeinſchaftliche und viele entgegengeſetzte In— 
tereſſen und Zwecke haben. Dazu kommt der große Schwarm 
Derjenigen denen es überhaupt an allen politiſchen Anſichten 
und Intereſſen fehlt und die heute zu dem Conſervativismus 
halten wie fie geſtern der Reform anhingen, und wie fie mor— 
gen der Revolution huldigen würden wenn dieſe die Oberhand 
gewönne. 

Auf die Frage: was ſoll conſervirt werden, wird 
jede der bezeichneten Gruppen innerhalb der conſervativen Par- 
thei eine weſentlich verſchiedene Antwort geben, wenn ſie näm— 
lich überhaupt eine Antwort in Bereitſchaft hat. Die eine jener 
Gruppen will wo möglich Alles beim Alten belaſſen, die andre 
will Einiges ändern, die dritte gleichfalls, aber im entgegenge— 
ſetzten Sinne, und die vierte iſt vielleicht bereit das Meiſte der 
beſtehenden Zuſtände preiszugeben, wenn man ihr nur zuvor 
ſichere Bürgſchaft leiſtet gegen jeden Uebelſtand der die Neue; 

rung begleiten oder aus ihr hervorgehen könnte. 
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Daß der unbedingte Conſervativismus überhaupt einen An- 


hang wiedergewonnen hat, waͤhrend die Nothwendigkeit durch⸗ 
greifender Reformen noch unlängſt von allen Seiten zugeſtanden 
wurde, iſt eine der auffallendſten Erſcheinungen der Gegenwart. 
Der ſtaatliche Zuſtand welchen der unbedingte Conſervativismus 
in allen oder doch in allen weſeutlichen Theilen beibehalten will 
hat ſich ſo wenig bewährt daß die Nothwendigkeit irgendwelcher 
Modificationen deſſelben ohne weitern Beweis als die bisherige 
Erfahrung feſtzuſtehen ſcheint. Gleichwohl giebt es eine nicht 
geringe Zahl von Leuten die ſeit der Verkitlung der Neuerungs— 
verſuche der Jahre 1848 — 1850 ſich ſelbſt und Andre überreden 
möchten daß ein Bedürfniß der ſtaatlichen Umgeſtaltung nur in 
der überreizten Einbildungskraft kranker oder erhitzter Köpfe vor— 
handen ſei. Ein Profeſſor des Staatsrechts welcher in jenen 
Jahren den Umbau des politiſchen Gemeinweſens eifrig betreiben 
half, führt jetzt den wiſſenſchaftlichen Beweis daß Deutſchland 
im Beſitz aller der ſtaatlichen Einrichtungen und bürgerlichen 
Güter iſt welche es vernünftiger Weiſe wünſchen kann, daß 
Deutſchland namentlich im Punkte der öffentlichen Freiheit we— 
der England noch Nordamerika zu beneiden hat, und daß es 
ſich, wenn nicht ein Gott ſeine Sinne umnebelt welcher ſeinen 
Untergang beſchloſſen, mit der Bewahrung ſeiner gegenwärtigen 
politiſchen Beſitzthümer begnügen wird. Solchen Behauptungen 
entſpricht es denn wenn man die Bewegung von 1848 für die 
Wirkung eines unbegreiflichen Schwindels ausgiebt, wenn man 
jenes Jahr als das „tolle“ bezeichnet, wenn man ſich gebärdet 
als habe das deutſche Volk ſich ohne allen vernünftigen Grund 
in Bewegung geſetzt, und widerſinnige Anſprüche erhoben und 
phantaſtiſche Forderungen geſtellt denen die Staatsgewalten aus 
reiner Selbſtverblendung nachgegeben — kurz wenn man zur Er— 
klärung jener Erſcheinungen deren Natürlichkeit und Nothwens 
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digleit man nicht mehr begreifen will, zu der Fiktion eines vor— 
übergehenden allgemeinen Wahnſinns ſeine Zuflucht nimmt. Ein 
Verfahren dieſer Art iſt unter Umſtänden ſehr bequem und mag 
den Trägern der beſtehenden Ordnung der Dinge im hohen 
Grade ſchmeicheln, ehrlich aber kann es nur von Seiten der 
äußerſten Beſchränktheit ſein, und ob es politiſch ſei die offen— 
kundigſten Bedürfniſſe und die handgreiflichſten Mängel zu läug— 
nen weil man keine Befriedigung und Abhülfe zu ſchaffen weiß, 
das iſt mindeſtens geſagt ſehr zweifelhaft. 

Die Ueberzeugung oder das Gefühl der Unhaltbarkeit der 
gegenwärtigen ſtaatlichen Zuſtände ſpornt den thatkräftigern Theil 
der conſervativen Parthei zur Reaktion. Die jetzige Stellung 
läßt ſich nicht behaupten, folglich muß man ſich auf eine der 
ältern Poſitionen zurückziehen die den Jahrhunderten getrotzt 
haben — das iſt ein Gedanke welcher zwar von einem ſehr 
ſchwachen Verſtändniß der politiſchen und geſchichtlichen Dinge 
zeugt, dem ſich aber wenigſtens eine gewiſſe Logik nicht ab— 
ſprechen läßt. 

Der reaktionäre Conſervativismus begreift daß die that— 
ſächliche Gewalt unzureichend iſt um den Staatsbeſtand zu ſichern, 
und er ſucht deßhalb nach einer weitern Gewährſchaft. Da er 
ſich außer Stande weiß die freie Zuſtimmung, das Wohlſein, 
die Zufriedenheit der Staatsangehörigen als Bürgen zu beſtellen, 
ſo greift er nach einem Principe welches in frühern Zeiten alle 
jene Erforderniſſe erſetzen zu können ſchien, nach der Autorität. 
Die Autorität iſt eine angeborne von perſönlichen Eigenſchaften 
unabhängige Ueberlegenheit, und ihr entſpricht der blinde Ge— 
horſam als Erfüllung einer ſich von ſelbſt verſtehenden Pflicht. 
Die Autorität macht demnach nicht bloß das Verdienſt ſondern 
auch die Gewalt einigermaßen entbehrlich, und es iſt deßhalb 
ſehr natürlich daß jeder Machtinhaber um ſo höhern Werth auf 
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die Autorität legt je weniger er ſich des Verdienſtes bewußt 
iſt, und je weniger er der eigenen Kraft vertraut. Iſt aber die 
Autorität unabhängig von der Gewalt, ſo hat ſie dagegen einen 
tödtlichen Feind in dem Urtheil. Wo das Urtheil anfängt, da 
hört die Autorität auf. Was iſt alſo die Autorität in einer 
Zeit in welcher ſich das Urtheil auf Alles erſtreckt! In der 
That giebt es heut zu Tage kein Gebiet des Geiſtes mehr 
welches dem Urtheil unzugänglich wäre und von dem ſich das 
Urtheil fern hielte, keins außer einem gewiſſen religiöfen Bereiche 
der den Anhängern eines gewiſſen Kirchenglaubens für unan— 
taſtbar gilt. „Wer Autorität ſagt,“ lautek ein bekanntes und 
unwiderlegliches Wort, „der ſagt Papſt, oder er ſagt gar 
nichts.“ Für diejenigen welche die Autorität nicht im Papſte 
verkörpert ſehen, iſt die Autorität ein leerer Name. 

Es iſt ein beachtenswerther Umſtand daß es vorzugsweiſe 
die Wortführer des preußiſchen Junkerthums ſind welche die 
Autorität im Munde führen und als das ſouveräne Heilmittel 
gegen die politiſchen Uebel der Zeit anpreiſen. Die Männer 
welche nicht heftig genug gegen papierne Verfaſſungen und Ge— 
ſetze zu eifern wiſſen, dieſe naͤmlichen Männer tragen kein Beden— 
ken zu verlangen daß der ganze Staat aus und auf einem bloßen 
Schalle aufgebaut werde, auf dem inhaltsloſen Worte Autorität. 
Das Apoſtelamt der Autorität iſt einer der unfruchtbarſten Aus— 
wüchſe der Ideologie. Sehr treffend ſagt darüber Hr. C. Frantz, 
ſelbſt ein Mann des Conſervativismus: „Man mag das Au— 
toritätsprincip in ſpeculativen und dogmatiſchen Syſtemen ent— 
wickeln, man mag dieſe Syſteme von allen Kanzeln und Kathe— 
dern proklamiren, es beſteht in Wirklichkeit doch nicht. Es iſt 
eine bloße Idee, und nie und nirgends iſt es geſchehen daß ſich 
die Geſellſchaft auf Grund einer bloßen Idee organiſirt hätte. 
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Es gehören reale Grundlagen dazu, und die realen Grundlagen 
des Autoritätsprincips ſind verſchwunden.“ 

Das wie eine Offenbarung verkündete und gachheen 
Wort: „Autorität, nicht Majorität“ iſt eine jener hohlen For— 
meln mit denen ſich das Ohr betäuben läßt, die aber dem Ver— 
ſtändniſſe der Dinge um welche es ſich handelt nicht ein Jota 
hinzufügen, geſchweige denn daß ſie den Schlüſſel zur Löſung 
irgend einer praltiſchen Frage darböten. Wenn man uns die 
„Autorität“ anpreist, ſo wird damit gerade ſo viel erreicht als A 
wenn man den Franzoſen die „Legitimität“, oder den Nordame— 
rikanern das „monarchiſche Princip“ empfiehlt — alle dieſe 
Principien haben juſt ſo viel dynamiſchen Inhalt, und alſo po— 
litiſchen Werth, wie die Völker welche man auf dieſelben ver— 
weist hineinlegen, das heißt in den fraglichen Fällen gar feinen. 

In der Anwendung auf die Wirklichkeit weiß das „Au— 
toritätsprincip“ ſich nicht anders geltend zu machen als durch 
materiellen Zwang. Daher geſchieht es denn daß die Autori— 
tätsideologen gewöhnlich die beſten Freunde des Polizeiregimen— 
tes ſind, ohne zu ahnen daß ſie damit ihr eignes Princip ge— 
radezu preisgeben. Die Autorität wird in ihrer Vorſtellung zur 
Idee des Zwanges der keinen Widerſpruch geſchweige denn 
Widerſtand duldet, und der Zwang zur thatſächlichen Uebung 
der Autorität. Solcher Auffaſſung gemäß glaubt man denn 
die Autorität um ſo wirkſamer gefördert je rückſichtsloſer und 
durchgreifender der Zwang im Namen derſelben gehandhabt wird. 
Die Unwiderſtehlichkeit der Staatsgewalt wird bis auf den un— 
terſten Beamten derſelben übertragen, und wenn man es dahin 
gebracht hat daß jeder Polizeidiener auf Markt und Straße, ja 
bis in das Innere des Hauſes hinein, ohne Gegenrede ſchalten 
und walten darf, ſo meint man alles Ernſtes das Autoritäts— 
princip verwirklicht zu haben. a 

. ». , Grundſätze der Realpolitik. 9 
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Es iſt gewiß daß man durch ein allgegenwäͤrtiges und 
allmächtiges Polizeiregiment, beſonders wenn es mit der erfor— 
derlichen Brutalität ausgeübt wird, den bürgerlichen Charakter 
tief herabwürdigen kann, nicht minder gewiß aber iſt es daß 
der Polizeizwang nicht im Stande iſt das Urtheil im Mindeſten 
zu befchränfen, und daß er demnach zu Gunſten des Autoritäts— 
princips abſolut gar nichts vermag. Mit Hülfe einer guten 
Gendarmerie kann man die Staatsangehörigen moͤglicher Weiſe 
wie Drahtpuppen lenken, die Kritik jedoch, die den Gegenſatz 
der Autorität bildet, muß man ihnen laſſen. Wem der Zwangs— 
gehorſam gegen eine verhaßte Gewalt genügt, der bedarf der 
Autorität nicht, und wer die Gewalt welche unbedingten Ge— 


horſam zu erzwingen weiß Autorität nennt, der muß auch dem. 


italieniſchen Wegelagerer welcher die Reiſenden faccia a terra 
machen läßt Autorität zuſchreiben, und zwar Autorität des 
allerhöchſten Grades. 

Wenn nun aber die wahre Autorität nicht vorhanden und 
die bloß materielle Gewalt unzulänglich iſt, wenn der blinde 
Gehorſam nicht zu erlangen ſteht und der erzwungene Gehorſam 
nicht ausreicht, alsdann bleibt der Staatsgewalt nichts übrig 
als die Pflicht oder das Intereſſe des Gehorſams durch Gründe 
der Vernunft oder des Vortheils einleuchtend zu machen, und 
alſo das Urtheil und die freie Zuſtimmung der Staatsange— 
hörigen für ihre Zwecke zu gewinnen. Die dem Staate un— 
entbehrliche Achtung vor Recht und Geſetz und vor den Dienern 
derſelben, kann heut zu Tage nur aus freier vernünftiger Ueber— 
zeugung hervorgehen, aus der Ueberzeugung daß Recht und 
Geſetz ihrem Urſprunge und Inhalte nach dem öffentlichen Be— 
dürfniſſe entſprechen, und daß die Behörden in. Handhabung 
von Recht und Geſetz ihre Schuldigkeit thun. Die Achtung 
vor Geſetz und Obrigkeit läßt ſich nicht erzwingen, ſondern 


El. Die confervative Parthei. 131 


ſie will verdient ſein. Einem einſichtigen Conſervativismus 
wird es auch nie einfallen die Achtung durch Furcht erſetzen 
zu wollen, welche freilich wohlfeilern Kaufes zu haben iſt, die 
aber dem erſten beſten Aufruhr ganz die nämlichen Dienſte 
leiſten würde wie dem Conſervativismus. 

Eine Politik welche dem Schemen der Autorität nachjagt 
verſchwendet im günſtigſten Falle Zeit und Mühe, und eine 
Politik welche keinen andern Standpunkt hat als den der ma— 
teriellen Gewalt wird beim erſten ernſtlichen Stoße einer feind⸗ 
lichen Kraft den Boden unter den Füßen verlieren. Die Auf— 
gabe eines verſtändigen Conſervativismus ergiebt ſich demnach 
von ſelbſt: er wird die ſittlich-intellektuelle Hülfskraft derer der 
Staat bedarf nicht in einer Idee ſuchen welche ihren Einfluß 
auf die Geiſter verloren hat, und alſo zur reinen Abſtraktion 
geworden iſt, ſondern in der ewig lebendigen Macht der ver— 
nünftigen Ueberzeugung der die Menſchen gehorchen werden ſo 
lange ſie ſind. — Der reaktionäre Conſervativismus verſteht ſeine 
Sache indeſſen anders; ihm gilt die Polizei für eine moraliſche 
Macht, die Grobheit für Würde, der erzwungene Gehorſam 
für Anerkennung der „Autorität“, er behandelt die vernünftige 
Ueberzeugung mit Geringſchätzung, wenn er ihren Beiſtand nicht 
gar grundſätzlich zurückweist, und ſo wird denn die Vernunft— 
meinung unter der Einwirkung dieſes angeblichen Conſervativis— 
mus zum wirkſamſten Werkzeuge der Deſtruktion. 


XII. 
Der Conſtitutionalismus. 


Der Conſtitutionalismus iſt das Repräſentativſyſtem der— 
jenigen Schule welche England als den Normalſtaat betrachtet, 
deſſen Einrichtungen, vorbehaltlich der unvermeidlichen Modi— 
ficationen, für den heutigen europäiſchen Staat überhaupt als 
Muſter gelten ſollen. Ein mit allem Glanz der WMajeſtät ums 
gebenes Königthum, gedeckt durch verantwortliche Miniſter, zwei 
Kammern von denen die eine wo möglich aus dem Grundadel 
zu bilden, und das ſogenannte Gleichgewicht der Gewalten ſind 
die Grundzüge des ſchulgerechten Conſtitutionalismus, wie er 


ſich von Montesquieu bis auf deſſen heutige Nachfolger ver— 


erbt hat. 

Es ſoll hier nicht erörtert werden ob und in wie weit 
dieſe Theorie aus einem richtigen Verſtändniß des britiſchen 
Staatslebens hervorgegangen iſt. Gewiß iſt daß die bisherigen 
Verſuche ihrer Anwendung auf die Verhältniſſe der Staaten 
des Feſtlandes der Mehrzahl nach nichts weniger als glücklich 
geweſen ſind. So namentlich in Deutſchland. 

Die Anfänge des deutſchen Conſtitutionalismus gingen aus 


der Erkenntniß hervor daß die bisherigen öffentlichen Zuſtände 


auf die Dauer unhaltbar, daß eine unmittelbare Betheiligung 
des Volks am ſtaatlichen Leben zur Nothwendigkeit geworden. 
Der deutſche Conſtitutionalismus erwuchs nicht, wie man ihm 
oft vorgeworfen hat, aus Speculation, ſondern aus dem wirk— 
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lichen Bedürfniß. Bei der Ausführung deſſelben aber miſchte ſich 
ein doppelter Irrthum ins Spiel. Auf der einen Seite glaubte 
man durch Vertrag erworben zu haben was ſich bloß durch 
Beſitzergreifung erwerben laßt, auf der entgegengeſetzten 
Seite hoffte man den Mitbewerber welcher in der Geſtalt der 
Oppoſition auf dem politiſchen Machtgebiete erſchienen war durch 
kleine Zugeſtändniſſe abfinden zu können. In dieſer Voraus⸗ 
ſetzung handelte man wie jene Kaiſer des verfallenden Römer: 
reichs die den Frieden, den ſie ſich nicht mehr zu erzwingen 
getrauten, zu erkaufen verſuchten. Die Mächte welche hier ein— 
ander gegenüberſtanden — auf der einen Seite die hiſtoriſche 
Souveränetät, auf der andern Seite das Freiheitsbedürfniß des 
Volks im Bunde mit dem Einigungsdrange und dem Ehrgeize 
der Nation — waren, ohne es anfangs ſelbſt zu ahnen, ihrem 
Charakter nach unverſöhnlich. Die Natur jeder öffentlichen Ge— 

walt bringt es mit ſich daß ſie ihren Arm ſo weit ausſtreckt 
als er überhaupt reicht. Bei der hiſtoriſchen Souveränetät zumal 
wird dieſer natürliche Trieb durch den unzerſtörbaren Glauben 
an den innerſten Beruf zur ſtaatlichen Allmacht bis auf den 
höchſten Grad geſteigert. Jede Beſchränkung gilt der hiſtoriſchen 
Souveränetät für eine Beeinträchtigung in ihrem unantaſtbaren 
Rechte, durch jedes fremde Recht welches ihr mit offener Stirn 
entgegentritt fühlt ſie ſich beleidigt, gedemüthigt, herausgefordert. 
In jenem ſeſten Glauben an ſich ſelbſt aber ruht eine unge— 
heure Macht, und dieſe Empfindlichkeit erſchwert die aufrichtige 
Verſöhnung mit dem fremden Rechte bis zur Unmöglichkeit. 
Erſt wenn daſſelbe in der Rüſtung der eiſernen Nothwendigkeit 
auftritt kann es eine ſchließliche Anerkennung erwarten. Auf 
der andern Seite bedrohte der Conſtitutionalismus, vermöge des 
nationalen Elementes welches er unwillkürlich in ſeine Be— 
ſtrebungen aufnahm, die Souveränetät nicht bloß in ihrem Be⸗ 
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ſitzſtande ſondern, wenn auch vorlaufig nur von ferne, in ihrer 
Eriſtenz. So war denn in der That kein Friede denkbar ehe 
einer von beiden Theilen das Feld geräumt. Mit jedem Zu— 
geſtändniſſe des einen ſtiegen nothwendiger Weiſe die For— 
derungen des andern; bewußt oder unbewußt ſpielte jeder von ö 
ihnen um Alles oder Nichts. 

Es war eben fo eitel von dem angreifenden Theile eine 
conſequente Selbſtbeſchränkung zu verlangen, wie feinem Wider— 
part eine freiwillige und beharrliche Nachgiebigkeit zuzumuthen. 
Jene wäre vielleicht billig, dieſe wäre vielleicht klug geweſen, 
die eine aber war ſo unnatürlich wie die andere. Die Mäßigung, 
das heißt der Verzicht auf den vollen Gebrauch der Kraft, 
war denkbar in einem beſondern Falle, in einer gewiſſen 
Lage, in einem beſtimmten Augenblicke, aber nicht als 
ein dauerndes Syſtem, welches jahraus jahrein in ununter— 
brochener Uebung bleibt, und von einer Generation auf die 
andere vererbt wird. Die politiſche Macht kennt keine Gränze 
als eine andere Macht, und zwiſchen Mächten die einander 
ausſchließen iſt der Vernichtungskampf eine durch kein Räſonne— 
ment zu beſeitigende Nothwendigkeit. Alles was man von 
ihnen verlangen kann iſt der Gebrauch ehrlicher Waffen, und 
die Beobachtung der Kriegsgeſetze des Jahrhunderts. 

Das Princip dieſes Gegenſatzes wird von Stahl in ſeiner 
Rechtsphiloſophie in folgender Weiſe aufgefaßt: „So lange die 
Welt ſteht hat kein Fürſt, kein ariſtokratiſcher Körper, keine 
Volksverſammlung ſich politiſch ſelbſt entleibt, ohne Noth— 
wendigkeit einen Schritt gethan der ihre Gewalt nicht bloß 
einſchränke, ſondern abſchaffe. Eine ſolche Umwälzung der be— 
ſtehenden Verfaſſung haben die Völker kein Recht zu fordern, 
die Fürſten kein Recht zu gewähren. Sie dürfen die Macht 
die Gott ihnen anvertraut hat nicht außer Hand legen zu 
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Gunſten einer unbekannten und unerprobten Macht die erſt in 
Zukunft erwachſen ſoll.“ Dieſe Worte zeigen indeſſen nur die 
eine Seite der Sache, und laſſen den eigentlichen Kern derſelben 
völlig unberührt. Ganz abgeſehen nämlich von den rechtlichen 
und religiöſen Rückſichten welche nach Stahl eine Umwälzung 
im bezeichneten Sinne verbieten ſollen, iſt eine ſolche Umwälzung 
durch freiwillige Uebertragung der Staatsgewalt eine abſolute 
Unmöglichkeit. Und überdies, eben ſo unmöglich wie der frei⸗ 
willige Verzicht auf die Staatsgewalt, eben fo unmöglich iſt 
es der Anwartſchaft auf die Staatsgewalt und der Bewerbung 
um dieſelbe zu entſagen. Zwiſchen einem Inhaber der Staats— 
gewalt aber und einem Bewerber um dieſelbe, die nicht neben 
einander beſtehen können, entſcheidet ſchließlich die dynamiſche 
Ueberlegenheit, oder wenn man will der Erfolg. 

In Deutſchland nun hat der bisherige Erfolg gegen den 
Conſtitutionalismus und gegen die Kräfte entſchieden die ſich 
mit Hülfe deſſelben zum Machtbeſitz emporringen wollten. Theils 
blieben die Verfaſſungen ein todter Buchſtabe, theils wurde 
ihren Selbſtbelebungsverſuchen die engſte Gränze geſetzt, oder 
auch ein frühzeitiges Ende gemacht. Verliehene Verfaſſungen 
wurden zurückgenommen, vereinbarte einſeitig aufgehoben, weil 
ſich nicht damit regieren ließ; Verfaſſungen welche ſeit 
langen Jahren in anerkannter Wirkſamkeit, und alſo unter dem 
ausdrücklichen Schutze der Bundesgeſetzgebung ſtanden, wurden 
im Namen des Bundes beſeitigt weil fie ſich mit dem mon ar— 
chiſchen Princip unvereinbar erwieſen; die Erfüllung un— 
zweifelhafter verfaffungsmäßiger Pflichten wurde in manchen 
Fällen zum Staatsverbrechen welches in die Verbannung oder 
auf die Feſtung führte. 

Alle dieſe Vorgange waren eben fo viele Beweiſe von 
der innern Unwahrheit der deutſchen Verfaſſungszuſtände, von 


136 XII.. Der Conſtitutionalismus. 


einem Mißverhältniſſe zwiſchen dem geſchriebenen Rechte und 
der thatſaͤchlichen Macht. Daß das erſtere der letztern weichen 
mußte lag in der Natur der Dinge. Wo immer jenes Miß— 
verhältniß obwaltet, da beruht der Conſtitutionalismus lediglich 
auf höherer Duldung die jeden Augenblick aufhören, oder we— 
nigſtens an andre Bedingungen geknüpft. werden kann. Dies 
war und iſt die Lage des Conſtitutionalismus in allen deutſchen 
Staaten, auch diejenigen nicht ausgenommen in denen die For— 
men deſſelben ausnahmsweiſe ſtreng beobachtet werden. So 
zum Beiſpiel in Hannover. Wenn die oberſte Staatsgewalt 
in Hannover ſich veranlaßt fände den Verfaſſungszuſtand des 
Landes wiederum einſeitig zu verändern, ſo würde ſie heute 
eben ſo wenig daran verhindert werden wie im Jahre 1837 — 
die conſtitutionellen Rechte und Freiheiten des hannöver'ſchen 
Volkes ſind heute wie vor zwanzig Jahren Rechte und Frei— 
heiten auf beliebigen Widerruf. i 

Der Conſtitutionalismus hat ſich alſo in der bisherigen 
Praxis des deutſchen Staatslebens nicht bewährt, und nur 
eine abſichtliche Selbſttäuſchung kann ſich verhehlen daß es 
innerhalb der gegenwärtigen Machtverhältniſſe in Deutſchland 
keinen Boden für ihn giebt. Deßhalb iſt der Conſtitutionalis— 
mus denn auch von vielen ſeiner frühern Anhänger grundſätz— 
lich aufgegeben worden,“) während ſich die öffentliche Meinung 


) Selbſt Dahlmann hat dem Grundgedanken feines ganzen politiſchen 
Lebens öffentlich abgeſagt in einem Schreiben an den Redakteur eines Ber— 
liner Blattes der ihn mit Bezug auf die Ereigniſſe des Spätjahrs 1850 
zu einem Meinungsbekenntniſſe veranlaßte. Auch Fürſt Leiningen mag hier 
genannt werden, der einzige der Männer ſeines Standes welcher dem Con— 
ſtitutionalismus früher mit Wärme und Eifer das Wort geredet, und der 
Deutſchland (in der allg. Ztg.) heute nur die Wahl läßt zwiſchen den bei— 


den Verfaſſungsformen als deren Vermittlung der Conſtitutionalismus an⸗ 


geſehen wird. 


ͤ⁵ͤK ³;WꝛU ů ͤu.!—.-ꝙƷ ! . ² hw; —[—— 4 «⅛ é;?ẽ—0»n „„ «4 2 . ͤ⁰˙ä . —⁰¶l 2 


— —ũ— . — 


XII. Der Conſtitutioualismus. 137 


inſtinktartig von ihm abgewendet. Aber obgleich mehr Name 
als Sache und mehr Form als Weſen, hat der deutſche Con— 
ſtitutionalismus doch gewiſſe Wirkungen hervorgebracht welche 
nicht überſehen ſein wollen, gleichviel ob man ſie mit günſtigem 
oder ungünſtigem Auge betrachte. 

Die Verfaſſungen haben eine gewiſſe Bedeutung ſchon 
dadurch daß ſie das Entſtehen einer neuen Macht im Staate 
beurkunden welcher eine gewiſſe, wenn auch nod) fo befchränfte, 
Anerkennung nicht länger verſagt werden kann. Eine ſolche 
Anerkennung iſt aber zugleich eine Förderung. Noch wirk— 
ſamer förderte die neue Macht ſich ſelbſt durch Benutzung des 
Spielraums zur dialektiſchen Uebung welchen ihr die Verfaſſun— 
gen gewährten. Die Thätigkeit der vielen deutſchen Kammern, 
wie gering ihr Einfluß auf die ſtaatlichen Zuſtände geweſen 
ſei, hat während einer mehr als dreißigjährigen Dauer eine 
unberechenbare Wirkung auf die öffentliche Meinung ausgeübt. 
Es ſind dadurch geſellſchaftliche Bedürfniſſe geſchaffen oder zum 
öffentlichen Bewußtſein gebracht denen ſich der Werth politiſcher 
Faktoren nicht mehr abſprechen läßt. Die parlamentariſche 
Debatte hat namentlich dem Gedanken der Selbſtregierung und 
einer gewiſſen Entwickelung des Nationalgeiſtes mancherlei Vor— 
ſchub geleiſtet, indem ſie dem einen wie dem andern Gelegen— 
heit gegeben ſich ſelbſt einigermaßen klar zu werden, ſeine For— 
derungen zu formuliren, ſeine Kräfte an entgegenſtehenden Hin— 
derniſſen zu prüfen. Der Conſtitutionalismus iſt mit einem 
Worte zur politiſchen Schule für Deutſchland geworden, zu 
einer Schule in welcher nicht bloß die Regierungs- ſondern 
auch die Volkspolitik Manches gelernt hat, und in der die 
letztere insbeſondere auch die Urſachen des Fehlſchlagens ihrer 
bisherigen praktiſchen Beſtrebungen ſchließlich begriffen zu haben 
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ſcheint — ein wichtiger Punkt an dem ſich ſehr ernſte Folge— 
ſätze knüpfen. s 

Die Bedeutung des Conſtitutionalismus als politiſcher 
Turnplatz hat in neueſter Zeit abgenommen aber nicht auf— 
gehört. Wie hoch oder wie niedrig man dieſelbe indeſſen 
auch anſchlage, und ob man den lünftigen Wirkungen dieſer 
politiſchen Gymnaſtik mit Beſorgniß oder mit Hoffnung ent— 
gegenſehe, der Conſtitutionalismus nach dem bisherigen Zu— 
ſchnitt ſtellt ſich einſtweilen als ein Unentbehrliches, oder als 
ein Unvermeidliches dar. So verbraucht er den Einen er— 
ſcheint, ſo verächtlich ihn die Zweiten behandeln, ſo wider— 
wärtig er den Dritten iſt, er beſteht dennoch mit allſeitiger 
. Zuftimmung fort. Nach jedem Siege den die hiſtoriſche Sou— 
veränetät dem Conſtitutionalismus abgewinnt ſetzt fie denſelben 
wenigſtens in einen Theil ſeiner Rechte wieder ein, und be— 
reitet fie ſich dadurch neue Kampfe. Der Conſtitutionalismus 
ſeinerſeits läßt ſich durch keine Niederlage ſo weit entmuthi— 
gen daß er nicht ſofort zum neuen Angriffe ſchritte. Wenn 
Graf Saurma auf Abſchaffung der preußiſchen Verfaſſung 
anträgt, ſo gewinnt er in der Kammer von 1853 kaum drei 
Stimmen für ſeinen Antrag, und wenn der Verfaſſer der 
„Briefe über Staatskunſt“ den Anticonſtitutionalismus in ein 
Syſtem bringt, ſo ſieht er ſich von allen Partheien ohne Aus— 
nahme verläugnet, und fein Buch vom Miniſterium Manteuffel 
verfolgt und unterdrückt. Dieſe Erſcheinung, welche ſich in un— 
zähligen Einzelnheiten wiederholt, iſt jeden Falls ein wichtiges 
Merkmal des Charakters der Zeit. Aber man würde irren 
wenn man aus der Unzerſtörbarkeit der nun ein Mal üblich ge— 
wordenen conſtitutionellen Formen Folgerungen ziehen wollte 
zu Gunſten des Conſtitutionalismus ſelbſt, und nicht vielmehr 
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zu Gunſten der Intereſſen und Zwecke welchen der Conſtitutio— 
nalismus als Werkzeug dient. . | 

Die Sachlage ift dieſe. Die ſouveräne Staatsgewalt ver: 
mag den Conſtitutionalismus zu lähmen aber nicht mehr ihn 
zu vernichten, und der Conſtitutionalismus ſeinerſeits entlehnt 
dem Geiſte des Jahrhunderts Kraft genug um ſein formelles 
Daſein zu behaupten, aber nicht um ſich zur wirkſamen Theil— 
nahme an der Staatsgewalt durchzuringen. Der Conſtitutiona— 
lismus beſitzt die Kraft ſich einen ernſtlichen Antheil an der 
Staatsgewalt zu erkämpfen ſchon deßhalb nicht, weil der Erfolg 
eines zu dieſem Zwecke unternommenen Kampfes die vorgängige 
Vernichtung der hiſtoriſchen Souveränetät vorausſetzt, die der 
Conſtitutionalismus als ſolcher nicht will und nicht wollen kann. 
Nicht wollen kann, weil mit der hiſtoriſchen Souveränetät der 
Conſtitutionalismus ſelbſt vernichtet werden würde. Denn die 
Revolution ohne welche das conſtitutionelle Syſtem bis heute 
in keinem Staate lebendig geworden iſt, würde ſich in Deutſch— 
land vorausſichtlicher Weiſe nicht, wie etwa in England oder 
in Belgien, auf einen Wechſel der Dynaſtie beſchränken, ſondern 
die Monarchie felbft, alſo die eigentliche Baſis des Conſtitutio— 
nalismus, mit ſich fortreißen. Ein ſolches Ergebniß kann, wie 
geſagt, der Conſtitutionalismus, bewußter Weiſe wenigſtens, 
nicht wollen, und dieſe logiſche Unmöglichkeit, indem ſie ihn mit 
ſich ſelbſt in Widerſpruch ſetzt, iſt die Quelle einer unheilbaren 
Schwäche. i 

Jede Theilung oder wefentlihe Beſchränkung der Souve— 
ränetät iſt von jeher auf gewaltſamem Wege vor ſich gegangen. 
So wenig ſich die oberſte Staatsgewalt durch Vertrag abtre⸗ 
ten läßt, eben ſo wenig läßt ſie ſich durch Uebereinkunft thei— 
len. Wo immer die Geſchichte ein wahrhaft lebendiges Re— 
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präſentativſyſtem, einen ächten Conſtitutionalismus, an die Stelle 
der unbeſchränkten Staatsgewalt geſetzt hat, da iſt er aus der 
Revolution hervorgewachſen, wie denn überhaupt jede große 
Staatsveränderung nur durch gebieteriſche Nothwendigleit, das 
heißt durch gewaltſame Mittel, zu Stande gebracht wird und 
naturgemäß zu Stande gebracht werden kann. 

Man hat die durchgreifende Gültigkeit dieſes Satzes mit 
Hinweiſung auf das Beiſpiel Sardiniens beſtritten. Sardinien, 
ſagt man, iſt ohne Revolution aus dem Abſolutismus in das 
Repräſentativſyſtem übergegangen, und der Conſtitutionalismus 
hat in Sardinien gleichwohl Wurzel geſchlagen und Triebkraft 
gezeigt. Dieſer Einwurf und die Erſcheinung von welcher er 
hergenommen iſt verdienen eine nähere Beleuchtung. 

Die ſardiniſche Verfaſſung war das Werk des dynaſtiſchen 
Ehrgeizes welcher ſich einer großen Zukunft dadurch, verſichern 
wollte daß er gemeinſchaftliche Sache maͤchte mit dem Geiſte des 
Jahrhunderts und mit dem Intereſſe der italieniſchen Nation. 
Der Conſtitutionalismus war das Unterpfand des Bündniſſes 
welches das Haus Savoyen der Nation anbot. In dieſer Ei— 
genſchaft gewann das ſardiniſche Verfaſſungsweſen von vorn 
herein eine viel größere Bedeutung als es ohne dieſelbe gehabt 
haben würde. Als eine bloße Maske der abſoluten Gewalt 
hätte der ſardiniſche Conſtitutionalismus ſeine Wirkung auf die 
Ferne natürlicher Weiſe verfehlt, und die vorzugsweiſe auf eine 
ſolche Wirkung berechnete Abſicht des Hauſes Savoyen trug 
daher in ſich ſelbſt eine Art zwingender Nothwendigkeit das Ver— 
faſſungsweſen ernſtlich zu nehmen und ernſtlich gelten zu laſſen. 
Die ſardiniſche Dynaſtie begriff die Bedingungen und Obliegen— 
heiten ihrer neuen Stellung, und ſie wußte dieſelben mit einer 
Größe und Würde zu erfüllen welche für ſich allein hingereicht 
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hätte ihren Ehrgeiz zu adeln, auch wenn ſeine Zwecke nicht mit 
den höchften Nationalintereſſen zuſammengefallen wären. Das 
Haus Savoyen wollte mit dem Abſolutismus brechen, ehrlich, 
unwiderruflich, ohne Vorbehalt. Nicht in Redensarten ſondern 
durch die That machte es die Sache der Nation zur eignen Sache, 
und ſetzte es an die Durchführung derſelben feine ganze Wil- _ 
lenskraft, ſeinen vielhundertjährigen Machtbeſitz, ſeine Exiſtenz. 
Der dynaſtiſche Ehrgeiz überflog ſich ſelbſt, er ſchwang ſich auf 
zu der reinen Höhe der patriotiſchen Pflicht. Die ganze Würde 
des Charakters der neuen ſardiniſchen Politik ſollte ſich jedoch 
erſt nach ihrer doppelten Niederlage durch die öſterreichiſchen 
Waffen offenbaren. Aller Lockungen zum Abfall ungeachtet blieb 
die ſardiniſche Politik ſich ſelbſt und dem Bunde mit der Na— 
tionalſache treu welcher ihr jene zweimalige ſchwere Niederlage 
zugezogen. Die Charakterloſigkeit hätte die Nationalſache 
bei viel geringerer Veranlaſſung im Stiche gelaſſen, die Ge— 
meinheit hätte ſich obendrein an der Nationalſache gerächt, 
die Geiſtesſchwäche hätte den feigen Abfall nachträglich für 
eine Umkehr zur Weisheit angeſehen; die ſardiniſche Politik ihrer— 
ſeits war ſtark und edel und zugleich Flug genug zum Beharren. 

Dieſe Beharrlichkeit nun iſt es welche dem ſardiniſchen 
Verfaſſungsweſen ſeine Lebenskraft giebt. Wie wirkſam ſie ſich 
auch zeige, ſie iſt immer nur ein Darlehn deſſen Genuß freilich 
ſtark verbürgt aber nicht unwiderruflich iſt. Wollte das Haus 
Savoyen ſeine italieniſchen Pläne aufgeben, fo würde es ihm 
ein Leichtes ſein das Verfaſſungsleben des Staats eben ſo ſehr 
zu entkräften und herabzuwürdigen wie dies andrer Orten ge— 
ſchehen iſt. Wenn dagegen jene Pläne früher oder ſpäter in 
größerm oder geringerm Umfange zur Durchführung kommen, 
fo kann der ſardiniſche Conſtitutionalismus dadurch möglicher 
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Weiſe bis zur vollſtändigen Selbſtſtändigkeit gekräftigt werden. 
In dem Maße nämlich in welchem ſich Sardinien durch Ein- 
verleibung andrer italieniſcher Landſchaften erweitert, in demſelben 
Maße verkleinert ſich die hiſtoriſche Grundlage der ſardiniſchen 
Souveränetät, und in demſelben Maße wird dieſe Souveränetät 
genöthigt freiwillige Stützen außerhalb jener Baſis zu ſuchen. 
Das Bedürfniß ſolcher lebendigen Stützen begreift aber die that— 
ſächliche Beſchränkung der Souveränetät ſchon in ſich, und bildet 
ſomit den natürlichen Uebergang aus dem bloß formellen in das 
weſenhafte Repräſentativſyſtem. Auf dieſem Wege würde dann 
Sardinien zwar ohne Revolution im gewöhnlichen Sinne des 
Wortes, aber doch nicht ohne gewaltſames Verfahren — Krieg 
und Eroberung — zum ächten Conſtitutionalismus gelangen, 
vorausgeſetzt daß Italien deſſelben überhaupt fähig iſt. Dieſe 
Fähigkeit angenommen iſt es nicht unwahrſcheinlich daß die 
ſtaatliche Entwickelung Italiens, bei der erforderlichen Ausdauer 
der ſardiniſchen Politik, wirklich den bezeichneten Gang nehmen 
werde, in welchem ſich die Intereſſen eines zahlreichen Volks 
und einer immer noch mächtigen Dynaſtie begegnen. Ob aber 
in Deutſchland ein ähnlicher Weg zu einem ähnlichen Ziele noch 
offen ſtehe, würde eine müſſige Unterſuchung ſchon deßhalb ſein, 
weil es in Deutſchland zur Zeit Niemand mehr giebt, weder 
Volk noch Dynaſtie, der denſelben betreten will und kann. 

So wird denn aller Vorausſicht nach die Zukunft des 
deutſchen Conſtitutionalismus keine andre ſein als ſeine Ver— 
gangenheit geweſen. Wie bisher ſo auch fernerhin wird das 
Verfaſſungsweſen von Seiten der Staatsgewalt mehr Duldung 
als Anerkennung oder gar Pflege finden, und ſich unter Verzicht 
auf eigentlich ſtaatliche Geltung mit einem gewiſſen Einfluſſe 
auf die öffentliche Meinung begnügen müſſen. Der Werth des 
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alſo umſchriebenen Conſtitutionalismus wird nicht leicht mehr, 
wie wohl ehemals, überſchätzt werden, indeſſen ſoll man ſich 
auch vor dem entgegengeſetzten Irrthum hüten. Nachtheiliger 
als der eine und der andere würde aber jeden Falls der dritte 
Irrthum fein welcher Zeit und Mühe daran ſetzte dem deutſchen 
Conſtitutionalismus einen Inhalt zu geben den er des oben be— 
zeichneten innern Selbſtwiderſpruchs wegen niemals haben kann. 


XIII. 
Die Gothaer. f 


Der Grundgedanke der Politik welche die Mehrheit der 
Frankfurter Nationalverſammlung verfolgte war: die Staatskräfte 
Preußens in den Dienſt der Revolution zu ziehen, die orga— 
niſirte preußiſche Macht zum Werkzeuge der politiſchen Einigung 
Deutſchlands zu machen. Der vorläufige Ausdruck dieſes Ges 
dankens war die Frankfurter Reichsverfaſſung, deren Fortbildung 
im Sinne einer feſtern Gliederung des deutſchen Bundesſtaates, 
der Zeit und der Gelegenheit anheim geſtellt blieb, beſonders 
derjenigen Gelegenheit welche das unausbleibliche Sträuben der 
Souveränetäten gegen die Unterordnung unter die e 
mit ſich bringen zu müſſen ſchien. 

Die Frankfurter Mehrheit und deren politiſcher Haupt: 
gedanke hatte einen großen Anhang in der Nation. Der 
Kern derſelben beſtand aus Männern der ſtreng conſtitutionellen 
Schule und aus Solchen welche zwar nicht am Buchſtaben der 
Doktrin hafteten, wohl aber den Verlauf einer ſich ſelbſt 
überlaſſenen Volksbewegung fürchteten mit deren weſentlichen 
Zwecken ſie übrigens einverſtanden waren, zumal inſofern die 
politiſche Wiederherſtellung der Nation dabei in Betracht kam. 
Ihnen ſchloſſen ſich zunächſt Diejenigen an denen es ledig— 
lich darum zu thun war daß die Bewegung überhaupt be— 
endigt, daß irgend eine öffentliche Ordnung hergeſtellt werde, 
gleichviel welche. Eine dritte Gruppe, und vielleicht die nicht 
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am wenigften zahlreiche, bildeten Solche die der Bewegung von 
vorn herein nicht die Kraft zutrauten ohne den Beiſtand einer 
organiſirten Militär- und Staatsgewalt zum Ziele zu gelangen, 
und die den Beiſtand Preußens nur ſuchten weil er ihnen un— 
entbehrlich ſchien. Dazu kamen endlich Leute von gut preußiſcher 
Geſinnung welche in der ſtaatlichen Umwandlung die von Frank— 
furt aus bezweckt wurde hauptſächlich das Mittel und die Ge⸗ 
legenheit zu Glanz und Macht für das Haus Hohenzollern 
erblickten. e 1 

Dieſe bunt zuſammengeſetzte Parthei erreichte den höchſten 
Grad ihrer Conſiſtenz während die Frage von Annahme und 
Ablehnung der Reichsverfaſſung in Berlin ſchwebte. Sie war 
jetzt durch den Zutritt eines Theiles der Demokratie verſtaͤrkt, 
und die verſchiedenartigſten Berechnungen und Leidenſchaften 
wirkten dahin ihr Geſammtbewußtſein zu beleben und ihre 
Spannkraft zu ſteigern. Dieſe erhöhte Stimmung erhielt ſich 
fogar noch einen Augenblick nachdem die Entſcheidung nicht mehr 
zweifelhaft war, und gerade in dieſem Momente würde die 
Verfaſſungsparthei den Führern der Frankfurter Mehrheit wahr— 
ſcheinlich keine Art der Kraftäußerung verſagt haben, gleichviel, 
ob dieſelbe mit dem Buchſtaben der Urkunde vom 28. März 
im Einklange ſtand oder nicht — es war ein Moment in 
welchem ſelbſt die Furcht in den Muth der Verzweiflung, und 
die Loyalität in Rebellion umzuſchlagen bereit ſchien. 

Die Probe der Thatkraft ſollte der Verfaſſungsparthei in · 
der Nation indeſſen durch die Verfaſſungsparthei im Parlamente 
erſpart werden. Die Männer der parlamentariſchen Mehrheit 
glaubten mit jener nach Berlin gerichteten Anfrage ihren Beruf 
erfüllt, ihre Rolle ausgeſpielt zu haben, und nachdem die vers 
neinende Autwort erfolgt war, verloren ſie ſich ſtillſchweigend 


aus der Paulskirche wie am Spätabend die Gäſte aus der 
„. ». e, Grundſätze der Realpolitik. 10 
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Weinſtube. Damit war das Zeichen zur vollſtändigen Auflöſung 
der Verfaſſungsparthei gegeben, die jetzt in ihre urſprüngliche 
Beſtandtheile auseinander fiel, und deren Bruchſtücke zum Theil 
ſofort in eine feindſelige Stellung zu einander geriethen. 

Unter dem Namen der „gothalſchen Parthei“ ſchied ſich 
dasjenige Element aus welches oben als der eigentliche Kern 
der Verfaſſungsparthei bezeichnet wurde, Männer von liberaler 
Anſicht in Kirchen- und Staatsdingen, der öffentlichen Freiheit 
und den Nationalintereſſen mit ihren beſten Wünſchen zugethan, 
aber wenig geneigt zum Handeln, und jedem gewagten oder 
gewagt ſcheinenden Entſchluſſe entſchieden abhold. Die Con— 
ſtituirung der Gothaer Parthei war die nachträgliche Bankerott— 
erklärung der Frankfurter Mehrheit. Man ließ die Reichsver— 
faſſung ohne jeden Vorbehalt fallen, und bot der Nation dafür, 
wiederum unter Vorausſetzung preußiſcher Bürgſchaft, eine 
ſchwache Abfindung. Dieſer Vorſchlag fand höchſt mäßigen 
Beifall, von einem immer noch ziemlich beträchtlichen Theile des 
deutſchen Volkes wurde er indeſſen wenigſtens nicht zurückge— 
wieſen. Als aber die verſprochene Leiſtung vor ſich gehen ſollte, 
und der angerufene Bürge ſich zum zweiten Male zurückzog, 
dd brach ein Sturm von Spott und Unwillen über dem 
Haupte der gothaiſchen Parthei aus, in welchem ſie moraliſch 
unterging. a 

Vom Tage ihres Entſtehens an hatte die gothaiſche Parthei 
eine große Zahl heftiger Gegner, während die meiſten ihrer 
eigenen Mitglieder und Anhänger einen nicht gerade beſonders 
warmen Eifer in den Dienſt der Parthei mitbrachten. Leiden⸗ 
ſchaftliche Gegner der Gothaer waren zunächſt die durch den 
Ausgang der Nationalverſammlung aufs Aeußerſte gereizten 
Demokraten. Ferner die ſogenannten „Großdeutſchen“, unter 
deren von der Politik der Mittelſtaaten hoch emporgehaltenen 


XI. Die Gothaer. 147 


Fahne ſich ein ſehr buntſcheckiges Heer zuſammenfand, deſſen 
gemeinſchaftliches Intereſſe nicht über den Gedanken hinaus— 
reichte, daß man Preußen nicht emporkommen laſſen dürfe. 
Ihren bitterſten Feind aber fanden die Gothaer in Preußen 
ſelbſt, das Junkerthum nämlich, welches in jeder Erweiterung 
des Horizonts der preußiſchen Politik eine Verkleinerung der 
eignen Rolle fürchtet, die allerdings nur auf einem ſehr be— 
ſchränkten Schauplatze eine wichtige ſein kann. Als zum Schuſſe 
auch die Politik der preußiſchen Regierung ſelbſt ſich gegen die 
Parthei wandte deren Bundesgenoſſenſchaſt ſie eine Zeit lang 
wenn nicht geſucht doch angenommen hatte, da gab es 
keinen politiſchen Namen mehr welcher mißliebiger in den Cabi— 
netten und zugleich unpopulärer auf dem Markte geweſen wäre 
als der Name der Gothaer. Und um das Maß voll zu 
machen gab die gothaiſche Parthei ſich ſelbſt und ihre Sache 
auf wie die Frankfurter Mehrheit ſich ſelbſt und die Reichs— 
verfaſſung aufgegeben hatte, in ſtillſchweigender, würdeloſer Ver— 
zettelung, ohne den mindeſten Verſuch ihre Vergangenheit zu 
rechtfertigen oder ſich irgend eine Zukunft vorzubehalten. 
Seeit Jahren bereits iſt die gothaiſche Parthei verſchollen, 
und lebt ſelbſt ihr Name nur noch im Munde ihrer beiden un— 
verſöhnlichſten Feinde, des Ultramontanismus und des Junker— 
thums. Indeſſen ſie iſt nicht todt, ihre Elemente wenigſtens 
ſind noch vorhanden, und wenn die Männer welche an ihrer 
Spitze ſtanden ſich abgenutzt haben, fo iſt doch der Gedanke 
von welchem ſie geleitet wurden noch nicht gänzlich verbraucht. 
Seit den Tagen von Olmütz und Bronnzell giebt es für dieſen 
Gedanken freilich keinen wenn auch noch ſo beſcheidenen Platz 
mehr in der Politik der Gegenwart, für die Zukunft aber läßt 
ſich demſelben ein mehr oder weniger bedeutender Spielraum 
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nicht ein für alle Mal abſprechen. Die Politik welche durch 
jene beiden Tage charakteriſirt wird iſt unabhängig von der 
geſchichtlichen Rolle, von allen großen Erinnerungen und Inte— 
reſſen des preußiſchen Staats und Volks, fie iſt ein Ausnahms— 
zuſtand der als ſolcher nicht von langer Dauer ſein kann. Mäch— 
tige Einflüſſe kämpfen gegen denſelben an: alte Eiferſucht gegen 
den hiſtoriſchen Nebenbuhler, das Bewußtſein erlittener Demü— 
thigungen und Niederlagen, politiſcher und militäriſcher Ehrgeiz, 
das wenn auch nur dunkle Gefühl der Unhaltbarkeit des bis— 
herigen Zuſtandes der Dinge, die entſchieden vorherrſchende 
Richtung des öffentlichen Geiſtes und die ganze Strömung der 
Geſchichte. Von ſolchen Gegnern umringt kann ſich ſelbſt ein 
ſtarkes politiſches Syſtem nur durch beſondere Gunſt der Um— 
ſtände behaupten, und läuft ein ſchwaches Gefahr vom erſten 
beſten Zufall durchbrochen zu werden. Damit würde denn die 
preußiſche Politik unfehlbar wieder in die Bahn gedrängt wer— 


den in welche ſie in der Zeit der Bewegung einlenken zu wollen 


ſchien um ihr bald darauf um ſo entſchiedener den Rücken zu 
kehren, und die gothaiſche Parthei, in ſofern dieſer Name heute 
überhaupt noch anwendbar iſt, hätte alsdann alle Ausſicht von 
Berlin aus eben ſo eifrig geſucht zu werden, wie man ſie früher 
kalt behandelt oder gar feindſelig zurückgewieſen. Eine ſolche 
Wendung der Dinge iſt in der That mit großer Wahrſcheinlichkeit 
in Folge der nächſten oder zweitnächſten Wiederholung desjenigen 


Ereigniſſes zu erwarten welches 1840 die ſtockende preußiſche 


Politik in Fluß brachte. Ob eine Ausſicht dieſer Art, die freilich 
in ſehr ungewiſſer Ferne liegt, vielleicht der beſtimmende Grund 
iſt weßhalb die Männer von Gotha ſeit dem Schiffbruche ihrer 
Parthei im Jahr 1850 willenlos, unthätig, ſtumm die Zeit und 
das Schickſal walten laſſen, muß dahin geſtellt bleiben. Immer— 
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hin aber würde die gegenwärtige Haltung derſelben auch unter 
jener Vorausſetzung mehr dem Temperamente als der politiſchen 
Berechnung zuzuſchreiben fein. Ein lebendiges Bewußtfein eines 
politiſchen Berufs duldet kein jahrelanges Beharren in völliger 
Unthätigkeit, fo lange die Möglichkeit des Handelns überhaupt 
gegeben iſt, und ein planmäßiges Nichtsthun, welches in der 
Politik überhaupt nur in ſeltenen Fällen von Nutzen ſein wird, 
fördert am allerwenigſten das Intereſſe einer Partheipolitik die 

ſich vor allen Dingen in der öffentlichen Meinung zu rehabili— i 
tiren hat. Wer ſich in dieſer Lage befindet darf nicht das ge— 
fällige Entgegenkommen der Gelegenheit abwarten, ſondern er 
muß die Gelegenheit ſuchen, wäre es auch im Schweiße ſeines 
Angefihts, und ſich ihrer bemächtigen wo er fie findet, wäre 
es auch mit gewaltſamer Hand. Gelangte die gothaiſche Parthei 
durch ein Ereigniß der oben bezeichneten Art wieder zu politiſchem 
Einfluß, ſo würde derſelbe weniger ein erworbener als ein 
geſchenkter ſein, und in dieſer Eigenſchaft ein erfahrungs— 
mäßig ſehr unſicherer Beſitz. Unſicher um ſo mehr als die 
gothaiſche Parthei in ihre neue Stellung al! die Unpopularität 
mitbringen würde welche fie durch ihre früheren Schwachen und 
Niederlagen verſchuldet, Schwächen und Niederlagen, deren Er— 
innerung fie inzwiſchen durch nichts gemildert, geſchweige denn 
daß fie dieſelbe durch fpätere Verdienſte getilgt hätte. 

Demnach liegt die Vermuthung nahe daß die Männer 
von Gotha auf den Grundgedanken ihrer früheren Politik ein 
für alle Mal verzichtet haben. Bei dieſer Annahme erklärt es 
ſich von ſelbſt wenn ſie ſich durch die oben angedeutete Ausſicht 
nicht in Bewegung ſetzen laſſen. Dagegen entſteht denn freilich 
die neue Frage welchem andern nationalpolitiſchen Gedanken 
man ſich zugewendet, eine Frage die bis jetzt weder durch Wort 
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noch That beantwortet worden iſt. Ob daraus nun weiter zu 
folge ſei daß man der Politik und ihren Werken überhaupt 
abgeſchworen, daß man ſeine öffentliche Rolle als beendet an— 


ſehe, daß man die Schickſale von Staat und Nation dem Him— | 


mel anheimſtelle, zur Löſung dieſes letzten Zweifels fehlt es 
gleichfalls an hinreichendem Material. 


XIV. 
Die demokratiſche Parthei. 


Die demokratiſche Parthei iſt ſehr jung in Deutſchland, 
und ihre bisherige Geſchichte bildet eine fortlaufende Reihe von 
erfolgloſen Verſuchen und von Niederlagen, welche ſie haupt— 
ſächlich ihrer Unerfahrenheit, ihrer Selbſtüberſchätzung, ihrer 
Uebereilung und ihrer Maßloſigkeit zuzuſchreiben hat. Das 
Jahr 1848 gab der demokratiſchen Parthei, die bis dahin nur 
in zerſtreuten Elementen vorhanden geweſen war, die erſte Ge⸗ 
legenheit ſich zu ſammeln, ſich zu organiſiren, mit vereinigten 
Kräften und planmäßig zu handeln. Von allen Partheien 
welche in der Bewegung jenes Jahres einander gegenüberſtan— 
den war die demokratiſche die erſte welche ſich klar darüber 
wurde was ſie zu wollen habe, und die letzte welche begriff 
was ſie könne. 

Der große Irrthum der demokratiſchen Parthei beſtand 
darin daß fie die revolutionäre Bedeutung der Märzereigniſſe 
überſchätzte, und daß ſie die eignen Anſichten, Leidenſchaften 
und Zwecke dem deutſchen Volke in Maſſe unterlegte. Dem— 
gemäß verſuchte fie das ſogenannte Vorparlament zur Eröff— 
nung des Vernichtungskrieges gegen die beſtehenden Gewalten 
zu bringen; demgemäß griff ſie, als dieſe Zumuthung in Frank— 
furt zurückgewieſen worden, im badiſchen Oberlande auf eigne 
Verantwortlichkeit zu den Waffen. — Nachdem der Aufſtand 
mißlungen und die Nationalverſammlung in Frankfurt eröffnet 


2 XIV. Die demofratifche Parthei. 


war, erkannte oder fühlte die demokratiſche Parthei daß es 
nothwendig ſei ihr Verfahren den jetzt weſentlich veränderten 
Umſtänden anzupaſſen. Durch das Parlament hatte die Nation, 
angeblich wenigſtens, von der oberſten Staatsgewalt Beſitz 
genommen, daher konnte nicht mehr die Rede ſein von Auf— 


ſtand gegen die nunmehr dem Scheine nach untergeordneten 


Gewalten, es kam vielmehr vor allen Dingen darauf au dem 
Scheine die Wirklichkeit gegenüberzuſtellen, und die vermeinte 
Macht der Nationalverfammlung an den Thatſachen zu erpro— 
ben. Die demokratiſche Parthei durchſchaute die Unwahrheit 
jener Verhältniſſe, und ſie begriff daß der öffentliche, Jeder— 
mann verſtändliche Beweis dieſer Unwahrheit durch ſelbſtredende 
Ereigniſſe geführt werden müſſe. So geſchah es daß ſie, die 
im April das Volk gegen die Regierungen in die Waffen ge— 
rufen, vom folgenden Monate an planmäßig dahin arbeitete die 
Regierungen in die Stellung der Empörer gegen den ſouverä— 
nen Willen des Volks, das heißt zum Ungehorſam oder noch 
beſſer zur förmlichen Auflehnung gegen die Nationalverſamm— 
lung zu bringen. 

Dieſer Wechſel der Taktik wurde der demokratiſchen Par— 
theipolitik durch die Umſtände nicht bloß an die Hand gegeben, 
ſondern gewiſſermaßen aufgedrungen. So richtig das neue 
Verfahren aber auch Anfangs war, ſo falſch wurde es im Ver— 
laufe der Zeit. Die demokratiſche Parthei konnte hoffen mit 
ihrer Taktik durchzudringen ſo lange die Meinungen, Wünſche 
und Beſtrebungen in der Paulskirche noch formlos und in un— 
ſichern Richtungen durch einander flutheten. Je mehr Ordnung 
aber in dieſes Chaos kam, deſto ſchwächer mußte jene Hoff— 
nung werden. Der Parthei welche bewußt und planmäßig 
und um jeden Preis den Bruch mit den Regierungen wollte, 
trat eine große Mehrheit entgegen welche ſich je länger deſto 
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mehr von der Nothwendigkeit überredete dieſen Bruch um jeden 
Preis zu vermeiden, und ſo blieb denn der Linken des Frank— 
furter Parlaments bald nicht die mindeſte Wahrſcheinlichkeit 
übrig ihren Plan durchſetzen zu können. 

Indem nun die demokratiſche Parthei gleichwohl, bei fort— 
während wachſender Unwahrſcheinlichkeit des Gelingens, und 
zuletzt ohne die mindeſte Ausſicht auf Erfolg, den nämlichen 
Verſuch alle Tage wieder von vorn anfing, machte ſie ſich 
eines großen Fehlers ſchuldig der ſich ſchwer gerächt hat. 
Dieſer Fehler hing zuſammen mit dem ſonderbaren Glauben 
an eine ſelbſtſtändige Macht von Ideen und Principien, 
die doch alle ihre Macht nur von den Menſchen leihen, und 
die vollkommen ohnmächtig ſind einem Parlamente oder einem 
Volke gegenüber welches ihnen, gleichviel ob aus richtiger 
Erkenntniß oder aus Irrthum, die Anerkennung verweigert. 
Nachdem es unzweifelhaft geworden daß die Ideen und Prin— 
cipien der demokratiſchen Parthei die der Mehrheit der Natio— 
nalverſammlung weder waren noch werden konnten, mußte die 
demokratiſche Parthei, zwar nicht auf ſich ſelbſt verzichten, aber 
doch die Mehrheit ihren eignen Weg gehen laſſen, um ſo 
mehr als dieſer Weg in einer ähnlichen Richtung lief wie 
der der demokratiſchen Parthei ſelbſt. Die ruhige Berechnung 
welche ein ſolcher Entſchluß vorausſetzte war der demokrati— 
ſchen Parthei indeſſen nicht gegeben; man rächte ſich an der 
Mehrheit, die ſich nicht in die demokratiſche Bahn hineinreißen 
laſſen wollte, dadurch daß man ihr auf der eignen Bahn 
Hinderniß über Hinderniß vor die Füße warf, man ſchien 
lieber zu ſehen daß die Nationalverſammlung gar kein Ergeb— 
niß habe als ein Ergebniß welches den eignen Nun nicht 
ganz entſprach. 

Aber die demokratiſche Parthei ließ es nicht dabei bewen- 
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den den Gang der Mehrheit auf Schritt und Tritt zu hemmen, 
ſie that mehr, ſie appellirte aus der Paulskirche an den Markt, 
ſie verklagte die Natlonalverſammlung beim Volle, ſie unter— 
grub das Anſehn des Parlamentes mit raſtloſer Hand. Es 
iſt kaum nöthig auf die Inconſequenz und Unklugheit einer 
ſolchen Handlungsweiſe hinzudeuten. Der Charakter der aus 
allgemeinem Wahlrechte hervorgegangenen Nationalverſammlung 
konnte von jeder Parthei angefochten werden, nur von derjeni— 
gen nicht die ſich die demokratiſche nannte. Mit der National— 
verſammlung verläugnete die demokratiſche Parthei ihr eignes 
Princip und ſich ſelbſt. Und zwar ohne alle Ausſicht auf 
einen möglichen wenn auch noch ſo unrechtmäßigen Gewinn. 
Denn nur der Unverſtand ſelbſt konnte ſich einbilden daß Deutſch— 
land dahin gebracht werden könne gegen die Nationalverſamm— 
lung aufzuſtehen um dieſelbe entweder zu beſeitigen oder zu 
einer Aenderung ihrer Politik zu zwingen. Ein Zweck dieſer 
Art mag unter Umſtänden die Taktik einer parlamentariſchen 
Oppoſition in einer großen Hauptſtadt beſtimmen, wo der Re— 
volution ein allzeit fchlagfertiges Heer zu Gebote ſteht, und 
deren Beiſpiel ein ganzes Land fortreißen kann, in Frankfurt 
aber mußte derſelbe als durchaus unerreichbar gänzlich außer 
Rechnung bleiben. Die demokratiſchen Streitkräfte welche man 
in Frankfurt zuſammenbringen konnte waren zu gering um auch 
nur einen örtlichen Erfolg zu verſprechen, und angenommen 
daß es gelungen wäre ſich mit Hülfe derſelben zum Meiſter 
der Stadt und der Paulskirche zu machen, ſo hatte die demo— 
kratiſche Parthei damit für neun Zehntheile Deutſchlands nicht 
nur nichts gewonnen, ſondern vielmehr Alles verloren. Aus 
ähnlichen Gründen war es eine höchſt unkluge Verſchwendung 
wenn ſo manche Redner in der Paulskirche ihre Beredtſamkeit 
vorzugsweiſe an die Gallerie richten zu müſſen glaubten. Durch 
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die Gallerie mag man in Paris einen namhaften Einfluß auf 
die Geſchicke des Staats ausüben können; die Frankfurter Gal— 
lerie hingegen, als Partheiwerkzeug, war nichts und konnte nichts 
ſein als ein Mittel mehr die Nationalverſammlung in den 
Augen Deutſchlands und in ihren eigenen Augen zu verkleinern. 

Einen andern ſehr folgenſchweren Fehler beging die demo— 
kratiſche Parthei nach franzöſiſchem Beiſpiel durch ihre unauf— 
hörlichen Angriffe und Ausfälle gegen die „Vourgeoiſie.“ Es 
iſt ſchon oft darauf hingewieſen worden daß die franzöſiſche 
„Bourgeoiſie“ etwas ganz anderes iſt als der deutſche Mittel— 
ſtand auf den man jenen Namen übertragen hat. Die Klaſſe 
der reichen Fabrikanten und Handelsherrn welche den Kern der 
„Bourgeoiſie“ in franzöſiſchem Sinne des Wortes bildet, iſt 
in Deutſchland viel zu gering an Zahl, und beſonders an Ein— 
fluß, als daß ſie der Gegenſtand irgend einer politiſchen Feind— 
ſchaft bilden könnte welche nicht einen beſondern Beruf fühlt 
ſich an Schemen oder Windmühlen zu üben. In Frankreich 
war die „Bourgeoiſie“ unter der Regierung Louis Philipps — 
und aus dieſer Periode ſtammt die heutige Bedeutung des 
Worts — die herrſchende Klaſſe vermöge des hohen Cen— 
ſus und der großen Bedeutung die das parlamentariſche Leben 
gewonnen hatte. Die Oppoſition welche für die Erweiterung 
des Wahlrechts u. ſ. w. ſtritt, fand in erſter Reihe ihrer Geg— 
ner die „Bourgeoiſie“ welche im Einverſtändniß mit den andern 
Mächten des Beharrens jedes Zugeſtändniß auf Koſten ihrer 
verfaſſungsmäßigen Vorrechte und ihres politiſchen Einfluſſes 
verweigerte — Vorrechte und Einfluß die größten Theils aus 
einer Revolution ſtammten an der ihre Inhaber wenig Antheil 
gehabt, und welche überdies in eigennützigſter Weiſe ausgebeu— 
tet wurden. Daher denn die Feindſchaft der franzöſiſchen Volks— 
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parthei gegen die „Bourgeoiſie“, welche ſelbſt Der natürlid 
finden mußte der ſie für unrechtmäßig hielt. 

Ganz anders in Deutſchland. Der deutſche Mittelſtand 
kann ſo wenig durch ſeinen Reichthum wie durch ſeinen politi— 
ſchen Einfluß Neid erregen, und noch weniger läßt ſich ihm 
nachſagen daß er durch fremdes Verdienſt in den Beſitz feiner 
geringen politiſchen Rechte gekommen ſei, daß er dieſelben in 
eigennütziger Weiſe ausbeute und Andern den Mitgenuß der— 
ſelben mißgönne. Der Mittelſtand hat ſich freilich nicht in blu— 
tigen Kämpfen hervorgethan, allein er hat wenigſtens auch nicht 
Andere für ſich ins Feuer geſchickt, und was er im Staate be— 


ſitzt, das hat er dem Abſolutismus mit eigner wenn auch fried— 


licher Anſtrengung abgerungen. Und zwar keinesweges im 


Geiſte der Selbſtſucht und des ausſchließlichen eigenen Nutzens. 


Man wird wenige Verbeſſerungen der öffentlichen Zuſtände be— 
zeichnen können die nicht unter eifriger Mitwirkung des Mittel— 
ſtandes zu Stande gekommen wären. Was der Staat für die 
ärmſten und am meiſten gedrückten Volksklaſſen gethan hat, das 
iſt faſt immer auf Betrieb der Männer des Mittelſtandes ge— 
ſchehen welche in dieſer oder jener Stellung, als Beamte oder 
Abgeordnete, durch die Preſſe oder in den Miniſterien Einfluß 
ausübten. Die drei Viertheile des Volks zumal welche der 
Bauerſtand in ſich begreift, ſie verdanken in den meiſten deut— 
ſchen Staaten dem Mittelſtande ihre ganze bürgerliche Stellung 
und einen großen Theil ihres wirthſchaftlichen Wohlergehens. 

Allerdings, es giebt auch Schattenſeiten im Charakter des 
Mittelftandes, man kann ihm manches politiſche Verſäumniß 
und manchen Fehlgriff nachweiſen, und er hat nicht immer im 
ſtaatlichen Leben ſeine volle Schuldigkeit gethan. Zumal eine 
gewiſſe Spießbürgerlichkeit der Geſinnung, eine gewiſſe Zaghaf— 


tigkeit, die Scheu vor großen Entſchlüſſen und gewaltſamen Anz 
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ſtrengungen wird dem Mittelſtande nicht mit Unrecht vorgewor— 
ſen. Ueber ſolchen Schwächen ſoll man aber die vortrefflichen 
Eigenſchaften und die Verdienſte des Mittelſtandes nicht ver— 
geſſen, und noch weniger darf man fie politifcher Weiſe zur 
Veranlaſſung oder zum Vorwande gebrauchen um Spott und 
Hohn auf den Mittelſtand zu häufen, und ihn der Gering— 
ſchätzung wo nicht gar dem Haſſe der übrigen Volksklaſſen 
preiszugeben. Die Politik kann den Mittelſtand nicht ungeſtraft 
verachten wie den Anhang einer Doltrin, ſie lann ihn nicht im 
Nothfalle entbehren und ſich ſelbſt überlaſſen, wie etwa den 
Bauerſtand, ſie kann ihn nicht ausrotten wie allenfalls eine 
Ariſtokratie; ſie muß ſich nothwendiger Weiſe mit ihm abfin— 
den. Noch mehr, der Mittelſtand iſt und bleibt der unentbehr— 
lichſte und werthvollſte Stoff für den deutſchen Staatsbau, und 
nichts iſt unpolitiſcher, als bei politifhen Entwürfen auf ein 
Material mit idealen Eigenſchaften zu rechnen, und deſſen Vor— 
handenſein in irgend einer noch unerforſchten Region der Geſell— 
ſchaft vorauszuſetzen. 

Dieſen Fehler beging die demokratiſche Parthei. Sie ſetzte 
ſich dem Verdachte aus als ob ſie ihre Politik vorzugsweiſe 
auf die Kräfte und Intereſſen des Proletariats geſtellt habe. 
Dabei wurde ſie ohne Zweifel durch den Gedanken geleitet und 
verleitet daß das Proletariat eine rüſtigere revolutionäre Kraft 
ſei als der Mittelſtand. Das Proletariat weiß daß es bei 
bürgerlichen Unruhen und Neuerungen wenig verlieren kann, es 
läßt ſich gern überreden daß es viel dabei zu gewinnen habe, 
und iſt daher ſehr geneigt ſich mit Leib und Leben der Revo— 
lution zur Verfügung zu ſtellen. Aber eine revolutionäre Par— 
thei welche ihren Anhang vorzugsweiſe im Proletariate ſucht, 
macht dennoch unter allen Umſtänden eine falſche Rechnung. 
Indem ſie den Wünſchen und den Bedürfniſſen des Proletariats 
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ſchmeichelt, verſpricht ſie unfehlbar viel mehr als ſie halten kann, 
entfremdet ſie ſich zu gleicher Zeit den Mittelſtand, und baut 
ſie ſelbſt für den Fall des augenblicklichen Sieges auf Sand. 
Die politiſche Klugheit ſowohl wie die geſellſchaftliche 
Moral verlangt daß dem Proletariate von Staatswegen eine 
beſondere Aufmerkſamkeit und Fürſorge zugewendet werde, aber 
kein verſtändiger Kopf hat ſich jemals überreden laſſen, daß 
ſich der Armuth, der Blöße, dem Hunger durch Geſetze oder 
Regierungsmaßregeln aus dem Stegreife abhelfen laſſe. Gleich— 
wohl klang die Sprache der demokratiſchen Parthei nicht ſelten 
ſo als ob dieſelbe überzeugt ſei daß nur die Böswilligkeit der 
Geſetzgeber und die Selbſtſucht der „Bourgeoiſie“ die Schuld 
trage wenn es noch länger Entbehrung und Elend im deutſchen 
Lande gebe. Wenn auf ſolche Weiſe nach der einen Seite hin 
eine gewiſſe Popularität leicht gewonnen wurde, ſo ging dieſer 
Vortheil durch das auf der andern Seite hin erregte Mißtrauen 
doppelt und dreifach verloren. Gewiß, das deutſche Proleta— 
riat verdient den Argwohn nicht mit welchem es von einem 
gewiſſen Conſervativismus betrachtet und behandelt wird, es ift 
weder grauſam noch räuberiſch, es hat in den Jahren 1848 
und 1849, wo es in einzelnen Landſchaften Wochen und Mo— 
nate lang Meiſter des Feldes war, eine anerkennenswerthe 
Selbſtbeherrſchung bewährt und bewieſen daß es das Bewußt— 
ſein der Stärke und die Achtung des fremden Rechtes ſehr wohl 
zu vereinigen wiſſe. Wenn aber manche Wortführer der Demos 
kratie dem Proletariate einen privilegirten bürgerlichen Beruf 
zuſprachen, wenn fie das Proletariat für das tüchtigſte Werk— 
zeug per ſtaatlichen Erneuerung Deutſchlands, und den Haupt— 
träger ſeiner politiſchen Zukunft ausgaben, dann mag man ihnen 
mit den Worten Proudhons zurufen: II est temps que dis- 
paraisse celte Ecole de faux révolutionnaires qui, spéculant 
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sur Yagilalion plus que sur lintelligence, sur les coups de 
main plus que sur les idées, se croient d’autant plus vigou- 
reux qu'ils se flattent de mieux représenter les dernières 
couches de la plebe. EI croyez-vous done que ce soit pour 
plaire à celle barbarie, à cette misère, et non pas pour la 
comballre et la guerir que nous sommes républicains et 
democrates? Courtisans de la multitude, c'est vous qui ètes 
les embarreurs de la révolution, agens secrets de la mo— 
narchie que balaye la liberté et que relève le suflrage 
universel! 

Indem fie den Mittelftand, oder wenn man will die 
„Bourgeoiſie“, durch unaufhörlichen Spott verſtimmten, und 
durch die dem Proletariate erwieſenen Schmeicheleien erbitterte 
oder erſchreckte, bahnte die demokratiſche Parthei der Reaktion 
mit eignen Händen den Weg. Je zaghafter und ſchwächlicher 
der politiſche Sinn des Mittelſtandes erſchien, deſto mehr kam 
es darauf an alle Bedrohungen und Beängſtigungen deſſelben 
zu vermeiden, die bangen Herzen zu beruhigen und ihnen Zuver⸗ 
ſicht einzuflößen. Dies handgreifliche Gebot der Klugheit wurde 
überfehen oder verſchmäht. Statt im Proletariat bloß eine Er— 
gänzung des Mittelſtandes zu erkennen, ſtatt dem Proletariat 
lediglich diejenigen Kräfte zu entlehnen welche es vor dem Mit— 
telſtande voraus hat, die Kühnheit, den Muth, die Aufopfe— 
rungsfähigkeit, glaubte man mit Hülfe des Proletariats den 
Mittelſtand entbehren zu können. Man ſchien keine Ahnung 
davon zu haben daß ſich mit den leidenſchaftlichen Kräften des 
Proletariats zwar einzelne erſchütternde oder zerſchmetternde 
Schläge führen laſſen, daß aber zur Durchführung einer großen 
Staatsveränderung, und zur Errichtung eines dauerhaften poli— 
tiſchen Neubaus die Einſicht, die zähe Ausdauer, und ganz be— 
ſonders die aufrichtige Zuſtimmung des Mittelſtandes unentbehr— 
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lich iſt. Kein politiſcher Gedanke dem die Zuſtimmung des 
Mittelſtandes fehlt iſt reif zur Ausführung, keine politiſche 
Neuerung welche ohne dieſelbe zu Stande kommt hat Ausſicht 
auf Beſtand; den Mittelſtand für ſich zu gewinnen iſt 
die wichtigſte Aufgabe jeder politiſchen Parthei. 

Bei einer richtigeren Behandlung des Mittelſtandes und 
einer aufrichtigeren Sprache gegen das Proletariat, würde es. 
der demokratiſchen Parthei nicht ſchwer geworden ſein den erſten 
mehr und mehr zu ſich herüberzuziehen, ohne ſich das zweite 
zu entfremden. Die Demokratie und der Mittelſtand ſind nahe 
mit einander verwandt, und kaum irgend ein politiſcher 
Grundſatz, ja kaum irgend ein politiſches Vorurtheil hält ſie 
auseinander, fie werden vielmehr im Grunde nur durch öko— 
nomiſche Beſorgniſſe und Mißverſtändniſſe von einander ge— 
trennt. Der Mittelſtand iſt nichts weniger als der Feind der 
demokratiſchen Staatsordnung, er neigt ſich vielmehr geſchicht— 
lich und inſtinktartig zu derſelben hin, und wenn er ſich nicht 
grundſätzlich zu ihr bekennt, ſo liegt die Urſache dieſer Zurück— 
haltung in der Furcht vor den geſellſchaftlichen und hauptſäch— 
lich vor den ökonomiſchen Gefahren, welche nicht ſowohl jene 
Staatsordnung ſelbſt als der Uebergang in dieſelbe mit ſich 
bringen zu müſſen ſcheint. Die wirthſchaftliche Beſorgniß iſt 
allerdings im Stande die politiſche Sympathie zum Schweigen 
zu bringen, aber nicht bei dem deutſchen Mittelſtande allein, 
ſondern bei den beſitzenden Klaſſen jedes Landes und Volkes 
der Welt — wenn in Nordamerika eine Kraft entſtände welche 
Beſitzſtand und Eigenthum ernſtlich gefährdete, ſo würden die 
Nordamerikaner nicht anſtehen ſich jeder Macht in die Arme zu 
werfen bei welcher ſie Schutz gegen eine ſolche Gefahr fänden, 
und wäre es der nackte Abſolutismus. Der Einzelne kann, 
und tauſend Einzelne können Hab und Gut an ihre politiſchen 
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Intereſſen ſetzen, die Geſellſchaft im Ganzen aber wird und 
kann nle ein politiſches Intereſſe gelten laſſen welches ihr den 
materiellen Boden unter den Füßen wegzieht, ſie ſo zu ſagen 
in die Luft ſtellt; um die Geſellſchaft im Ganzen, oder irgend 
eine größere Abtheilung derſelben, für einen politiſchen Zweck zu 
gewinnen muß man ihr vor allen Dingen beweiſen daß fie bei 
dieſem Zwecke ökonomiſch beſtehen kann. 


Die falſche Behandlung des Mittelſtandes war der folgen— RR 


ſchwerſte Fehler der demokratiſchen Parthei, der gröbſte ihrer 
Mißgriffe aber traf das Heer. Während man die feindſelige 
Stimmung der Truppen kannte oder vorausſetzte, ließ man ſich 
viel weniger angelegen fein dieſelben zu verſöhnen als fie zu 
beſchimpfen. Und doch iſt es eine der einfachſten Klugheits— 
regeln einen bewaffneten Gegner weder zu beleidigen noch zu 
bedrohen, am wenigſten wenn, man kein Mittel beſitzt den beleidi— 
genden und drohenden Worten den mindeſten thatſächlichen Nach— 
druck zu geben. Manches dieſer Worte, indem es mit wohl— 
berechnetem Eifer in den Feldlagern und Garniſonen ausge— 
beutet wurde — unter den preußiſchen Regimentern in Schles— 
wig⸗Holſtein zumal verbreiteten geſchäftige Hände die Ausfälle 
der Redner der Paulskirche auf die „verthierten Söldlinge“ in 
Tauſenden' von Druckblättern — manches dieſer ihrer eignen 
Worte hat der Demokratie mehr geſchadet als die ſchärfſten 
Angriffe ihrer beredteſten Gegner. k 

Die Franzoſen haben in dieſem Punkte von jeher und bis 
auf den heutigen Tag einen viel richtigern Takt bewieſen. Nie iſt 
es ihnen bei ihren revolutionären Unternehmungen in den Sinn, 
gekommen die auf Seite der Regierungsgewalt ſtehenden Trup— 
pen mit Hohn und Haß anzufallen, und ſie dadurch zur Er— 
widerung von Hohn und Haß zu reizen. Der Franzoſe hat 


zu viel Nationalſinn und Selbſtgefühl um in an Soldaten 
9. . „ Grundſätze der Realpolitik. 
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den Landsmann, den Mitbürger, und alfo ſich ſelbſt herabzu— 
würdigen, und er weiß außerdem ſchon durch das landläufige 
Sprichwort: daß man mit einem Tropfen Honig mehr Fliegen 
fängt als mit einer Tonne Eſſig. Hierin hauptſächlich iſt der 
Grund der Erſcheinung zu ſuchen daß das franzöſiſche Heer 
ſich jeder tieferen Volksbewegung nach kurzem Sträuben immer 
angeſchloſſen hat, während in Deutſchland ein ähnlicher Fall 
nur bei dem Aufſtande in Baden vorgekommen, wo ſich die Des 
mokratie ausnahmsweiſe von vorn herein auf einen guten Fuß 
mit den Truppen geſetzt hatte. 
So hat denn die demofratifche Parthei durch eine Reihe 
der ſchwerſten, man möchte ſagen der unbegreiflichſten Fehler 
den Beweis geliefert daß ſie im Jahre 1848 den Umſtänden 
keinesweges gewachſen war, daß ſie nicht den Beruf hatte in 
die damals ſchwankenden ſtaatlichen Geſchicke Deutſchlands be— 
ſtimmend und entſcheidend einzugreifen. Sie iſt ſeit jener Zeit 
mehr und mehr in den Hintergrund getreten, ihre Organifation 
iſt überall zerſprengt, ihre Preſſe iſt faſt allenthalben zum 
Schweigen gebracht, die meiſten ihrer Häupter ſind in die Ver— 
bannung zerſtreut. Ob unter den Ueberbleibſeln der demokra— 
tiſchen Parthei als Erſatz für alle jene Einbuße wenigſtens das 
Verſtändniß der politiſchen Wirklichkeit und ihrer gebieteriſchen 
Forderungen zugenommen habe, das kann nach gewiſſen Er— 
ſcheinungen der jüngſten Tage, zum Beiſpiel nach der wieder— 
holten Wahlenthaltung in Preußen, für ſehr zweifelhaft gelten. 
Gleichwohl hat ſich der Glaube an die Zukunft der De— 
-mokratie in der Stille mehr und mehr ausgebreitet, ſelbſt nach 
den Seiten hin von denen man die Zukunft derſelben am mei, 
ſten fürchtet, und dieſer Glaube iſt es welcher der demokra— 
tiſchen Parthei zur Zeit jeden Falls größere Dienſte leiſtet als 
die eigene Einſicht und Thatkraft. 


XV. 
Der Sotialismus. 


Der rüſtigſte Bundesgenoſſe der conſervativen Politik iſt 
der revolutionäre Socialismus. Wer das Eigenthum bedroht 
und gefährdet, der treibt nicht nur das Eigenthum ſondern auch 
die Intelligenz in die Arme jeder Gewalt welche gegen ſolche 
Angriffe Schutz verheißt; die Gewalt aber welche das Eigen— 
thum und die Intelligenz für ſich hat, iſt der Herrſchaft gewiß. 

Es verſteht ſich von ſelbſt daß damit weder das wirth— 
ſchaſtliche Leiden der Zeit, noch das dringende Bedürfniß der 
Abhülfe geläugnet werden ſoll. Das Jahrhundert verlangt ge— 
bieteriſch daß Mittel zur Verbeſſerung der ökonomiſchen Lage 
der ärmſten Volksklaſſen geſucht und gefunden werden; wie 
großen Spielraum man aber auch den ſtaatlichen Maßregeln 
zu dieſem Zwecke einräume, ſie finden im Eigenthumsrechte eine 
Gränze welche ſich nicht mit Worten ſcharf bezeichnen läßt, die 
aber in den Verhältniſſen ſelbſt als eine für die Politik, die 
Sittlichkeit, und die Oekonomie ſelbſt unüberſchreitbare daſteht. 

Will man die innerhalb jener Gränze liegende wirthſchaft— 
liche Aufgabe des Staats die der ſocialen Reform nennen, 
ſo iſt gegen eine ſolche Bezeichnung nichts einzuwenden. Die 
Politik beſchäftigt ſich mit dieſer Reform nicht etwa erſt ſeit 
geſtern. Von der Aufhebung der Hörigkeitsverhältniſſe an, bis 
zur Abſchaffung des Jagdrechts auf fremder Flur, iſt eine lange 
Reihe von ſocialen Reformhandlungen durch den Staat voll 
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zogen worden, die dem leinen Grundeigenthum zu gut gekom— 
men find. Durch Beſeitigung der Bannrechte durch Milderung 
des Gewerbszwanges u. ſ. w. hat die Politik dem wirthſch aft— 
lichen Intereſſe des ſtädtiſchen Proletariats unter die Arme ge— 
griffen. Durch verbeſſerte Zoll- und Steuergeſetzgebung iſt eine 
billigere, den vorhandenen Kräften mehr entſprechende Verthei— 
lung der Abgabenlaſt bezweckt und theilweiſe erzielt worden. 
Das Armen- und öffentliche Krankenweſen iſt mit großen Opfern 
in eine Verfaſſung gebracht welche freilich dem vorhandenen 
Bedürfulſſe immer noch nicht genügt, deren Mängel aber viel 
weniger der Schwäche des guten Willens als der Unzuläng— 
lichkeit des Wiſſens und Könnens zuzuſchreiben find. In Fällen 
der außerordentlichen Noth endlich pflegt der Staat den be— 
drängten Landes- und Volkstheilen gegenüber feine Schuldig— 
keit nach beſten Kräften zu thun. 

Von allen großen Mitteln der ſocialen Reform welche der 
Politik überhaupt zu Gebote ſtehen ſind es nur zwei die bis— 
her entweder gar nicht, oder in Außerft ungenügendem Maße 
zur Anwendung gekommen ſind: die Erſparniß im Staats— 
haushalte und die Freiheit der wirthſchaftlichen Kraft— 
übung. Die übergroßen Budgets und die Geſetze welche un— 
ter verſchiedenen Vorwänden die Freiheit der ökonomiſchen Be— 
wegung hemmen, das ſind auf dem wirthſchaftlichen Gebiete 
die beiden einzigen größern Uebelſtände deren Beſeitigung man 
von der Politik als ſolcher fordern kann, deren Beſeitigung der 
Politik nach Maßgabe ihrer bisherigen Fähigkeiten überhaupt 
möglich iſt. Die ſociale Reform wird durch dieſe zwiefache 
Maßregel ohne Zweifel nicht vollendet, was aber zur Voll- 
endung derſelben übrig bleibt, das muß, ähnlich dem ſittlichen 
und intellektuellen Fortſchritte, einer ihrer Natur nach langſamen 
organiſchen Entwickelung überlaſſen werden, der Entwickelung 
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der wirthſchaſtlichen Vollskräfte, bei welcher die Politil der 
Hauptſache nach nur die Aufgabe hat äußere Störungen ab— 
zuhalten. Der poſitive Theil der Aufgabe fällt der Volks— 
wirthſchaft ſelber zu, und er wird und kann nur gelöst werden 
nach Maßgabe der Steigerung der Produktion. Die 
Summe des bisherigen Ertrags der geſellſchaftlichen Arbeit iſt 
unzureichend für das vorhandene Bedürfniß, und ohne eine bez 
deutende Vermehrung derſelben würde mit einer andern 
Vertheilung wenig oder nichts gewonnen ſein. Die Vermeh— 
rung der Produktion iſt aber nicht die Sache der Politik, die 
Politik kann zu Gunſten derſelben im Weſentlichen nichts thun 
als Hinderniſſe beſeitigen. 

Was die Politik überhaupt auf dem wirthſchaftlichen Ge— 
biete nicht zu leiſten vermag, das läßt ſich noch viel weniger 
von der Revolution erwarten die nichts iſt als eine Gewalt— 

that der Politik. Der Gedanke der ſocialen Revolution 
iſt ein Hirngeſpinſt, es ſei denn daß man darunter lediglich 
einen gewalt ſamen und durchgreifenden Eigenthumswechſel ver— 
ſteht. Eine allgemeine Plünderung ließe ſich allerdings durch- 
führen wenn man nur die erforderliche Zahl von Fäuſten hätte; 
daß aber eine Vermehrung des öffentlichen Reichthums, eine 
Steigerung der geſellſchaftlichen Produktion, ein neues wirth— 
ſchaftliches Syſtem, ein ſocialiſtiſcher Organismus wie ihn die 
Schulen träumen aus der Revolution hervorgehen könne, 
das kann nur der Wahnwitz oder die Lüge behaupten. 

Der revolutionäre Socialismus findet ſeine Wortführer 
vorzugsweiſe in den Fanatikern der Theorie. Heißen Gehirnes 
aber kalten Blutes legen dieſelben Hand an die edelſten Nerven 
der Sittlichkeit und. der Thatkraft um dieſelben methodiſch zu 
laͤhmen. Politiſche Freiheit, Vaterland, Nationalexiſtenz find 
ihnen falſche Begriffe und überwundene Standpunkte, auf die 
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ſich höchſtens mit verächtlichem Achſelzucken zurückblicken läßt. 
Die Hingebung an die ſittliche Pflicht und jede begeiſternde Idee 
werden planmäßig und nach Grundſätzen ausgetrieben, als eben 
fo viele Beeinträchtigungen des Jntereſſe eines Materialismus, 
welchem das Futter und die Streu genügen ſoll, und dem man 
dieſen elenden Preis für alle die Opfer die man ihm abver— 
langt zuletzt doch nicht würde zahlen können. 

Es iſt nicht zweifelhaft daß ſolche Lehren, wenn es ihnen 
auch nimmermehr gelingen wird ſich einen maſſenhaften Anhang 
zu gewinnen oder gar ſich zum herrſchenden Zeitgedanken zu 
machen, immerhin in manche Köpfe Eingang finden, und manche 
werthvolle Kraft den ernſten Zwecken des Jahrhunderts abwendig 
machen. Durch ſolche Lehren iſt die Furcht zu einer conſerva— 
tiven Macht erſten Ranges gemacht worden. Die deutſche Na— 
tionalpolitik hat keinen ſchlimmern Feind als den revolutionären 
Socialismus — einen Feind der nicht durch Zugeſtändniſſe be— 
ſchwichtigt, nicht durch Vergleiche unſchädlich gemacht, nicht durch 
Geſchenke beſtochen, ſondern im offnen ſchonungsloſen Kriege 
niedergekämpft ſein will. 

Cas war ein humaner Gedanke, aber nichts deſto werke 
ein gefährlicher Irrthum, wenn man der Bewegung des Jahrs 
1848 zumuthete daß fie den wirthſchaftlich gedrückten Volksklaſſen 
eine unmittelbare Erleichterung verſchaffe. Abgeſehen von 
den oben angegebenen und theils der Sachlage nach unanwend— 
baren, theils ungenügenden Mitteln wußte weder die Wiſſenſchaft, 
noch die Erfahrung, noch die öffentliche Meinung was zu jenem 
Zwecke zu thun ſei, und wenn von irgend einer vereinzelten 
Stimme ein tolldreiſter Rath gegeben wurde, ſo weigerte ſich 
eine beſonnene Politik mit Recht ein verwegenes Erperimentiren 
mit den empfindlichſten Theilen des geſellſchaftlichen Körpers auf — 
gut Glück zuzulaſſen. Hätte dieſe Vorſicht der Rechtfertigung 
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bedurft, ſo würde das Schlußergebniß der Verſuche welche Frank⸗ 
reich mit dem „Rechte auf, Arbeit” und den „Nationalwerkſtätten“ 
gemacht, dieſelbe jeden Falls nachträglich geliefert haben — 
Frankreich iſt durch die Furcht vor dem Socialismus einem Re— 
gimente anheimgefallen welches für Frankreich ſeit einem Men— 
ſchenalter jenſeits der Gränzen der Möglichkeit zu liegen ſchien. 

Jene formloſen ſocialiſtiſchen Forderungen welche 1848 
in Deutſchland nicht ſowohl aus der Mitte als im Namen 
des Proletariats laut wurden, ſtützten ſich beſonders auf die 
Behauptung: das „Volk“ habe die Revolution nicht umſonſt 
gemacht; das Volk wolle „etwas davon haben.“ Dieſer Satz 
mochte an und für ſich vielleicht richtig ſein, grundfalſch aber war 
die daraus abgeleitete Forderung daß dem Proletariate ſein An— 
theil an den Früchten der Revolution ſofort gleichſam baar 
ausgezahlt werde, grundfalſch ſchon deßhalb weil unmöglich 
zu befriedigen. | 

Innerhalb der politiſchen Partheien welche ſolche Forde— 
rungen, wenn auch nur durch ihr Stillſchweigen, unterſtützten 
gab es ſicherlich nur Wenige welche die Unmöglichkeit der Ber 
friedigung derſelben nicht begriffen. Aber man glaubte mit Recht 
oder mit Unrecht das Proletariat nicht entbehren zu können, man 
befürchtete mit Recht oder mit Unrecht daſſelbe von einer Sache 
abfallen zu ſehen die ihm keinen unmittelbaren Gewinn ver— 
ſpreche, und man hielt deßhalb für politiſch ihm wenigſtens die 
Hoffnungen zu laſſen die der revolutionäre Socialismus ihm 
beizubringen bemüht war. 

Dieſe Taktik war eben fo wenig klug wie ehrlich. Sie 
begann damit den Geiſt des Proletariats zu verfälſchen, und 
endete damit den Geiſt des Mittelſtandes an ſich ſelbſt irre zu 
machen. Die Bewegung von 1848 konnte nur dann durchge- 
führt werden wenn ſie auf ein großes deutlich geſehenes Ziel 
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hinausging welches den großen Oppoſitionspartheien gemeinſam 
war, wenn auch die eine oder die andere über daſſelbe noch 
hinausſtrebte. Die Nationalpolitik gab ein ſolches Ziel, ein 
nebelhafter Socialismus verdunkelte daſſelbe, und das von einer 
ſchielenden Partheipolitik erregte Miftrauen war für die größere 
Hälfte des Oppoſitionsheeres eine Mitveranlaſſung auf halbem 
Wege Halt zu machen oder umzukehren. 

Ehrlich und klug zugleich würde es geweſen ſein auf den 
Beiſtand jeder Kraft zu verzichten die man nicht für den rein 
nationalpolitiſchen Zweck gewinnen zu können glaubte, klug und 
ehrlich dem Proletariate gerade heraus zu ſagen daß man ihm 
im Großen und Allgemeinen nicht anders helfen könne als da— 
durch daß man ihm die geſetzliche Möglichkeit verſchaffe ſich ſelbſt 
zu helfen. „Hilf dir ſelbſt ſo wird Gott dir helfen“ lautet einer 
der weiſeſten Sprüche die im Volke von Mund zu Mund gehen. 
Umgekehrt, wer ſich ſelbſt nicht hilft, dem kann Gott, und dem 
kann auch der Staat nicht helfen. „Helft euch ſelbſt“ iſt der 
Wahlſpruch des nordamerikaniſchen Unternehmungsgeiſtes und 
der nordamerikaniſchen Arbeitskraft, die Zauberformel welche jen— 
ſeits des Oceans binnen zweier Menſchenalter eine ökonomiſche 
Macht erſten Ranges, und eine Allgemeinheit des Wohlſtandes 
geſchaffen wie die ganze bisherige Geſchichte ſie nicht geſehen hat. 

Jede geſunde Natur und jede rüftige Kraft ſoll und wird 
ſich ſelbſt helfen, und daß ſie ſich ſelbſt helfen müſſe, das iſt 

die weſentliche Bedingung der Erhaltung ihrer Geſundheit und 
Rüſtigkeit. Im einzelnen Falle wo jene Vorausſetzungen des 
Sichſelbſthelfens nicht vorhanden ſind, mag und ſoll der Staat 
ausnahmsweiſe Beiſtand leiſten, aber der Staat darf nim— 
mermehr ein Spital werden deſſen Einrichtungen lediglich oder 
auch nur vorzugsweiſe für Schwächlinge und Krüppel be— 
rechnet find. Zu einem ſolchen Spital will man den Staat 
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machen wenn man ihm zumuthet daß er die förmliche Vürg⸗ 
fhaft für die ökonomiſche Exiſtenz feiner Angehörigen überneh— 
men, und daß damit der Einzelne der perſönlichen Verantwort— 
lichleit für ſein wirthſchaftliches Wohlergehen ſich ſelbſt gegenüber 
enthoben werde. Jeder Verſuch zur Verwirklichung eines Ge⸗ 
dankens dieſer Art ſchwächt den Bewegungsnerv der wirthſchaft— 
lichen Kraft, und führt ſchließlich zur allgemeinen ökonomiſchen 
Atrophie. “) 

Nochmals, das große Mittel der ſocialen Reform welches 
der deutſchen Nationalpolitik zu Gebote ſteht iſt die Freiheit der 
wirthſchaftlichen Bewegung. Der größtmögliche Spielraum für 
den Aſſociationsgeiſt iſt damit einbegriffen.““) Nur innerhalb 
ſolcher Bedingungen wird jede ökonomiſche Kraft zur Uebung 
kommen und das größte Ergebniß, den größten Ertrag liefern; 
nur innerhalb ſolcher Bedingungen wird die höchſte Steigerung 
der wirthſchaftlichen Produktion, und alſo der höchſt mögliche 
Grad des öffentlichen Wohlſeins erreicht werden. 

*) Die Summen welche die Pariſer „Nationalwerkſtätten“ den fran— 
zöͤſiſchen Staatsſchatz koſteten, waren unbedeutend für die Finanzkraſt eines 
Landes wie Frankreich, dagegen aber übten jene Anſtalten auf die geſell— 
ſchaftliche Oekonomie eine Wirkung aus welche binnen kurzer Zeit den all— 
gemeinen wirthſchaftlichen Bankerott zur Folge gehabt haben würde. Daß 
man aber, um Tauſend zu ſpeiſen Hunderttauſend dem Hunger preisgiebt, 


iſt eben fo wenig menſchlich wie ökonomiſch. Die Frage ob die National 


werkſtätten als augenblickliches Auskunftsmittel nicht vielleicht eine politiſche 
Nothwendigkeit geweſen, ſoll damit weder verneint noch bejaht ſein. 

) Während die deutſche und franzöftfche Geſetzgebung jede gemein— 
ſchaftliche Forderung der Lohnerhöhung von Seiten der Arbeiter, und be— 
ſonders jede zu dieſem Zweck getroffene Verabredung über Einſtellung der 
Arbeit, als ein Verbrechen behandelt, iſt das engliſche Geſetz gerecht genug 
um dem Arbeitnehmer die naͤmliche Befugniß einzuräumen die dem Arbeit— 
geber überall zuſteht. Daß dieſe Gerechtigkeit ſehr wohl vereinbar ſei mit 
dem wirthſchaftlichen Intereſſe des Staats und der Nation iſt durch die 
Erfahrung bewieſen. f 
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Damit iſt bereits geſagt daß innerhalb jener Bedingungen 
auch der vorzugsweiſe ſogenannte Arbeiterſtand feine Rechnung 
finden wird.“) Der freie Gebrauch ſeiner wirthſchaftlichen 


) Wie wenig dies bei der gegenwaͤrtigen wirthſchaſtlichen Praxis der 
Fall iſt wird aus einer Menge kleiner oͤlonomiſcher Thatſachen klar die in 
jüngfter Zeit bis in öffentliche Blatter gedrungen find. In Berlin erhebt 
die Handſchuhmacher-Innung beim Gewerberath Beſchwerde darüber daß 
ihr Gewerbe dadurch geftört werde daß Frauenzimmer ſich herausnehmen 
Handſchuhe zu waſchen und auszubeſſern; in Roſtock wird ein Tagelöhner 
vom Lande mit Stockprügeln nach Hauſe geſchickt weil er unbeſugter Weiſe 
in der Stadt gearbeitet; in Hamburg verurtheilt und beſtraſt man eine 
Wittwe, weil fie ſich und ihre ſieben Kinder mit Raſiren der Matroſen er— 
nährt; in gewiſſen Univerſitätsſtädten macht man das Geſchäft des Stiefel— 
wichſens von einer polizeilichen „Conceſſion“ abhängig die nach Belieben 
gegeben oder zurückgenommen werden kann. Solcher Züge können unzäh⸗ 
lige aus dem täglichen Leben herausgegriffen werden, und daß der Zuſtand 
der Dinge welchen fie charafterifiren kein natürlicher und kein geſunder ſei, 
das leuchtet jedem Kopfe ein der überhaupt irgend einer richtigen ökonomi— 
ſchen Vorſtellung fähig iſt. Die große Urſache des wirthſchaſtlichen Elends 
iſt der Mangel an Arbeit. Jede Maßregel und jede Einrichtung der oben 
bezeichneten Art aber iſt eine künſtliche Steigerung des Mangels an Arbeit, 
und alſo des Elends. Es würde ein eitler Einwand ſein wenn man ſagte 
daß die Arbeit nicht vermindert, ſondern nur dem zugewendet werden ſolle 
der das größere Anrecht auf dieſelbe habe. Jeder Eingriff jener Art iſt 
eine Störung der Arbeit welche die wirthſchaſtliche Triebkraft mehr oder 
weniger lähmt. Ueberdieß giebt es kein größeres und kleineres An— 
recht auf die Arbeit, ſondern nur das allgemeine Recht eines jeden Men— 
ſchen daß er nicht verhindert werde von ſeiner Hände Werk zu leben. 
In dieſem Sinne des Worts iſt das Recht der Arbeit, welches die 
Franzoſen durch falſche Auffaſſung in Verruf gebracht haben, wenigſtens 
‚eben fo heilig und unantaſtbar wie das Leben ſelbſt. Denn mit der Be— 
einträchtigung dieſes Rechts leidet nicht nur das leibliche Leben, ſondern auch, 
und in noch ſtärkerem Maße, das ſittliche Weſen des Menſchen, welches 
ſelbſt in dem reichlichſten Almoſen niemals eine Entſchädigung für jene Be— 
einträchtigung finden kann. So wenig die Forderung: daß der Staat jeder 
Zeit Beſchaͤftigung und Lohn für Jedermann bereit habe, einer vernünftigen 
Auffaſſung der menſchlichen Dinge entſpricht, ſo iſt es doch noch viel un— 
vernünftiger wenn der Staat irgend Jemand im Namen der skonomiſchen 
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Kraft iſt die rechtmaͤßigſte, die unabweisbarſte Forderung welche 
das Proletariat an den Staat machen kann, und in Deutſchland 
würde die aufrichtige Gewährung dieſes Verlangens manchen 
ungültigen Anſpruch und unerfüllbaren Wunſch zum Schweigen 
bringen, der nicht aus der Seele des Volkes, ſondern aus einer 
Stimmung hervorgeht die durch das Gefühl einer unbilligen 
Beſchränkung krankhaft gereizt iſt. Der ruhige Charakter des 
deutſchen Volkes, die tiefinnere Sittlichkeit ſeiner Natur, und 
ganz beſonders der überwiegend individualiſtiſche Grundzug ſeines 
Weſens leiſten von vorn herein Gewähr dafür daß es die 
wirthſchaftliche Freiheit zu gebrauchen wiſſen, daß es ſich dieſelbe 
genügen laſſen, und daß es ſich den Genuß derſelben durch 
keine Träume aus dem Schlaraffenlande verkümmern wird. 
In der That haben gerade die dürftigſten Volksklaſſen bereits 
manche Probe ihrer Mäßigung und Selbſtbeherrſchung beſtanden. 
In vielen Gegenden, wie ſchon erwaͤhnt worden, hatte das 
Proletariat in den Jahren 1848 und 1849 wochen- und mo— 
natelang eine bedeutende Macht in Händen, und nirgends gelang 
es der ſocialiſtiſchen Propaganda der Revolution ihre Farbe 
zu geben. Die Theilungspläne welche man hie und da dem 
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Intereſſen der Geſellſchaft zum Müßiggange verdammt. Indem der Staat 
ſich überhaupt einmiſcht in die Vertheilung der Arbeit an die Bewerber, 
giebt er übrigens der Forderung einer ſtaatlichen „Organiſation der Arbeit“, 
dem Grundgedanken des revolutionären Socialismus, leichtes Spiel. In 
Ermangelung der Mittel welche einer orientaliſchen Theokratie zu Gebote 
ſtehen kann der Staat die Arbeit nicht „organiſiren“, eben ſo wenig wie 
eine Akademie im Stande iſt die Sprache zu organifiren, deren Wunderbau 
mit all ſeiner Harmonie und Fülle aus dem Volksgeiſte nach Maßgabe von 
Anlage und Bedürfniß von ſelbſt hervorwächst; dagegen aber hat der Staat 
allerdings die Fähigkeit die Arbeit zu desorganiſiren, und von dieſer Fähig— 
keit macht er Gebrauch ſo oft er einen ſeiner Angehörigen in der Uebung 
feiner Arbeitskraft und Arbeitsluſt hindert oder befchränft. 
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Proletariat zuſchrieb loſteten Niemand einen Heller, die großen 
Säcke welche das Landvolk bei einigen Gelegenheiten zum Plün— 
dern nach der Stadt mitgebracht haben ſollte, gingen jeden Falls 
allenthalben eben ſo leer wieder heim wie ſie gekommen waren, 
und ſelbſt in denjenigen Landestheilen wo der bewaffnete Auf— 
ſtand Monate hindurch Meiſter des Feldes blieb, hatte das 
Eigenthum keine andere Gefahr zu beſtehen als diejenige welche 
überhaupt von Kriegszuſtänden unzertrennlich iſt. 

Kurz, das deutſche Proletariat iſt weniger als irgend ein 
anderes geneigt ſich durch fremde Beute zu bereichern, oder auch 
von Almoſen zu leben, und es wird ſich leichter als irgend ein 
anderes dadurch befriedigen laſſen daß man ihm den vollen 
Gebrauch feiner wirthſchaftlichen Kräfte, und den möglichſt un— 
geſchmaͤlerten Genuß der Früchte feiner Arbeit gewährt. Sollte 
aber dennoch jemals an irgend einem vereinzelten Punkte, in 
einem Fabrikdiſtrikte etwa, die ſociale Revolution eine wirlliche 
Schilderhebung wagen, ſo könnte ſie ohne Zweifel möglicher 
Weiſe großes örtliches Unheil ſtiften, ihr Regiment aber 
würde in jedem Falle der Zeit nach eben ſo beſchränkt ſein. 
wie dem Raume nach. Denn die Zahl Derer welche bei einer 
ſolchen Revolution zu verlieren haben iſt in Deutſchland viel 
größer als in andern Ländern, als in England und Frankreich 
zumal, und wenn Haus und Hof, Speicher und Heerd auf 
dem Spiele ſteht, dann hören Gleichmuth und Zaghaftigkeit 
auf, dann wird ſelbſt der Spießbürger ein Held. 


XVI. 
Oeſtreich. 


Man muß ziemlich jung ſein um ſich der Zeit nicht zu 
erinnern in welcher Oeſtreich für den patriarchaliſchen Muſter— 
ſtaat galt, deſſen Beiſpiel alle Lehren des Liberalismus zu 
Schanden mache. Solche Anſichten herrſchten nicht allein im 
Lager der heiligen Allianz, unter den Anhängern der Legitimität, 
des hiſtoriſchen Rechtes und des politiſchen Stillſtandes, ſondern 
auch die liberale Parthei ſelbſt, die Freunde der Bewegung 
konnten ſich derſelben nicht ganz erwehren; ſie geriethen wenig— 
ſtens leicht in einige Verlegenheit wenn man ihren Theorien 
die öſtreichiſche Wirklichkeit, oder doch die damals faſt allgemein 
gültige Auffaſſung der öſtreichiſchen Zuſtände entgegenhielt. An 
der Spitze des Staates ein altes hochverehrtes Kaiſerhaus, 
deſſen Majeſtät ſich mit der einfachſten Sitte vertrug und den 
vertraulichen Verkehr mit Bürger und Bauer nicht ausſchloß; 
die miniſterielle Gewalt in den, Händen eines Mannes, in 
deſſen Perſon man die diplomatiſche Kunſt und die politiſche 
Weisheit verkörpert ſah; mäßige Abgaben, milde Geſetze, väter— 
liches Regiment, und beim Volke Wohlſtand, Lebensluſt, Zu- 
friedenheit, Ordnungsſinn und williger Gehorſam — das waren 
die weſentlichen Züge des Bildes welches man ſich von Oeſtreich 
machte. Freilich fehlte es nicht an einigen Schatten in dem— 
ſelben, als da ſind mangelhafte Volksbildung, ſchwierige Finanz— 
lage, ſchwerfälliger Geſchäftsgang, Beſtechlichkeit — allein völlig 
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frei von Uebelſtänden iſt überhaupt kein Staat und keine Vers 
faffung, und Oeſtreich war oder ſchien jener dunkeln Seiten 
ſeines Zuſtandes ungeachtet ein glückliches Land, unberührt und 
unberührbar von den Kämpfen und Zerwürfniſſen durch welche 
die Staaten des conſtitutionellen Syſtems heimgeſucht wurden. 
Von Italien wußte man zwar daß es dle öſtreichiſche Herr— 
ſchaft nur unwillig trage, allein alle übrigen Provinzen des 
Kaiſerſtaates ſchienen ſich unter dem Metternich'ſchen Regimente 
ſo wohl zu befinden daß jene einzige Ausnahme des Mißbe— 
hagens inmitten des allgemeinen Wohlſeins kaum in Betracht 
kommen konnte. Wenn die öſtreichiſchen Völker nicht frei waren, 
ſo fühlten ſie auch nicht das Bedürfniß der politiſchen Freiheit, 
und ſie hatten überdies als Erſatz dafür die Zufriedenheit, die 
Gemüthsruhe, die Mittel und die Fähigkeit zu reichem Lebens— 
genuſſe, welche den freien oder ſich für frei haltenden Völkern 
nicht ſelten abgingen. 

Dieſe idylliſchen Vorſtellungen vom öſtreichiſchen Staats— 
weſen und den öſtreichiſchen Volkszuſtänden wurden zuerſt durch 
die galliziſchen Ereigniſſe des Jahres 1846 auf thatſächliche 
Weiſe Lügen geſtraft. Der Geiſt der Empörung bei dem dor— 
tigen Adel, welcher zur Zeit der letzten polniſchen Revolution 
keine Hand geregt hatte, und auf den von der polniſchen Na— 
tionalparthei ſelbſt kaum noch gerechnet wurde, überraſchte eben 
ſo ſehr wie die grauenhafte Verwilderung welche ſich in den 
blutigen Ausbrüchen des Haſſes und der Rachſucht der Bauern 
kundgab. Am peinlichſten aber war der Eindruck den das Ver— 
fahren mancher Behörden hervorbrachte, welches dem Verdachte 
nur allzu großen Spielraum gab daß die Politik es nicht ver— 
ſchmaͤhe ſich jener mörderiſchen Banden als ihres Werkzeuges 
zu bedienen. Angeſichts ſolcher Thatſachen konnte die über— 
lieferte Meinung von der Beſchaffenheit der öffentlichen Zuſtände 
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Oeſtreichs nicht beſtehen, und was von denſelben etwa noch 
übrig blieb, das ſollte durch die Märzrevolution vollends zer⸗ 
ſtört werden. e | 

Mit Einer Stimme erklärten ſich 1848 die öftreichifchen 
Völker aller Zungen gegen die Politik der ſie bis dahin ſtill— 
ſchweigend gehorcht. Deutſche, Tſchechen, Polen, Ungarn und 
Italiener, ſie alle waren bei entgegengeſetzten Nationalcharak— 
teren und Intereſſen vollkommen einig darüber daß das bis— 
herige Staatsweſen von Grund aus umgeſtaltet werden müſſe. 
Und dieſes Staatsweſen, deſſen Naturkraft und Geſundheit man 
in den höchſten Tönen preiſen zu hören gewohnt war, es zeigte 
ſich ſo morſch und altersſchwach daß es beim erſten Zucken der 
Revolution in ſich ſelbſt zuſammenbrach. \ 

Heute nun ſcheint es, aber es ſcheint auch nur, daß 
der Kaiſerſtaat, wenn er gleich ſeinen patriarchaliſchen Ruf auf 
dem Kampfplatze gelaſſen, doch mit aufgefriſchten Lebensgeiſtern 
und verjüngter Kraft aus der Revolution hervorgegangen ſei. 
Es iſt wahr, Oeſtreich hat ſich zum allgemeinen Erftaunen- 
aus ſeinen Trümmern wieder aufgebaut, aber der Boden, das 
Material und der Bauplan ſind die alten geblieben, und keine 
der Urſachen welche, das vormärzliche Oeſtreich zu Fall gebracht 
iſt gehoben. Nach wie vor ſind die feindlichſten Nationalitäten 
im öſtreichiſchen Staate zuſammengekoppelt, deren Racenhaß der 
Krieg noch vielfältig geſchärft hat; unbeſchränkter, tiefer ein— 
greifend als je herrſcht der Abſolutismus, rückſichtsloſer als je 
beleidigt er den Stolz der Völker; Geiſtesdruck, Kirchenzwang, 
Corruption ſind heute an der Tagesordnung wie vor 1848, 
und empfindlicher als damals leidet das Volk unter der Finanz⸗ 
noth des Staates. Wo immer eine Veränderung im öſtreichi— 
ſchen Staatsweſen vorgegangen, da hat ſie demſelben faſt jedes 
Mal eine Stütze, eine Garantie der Zukunft entzogen. So 
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namentlich manche wohlthätigen Neuerung welche die Revo— 
lution in der Eile durchgeſetzt, und welche die Reaktion nicht 
rückgaͤngig zu machen gewagt hat: die Aufhebung der Frohn— 
den, die Abſchaffung der Patrimonialherrlichleit, die Aufhebung 
der Cenſur u. ſ. w. Es iſt hier nicht der Ort die Nachtheile 
im Einzelnen nachzuweiſen welche dem öſtreichiſchen Conſervati— 
vismus aus jenen und ähnlichen Maßregeln erwachſen, es ſoll 
vielmehr nur auf eine der Wirkungen hingedeutet werden welche 
die Emancipation der Bauern zur Folge haben muß: die Ver— 
ſöhnung zwiſchen Adel und Landvolk in denjenigen Provinzen 
wo der Gegenſatz beider bisher für eine der Bürgſchaften des 
beſtehenden Zuſtandes der Dinge galt. Der galliziſche Bauer 
namentlich, ſeitdem er vom Edelmanne nichts mehr zu fürchten 
und nichts mehr an ihn zu zahlen hat, wird mehr und mehr 
dem Zuge der Nationalität folgen, ſich von den fremden Be— 
amten ab⸗ und dem eingebornen Gutsherrn zuwenden. Der 
Pole iſt zu ſanguiniſcher Art als daß ihm die bittern Er 
innerungen aus der Vergangenheit lange nachgehen, oder die 
möglichen Gefahren der Zukunft. große Sorge machen ſollten, 
und die galliziſche Geiſtlichkeit wird nicht lange zu arbeiten 
haben um im Namen des polniſchen Nationalgefühls und Na— 
tionalintereſſe den Frieden zwiſchen Adel und Landvolf her— 
zuſtellen. Unter den nämlichen Einflüſſen wurden die poſen— 
ſchen Bauern, welche im Jahr 1830 und lange über daſſelbe 
hinaus gut preußiſch geſinnt waren, nach und nach die von 
polniſcher Nationalität trunkenen Aufrührer der Jahre 1846 
und 1848. | 

Schwierigkeiten ähnlicher Art erwachſen dem öſtreichiſchen 
Staate in den ſüdlichen Slawenländern. Serben und Kroaten 
haben 1848 und 1849 die bekannte Rolle bekanntlich viel weniger 
im Dienſte der habsburgiſchen Monarchie als für Rechnung des 
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eignen Vortheils geſpielt, und gleichwohl glauben ſie ſich durch 
ihre damaligen Leiſtungen zu Anſprüchen berechtigt welche die 
öſtreichiſche Politik weder befriedigen will noch befriedigen kann. 
Daher iſt denn bei jenen Völkerſchaften welche ſich, und mit 
Recht, als die Retter des Kaiſerthrons betrachten, eine tlefe 
Verſtimmung eingetreten welche es mehr als zweifelhaft macht 
ob die Südflawen ihre Intereſſen bei nächſter Gelegenheit wies 
der unter der Fahne der Legitimität verfechten werden. 
Wenn früher das lombardiſch-venetianiſche Königreich die 
einzige der öſtreichiſchen Provinzen war welche eine forgfältige 
militärische Ueberwachung forderte, fo iſt Ungarn nachdem es 
mit ruſſiſchem Beiſtande wieder erobert worden, im nämlichen 
Falle; der offnen Wunden am öſtreichiſchen Staatskörper find 
jetzt zwei. Nimmt man hinzu daß auch im eigentlichen Kern— 
punkte der öſtreichiſchen Monarchie ohne Zweifel eine bedrohliche 
Spannung obwalten muß, wenn anders der nunmehr ſeit 
fünfthalb Jahren auf Wien ſelbſt laſtende Kriegszuſtand irgend 
eine Bedeutung hat, ſo wird es augenſcheinlich daß die angeb— 
liche Verjüngung und Kräftigung des öſtreichiſchen Staatskör— 
pers den gefährlichſten Krankheitsſtoff nicht nur nicht beſeitigt, 
ſondern in höchſt bedenklicher Weiſe vermehrt hat. 
Man hält entgegen daß Oeſtreich ſeine wiedergeborne Macht 
bereits an Preußen und an der Türkei erprobt habe, und daß es 
mit einem ſchlagfertigen Heere von 500,000 Mann in der Lage 
ſei dieſelbe in jedem andern und vielleicht ernftlihern Falle zu 
bewähren. Auf den erſten Satz dieſes Einwandes bedarf es 
kaum der Erwiderung daß durch die Erfolge gegen Preußen 
und die Türkei viel weniger die politiſche und militäriſche Stärke 
Oeſtreichs, als die moraliſche Schwäche ſeiner Gegner bewieſen 
wird, und daß Oeſtreich bei jenen beiden Unternehmungen über— 
dies Rußland hinter ſich hatte, ohne deſſen Büngſchaß wahr⸗ 
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ſcheinlich weder die eine noch dle andre verſucht worden wäre. 
Was zweitens das öſtreichiſche Heer betrifft, ſo ſind allerdings 
fünfmalhunderttauſend Bajonette in tapfern Händen und unter 
guter Führung eine gewaltige Macht; wenn aber ein großer 
Theil derſelben verwendet werden muß um die Ruhe und Ord— 
nung im eignen Lande aufrecht zu erhalten, wenn mit andern 
Worten der Geiſt der Völker aus denen das Heer hervorgeht, 
nicht mehr mit dem Kaiſerſtaate iſt, dann kann auch die größte 
Truppenzahl die Macht und ſogar den bisherigen Beſtand des 
Reiches nicht gewährleiſten, dann iſt es ſehr zweifelhaft ob 
jene ſo furchtbar ſcheinende militäriſche Kraft eine zuverläſſige 
und nachhaltige ſei, und ob ſie die erſte ernſtliche Probe be— 
ſtehen werde. 

Noch weniger als das Heer giebt das gegenwärtige Cen⸗ 
traliſationsſyſtem eine Bürgſchaft für die Zukunft des öſtreichi— 
ſchen Staates in feinem bisherigen Beſtande. Der lockere Zus 
ſammenhang der Provinzen war nicht das was Oeſtreich 1848 
zu Fall brachte. Die Reſte der ſogenannten Provinzialunab— 
hängigkeit hat man vernichten können, aber die organiſche Ein— 
heit die der centraliſirende Liberalismus eines Joſeph II. nicht 
herzuſtellen vermochte, wird der militärdeſpotiſche Geiſt der 
heutigen Centraliſation noch weniger zu Stände bringen, ſchon 
deßhalb nicht weil die Sprödigkeit der Elemente um deren Ver— 
ſchmelzung es ſich handelt durch die allgemeine Steigerung des 
Nationalbewußtſeins bei Weitem größer. geworden iſt als fie 
im vorigen Jahrhundert war. Durch die Vereinigung aller 
Gewalten in der Hand des Wiener Cabinets kann allerdings 
der Geſchäftsgang vereinfacht, die Vollziehung der Regierungs— 
maßregeln geſichert und beſchleunigt, in die ganze Staatsthä— 
tigkeit größere Energie und Uebereinſtimmung gebracht werden; 
aber indem man den Staat vollends mechaniſirt, indem man 
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die einander widerſtrebenden Beſtandtheile deſſelben in noch 
engere Berührung ſetzt, indem man das Ungleichartigſte nach 
derſelben Methode behandelt, mit einem Worte durch die büreau— 
kratiſch-abſolutiſtiſche Centraliſation werden die lebendigen öffent— 
lichen Kräfte theils gefeſſelt, theils abgenutzt, theils in feind— 
liche Spannung mit einander gebracht, wird das Leben des 
Staats mehr und mehr auf einen einzigen Punkt zuſammen⸗ 
gedrängt, und einem einzigen Schlage preisgegeben. 

Es ſoll indeſſen keineswegs beſtritten werden daß dieſe 
Centraliſation ſeit 1848 eine Nothwendigkeit für Oeſtreich 
geworden iſt. Repräſentativ-Verfaſſungen der einzelnen Kron— 
länder, gleichviel nach welchem Grundſatze man die Vertretung 
innerhalb derſelben einrichten möchte, würden hinfort zu keinem 
Zwecke eifriger benutzt werden als zur Lockerung der Zwangs- 
gemeinſchaft des Kaiſerſtaats, und was gar den traumhaften 
Gedanken eines conſtitutionellen Geſammtöſtreich betrifft, ſo iſt 
es ſicher daß jeder ernftliche Verſuch denſelben zu verwirklichen 
den Kaiſerſtaat in alle vier Winde auseinanderſprengen würde. 
Wenn. man verſuchte Oeſtreich wenigſtens freie Gemeindever— 
faſſungen und Geſchwornengerichte zu geben, ſo waren auch dieſe 
Elemente der Selbſtregierung durchaus unverträglich mit dem 
Lebensprincipe des Kaiſerſtaats, und die Zurücknahme derſelben 
konnte nicht zu raſch vollzogen werden. Auch die Verewigung 
des Belagerungszuſtandes ſtellt ſich als eine Lebensbedingung 
für Oeſtreich dar, und iſt demnach innerhalb der gegebenen 
Verhältniſſe vollkommen gerechtfertigt. Denn den Selbſtmord 
kann man verſtändiger Weiſe keinem Staat zumuthen, und wäre 
die Rechtmäßigkeit ſeines Daſeins noch ſo zweifelhaft. 

Dieſe Schwierigkeiten der Lage des öſtreichiſchen Staats⸗ 
weſens haben ihren erſten und letzten Grund darin daß dem⸗ 
ſelben die breite nationale Unterlage fehlt ohne welche ein feſter 
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und ſicherer politiſcher Beſtand nicht mehr möglich iſt. Während 
das Jahrhundert eine ſeiner größten Aufgaben darin erlennt die 
politiſche Geſellſchaft auf den Boden der Nationalität zu ſtellen, 
iſt es die erſte Lebensbedingung Oeſtreichs das Nationalitäts— 
princip *) nicht zur Geltung kommen zu laſſen. Durch die noth— 
gedrungene Bekämpfung des Nationalitätsprincips tritt Oeſt— 
reich zu dem Jahrhundert und zu ſeinen eigenen Völkern in einen 
Gegenſatz deſſen Ausgleichung keiner Staatskunſt' und keiner 
Staatskraft gegeben iſt. Mit den Rechten der Nationalität 
ſpricht Oeſtreich ſeinen Angehörigen auch das Vaterland ab. 
Der Oeſtreicher hat in Oeſtreich eine Heimath, ſein Vater— 
land aber muß er außerhalb des Kaiſerſtaats ſuchen, in Deutſch— 
land, in Italien, in Polen. Da vollends von politiſcher Frei— 
heit im heutigen Oeſtreich auch nicht einmal mehr dem Namen 
nach die Rede ſein kann, ſo ſind denn die mächtigſten Kräfte 
deren der Staat der Gegenwart bedarf in der habsburgiſchen 
Monarchie entweder nicht vorhanden, oder, wenn vorhanden, die 
geborenen Gegner derſelben. i 

Dieſes Mißverhältniß hat ſich in der öſtreichiſchen Poli— 
tik und in der öſtreichiſchen Geſchichte von jeher gerächt. Von 
jeher fehlte der einen wie der andern die Größe, die ſittliche 
Würde, jedes erhebende, achtunggebietende, begeiſternde Element; 


) Die ſogenannte „Gleichberechtigung der Nationalitäten“ von der 
-unlängft viel die Rede war und die man für ein neues und inhaltsſchweres 
Prinzip ausgab, bedeutet in Oeſtreich nichts Anderes, und kann im heu— 
tigen Oeſtreich nichts Anderes bedeuten als die gleichmäßige Unterthanen— 
ſchaft der öſtreichiſchen Völker aller Zungen. Deßhalb wurde fie auch 
ganz richtig ſymboliſirt durch das Reichsgeſetzblatt in zehn verſchiedenen 
Sprachen. Es ſtellte ſich indeſſen bald heraus daß Oeſtreich das Deutſch— 
thum als Werkzeug der Herrſchaft nicht entbehren könne, und ſo mußte 
denn das Deutſche, fo ungern es ſicherlich geſchah, in die Rechte der Sprache 
des Staats und des Geſetzes wieder eingeſetzt werden. 
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von jeher war Oeſtreich arm an Perföntichfeiten und an Tha⸗ 
ten auf denen die Blicke der Mit- und Nachwelt mit Liebe 
oder Bewunderung verweilen konnten. Schöpferiſcher Genius, 
Seelengröße, Unternehmungsgeiſt, imponirender Charakter ſind 
Eigenſchaften welche man bei öſtreichiſchen Monarchen, Staats— 
männern und Feldherrn nur in wenigen vereinzelten Beiſpielen 
findet. Dagegen iſt die Geſchichte der öſtreichiſchen Politik 
mehr als irgend eine andere, und von den Zeiten Richards 
Löwenherz herunter bis auf die Tage der Lafayette und Ypſi— 
lanti, voll von den ungroßmüthigſten Zügen, von Verrath, 
Wortbruch und Grauſamkeit. Die öſtreichiſchen Heere haben 
ſich jeder Zeit gut geſchlagen, ihr geſchichtlicher Ruhm iſt aber 
gleichwohl ziemlich zweideutiger Art. Faſt alle jene Kriege, 
jene Schlachten, jene Siege, jene tapfer beſtandenen Niederlagen 
der kaiſerlichen Waffen laſſen die geſchichtliche Betrachtung kalt 
und theilnahmlos, denn die kaiſerlichen Waffen haben beinahe 
niemals ein höheres Intereſſe verfochten als das des Hauſes 
Habsburg, und von ihren Erfolgen iſt am wenigſten da zu 
rühmen wo fie ausnahmsweiſe wirklich zugleich einer größer 
und beſſern Sache dienten, wie zum Beiſpiel in den Kriegen 
Deutſchlands gegen Frankreich. Wo in der öſtreichiſchen Ge— 
ſchichte ein ächtes Heldenthum, begeiſtert und begeiſternd, auf— 
tritt, da kämpft es nicht unter der kaiſerlichen Fahne, und nicht 
ſelten ſogar unter dem Banner des Aufruhrs — ſo in den 
Huſſitenkriegen, in den meiſten der ungariſchen Kriege, beim 
Aufſtande der Tyroler gegen Baiern und Franzoſen. d 
Der Mangel einer natürlichen nationalen Grundlage des 
öſtreichiſchen Staatsweſens hat ſich im Verlaufe der Zeit 
immer fühlbarer gemacht, beſonders dadurch daß Oeſtreich von 
dem ſprichwörtlichen Glücke, dem man in Ermangelung der 
Naturanlage und des Verdienſtes ſein auffallendes Wachsthum 
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und feinen künſtlichen Beſtand zuſchrieb und zuzuſchreiben nicht 
umhin konnte, daß Oeſtreich von feinem alten Glücke ſeit mehr 
als hundert Jahren häufiger im Stiche gelaſſen als begünſtigt 
worden iſt. Große italieniſche Beſitzungen welche es der Diplo— 
matie verdankte ſind ihm durch die Diplomatie wieder genom— 
mien worden, Schleſien iſt an Preußen verloren, Belgien hat 
müſſen abgetreten werden, die Vorlande in Elſaß, Breisgau, 
Oberſchwaben ſind mit der deutſchen Kaiſerkrone abhanden ge— 
kommen, ſelbſt gegen die Türken hat Belgrad und was ihnen 
ſonſt in Serbien und Bosnien entriſſen war, nicht behauptet 
werden können, und endlich iſt Ungarn nicht durch eigne ſon— 
dern durch ruſſiſche Waffen zurückerobert werden — ein zwei— 
felhafter Gewinn, mit einem unzweifelhaften Opfer politiſcher 
und militäriſcher Ehre erkauft. Dagegen hat Oeſtreich aller— 
dings Gallizien und Venedig erworben, und eine beſſer abge— 
rundete Geſtalt gewonnen, allein der Anfang des Verfalls 
ſcheint durch die raſch auf einander gefolgten Verluſte des vori— 
gen Jahrhunderts gleichwohl deutlich bezeichnet zu ſein. Was 
Oeſtreich an Gebiet und Einfluß in Deutſchland eingebüßt, 
das konnte ihm durch die bedeutendſten Erwerbungen in Polen 
und Italien nicht erſetzt werden. Denn ſeine deutſchen Be— 
ſitzungen waren und find die Baſis auf welcher das öſtrei— 
chiſche Staatsweſen ruht, und wenn die Verkleinerung dieſer 
ohnehin unzulänglichen Baſis Gefahr bringt, ſo wird dieſelbe 
nicht vermindert ſondern geſteigert durch jede Vergrößerung des 
Ueberbaus den die Baſis zu tragen hat. 

Oieſtrech hat durch Erfahrung gelernt, beſonders in dem 
ungariſchen Kriege, daß die Tragkraft feiner deutſchen Unter— 
lage nicht mehr ausreicht für die zu tragende Laſt, und ſeine 
Politik ſucht deßhalb im übrigen Deutſchland nach neuen Stützen, 
die ihr den im Jahre 1849 ohne Zweifel eben ſo gern gelei— 
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ſteten als ungern angenommenen ruſſiſchen Beiſtand für ähn⸗ 
liche Fälle entbehrlich machen ſollen. Auf dieſen Zweck ſchien 
der Vorſchlag Oeſtreichs, mit feinen fümmtlichen Provinzen 
in den deutſchen Bund einzutreten, in gerader Richtung hinaus 
zu laufen. Ging der Bund auf den Vorſchlag ein, ſo leiſtete 
er Oeſtreich damit für ſeinen geſammten Beſitzſtand eine ſtaats— 
rechtliche Bürgſchaft deren praktiſche Bedeutung freilich nicht 
ſehr hoch anzuſchlagen geweſen ſein würde, die aber immerhin 
Anſprüche gab welche bei dieſer oder jener Gelegenheit, wenn 
auch nicht mit Erfolg fo doch in ſtörender Weiſe, geltend ger , 
macht werden mochten, wie zum Beiſpiel bei einem Kriege 
Oeſtreichs gegen Frankreich in Italien. Ueber Form und 
Scheins würde indeſſen die ganze Wirkung einer ſolchen Ueber— 
einkunft nicht hinausgereicht haben. Die Anſicht derzufolge 
durch die Annahme des öſtreichiſchen Vorſchlages ein um viele 
tauſend Quadratmeilen vergrößertes Deutſchland, ein euro— 
päiſches Reich der Mitte von 75 Millionen Menſchen ent— 
ſtanden, und der deutſche Bund die erſte Macht der Welt 
geworden ſein würde, dieſe Anſicht verdient keine Erörterung. 
Die Aufnahme Geſammtöſtreichs in den deutſchen Bund hätte 
keinen Gegenſatz gemildert, keine Nebenbuhlerſchaft aufgehoben, 
keine Eiferſucht beſchwichtigt, kein Sonderintereſſe mit dem andern 
verſöhnt, und am allerwenigſten irgend ein Geſammtintereſſe 
geſchaffen — jene Maßregel hätte dem Weſen nach Alles genau 
beim Alten gelaſſen,“) und die Bundesverfaſſung lediglich um 

) Auch in der jetzigen Lage der Dinge iſt es denkbar daß der deutſche 
Bund und daß namentlich Preußen unter Umſtänden einſteht für den außer 
deutſchen Beſitz Oeſtreichs, es iſt denkbar daß der deutſche Bund zum 
Beiſpiel einen gegen die italieniſchen Beſitzungen Oeſtreichs gerichteten 
Angriff Frankreichs zum Kriegsfalle macht. Solche Entſchlüſſe gehen ledig— 


lich aus der Macht der Verhältniſſe und dem Drange der Intereſſen hervor, 
und niemals aus dem Buchſtaben der Verträge. 
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einige Fiktionen vermehrt, deren ſicherſte Wirkung es geweſen 
ſein würde auch den geographiſchen Begriff Deutſchland 
ins Lächerliche zu ziehen. Wenn Frankreich und England ſich 
die Mühe gaben gegen den fraglichen Entwurf Verwahrung 
einzulegen, fo geſchah es ohne Zweifel nur um ihren Anſpruch 
auf eine Stimme in deutſchen Angelegenheiten nicht vollends 
einroſten zu laſſen, nachdem derſelbe durch die Greigniffe von 
1848 einigermaßen außer Uebung gekommen war, und wenn 
Rußland die Bewerbung Oeſtreichs unterſtützte, ſo gab es da— 
mit die ſtillſchweigende und dennoch förmliche Erklärung ab daß 
es die von den Wortführern Oeſtreichs verheißene Vergröße— 
rung der politiſchen und militäriſchen Macht Deutſchlands für 
eine leere Redensart halte. Oeſtreich ſelbſt endlich würde auf 
den unfruchtbaren Gedanken mit ſämmtlichen Provinzen in den 
Bund zu treten ſicherlich niemals verfallen ſein wenn nicht 
Preußen mit dieſem Schritte vorangegangen wäre, und damit 
einen gewiſſen Vortheil der Stellung gewonnen hätte welcher 
ausgeglichen ſein wollte. Sobald Preußen ſich bereit erklärte 
ſeine öſtlichen Provinzen ihre Stellung außerhalb des Bundes 
wieder einnehmen zu laſſen, und alſo auf den Namen eines 
durchaus deutſchen Staates, der einzigen rein deutſchen Groß— 
macht zu verzichten, ließ Oeſtreich ſeine Forderung fallen, die 
wohl ſchwerlich jemals wieder aufgenommen werden wird. 

Dagegen wurde von Seiten Oeſtreichs ein neuer Weg 
eingeſchlagen der, wenn auch in weniger gerader Richtung, näher 
zum Ziele führt. Oeſtreich bot Deutſchland zuerſt eine Zoll— 
einigung, dann einen Handelsvertrag, um die materiellen Inte— 
reſſen Deutſchlands bei feinem Wohl und Wehe, und beſonders 
bei ſeinem Beſtande, zu betheiligen, ein Zweck deſſen Erreichung 
die Nebenwirkung einer Schwächung des Einfluſſes den Preußen 
als Haupt des Zollvereins ausübte, von ſelbſt mit ſich brachte. 


* 
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Oeſtreich bot durch Zolleinigung oder Handelsvertrag mate— 
rielle Vortheile gegen einen politiſchen Kaufpreis der zwar 
nicht genannt wurde den aber Jedermann kannte — Abſatzwege 
für deutſchen Handel und Gewerbsfleiß gegen eine gewiſſe Ga— 
rantie ſeiner Integrität welche aus der Gemeinſchaft der mate— 
riellen Intereſſen vorausſichtlicher Weiſe von ſelbſt herauswachſen 
werde. Dieſe Richtung ſchien an und für ſich, und abgeſehen 
von den mannigfaltigen Zwiſchenfällen die das erwartete Er— 
gebniß vereiteln können, eine vollkommen richtige, fehlerhaft da— 
gegen war das Bemühen den politiſchen Zweck derſelben da— 
durch zu verdecken daß man verſicherte, es handle ſich hier ledig— 
lich um die Beruhigung des politiſchen Gewiſſens Oeſtreichs 
durch Erfüllung eines Artikels der Bundesalte der bis jetzt ein 
todter Buchſtabe geblieben. Die märchenhafte Unwahrſcheinlich— 
keit eines ſolchen Vorwandes mußte natürlich den Argwohn 
doppelt rege machen, der dann ſchließlich zu dem Reſultate ge— 
langt iſt: Oeſtreich will dem deutſchen Volke ſeine Anſprüche 
auf eine politiſche Nationalexiſtenz mit klingender Münze ab— 
kaufen, um ſeiner eignen Exiſtenz die Zukunft zu ſichern. 
Gewiß iſt es daß das Staatsintereſſe Oeſtreichs und 
das Nationalintereſſe Deutſchlands ſehr wenig miteinander ge— 
mein haben, und nicht ſelten in entgegengeſetzten Richtungen 
auseinander gehen. Oeſtreich, obgleich ihm das Deutſchthum 
als Handhabe der Herrſchaft unentbehrlich iſt, fürchtet die deutſche 
Nationalität mehr als jede andere, eben weil ſie ihm jene Hand— 
habe zu entziehen droht ohne welche Oeſtreich nicht beſtehen 
kann. Jede andere Nationalität, die polniſche, die italieniſche, 
die ungariſche, mag ſich der »öſtreichiſchen Herrſchaft entziehen 
ohne daß Oeſtreich aufhört Oeſtreich zu ſein, ſobald aber die 
deutſche Nationalität ihre Selbſtſtändigkeit gegen den Kaiferftaat 
geltend macht, iſt Oeſtreich geweſen. Deßhalb iſt nichts na⸗ 
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türlicher und nichts gewiſſer als daß Oeſtreich jeder Zeit alle 
Kräfte aufbieten wird um jeglichen Verſuch einer Löſung der 
höchſten Aufgabe der deutſchen Nationalpolitik zu vereiteln. Das 
Verhältniß der Nationalpolitik zur öſtreichiſchen Staatspolitik 
iſt damit ein für alle Mal gegeben. Nicht nur ſchließen die 
letzten Endzwecke beider ſich gegenſeitig aus, ſondern ſie treten 
einander unverſöhnlich auch in jedem Falle entgegen welcher 
die entfernteſte Ausſicht auf jene Endzwecke eröffnet. 

So wird es denn einleuchtend daß die deutſche National— 
politik für das ſtaatliche Gedeihen Oeſtreichs keine lebhafte 
Theilnahme haben kann. Die auswärtigen Beſitzungen Oeſt— 
reichs zumal ſind für die Nationalpolitik nur inſofern von Werth 
als es darauf ankommt dieſelben nicht in eine mächtigere und 
gefährlichere Hand übergehen zu laſſen. Sobald Deutſchland 
im Stande iſt den öſtlichen Nachbarländern einen hinreichenden 
Schutz gegen Rußland zu geben, hört das deutſche Intereſſe 
der Herrſchaft über dieſelben auf. Die Vortheile dieſer Herr— 
ſchaft würden ſich durch ein bloßes Bundesverhältniß mehr als 
hinreichend erſetzen laſſen. Jene Nebenländer Oeſtreichs, Un— 
garn voran, werden niemals Staaten werden die ſich ſelbſt 
vollkommen genügen können, ſie ſind ſchon durch die drohende 
Nachbarſchaft Rußlands auf den engen Anſchluß an Deutſch— 
land angewieſen, und werden ſich einem rechtmäßigen Einfluſſe 
Deutſchlands nie entziehen können. Der rechtmäßige deutſche 
Einfluß reicht allerdings nicht ſo weit daß Deutſchland Ungarn 
u. ſ. w. Geſetze gebe, daß Deutſchland Ungarn regiere, daß 
Deutſchland Steuern in Ungarn erhebe und ſeine Söhne in 
die ungariſchen Beamtenſtellen einſchiebe — ſo weit reicht aber 
auch nicht das wohlverſtandene deutſche Intereſſe. Dieſes In— 
tereſſe will daß Deutſchland einen zuverläſſigen Bundesgenoſſen 
zur Seite habe und nicht einen auftühreriſchen Unterthan. 


— 


XVII. 
Preußen. 


Unter den großen Staaten Europa's iſt Preußen der 
jüngſte und der ſchwächſte. In einer Zeit wo ſeine Schwäche 
verhältnißmäßig noch größer war als heute wußte Preußen 
durch Selbſtvertrauen, Unternehmungsgeiſt und große Politik 
zu erſetzen was ihm an materiellen Kräften abging, wußte es 
bei kleinem Gebiete, geringer Volkszahl und dürftigen Finanzen 
einen Platz in erſter Reihe der europäiſchen Mächte zu gewin— 
nen und zu behaupten. Jene Zeit ging vorüber. Während 
der beiden letzten Menſchenalter wurde das Bewußtſein der 
relativen Schwäche, kaum verhüllt durch ruhmvolle Erinnerungen, 
das eigentliche Princip der preußiſchen Politik, beſtimmend für 
deren Handlungsweiſe und in noch höherem Grade für deren 
Charakter. Unter dem Einfluſſe dieſes Princips ſchwanden. 
Selbſtvertrauen und Ehrgeiz zuſammen, verkleinerten ſich die 
Menſchen, die Maßregeln und der Geſichtskreis, verloren ſich 
mit dem Stolze und der Thatkraft die eigene und die fremde 
Achtung. Die Unzuverläſſigkeit wurde ein ſtehendes Charakter— 
merkmal der preußiſchen Politik, durch deren Geſchichte waͤh— 
rend der letzten ſechzig Jahre überdies noch ein anderer Zug 
hindurchgeht welcher ſich nicht wohl beim rechten Namen nennen 
läßt, ein Zug der ſich beſonders in den Verhältniſſen zum Aus— 
lande durch eine Reihe von Handlungen kundgegeben hat die 
man, zumal in ſolcher Zahl und ſolcher raſchen Aufeinander— 
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folge, bei keinem andern Staate wiederfindet, durch eine Reihe 
von Handlungen welche mit der zweiten Theilung Polens bes 
ginnt deſſen Integrität man kurz zuvor feierlich gewährleiſtet 
hatte, durch eine Reihe in welcher neben vlelen andern Mittel— 
gliedern der Huldigungseid beſonders hervorragt den nach der 
Schlacht bei Jena ſieben preußiſche Miniſter dem Kaiſer Nas 
poleon leiſteten, und die mit der Unterzeichnung des Londoner 
Protokolls vorläufig. endet. a 

Wenn Preußen trotz dieſer Politik, welche ſeit dem Tode 
Friedrichs II. nur während der kurzen Stein-Hardenbergiſchen 
Periode unterbrochen wurde, fortwährend gewachſen iſt und ſich 
gekräftigt hat, ſo iſt dies eine der auffallendſten Erſcheinungen 
der Zeit. Preußen iſt, unter den großen Staaten wenigſtens, 
derjenige welcher ohne Frage den bedeutendſten Gewinn aus 
der Kataſtrophe der Jahre 1813 bis 1815 gezogen. 

Vor allen Dingen war die Verkleinerung des preußiſchen 
Antheils an Polen kein Verluſt, ſondern, auch abgeſehen von 
jeder Entſchädigung, ein Gewinn. Demnächſt hat man Preu— 
ßen durch die Stellung am Rhein, welche die zweideutige Gunft 
der Diplomatie ihm zuwies, die Anwartſchaft zur Größe auf— 
gedrungen und den Ehrgeiz zur Pflicht der Selbſterhaltung ge— 
macht. Ohne den Beſitz der weſtlichen Provinzen mochte Preu— 
ßen ſich in ſeinem abgerundeten Gebiete jenſeits der Elbe nach 
öſtreichiſchem Beiſpiel abſchließen, und dem Phlegma und der 
Genügſamkeit ſeiner neuern Politik lag in der That nichts 
näher als ein ſolcher Entſchluß. Ohne andere Nachbarſchaft, 
außer einigen deutſchen Kleinſtaaten, als Oeſtreich und Ruß— 
land, ohne unmittelbare Betheiligung an den Gefahren welche 
die Nähe des unruhigen Frankreich mit ſich bringt, ohne die 
Anregungen welche von den Intereſſen eines lebhaften auswär— 
tigen Verkehrs und einer großen Induſtrie ausgehen, ohne die 
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vielfachen Wechſelbeziehungen zu dem übrigen Deutſchland welche 
die Getheiltheit des preußiſchen Gebietes mit ſich bringt, würde 
die preußiſche Politik wahrſcheinlich vollends eingeroſtet, und 
den allgemeinen Welthändeln nicht nur, ſondern auch den 
deutſchen Angelegenheiten mehr und mehr entfremdet ſein. 

Eine ſolche Rolle, die der Anlage und den Neigungen 
der preußiſchen Politik allem Anſchein nach am meiſten zuge— 
ſagt hätte, wurde ihr durch den Zuſchnitt unmöglich gemacht 
welchen die Diplomatie dem preußiſchen Territorium gab. Man 
zog damit Preußen nicht nur, was allerdings in der Abſicht 
lag, gewaltſam in den Bereich der europäiſchen und der deut— 
ſchen Händel hinein, ſondern man nöthigte ihm damit auch, was 
ſchwerlich vorausgeſehen und ſicherlich nicht gewollt wurde, 
elne Politik des Ehrgeizes, der Vergrößerung, der Machter— 
nn auf. 

Preußen hat die ihm angewieſene Rolle freilich ſehr we— 
nig verſtanden und noch weniger benutzt, ſich derſelben aber 
gleichwohl nicht ganz entziehen können. Die Stiftung des Zoll— 
vereins war die erſte Handlung welche Preußen, faſt unbe— 
wußt, im Sinne dieſer Rolle vollzog. Seit dem Jahre 1840 
wuchs, wenn auch langſam, das Verſtändniß der Aufgabe, dem 
ſich ein gewiſſes beſchauliches Wohlgefallen an derſelben zuge- 
ſellte. Der Sturm des Jahres 1848 Härte die Sachlage vol— 
lends ab; es kam zu Erklärungen und Entwürfen, man 1 
ſogar verſchiedene Anläufe zur That. 

Die Aufwallungen welche jene erregte Zeit bewirkt hatte 
ſind wieder beſchwichtigt worden, aber die Erinnerung an die— 
ſelben iſt geblieben, und dieſe Erinnerung iſt fortan ein weſent⸗ 
licher Faktor, zunächſt der deutſchen, und mittelbar der allge— 
meinen Politik. Dabei iſt zu bemerken daß der fragliche Faktor 
zur Zeit bei jedem andern Cabinet mehr gilt als bei dem preus 
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ßiſchen ſelbſt, welches denſelben am liebſten der Vergeſſenheit 
übergeben möchte. Da dies nicht im Bereiche der Möglichkeit 
liegt, ſo läßt ſich Preußen wenigſtens angelegen ſein der Welt 
zu beweiſen daß es ein für alle Mal zu der anſpruchsloſen 
Auffaſſung ſeiner Stellung und ſeiner Aufgabe zurückgekehrt ſei, 
vermoöͤge deren ſich feine Politik bis zum letzten Regierungs— 
wechſel des allſeitigen Beifalls und Vertrauens der Cabinette 
zu erfreuen hatte. 

Dieſem Zwecke entſpricht nicht nur die auswärtige ſondern 
auch die einheimiſche Politik welche Preußen ſeit drei Jahren 
mit ungewohnter Beharrlichkeit verfolgt. So namentlich die 
planmäßige Lockerung des durch das Jahr 1848 hergeſtellten 
Syſtems der geſchloſſenen und durchgreifenden ſtaatlichen Ein— 
heit zu Gunſten des alten Provincialſyſtems. Preußen hatte 
ſeit 1815 ein ganzes Menſchenalter hindurch gar nichts gethan 
um ſich die neuerworbenen Provinzen organiſch anzueignen, es 
hatte dieſelben vielmehr gefliſſentlich ferngehalten, ja ſie durch 
falſche Behandlungsweiſe vielfach verſtimmt, gereizt und ab— 
wendig gemacht. Man ſchien am allerwenigſten eine Ahnung 
davon zu haben daß es vom höchſten Intereſſe für Preußen 
ſei die Gemeinſchaft der Geſchichte, welche ſeinen Provinzen 
fehlte, durch eine lebendige Gemeinſchaft des Staatsweſens ſo 
weit als möglich zu erſetzen. Selbſt den Schein eines gemein— 
ſchaftlichen öffentlichen Lebens wußte man nicht herzuſtellen. 
Man wagte nicht den Rheinländern die franzöſiſchen Geſetze 
und Einrichtungen geradezu zu nehmen, aber man bedrohte und 
beeinträchtigte dieſelben ohne Unterlaß, und machte ſie dadurch 
zu einem doppelt hochgehaltenen Beſitz. Beinahe die einzigen 
Staatsanſtalten welche Rheinland mit dem übrigen Preußen 
gemein hatte waren die Rekrutirungsbehörde und die Steuer— 
kaſſe, für welche letztere man das Rheinland überdies in un— 
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billig überbürdender Weiſe in Anſpruch nahm. Der Beobachter 
dieſes Verfahrens hätte glauben können daß die preußiſche Staats— 
kunſt die Rheinprovinz nur als ein einſtweiliges Beſitzthum 
anſehe, und bereit ſei dieſelbe den Franzoſen jeden Augenblick wie— 
der zur Verfügung zu ſtellen. Gewiß iſt daß die Franzoſen, Dank 
der Berliner Politik, bis weit über das Jahr 1830 hinaus in 
die Rheinprovinz hätten zurückkehren mögen ohne daß die Bevöl— 
kerung derſelben den Regierungswechſel an irgend einer unvortheil— 
haften Aenderung ihres ſtaatlichen Zuſtandes wahrgenommen. 

Das Patent vom 3. Februar 1847 war ein erſter Ver— 
ſuch den ſo lange vernachläſſigten Boden zu beſtellen auf wel— 
chem allein die ſtaatliche Einheit Preußen feſte Wurzeln ſchlagen 
konnte. Hätte Preußen die ſeitdem verfloſſene Friſt benutzt um 
ſich nicht bloß dem Namen ſondern auch der That nach zum 
Repräſentativſtaat auszubilden, ſo konnte damit das bisher 
Verſäumte theilweiſe nachgeholt werden, und Preußen hätte für 
ſeinen Beſtand jeden Falls eine beſſere Gewähr als die des 
Heeres, welche wohl nur der Beſchränktheit eines Herrn von 
Gerlach genügen kann.“) Dagegen würde ſich Preußen durch 
die Pflege des parlamentariſchen Staatslebens allerdings dem 
Verdachte ausſetzen als ob es ihm darum zu thun ſei ſich die 
Rückkehr in die Bahn des politiſchen Ehrgeizes vorzubehalten 

*) Es ſoll damit nicht behauptet werden daß bloß Unverſtand und 
nicht noch eine andere Urſache, beziehungsweiſe ein beſtimmter Zweck, im 
Spiele ſei wenn Herr von Gerlach und ſein Anhang in der Kammer und 
in der „Neuen Preußiſchen Zeitung“ keine Gelegenheit unbenützt läßt Hohn 
und Schimpf gegen die Rheinländer zu ſchleudern, ſie als Beſiegte und ihr 
Land als ein erobertes zu behandeln, ſie mit beleidigenden Worten zum 
Auſſtande herauszufordern, und ihnen für den Fall der Niederlage das Schick— 
ſal der Heloten anzudrohen. In dem Munde eines Mannes von dem Ein— 
fluſſe und den Verbindüngen des Herrn von Gerlach ſind ſolche Redens— 


arten der Wirkung nach nichts Anderes als Landesverrath. Ob auch 
der Abſicht nach ſoll dahingeſtellt bleiben. 
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welche es ſeit den Tagen von Olmütz und Bronnzell verlaſſen 
hat. Einem ſolchen Verdacht ſcheint denn allerdings nicht beſſer 
vorgebeugt werden zu können als dadurch daß man die ganze 
politiſche Angriffs- und Vertheidigungsſtellung Preußens fo ſehr . 
als möglich ſchwächt, ein Erfolg der durch die gegenwärtige 
innere Politik allerdings volllommen erreicht wird. Indem man 
die Kammern neutraliſirt, indem man die Thätigkeit des Staats 
aus dem Mittelpunkte wieder mehr und mehr in die Provinzen 
verlegt, indem, man die ſtaatliche Gemeinſchaft auf das frühere 
Minimum von Dynaſtie, Heer und Steuerkaſſe zurückzuführen 
ſucht, giebt man der Diplomatie eine thatſächliche Bürgſchaft 
gegen jeden Entwurf und gegen jeden Verſuch des politiſchen 
Unternehmungsgeiſtes, eine Bürgſchaft ſogar gegen jeden Ent— 
wurf oder Verſuch zur Eroberung der öffentlichen Meinung. 

Gleichwohl iſt das Mißtrauen der Cabinette gegen Preußen 
keineswegs beſchwichtigt. Dies Mißtrauen gilt indeſſen viel 
weniger den Abſichten Preußens als ſeiner Lage und den durch 
dieſelbe hervorgerufenen Bedürfniſſen und Verſuchungen, und 
eben deßhalb iſt es unvertilgbar. Die letzten Wirkungen des— 
ſelben waren, auf dem Gebiete der allgemeinen Politik das 
Londoner Protokoll welches von Preußen gegen Preußen mit— 
unterzeichnet wurde, und im engern Bereiche die Darmſtädter 
Coalition der man einſtweilen den Handelsvertrag, und für die 
Zukunft die Ausſicht auf die vollſtändige Zolleinigung mit 
Oeſtreich zugeſtanden hat. Es iſt möglich daß dieſe Politik 
der Zugeſtändniſſe und der Selbſtverläugnung bis zum Jahre 
1860 währt, es iſt denkbar daß Preußen alsdann den Zoll— 
verein auf Oeſtreich ausdehnen und Oeſtreich an die Spitze 
deſſelben treten läßt; undenkbar aber und unmöglich iſt es daß 
Preußen den geheimen Argwohn und die ſtille Feindſeligkeit der 
Cabinette durch Wort oder That jemals überwindet. 


XVIII. 


Das Wechſelverhältniß zwiſchen Oeſtreich and 
Preußen. . 


Das große Intereſſe welches Oeſtreich und Preußen im 
Verhältniſſe zu Deutſchland mit einander gemein haben iſt die 
Belämpfung einer ſelbſtſtändigen Volkspolitik, welche auf die Be— 
einträchtigung ihrer geſchichtlichen Souveränetät hinausläuft. Ab— 
geſehen von dieſer gemeinſchaftlichen Aufgabe des öſtreichiſch— 
preußiſchen Conſervativismus, ſtehen ſich die Intereſſen der beiden 
Großſtaaten nicht bloß in Macht- ſondern auch in Lebensfragen 
gewöhnlich ſchnurſtracks entgegen. Preußen muß wachſen um 
zu beſtehen, und Oeſtreich darf Preußen nicht wachſen laſſen 
um nicht unterzugehen — das iſt die Sachlage welche dem 
Wechſelverhältniß zwiſchen beiden Staaten feinen eigentlichen 
Charakter giebt. 

Es bedarf keiner Beweisführung ſondern nur eines Blicts 
auf die Karte um ſich zu überzeugen daß der jetzige Territorial— 
beſtand Preußens nur ein vorläufiger ſein kann, daß er entwe— 
der ergänzt werden oder weſentliche Beſchränkungen gewärtigen 
muß. Wer dieſe handgreifliche Alternative läugnen wollte der 
würde damit entweder gegen feine eigene Aufrichtigkeit zeugen, 
oder gegen ſeinen Beruf bei politiſchen Fragen eine Stimme zu 
führen. Vermöge der Form ſeines Gebietes iſt Preußen für den 
Angriff wie für die Vertheidigung nach jeder Seite hin und 
gegen jeden Feind im entſchiedenſten Nachtheil, 1 daß das mi⸗ 
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litäriſche Urtheil zweifelhaft darüber zu ſein ſcheint ob Preußen, 
auf ſich ſelbſt beſchränkt, überhaupt im Stande ſei einen 
ernftlichen Krieg, ſei es gegen Frankreich, gegen Rußland oder 
gegen Oeſtreich zu beſtehen. Eine ſolche Lage iſt aber uner— 
täglich und auf die Dauer unhaltbar für einen Staat welcher 
auf den Rang einer Großmacht, und alſo allerwenigſtens auf 
das Recht einer ſelbſtſtändigen Politik Anſpruch macht. 

Allein nicht bloß für den Kriegsfall ſondern auch in vollem 
Frieden wird Preußen durch die Form und Vertheilung ſeines 
Gebietes nicht bloß in Nachtheil geſetzt, ſondern ſelbſt in Ge— 
fahren gebracht. Die Gefahr zum Beiſpiel mit welcher Preußen 
durch die Darmſtädter Coalition bedroht wurde kann nicht leicht 
überſchätzt werden. Kam es wirklich dahin daß ſich Süddeutſch— 
land, Kurheſſen einbegriffen, vom Zollverein ablöste, wurde zu— 
gleich, wie in dieſem Falle nicht anders zu erwarten ſtand, der 
Septembervertrag rückgängig, und zog Hannover vollends, wie 
ſehr wahrſcheinlich, das durch ſeine bisherigen Erfahrungen ge— 
witzigte Braunſchweig wieder an ſich, ſo war Preußen in zwei 
verſchiedene Zoll- und Handelsgebiete zerriſſen, und in die Lage 
gebracht ſich entweder durch verzweifelte Entſchlüſſe zu helfen, 
oder wirthſchaftlich dahinzuſiechen und zu verkümmern. 

Nichts iſt demnach eitler als die der Berliner Politik neue— 
ſter Zeit ſehr geläufige Redensart: daß Preußen im Stande ſei 
ſich ſelbſt zu genügen. In der That glaubt auch Niemand 
an die Wahrheit dieſes Wortes, wohl aber ſcheint eine gewiſſe 
Parthei der Meinung zu ſein daß Preußen ſich ſelbſt mehr ge— 
nügen würde wenn es beträchtlich kleiner wäre, eine Parthei 
welche das Heil Preußens — oder doch wenigſtens ihr eignes 
Heil — nur in der Rückkehr zu einer ächt kurmärkiſchen Politik 
findet, und welche deßhalb vielleicht im Grunde des Herzens die 
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Niederlage ſegnen würde welche Preußen ſchließlich über die 
Elbe zurückwürfe. f 

Wenn Preußen die Selbſtverläugnung weit genug triebe 
um ſich die Rolle eines Oſtſeeſtaats, unter der thatſächlichen 
Schutzherrlichkeit Rußlands, gefallen zu laſſen, ſo würde damit 
allerdings die Möglichkeit eines aufrichtigen Einverſtändniſſes 
mit Oeſtreich gegeben ſein, aber immer nur einſtweilen, und 
bis zu dem Augenblicke einer unausbleiblichen Reaktion des alt— 
preußiſchen Geiſtes. Auf der andern Seite wäre es ein Irr— 
thum anzunehmen daß die Nebenbuhlerſchaft der beiden Groß— 
ſtaaten durch Zugeſtändniſſe an das unabweisliche Bedürfniß 
Preußens gehoben werden könne. Zwar iſt von Oeſtreich 
öffentlich und in Staatsſchriften wiederholt ausgeſprochen worden 
daß man in Wien die Nothwendigkeit einer Verſtärkung der 
Machtſtellung Preußens anerkenne, und in dieſem Sinne zu einer 
Verſtändigung mit der Berliner Politik bereit ſei; allein wie 
wenig ſolche Erklärungen ernſtlich gemeint waren kam zu Tage 
als Oeſtreich die kümmerlichen Reſte der Union auf die Ge— 
fahr eines allgemeinen Krieges hin ſprengte, und als es hinten— 
drein auch die Militärkonventionen unwirkſam machte welche 
Preußen mit einigen Staaten dritten und vierten Nanges ab— 
geſchloſſen hatte. 

Oeſtreich konnte ſich in der That über die Wirkung et— 
waiger Zugeſtändniſſe an das Machtbedürfniß Preußens nicht 
täuſchen. Je mehr man Preußen giebt, deſto mehr wird und 
muß Preußen fordern. Angenommen ganz Norddeutſchland 
würde zu Preußen geſchlagen, ſo wäre damit für die Macht 
und Sicherheit deſſelben immer noch nicht genug geſchehen. 
Denkt man ſich Preußen gar überall bis an die öſtreichiſchen 
Gränzen vorgerückt, ſo tritt nur um ſo lebendiger die Gewiß— 
heit hervor daß das nunmehr hergeſtellte preußiſche Deutſchland 
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nicht ruhen würde bis es ſich durch die Einverleibung der deut— 
ſchen Lande Oeſtreichs vollends ergänzt. Möchte ſich der Ehr— 
geiz der Berliner Cabinetspolitik durch die Beherrſchung des 
außeröſtreichiſchen Deutſchland vollkommen befriedigt fühlen, der 
Ehrgeiz der Nation würde die Cabinetspolitik gleichwohl zwin— 
gen den Wettſtreit mit Oeſtreich auf ein ſchließliches Entweder 
— Oder — zu ſtellen. 

Seit mehr als einem Jahrhundert liefert die deutſche Ge— 
ſchichte den fortlaufenden Beweis von der innern Nothwendig— 
keit des Gegenſatzes zwiſchen der öſtreichiſchen und preußiſchen 
Politik. Nachdem mit dem ſiebenjährigen Kriege der große Ver— 
ſuch mißlungen war dieſen Gegenſatz zu beſeitigen, iſt derſelbe 
mit jeder Wendung der Geſchichte greller zu Tage getreten. Er 
iſt es welcher das ganze Mißgeſchick der Franzoſenkriege vers 
ſchuldet. Alle Welt weiß daß wir geſchlagen, beſiegt, erobert 
ſind weil Oeſtreich und Preußen nicht gemeinſchaftlich handel— 
ten, aber Wenige wollen bis auf den heutigen Tag begreifen 
daß dieſen beiden Staaten das gemeinſchaftliche Handeln durch 
widerſtreitende Intereſſen im höchſten Grade erſchwert, um nicht 
zu ſagen unmöglich gemacht war. Was kümmerte Oeſtreich 
der Untergang Preußens, oder Preußen der Ruin Oeſtreichs? 
Was kümmerte Oeſtreich und Preußen zuſammengenommen der 
Untergang der deutſchen Nation? Nur durch die Rückwirkung 
auf das eigne Staatsweſen wurde das Unglück des Nachbars 
oder der Nation zu einem Gegenſtande der Theilnahme für die 
Cabinette, und nur inſofern war die ſelbſtſüchtige Politik der 
Cabinette eine falſche als ſie den eignen Antheil an jenem Un— 
glück falſch berechnete. 

Oeſtreich und Preußen haben ſich den Franzoſen gegen— 
über allerdings verrechnet, aber man hat aus dieſer allſeitig 
anerkannten Thatſache die übertriebenften Folgerungen gezogen. 
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Es iſt nicht wahr daß die Verluſte und Niederlagen Preußens 
nothwendiger Weiſe auch Verluſte und Niederlagen Oeſtreichs 
ſeien, und umgekehrt. Allen Erfahrungen aus der Zeit der 
Franzoſenkriege zum Trotz kommt das Gegentheil jenes Satzes 
der Wahrheit viel näher als der Satz ſelbſt. Wenn Oeſt— 
reich durch einen Aufſtand Ungarns beſchäftigt und in ſeiner 
deutſchen Politik gelähmt wird, ſo iſt das ein Vortheil für 
Preußen, und wenn die Rheinprovinz ſich losreißt um einen 

ſelbſtſtändigen Staat zu bilden fo verſtärkt fi) dadurch Oeſt— 
reich. Oder glaubt man, um Beiſpiele aus der augenblicklichen 
Wirklichkeit zu nehmen, daß Oeſtreich Urſache hat die kirch— 
lichen Wirrniſſe in Preußen zu beklagen, oder daß Preußen in 
dem Falle iſt über die öftreichifche" Finanznoth zu trauern? 
Kurz, wenn das Intereſſe der beiden Großſtaaten in einigen 
Punkten zuſammenfällt, fo iſt dagegen in hundert andern Fällen 
der Staatsvortheil des einen bedingt durch den Nachtheil des 
andern. Angeſichts ſolcher in der Natur der Dinge ruhenden 
Widerſprüche über die auseinandergehenden Beſtrebungen der 
Menſchen zu wehklagen, und das Ja und das Nein mit ein— 
ander verſöhnen zu wollen, iſt nicht die Sache eines männlichen 
Sinns und eines richtigen politiſchen Verſtandes. Noch ſchwäch— 
licher und gefährlicher aber iſt es jenem Verhältniſſe gegenüber 
die Augen zu ſchließen, ſich durch den oberflächlichſten Schein 
und leere Redensarten überreden zu laſſen daß es zur Verſöh— 
nung der Intereſſen Oeſtreichs und Preußens nur auf eine 
richtige Auffaſſung derſelben ankomme, und daß dieſe Auffaſſung 
wohl gar bereits gefunden ſei. Das worauf es ankommt iſt 
vielmehr, daß der Gegenſatz um den es ſich handelt vor allen 
Dingen von jedem verhüllenden Schleier entblößt werde, damit 
er in ſeiner ganzen Starrheit und Schärfe vor das öffentliche 
Auge trete. Denn ſo lange man dem Unglück und der Gefahr 
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nicht dreiſt ins Geſicht ſieht, ſo lange iſt kein erfolgreicher Kampf 
gegen dieſelben denkbar. Hat man ſich aber durch den Augen— 
ſchein überzeugt daß hier ein Conflikt obwaltet welcher jede 
Vermittlung ausſchließt, dann kommt es ferner darauf an Par— 
thei zu ergreifen für den einen oder für den andern der i 
den Theile, oder aber gegen alle beide. 

Eine ſolche Wahl mag ſehr ſchwer werden, ablehnen aber 
läßt ſie ſich verſtändiger und männlicher Weiſe nicht, am we— 
nigſten auf nationalpolitiſchem Standpunkt. Es iſt eine feige 
Selbſttäuſchung wenn man ſich hie und da der Hoffnung hin— 
giebt daß durch gegenſeitige Billigkeit und durch ein beſſeres 
Verſtändniß des eigenen Vortheils der Einklang zwiſchen der 
öſtreichiſchen und preußiſchen Politik, und deren gemeinſchaftliche 
Richtung auf die großen Intereſſen der Nation zu erwirken ſei. 
Die Nationalintereffen gelten für Oeſtreich und Preußen (und 
für jeden andern Staat der ſich einiger Lebenskraft und Selbſt— 
ſtändigkeit bewußt iſt) nur ſo weit als ſie mit deren ſtaatlichen 
Sonderintereſſen zuſammenfallen. Daß dies von jeher ſo ge— 
weſen beweist der ganze Verlauf der bisherigen deutſchen Ge— 
ſchichte, daß es heute ſo ſei weiß Jedermann, und daß es in 
Zukunft anders werde kann nur die Einfalt für möglich halten. 
Der Staat, in ſeiner heutigen Geſtalt, wird und kann niemals 
ein Haar breit ſeines Vortheils aufgeben zu Gunſten der Nation, 
welche er nur dem Namen nach und höchſtens als ein Begriffs— 
weſen kennt; der Staat wird vielmehr jeden Augenblick bereit 
ſein, er wird es ſogar als ſeine gebieteriſche Pflicht anſehen, 
dieſes Begriffsweſen dem Intereſſe ſeiner eigenen Leibhaftigkeit 
unbedingt und unbeſehen aufzuopfern. Dem Wiener oder Ber— 
liner Cabinet eine deutſche Politik auf Koſten Oeſtreichs und 
Preußens zumuthen, heißt lediglich ſeine eigene politiſche Unzu— 
rechnungsfähigkeit beurkunden. 
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Um die öftreichifche oder die preußiſche Staatsmacht für 
den Dienſt der deutſchen Nationalſache anzuwerben darf man 
kein geringeres Handgeld bieten als Deutſchland' ſelbſt. Damit 
iſt bereits ausgeſprochen daß es unmöglich iſt beide Staaten 
zugleich für den Dienſt der Nation zu gewinnen. Damit iſt 
ferner geſagt daß es ein Lebensintereſſe für jeden der beiden 
Großſtaaten iſt daß der andere verhindert werde mit der Nation 
gemeinſchaftliche Sache zu machen. Demnach hat die National— 
politik ihrerſeits zuerſt darüber ins Klare zu kommen ob einer 
und welcher der beiden Großſtaaten in der Lage iſt ihren Zwecken 
wirkſam zu dienen. Mit dieſem Staate wenn er ſich findet, 
wird fie ſich bei richtiger Berechnung fo vollſtändig als möglich 
zu verkörpern ſuchen, ohne Vorbehalte welche die Aufgabe er— 
ſchweren, und nach Löſung derſelben entweder überflüſſig oder 
wirlungslos werden würden.“) Das Verhältniß der National— 


„) Diürch Vorbehalte dieſer Art hat die italieniſche Volkspolitik wäh— 
rend der letzten Revolution nicht wenig dazu beigetragen ihre eigenen Zwecke 
zu vereiteln. Die Lombardei machte Schwierigkeiten über Schwierigkeiten 
ehe ſie einwilligte Sardinien einverleibt zu werden, Venedig wollte die Re— 
publik wieder herſtellen, Toscana und Rom wollten ihre volle Selbſtſtändig— 
keit wahren. Auf ſolche Bedingungen hin war weder die volle Entfaltung noch 
die möglichſt wirkſame Verwendung der gemeinſchaftlichen Kräfte möglich, 
und Italien fiel in fein altes politiſches Elend zurück weil es die Noth— 
wendigkeit der ſardiniſchen Diktatur nicht begriffen, aus welcher, ſobald 
die politiſche Nationalexiſtenz überhaupt geſichert war, ein den vorhandenen 
Bedürfniſſen, Fähigkeiten und Kräften entſprechender öffentlicher Rechtszu— 
fand ganz von ſelbſt hervorgegangen fein würde. — Aus ähnlichen Grün— 
den war die Sache Schleswig-Holſteins von dem Augenblicke an verloren 
wo es ſich herausſtellte daß Preußen dieſelbe nicht für eigene Rech— 
nung durchführen könne oder wolle. Die öſtreichiſche Politik ihrerſeits 
faßte die Angelegenheit der Herzogthümer ganz richtig auf wenn fie durch 
eines ihrer Organe in Bezug auf dieſelben erklären ließ: lieber däniſch als 
preußiſch. Die Offenherzigkeit einer ſolchen Erklärung war vielleicht ein . 
Fehler, der Gedanke ſelbſt hingegen bedarf keiner Rechtfertigung. Nichts 
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politik zu dem zweiten der beiden Großſtaaten ergiebt ſich hier— 
aus von ſelbſt, eben ſo wie ihre Aufgabe für den Fall daß 
keine der beiden Bundesgenoſſenſchaften annehmbar erſchiene 
oder dem Zwecke entſprechend befunden würde. 5 

In den Jahren 1848 und 1849 ſchien eine endgültige 
Entſcheidung der zwiſchen Oeſtreich und Preußen ſchwebenden 
Macht- oder vielmehr Lebensfrage möglich zu ſein. Schon im 
nächſten Jahre war es dazu bis auf Weiteres zu ſpät. Wäre 
es 1850 zum Kriege gekommen ſo würde derſelbe ohne Zweifel 
mit der Wiederherſtellung des vorhergegangenen Zuſtandes ge— 
endet haben. Dieſer Zuſtand iſt jetzt, Dank der unglaublichen 
Selbſtverläugnung der preußiſchen Politik, nach langen Ver— 
handlungen ſo weit in die alten Fugen wieder eingerichtet wor— 
den daß an der Außenſeite dem Auge keine Spalten und Riſſe 
mehr entgegenklaffen. Daß aber die von jeher lockern Ver— 
hältniſſe gefeſtigt, daß die alten Gegenſätze gemildert, daß die 
Wechſelbeziehungen der beiden Großſtaaten nicht vielmehr ſchwie— 
riger geworden ſeien als ſie jemals waren, das wird nicht 
leicht von irgend Jemand guten Glaubens behauptet werden. 


unverſtändiger als der Wiener Politik vorzuwerfen daß ihr die deutſche Ge— 
ſiunung fehlt, nichts außer dem Wahne daß ſie ſich doch wohl noch zur 
deutſchen Geſinnung bekehren laſſen werde. Oeſtreich wird, ſo lange es 
Oeſtreich bleibt, auch bei der Geſinnung bleiben welche es 1850 in der 
„Oeſtr. Correſpondenz“ ausſprach, Oeſtreich wird jeder Zeit jedes Stück 
deutſchen Landes lieber daͤniſch oder holländiſch oder auch engliſch werden 
ſehen als es preußiſch werden laſſen. Der Grund liegt auf der Hand. 
Dänemark, Holland und ſelbſt England können Oeſtreich niemals gefährlich 
werden, jede Muchtvergrößerung Preußens dagegen iſt ſchon an und für 
ſich eine Schwächung Oeſtreichs, mit jedem Zuwachs wird Preußen gefähr— 
licher für Oeſtreich, und zwar nicht etwa bloß im Verhältniſſe der Qua— 
dratmeilen und der Volkszahl welche Preußen gewinnt, ſondern nach Maß— 
gabe einer dynamiſchen Progreffion die jenem Jahlenverhältniſſe weit vor: 
auseilt. 


* 
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Dieſe ſtille Spannung mag noch lange währen, aber ſie 
wird jeden Falls mit einem offenen Bruche enden. Früher 
oder ſpäter, bei dieſer oder jener Veranlaſſung, mit oder ohne 
Bundesgenoſſen werden die beiden Mächte die zwiſchen ihnen 
ſchwebende Lebensfrage ausfechten, es wäre denn daß dieſelbe 
von einer dritten und größern Macht, gleichviel welches Namens 
und welcher Natur, gegen beide zugleich entſchieden würde. 


XIX, 
Die Mittel: und Kleinſtaaten. 


Die vier Königreiche Baiern, Hannover, Sachſen und 
Würtemberg bilden innerhalb des deutſchen Staatenſyſtems eine 
beſondere Gruppe welcher in einigen Beziehungen auch Baden 
und die beiden Heſſen angehören, und die man ganz paſſend 
mit dem Namen der Mittelſtaaten bezeichnet. Die Aehnlich— 
keiten ihrer politiſchen Lage und eine gewiſſe Uebereinſtimmung 
der Intereſſen ſind es was dieſe Staaten zur Gruppe verbin— 
det. Die Mittelſtaaten haben eine Art von Selbſtſtändigkeit 
mit einander gemein, welche freilich nicht ſo weit geht daß ſie 
durchaus auf eignen Füßen ſtehen könnten, die ihnen aber doch 
für die Wahl der Stützen deren ſie bedürfen einen mehr oder 
weniger großen Spielraum läßt. Die Mittelſtaaten haben fer— 
ner jeder für ſich eine gewiſſe Bedeutung welche über den Be— 
reich des deutſchen Staatenſyſtems einigermaßen hinausreicht, 
und die ihnen einen gewiſſen Rückhalt in der europäiſchen Po— 
litik giebt, bei Frankreich namentlich, dem mehrere derſelben 
ihren gegenwärtigen Rang und Beſtand verdanken. Das große 
gemeinſchaftliche Intereſſe welches die Mittelſtaaten verbindet 
iſt die Auftechterhaltung des öſtreichiſch-preußiſchen Dualismus, 
in welchem ſie mit Recht die wichtigſte Bürgſchaft ihrer Selbſt— 
erhaltung erblicken. Dazu kommt als gemeinſchaftliches takti— 
ſches Mittel eine gewiſſe Pflege des Conſtitutionalismus, durch 
welche man die eignen Angehörigen zu Gunſten des Partiku— 
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larismus zu gewinnen oder auch zu blenden ſucht. Um ſich 
aber auf der andern Seite auch mit dem Nationalgeiſte nicht 
offen zu verfeinden, bekennen ſich die Mittelſtaaten gelegentlich 
gern zu einer gewiſſen deutſchen Geſinnung, ein Bekenntniß 
welches um fo unbedenklicher iſt als die Verpflichtungen welchen 
daraus abgeleitet werden könnten in dem Dualismus der beiden 
Großſtaaten regelmäßig die Gränze finden welche fie verhindert 
aus der Theorie in die Praxis überzugehen. a 
Wie viel den Mittelſtaaten zur vollen Selbſtſtändigkeit 
fehlt iſt durch die Ereigniſſe des Jahres 1849 klar geworden, 
wo einige derſelben durch ihre einheimiſchen Feinde entweder 
geſtürzt oder doch dem Untergange nahe gebracht wurden, wo 
andre von ihnen die härteſten Capitulationen eingehen mußten, 
und wo ohne die ſichere Ausſicht auf auswärtige Hülfe wahr— 
ſcheinlich keiner derſelben ſeinen Beſtand und ſeine bisherige 
Souveränetät behauptet haben würde. Kaum aber waren die 
Mittelſtaaten wiederhergeſtellt und gegen unmittelbare Revolu— 
tionsgefahr geſichert, fo machten fie Front nach der Seite hin 
von welcher die Hülfe gekommen war, hinter der ſie eine neue 
Gefahr andrer Art nicht ohne Grund fürchteten. Preußen wel— 
ches für Baiern die Rheinpfalz zurückerobert, welches Sachſen 
gerettet, Baden wiederhergeſtellt und die Revolution in den 
übrigen Mittelſtaaten lediglich durch die Furcht vor ſeinen Waffen 
in Schach gehalten hatte, Preußen ſah ſich am folgenden Tage 
von allen denen die es geſchützt hatte und ſich verpflichtet zu 
haben glaubte, theils im Stiche gelaſſen theils ſogar bedroht. 
Nichts natürlicher als dieſe Wendung der Dinge. Man 
hatte Unrecht über Undank zu klagen. Die Selbſterhaltung 
bleibt unter allen Umſtänden der oberſte Grundſatz eines jeden 
Staats der ſich die Fähigkeit einer wenn auch beſchränkten 
Selbſtſtändigkeit zutraut, und kein Staat wird ſich durch Dank— 
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barkeit jemals zu einem Souveränetätsopfer verpflichtet fühlen. 
Die Souveränetät, es kann nicht oft genug wiederholt werden, 
iſt kein Gegenſtand des Vertrages; man gewinnt und verliert 
oder theilt ſie nur durch Gewalt. N 

Um ihre, ſcheinbar wenigſtens, bedrohte Souveränekät zu 
retten warfen ſich die Mittelſtaaten mit elnmüthigem Entſchluſſe 
auf die Seite Oeſtreichs. Wäre Oeſtreich nicht bereits wieder 
in der Lage geweſen ihnen den verlangten Beiſtand zu leihen, 
ſo würden ſich die Mittelſtaaten eben ſo unbedenklich an das 
Ausland gewendet haben, vorausgeſetzt natürlich daß es mit 
Ausſicht auf Erfolg hätte geſchehen mögen.“) Die ſogenannte 
Darmſtädter Coalition war eine Erneuerung und Erweiterung 
des Bündniſſes von Bregenz, und wenn dieſelbe bis auf die 
jüngſten Tage fortgedauerk, ſo liegt darin ein merkwürdiger 
Beweis dafür daß in der Anſicht der Mittelſtaaten Preußen 
die Vortheile der Stellung immer noch nicht ganz verloren, 
welche es 1848 und 1849 gegen Deftreich voraushatte. So— 
bald die Mittelſtaaten das Uebergewicht auf öſtreichiſcher Seite 
ſaͤhen, würden ſie ſich unverzüglich von demſelben abwenden, 
und Baiern zum Beiſpiel würde in einem ſolchen Falle ſicher— 
lich nicht verfhmähen in dem bisher mit fo mißgünſtigem Auge 
betrachteten Berlin von Neuem den Schutz zu ſuchen den es 


) Man hat feiner Zeit bittere Beſchwerde darüber geführt daß Baiern 
durch feinen Geſandten in London, Herrn von Cetto, bei dem Cabinet von 
St. James Verwahrung einlegen laſſen zu Gunſten ſeiner durch die Frank— 
furter Reichsverfaſſung bedrohten Souveränetät. Bei einer ſolchen Gelegen— 
heit war vielleicht eine Anklage gegen die Natur des deutſchen Staaten— 
ſyſtems am Platze, aber nicht eine Anklage gegen eine Cabinetspolitik die mit 
Naturnothwendigkeit aus demſelben hervorgeht. Baiern und jeder andere 
Mittelſtaat muß jeden auswärtigen Beiſtand willkommen heißen wenn es 
ſich darum handelt die Mediatiſirung abzuwenden. So war es von jeher 
und ſo wird es bleiben, denn die Natur der Dinge bringt es ſo mit ſich. 
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dort in frühern Zeiten mehrmals für feine von Oeſtreich aus 
gefährdete Exiſtenz gefunden. So lange die Mittelſtaaten zu 
Oeſtreich halten, ſo lange iſt es gewiß daß in ihrer Auffaſſung 
die deutſche Politik Oeſtreichs gegen die deutſche Politik Preu— 
ßens im Nachtheil iſt — vielleicht nicht in Bezug auf That— 
kraft, Kunſt, Folgerichtigkeit, wohl aber in Bezug auf natür⸗ 
liche Mittel und auf Wahrſcheinlichkeit endlichen Erfolgs. 

Im Gegenſatze zu den Mittelſtaaten haben die Kleinſtaa— 
ten faſt ohne Ausnahme, von Anfang an und bis auf dieſen 
Tag, zu Preußen gehalten. Die Kleinſtaaten ſcheinen ſich mehr 
und mehr bewußt geworden zu fein daß fie ein Anachronismus 
ſind, daß von ihrer Souveränetät wenig Anderes übrig geblie— 
ben iſt als der Name, und daß ſie auf keinen Fall eine lange 
Zukunft mehr vor ſich haben. Gewiß iſt daß ihnen die Lebens— 
kraft fehlt welche zu großen Anſtrengungen für die eigne Er— 
haltung befähigt. In der Abdankung der Fürſten von Hohen— 
zollern fand die moraliſche Verfaſſung der Kleinftaaten ihren 
ſchärfſten Ausdruck. Die Kleinftaaten verzweifeln an ſich ſelbſt. 
Sie ſind in einer Lage in welcher ſich ihnen die Mediatiſirung 
vielleicht eher als ein Gewinn denn als ein Verluſt darſtellt, 
als ein Gewinn inſofern als ſie innerhalb derſelben eine ge— 
wiſſe Bürgſchaft für eine wenn auch noch ſo beſcheidene Fort— 
dauer finden würden. Die deutſche Geſinnung welche die mei— 
ſten der Kleinſtaaten in den Jahren 1848 und 1849 bewährt 
haben war gewiß aller Achtung werth, man darf dabei aber 
nicht vergeffen daß fie ihnen viel leichter wurde als den Groß⸗ 
und Mittelſtaaten, daß der Nationalpatriotismus ihnen 
kein nennenswerthes Opfer der Staatspolitik abforderte, 
daß ſie, um es kurz zu ſagen, der Nation nur darum Alles zu 
geben bereit waren, weil Alles was ſie hatten ihnen ſelbſt nicht 
viel mehr werth, und ein höchſt unſicherer Befig war. Es ift 
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alfo ein ſehr ſchwaches Argument welches man zu Gunſten der 
Kleinſtaaten von der deutſchen Geſinnung derſelben hernimmt. 
Am ſchwächſten erſcheint daſſelbe wenn man die patriotiſchen 
Leiſtungen der Kleinſtaaten ihrer Wirkung nach betrachtet. Es 
iſt wahr, die Kleinſtaaten haben für die Nalionalpwecke, fo 
lange es deren in der deutſchen Politik gab, gewiſſenhaft ge— 
ſteuert mit Geld und Mannſchaft und jeder Art von Dienſt— 
leiſtung; durch all ihren guten Willen iſt aber keine Scholle 
deutſchen Landes gerettet, dem Nationalgefühle keine Art von 
Demüthigung und der politiſchen Ehre Deutſchlands keine Art 
von Schimpf erſpart. Aus dieſer Betrachtung ergiebt ſich das 
Verhältniß der Nationalpolitik zu den Kleinſtaaten von ſelbſt. 
Ehrenhafte' Geſinnungen und gute Abſichten haben in der Po— 
litik nicht wie in der Moral einen ſelbſtſtändigen, ſondern nur 
einen bedingten Werth, der nicht weiter reicht als die Leiſtungs— 
fähigkeit welche ihnen innewohnt; wo die Wirkungskraft des 
ſittlichen Faktors aufhört, da wird er politiſch werthlos. 


XX. 


Der Pariſer Staatsſtreich vom 2. Dec. 1851 und 
ſeine Nückwirkung auf Deutſchland. 


Das Ereigniß vom 2. December bildet, wenn auch nicht 
einen Wendepunkt, wie man hie und da anzunehmen ſcheint, ſo 
doch eine große Epoche in der politiſchen Geſchichte der Neuzeit. 
Das Volk welches ſeit zwei Menſchenaltern an der Spitze der 
europäifchen Bewegung ſtand, welches im Namen der bürgerlichen 
Freiheit eine Reihe der ſchwerſten Proben auf ſich genommen 
und beftanden hatte, welches ſich ſeit dem Sturze der napo— 
leoniſchen Herrſchaft in das parlamentariſche Syſtem vollſtändig 
hineingelebt zu haben ſchien, dieſes Volk iſt über Nacht wie— 
der einem Abſolutismus verfallen der dieſſeits der ruſſiſchen 
Gränze nicht mehr ſeines Gleichen hat. In der That iſt man 
ſelbſt in Rom und in Neapel niemals ſo weit gegangen daß 
man Tauſende von Männern welche kein Geſetz übertreten hatten, 
gegen die nicht einmal ein Vorwand einer Anklage zu finden 


war, daß man ſelbſt Abgeordnete der Nation ohne Urtheil und 


Recht, lediglich wegen ihrer politiſchen Geſinnung, in die Ver— 
bannung geſchickt, oder gar zum langſamen Tode in einer ver— 
peſteten Strafkolonie verdammt hätte. 

Der oberſte Beamte des franzöfifihen Volks ſtürzte die Ver— 
faſſung' und das Geſetz, das öffentliche. und das Privatrecht 
des Landes, und riß eine Machtvollkommenheit an ſich, vers 
möge deren er nicht bloß über die Staatseinrichtungen, ſondern 
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auch über Leben, Freiheit und Eigenthum der Staatsangehörigen 
mit unbeſchränkter Willkür verfügte. Der Träger dieſes neuen 
Abſolutismus war nicht etwa ein ſiegreicher Feldherr, oder ein 
Staatsmann mit ſchöpferiſchem Genius, oder überhaupt ein 
Mann der ſich um Land und Voll irgend welche Verdienfte er— 
worben, ſondern ein Mann deſſen größte Eigenſchaft in ſeinem 
Namen beſtand, und auf dem ſich bei der Präſidentenwahl die 
Stimmenmehrheit hauptſächlich deßhalb vereinigt hatte, weil er 
eine Art neutraler Perſönlichkeit darſtellte, welche mit keiner der 
großen politiſchen Partheien die ſich den vorwiegenden Einfluß 
ſtreitig machten, etwas gemein zu haben ſchien. Und nachdem 
er ſich durch Ueberfall zum Meiſter Frankreichs gemacht hatte, 
fragte Louis Bonaparte das franzöſiſche Volk um ſeine Zu— 
ſtimmung, und das franzöſiſche Volk ſprach dieſe Zuſtimmung 
mit ungeheurer Mehrheit aus, nicht ein Mal ſondern zu drei 
verſchiedenen Malen, durch die Abſtimmung vom 20. Decem— 
ber, durch die Wahlen zum ſogenannten geſetzgebenden Körper, 
und ſchließlich durch die Kaiſerwahl. 

Dieſe Vorgänge enthalten eine der größten politiſchen 
Lehren welche die Geſchichte jemals gegeben hat. Es geht 
daraus vor allen Dingen, und in nie geſehener Klarheit, die 
unheilbare Nichtigkeit der Verfaſſungen hervor welche das öffent— 
liche Recht von der öffentlichen Macht abzulöſen verſuchen, die 
das unbewaffnete Recht der bewaffneten Gewalt gegenüberſtellen. 
Die Politik der Thatſachen ſtürzt Gewalten und ſchafft Ge— 
walten; die conſtituirende Verfaſſungspolitik dagegen 
hat im Weſentlichen nichts Anderes zu thun als die vorhan— 
denen Gewalten anzuerkennen, und ihnen die Weihe des ge— 
ſchriebenen Rechtes zu geben. Wenn die mit Feder und Dinte 
gezogenen Gränzen enger ſind als der thatſächliche Bereich der 
Macht, ſo werden ſie von einer gewiſſenhaften Staatsgewalt 
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vielleicht freiwillig inne gehalten werden, allein eine ſolche 
Duldung des öffentlichen Rechtes hat ihrer Natur nach 
nichts gemein mit ächter politiſcher Freiheit, welche nur 
fo weit vorhanden iſt, als fie ſich mit eigenen Kräften behaup— 
ten kann, die alſo keiner Duldung bedarf, die die Duldung viel— 
mehr mit dem der Kraft eingebornem Stolze verſchmäht. 

Die franzöſiſche Verſaſſung von 1848 legte das ganze 
öffentliche Recht des Landes faft ausſchließlich in die Hände der 
Nationalverſammlung, während ſie die öffentliche Macht beinahe 
eben ſo ausſchließlich dem Präſidenten überließ, und überlaſſen 
mußte. Je mehr die Verfaſſung die politiſchen Befugniſſe des 
Präſidenten beſchränkte, deſto näher legte fie ihm die Verſuchung 
die ungeheure Gewalt die ihm als dem Oberhaupte eines militä— 
riſchen und ſtreng centraliſirten Staats anvertraut war zur Erwei— 
terung jener Befugniſſe zu mißbrauchen. Die franzöſiſche Ver— 
faſſung hatte dem Inhaber der Regierungsgewalt gegenüber keine 
gültige Bürgſchaft als deſſen eignes Intereſſe, und dieſem Intereſſe 
war ſie weit entfernt zu genügen. Jede Verfaſſung des mili— 
täriſchen und centraliſirten Frankreich welche die Erblichkeit der 
Regierungsgewalt nicht anerkennt, wird ſchon deßhalb an dem 
Staatsoberhaupte ſelbſt in der Regel ihren gefährlichſten Gegner 
haben. Indem ſie die Erblichkeit ausſchließt verbietet ſie dem 


Staatsoberhaupte eine Frucht zu brechen welche ſich mit der 


Hand erreichen läßt, und die von jeher für das koſtbarſte aller 
menſchlichen Beſizthümer gegolten hat. Ein Cavaignac mag 
eine ſolche Probe rühmlich beſtehen, allein man kann mit der 
größten Wahrſcheinlichkeit annehmen daß auf einen Cavaignac 
immer wenigſtens zwei Louis Bonaparte folgen werden. 

Mit Einem Worte, es war ein Selbſtwiderſpruch der fran— 
zöſiſchen Verfaſſung daß ſie der monarchiſchen Gewalt ein demo— 
kratiſches Recht gegenüberſtellte, und dieſer Widerſpruch mußte 
. . , Grundſäaͤtze der Realpolitik. 14 


2310 XX. Der Pariſer Staatsſtreich vom 2. Dec. 1851 


früher oder ſpäter auf die eignen Koſten der Verfaſſung gelöst 
werden. Entweder die monarchiſche Gewalt mußte weichen, 
oder das republikaniſche Recht. 

Der Kampf endete mit der Niederlage des letztern, und 
das Volk huldigte mit je zehn Stimmen gegen Eine der ſieg— 
reichen Gewalt. Das iſt die zweite große Erfahrung welche 
wir dem Pariſer Staatsſtreiche verdanken. Die Maſſe des 
franzöſiſchen Volks, es wäre bewußter Selbſtbetrug ſich das 
länger zu verhehlen, iſt politiſch geſinnungslos. Sie ſteht dem 
Staate zu fern um ihn zu begreifen und um ſich für den 
Mechanismus deſſelben zu intereſſiren, von deſſen Zuſammen— 
hange mit ihrem Wohl und Wehe ſie die einſeitigſten und un— 
deutlichſten Vorſtellungen hat. Die Idee des Staats offen— 
bart ſich dem großen Haufen mit begeiſternder Majeſtät nur 
dann wenn ſie ſich mit den großen Angelegenheiten der 
Nation verſchmilzt, welche Jedermann verſtändlich ſind weil 
das Gefühl hinreicht um ſie zu erfaſſen. Man ſage den Fran— 
zoſen daß halb Europa in Waffen ſteht um ihnen ein Gränz— 
dorf abzunehmen, und das ganze Volk wird ſich in Bewegung 
ſetzen und nicht wieder in Ruhe begeben bis die Nationalehre 
gegen Schimpf geſichert oder gerächt worden. Ob aber Bona— 
parte oder Cavaignac in Paris regiert, ob Preßfreiheit gilt 
oder Cenſur, ob politiſche und Preßvergehen von Geſchwornen 
gerichtet werden oder von gelehrten Juriſten, ob der geſetzge— 
bende Körper die Initiative hat oder nicht, ob er öffentlich oder 
geheim beräth, ob er viel bedeutet oder wenig oder gar nichts, 
alle dieſe und tauſend eben ſo wichtige Dinge ſind der Maſſe 
des Volks Äußerft gleichgültig. Allerdings läßt ſich der große 
Haufen unter Umſtänden auch für unbekannte Güter und un— 
begriffene Zwecke in Feuer ſetzen und ins Feld führen, aber 
man darf weder nachhaltige Anſtrengungen zur Erwerbung noch 
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allzeit bereite Schlagfertigkeit zur Vertheidigung folder Beſitz 
thümer von ihm erwarten. 

Die viel verſchrieene „Bourgeoiſie,“ mit denjenigen Klaſſen 
der Bevölkerung welche ſich derſelben zunächſt anſchließen, kurz 
der wohlhabende und gebildete Mittelſtand, iſt allem über ihn! 
ausgeſchütteten Hohn und Haß zum Trotz der politiſche Kern 
des franzöſiſchen Volks, der einzige Theil deſſelben welcher klar 
gedachte, vernünftige und durch Erfahrung erprobte bürgerliche 
Zwecke verfolgt. Neben dem conſtitutionell geſinnten Mittelſtande 
giebt es einen Socialismus der nicht weiß was er will, einen 
ſepublikanismus welcher will was er nicht kann, einen Legi— 
timismus welcher das Unvernünftige will, und eine große Mehr— 
heit von Solchen die heute Dieſes und morgen Jenes, oder 
mit andern Worten gar nichts wollen. N 

Da die Februarrevolution wider Willen des Mittelſtandes 
gemacht war, ſo hatte ſie denſelben natürlicher Weiſe zum 
Gegner. Ob die Feindſchaft des Mittelſtandes gegen die Re— 
publik klug war und ehrlich zu Werke ging, darüber mag man 
verſchiedener Meinung ſein; gewiß iſt daß die Republik, ganz 
abgeſehen von den innern Fehlern ihrer Verfaſſung, ſich der 
dauernden Oppoſition des Mittelſtandes gegenüber nimmermehr 
behaupten konnte. Der Wohlſtand und die Bildung im Bunde 
mit einander ſind zuletzt immer ſtärker als die Zahl, und eine 
Verfaſſung welche das Geld und die Intelligenz gegen ſich hat, 
iſt ſchon durch dieſe einzige Thatſache verurtheilt. Reichthum 
und Kenntniſſe find ſicherlich keine Bürgſchaft gegen Eigennutz, 
Selbſtſucht und andere Laſter, und am wenigſten kann die fran— 
zöſiſche „Bourgeoiſie“ der vielfachen Verantwortlichkeit entbun— 
den werden welche ſie während ihrer Herrſchaft auf ſich geladen. 
Wie viele Mängel ſich aber auch dem Mittelſtande in Frankreich 
nachweiſen laſſen, er iſt eine Macht die man entweder zerſtören 
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oder ihrem natürlichen Gewichte nach gelten laſſen muß. Eine 
Politik welche die vorhandenen Mächte ignorirt, um Geſchöpfe 
der Idee an deren Stelle zu ſetzen, eine ſolche Politik will ein 
politiſches Unding. f 

Die Republik von 1848 war das Erzeugniß einer ſolchen 
Politik. Heute verordnete man ſie im Moniteur, und dem Mo— 
niteur zum Trotz bekam am folgenden Tage der nicht repu— 
blikaniſch geſinnte Mittelſtand das Heft wieder in die Hand.. 
Der Mittelſtand bemächtigte ſich der Revolution die dem Mittel— 
ſtande zum Trotze gemacht worden war, und er herrſchte ver— 
möge derſelben ohne ſich mit ihr auszuſöhnen. So wenig der 
Mittelſtand berufen iſt die franzöſiſche Verfaſſung allein aus— 
zufüllen (dieſer Irrthum iſt durch die Februarrevolution zerſtört 
die er hervorgebracht), eben ſo wenig iſt es denkbar daß irgend 
eine Verfaſſung in Frankreich dauere die den Mittelſtand nicht 
für ſich hat. 

Die Politik des großen Haufens iſt vulkaniſcher Natur — 
jetzt ein furchtbarer Ausbruch, dann eine jahrelange Erſchöpfung 
der bewegenden Leidenſchaften, die höchſtens durch ein dumpfes 
Gemurmel und ein wenig Dunſt zu erkennen geben daß fir . 
nicht ganz erloſchen ſind. Eine ſolche Politik iſt ganz dazu 
gemacht durch eine rieſige Kraftanſtrengung den ſtärkſten De— 
ſpotismus im Nu zu ſtürzen, aber durchaus unfähig die Freiheit 
auf feſtem Grunde zu bauen und zu erhalten. Hiezu bedarf 
es einer ſtätigen Geiſtesanſtrengung und einer nachhaltigen 
Willenskraft, welche dem großen Haufen im heutigen Paris 
eben ſo fremd ſind wie vor Zeiten dem Demos von Athen 
oder der Bürgerſchaft von Florenz. Man mag der Volksmaſſe 
von Partheiwegen, oder im Namen irgend eines Princips, noch 
ſo freigebig alle die bürgerlichen Eigenſchaften beilegen welche 
zum ausſchließlichen Beſitze des politiſchen Rechtes und der 
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politiſchen Gewalt befähigen, eine ſolche Theorie wird die Probe 
der Wirklichkeit in Zukunft eben ſo wenig beſtehen wie ſie die— 
ſelbe in der Vergangenheit jemals beſtanden hat. Erſt wenn 
man zu dem großen Haufen die gebildeten und wohlhabenden 
Klaſſen hinzufügt, erſt dann hat man dasjenige Volk welches 
zur Selbſtregierung berufen iſt. Die Intelligenz und der Wohl— 
ſtand ſollen bei Handhabung der politiſchen Angelegenheiten in 
einem Maße betheiligt ſein welches ihrer geſellſchaſtlichen Be— 
deutung entſpricht. Unter dieſer Vorausſetzung werden dieſelben 
ihrer Natur, ihrem Urſprunge und ihrer Geſchichte nach im 
heutigen Staate immer auf die Seite der Freiheit treten, ſo 
oft dieſelbe von irgend welchem Deſpotismus bedroht wird, ſei 
er weltlicher oder gejftlicher, monarchiſcher oder demagogiſcher Art. 

Es iſt eine Thorheit zu fürchten daß aus dem Mittelſtande 
jemals eine neue Ariſtokratie nach Art des Feudaladels her— 
vorgehen werde. Der Mittelſtand iſt feinem innerften Weſen 
nach viel zu beweglich, zu ſehr verzweigt durch das ganze Volk, 
zu umfangreich und zu erweiterungsfähig um ſich jemals zum 
privilegirten Körper abſchließen zu können. Der Adel beruht 
auf Geburt und Titel, der Mittelſtand auf Einſicht und Ver— 
mögen; der Adel verlangt Vorrechte kraft Vorurtheils, der 
Mittelſtand will nichts Anderes als die Anerkennung ſeiner 
wirklichen geſellſchaftlichen Bedeutung; der Adel iſt eine ge— 
ſchloſſene Kaſte, der Mittelſtand iſt ein Stand nur dem Namen 
nach, er iſt nicht einmal eine Parthei ſondern eine bloße ge— 
ſellſchaftliche Gruppe deren Reihen Jedermann offen ſtehen, der 
man angehört ohne es zu wollen, ohne dadurch Verpflichtungen 
zu übernehmen oder ſich körperſchaftliche Intereſſen anzueignen. 

Es iſt eine nichtsſagende Redensart wenn man von einem 
vierten Stande ſpricht der den Mittelſtand ablöſen werde wie 
der Mittelſtand vormals in die Stelle der Ariſtokratie eingerückt 
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ſei. Zwiſchen dieſem geſchichtlichen Vorgange und jener Wels— 
ſagung fehlt jeder innere Zuſammenhang: Der Mittelſtand hat 
dem Adel das Heft aus der Hand gewunden nicht well er 
zahlreicher war — der Zahl nach war ja der mißhandelte 
Bauer noch weit ſtärker ohne ſich gleichwohl helfen zu können — 
ſondern weil er es ihm an geiſtiger und ſittlicher Bildung und an 
Wohlſtand zuvorthat. Dieſe Eigenſchaften waren es welche ihm 
den Anſpruch auf die größere politiſche Geltung gaben und ihn in 
Stand ſetzten ſich dieſelbe zu verſchaffen. Der ſogenannte vierte 
Stand dagegen wird gerade durch den Mangel jener Eigen— 
ſchaften vorzugsweiſe charakteriſirt, und wie lebhaft auch die 


Theilnahme ſei welche Unwiſſenheit, Rohheit und Armuth ver- 


dienen, ſo kann doch nur der baare Unverſtand ihnen den Beruf 
zur herrſchenden politiſchen Rolle zuerkennen. Entkleidet man 
aber den ſogenannten vierten Stand jener negativen Eigen— 
ſchaften, macht man ihn unterrichtet, gebildet, wohlhabend, ſo 


4 


hebt man ihn damit auf, fo verſchmilzt man ihn mit dem bis- 


herigen Mittelſtande, der alsdann möglicher Weiſe nur noch 
einen Gegenſatz von oben her haben kann. 

Die Ausrottung des Elendes, des geiſtigen und ſittlichen 
wie des leiblichen, iſt einer der höchſten Zwecke denen die 
Staatskunſt nachſtreben kann, ein Zweck den ſie nie aus den 
Augen verlieren, an deſſen Erreichbarkeit ſie nie verzweifeln 
darf. Aber es iſt ein handgreiflicher Trugſchluß wenn man 
folgert daß jener Zweck um ſo raſcher und ſicherer erreicht wer— 
den werde, je ausſchließlicher man die Geſchicke der Geſellſchaft 
in die Hände derjenigen lege welche bei der Erreichung deſſelben 
am meiſten zu gewinnen haben. Auf dleſe Weiſe würden nicht 
Wohlſtand und Bildung, ſondern geiſtiges und materielles Elend 
allgemein gemacht werden, ein Ergebniß bei welchem Frankreich 
auf den Wegen von 1848 unfehlbar angelangt ſein würde 
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wenn der geſellſchaftliche Selbſterhaltungstrieb nicht zuletzt immer 
ſtärler wäre als ein ſalſches politiſches Syſtem. 

Auf der andern Seite iſt es ein großer und gefährlicher 
Irrthum wenn man den aus den Tiefen des geſellſchaftlichen 
Lebens ſich emporringenden Kräſten die politiſche Berechtigung 
abſpricht. An dieſem Irrthum ging die Politik Louis Philipps 
und der mitherrſchenden „Bourgeoiſie“ zu Grunde, reine Politik 
die übrigens ungeachtet aller ihrer Schwächen dem franzöſiſchen 
Volke ein höheres Maß des öffentlichen Wohlſeins, und in$- 
beſondere der bürgerlichen Freiheit, verſchafft hat als demſelben 
jemals zu Theil geworden war, und vermuthlich binnen langer 
Zeit zu Theil werden wird. Die Februarrevolution war aller— 
dings durch die Einſeitigkeit verſchuldet welche die Politik der 
Julimonarchie verhinderte die Nothwendigkeit einer allmäligen 
Wahlreform zu begreifen, *) wer aber Frankreich kannte der 
durfte von der Februarrevolution nimmermehr eine Erweiterung 
der öffentlichen Freiheit erwarten. Das franzöſiſche Sprüch— 
wort: das Beſſere iſt der ſchlimmſte Feind des Guten 
hat ſich bei jener Gelegenheit an Frankreich ſelbſt im aller— 
größten Style bewährt. ö 

Die gefährlichſte Seite der gegenwärtigen W 
ſtände Frankreichs beſteht darin daß das franzöſiſche Volk bei 
einer Veränderung derſelben politiſch genommen nichts mehr zu 
verlieren hat. Als günſtigſte Ausſicht dagegen bietet ſich den 

Franzoſen die Rückkehr zu dem Ausgangspunkte von 1848 dar, 


) Das Corruptionsſyſtem Louis Philipps, deſſen Umfang und Wir— 
kungen freilich ins Abentheuerliche übertrieben wurden, hat der Februar— 
revolution gleichfalls vorgearbeitet, allein die Annahme daß daſſelbe die 
Haupturſache der Revolution geweſen geht von einer falſchen Vorſtellung 
von der Delicateſſe des öffentlichen Gewiſſens in Frankreich aus. Neben 
der heutigen franzöſiſchen Corruption war übrigens die Louis Philipps 
nichts als ein ſchülerhafter Verſuch. 
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die Wiederherſtellung des alten Conſtitutionalismus mit 'der 
Orleans'ſchen Dynaſtie, welche durch den Gegenſatz des Legi— 
timismus und des Bonapartismus verhindert werden würde 
ſich von den Ueberlieferungen der Politik ihres Stifters allzu 
weit zu entfernen. Eine neue Revolution welche nicht auf die— 
ſes oder ein ähnliches Ziel hinausliefe, würde nur bei Denen 
Hoffnungen erregen und Vertrauen finden können welche im 
Stande wären ſich jeder Erinnerung an den Verlauf der Er— 
eigniſſe vom Februar 1848 bis zum December 1851 zu ent— 
ſchlagen. Daß die Republik in Frankreich eine Zukunft habe 
iſt indeſſen, ganz abgeſehen von jenen Erfahrungen, ſchon deß— 
halb nicht anzunehmen weil ſich die franzöſiſche Staatsmaterie 
und der franzöſiſche Nationalcharakter mit allen Kräften gegen 
die erſte Bedingung jeder republikaniſchen Verfaſſung ſträubt, 
gegen die Selbſtverwaltung der Provinz. und der Gemeinde. 
Das in bisheriger Weiſe centraliſirte Frankreich kann möglicher 
Weiſe den Namen eines Freiſtaates wieder annehmen, allein 
es wird den Charakter deſſelben künftig eben fo wenig zu bez 
haupten wiſſen wie bei ſeinen früheren Verſuchen ſich zu re— 
publikaniſiren. Erſt mit der Freilaſſung der Gemeinde und 
mit der Wiederherſtellung einer gewiſſen Selbſtſtändigleit der 
Provinzen würde die Möglichkeit der Republik in Frankreich 
gegeben ſein, und ob die Erfüllung der fraglichen Bedingungen 
ſelbſt zu den möglichen Dingen gehört, das u ſich bis jetzt 
ns als ſehr zweifelhaft dar. i 

Was Deutſchland betrifft, ſo wird hoffentlich nunmehr auch 
dem blödeſten Auge einleuchtend geworden ſein daß für uns von 
Frankreich aus kein anderer politiſcher Vortheil zu erwarten iſt, 
als derjenige welchen wir mit eignen Mitteln aus dem guten 
wie aus dem böſen Beiſpiel des franzöſiſchen Volks zu ge— 
winnen wiſſen. Nicht minder einleuchtend iſt es daß die heutige 
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franzöſiſche Politif, aller Betheurungen ihrer friedlichen Geſin- 
nung ungeachtet, mit Entwürfen umgeht welche auf die poli— 
tiſche und militäriſche Schwäche Deutſchlands berechnet ſind. 
Das neue Kaiſerthum ſieht den Augenblick voraus wo es ohne 
Krieg nicht mehr wird leben können, und es trifft für dieſen 
Zeitpunkt von langer Hand ſeine Vorbereitungen. Daß Frank— 
reich dabei den Fall eines Angriffs auf Deutſchland vorzugs⸗ 
weiſe im Auge hat, liegt in der Natur der Sache. Ob dieſer 
Fall eintreten wird hängt freilich von mancherlei Umſtänden ab, 
ganz gewiß aber iſt es daß Frankreich beim wirklichen Ein— 
treten deſſelben nur des Erfolges bedarf um Bundesgenoſſen in 
Deutſchland ſelbſt zu finden, und daß die unheilbare Schwäche 
des ſtaatlichen und militäriſchen Syſtems des gegenwärtigen 
Deutſchland den wenigſtens anfänglichen Erfolg eines franzöſiſchen 
Angriffs ſehr wahrſcheinlich macht. 


—— u. 
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Die politiſche Lage Deutſchlands, man kann ſich bei dem 
beſten Willen nicht darüber täuſchen, iſt ein Proviſorium. Von 
welchem Standpunkte aus man die gegenwärtigen deutſchen Zu— 
ſtände auffaſſe, ob man fie mit den Augen des Gonfervativen 
oder des Oppoſitionsmannes betrachte, immer tritt als herr— 
ſchender Zug derſelben die Unſicherheit hervor. Deutſchland iſt 
nicht ſicher gegenüber dem auswärtigen Feinde, dem es nur 
zerſplitterte Kräfte entgegenzuſtellen hat. Deutſchland iſt nicht 
ſicher vor einem Zuſammenſtoß zwiſchen Oeſtreich und Preu— 
ßen, deren natürlicher Gegenſatz durch die Umſtände des Augen— 
blicks wohl maskirt aber nicht gehoben iſt, und niemals ge— 
hoben werden kann. Deutſchland iſt am wenigſten ſicher vor 
der Revolution welche ſich, ungeachtet aller augenblicklichen 
Stille und ſcheinbaren Ruhe, in den Tiefen des Nationallebens 
vorbereitet, und die namentlich auch durch die Pflege der ma— 
teriellen Intereſſen gefördert wird durch welche man die poli— 
tiſche Unzufriedenheit beſchwichtigen zu können meint. Man mag 
dieſe Revolution fürchten oder hoffen, man mag Heil oder Ver— 
derben von ihr erwarten — aber man darf ſich nicht darüber täu— 
ſchen daß ſie im Anzuge iſt. Sie geht nicht von Verſchwörern 
aus — wenn es deren giebt, ſo dienen ſie der Sache des Con— 
ſervativismus — ſie wird nicht planmäßig ausgearbeitet, nicht 
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kunſtvoll geleitet, ſondern fie keimt und treibt, ihrer ſelbſt un— 
bewußt, wie ein natürliches Gewächs der Zeit. 

Der Revolutionsgefahr, welche geräuſchlos und langſam 
aber ſtätigen Schrittes herankommt, hat das heutige Deutſch- 
land, außer den todten Kräften der Trägheit und der Furcht, 
kaum irgend eine andere Schutzwehr entgegenzuſtellen als die 
bewaffnete Macht. Die Widerſtandskraft dieſer Schutzwehr iſt 
ſicherlich nicht gering anzuſchlagen, aber ſie reicht jeden Falls 
nur ſo lange aus als die bewaffnete Macht nicht ſelbſt von 
dem Geiſte ergriffen iſt den ſie bändigen ſoll. Den Parthei— 
umtrieben, der Verſchwörung, der Beſtechung kann man den 
Zutritt zu den Kaſernen wehren, aber nicht dem Geiſte der im 
Volke ſelber lebt, und wie ſich der Conſtitutionalismus vom 
Südweſten aus über Deutſchland ausgebreitet, ſo könnten auch 
gewiſſe militäriſche Beiſpiele die der Südweſten gegeben die 
Vorläufer ähnlicher Ereigniſſe im übrigen Deutſchland geweſen 
ſein. Eine Politik welche ſich dem Volksgeiſte entfremdet, eine 
ſolche Politik darf für den äußerſten Fall nicht auf ihre Regi— 
menter und deren Mannszucht rechnen; die Waffen werden von 
ſelber ſtumpf in ihrer Hand, oder entfallen ihr in der Stunde 
der Gefahr, ohne daß man ſagen könnte wie und warum. Ab— 
fall oder Meuterei braucht dabei gar nicht im Spiele zu ſein, 
vielmehr iſt die Schlaffheit, die Unluſt, der Mangel eines freu— 
digen Bewußtſeins ganz hinreichend um die bewaffnete Macht 
einer wahrhaften Volksbewegung gegenüber vollkommen zu läh— 
men. Is habitus animorum fuit, fo ſchildert Tacitus die 
Stimmung welche der Revolution vorherzugehen pflegt, ut pes— 
simum facinus auderent pauci, plures vellent, omnes pa- 
terentur. 

Die Unzulänglichkeit des Waffenſchutzes gegen die Revo— 
lution hat ſich 1848 faſt allenthalben in ganz Deutſchland 
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augenſcheinlich gemacht, und ſelbſt diejenige Parthei welche vor 
einiger Zeit durch einen ihrer Redner in der preußiſchen Kam— 
mer drohen ließ daß man im Wiederholungsfalle die aufrüh— 
reriſchen Hauptſtädte vom Erdboden vertilgen werde, ſelbſt dieſe 
ſonſt fo zuverſichtlich ſich gebärdende Parthei geſteht durch ihre 
eigenen Drohungen daß ſie ein neues 1848 vorausſieht. Den 
guten Willen im Sinne jener Drohungen zu handeln hatte, 
Hr. v. Bismark⸗Schönhauſen und hatten ſeine Geſinnungsge— 
noſſen ohne Zweifel ſchon im März 1848, was ihnen aber 
damals zum Vollbringen fehlte, nämlich die Kraft, das haben 
ſie wohl ſchwerlich im Laufe der inzwiſchen h fünf 
Jahre erworben. 

In dieſer Lage der Dinge entſteht die Frage: was ſoll 
da werden in Deulſchland, was ſoll geſchehen um die Gefahr 
welche Deutſchland von allen Seiten umlagert abzuwenden, 
oder um der Kataſtrophe, wenn ſie hereinbricht, die wenigſt 
ungünſtige Wendung zu geben. Dieſe Frage will beantwortet 
ſein. Kein denkender Mann kann ſich der Antwort durch die 
Ausrede entziehen: es wird beim Alten bleiben. Eine ge— 
dankenloſe Ergebung in die künftigen Geſchicke Deutſchlands 
aber gleicht genau dem ſtumpfſinnigen Fatalismus mit welchem 
der Türke das Verderben über Stambul und den Thron Osmans 
hereinbrechen ſieht. 

Deutſchland iſt indeſſen glücklicher Weiſe nicht in der Lage 
des Osmanenreiches. Das deutſche Volk iſt das jüngſte unter 
den großen Culturvölkern der Welt, und noch lange nicht aus— 
gewachſen, geſchweige denn über die Periode der Vollkraft hin— 
aus oder gar altersſchwach, wie Leute meinen denen alles 
hiſtoriſche Urtheil fehlt. Frankreich, Spanien, Italien ſind um 
tauſend Jahre römiſcher Cultur und Corruption älter als Deutſch— 
land, England und Nordamerika haben vor Deutſchland wenig⸗ 
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ſtens einzelne Erbſtücke des römiſchen Alkerihums voraus. Das 
deutſche Volk iſt nur der intellektuelle, nicht aber der moraliſche 
und der Leibeserbe des Alterthums geweſen, und darum iſt 
ſeine Entwickelung zwar eine langſamere, aber bei aller Ungunſt 
der Zeiten auch eine geſundere geblieben als die Entwickelung der 
Völker in deren Adern verdorbenes Römerblut fließt und in 
deren Sitten ſich ein Theil der römiſchen Demoraliſation durch un— 
mittelbare Ueberlieferung fortgepflanzt hat. Die Lebenskraft der 
romaniſchen Völker ſteht in genauem Verhältniß zu dem Grade 
ihrer Verwandtſchaft mit den Römern auf der einen und den 
Deutſchen auf der andern Seite. Die unmittelbarſten Nachkom— 
men der Römer, die heutigen Italiener, zeigen ſich im Zuſtande 
des tiefjten Verfalles, und nur da wo fie ſich ausnahmsweiſe mit 
Deutſchen ſtark gemiſcht haben wie in der Lombardei und in 
Piemont, erſcheint die Zukunft derſelben nicht hoffnungslos. Die 
Spanier, die dem deutſchen Stamme etwa eben ſo nahe an— 
gehören mögen wie dem römiſchen, ſind ein ſtärkeres Geſchlecht 
als die Italiener, aber ihre ſchöpferiſche Kraft ſcheint erloſchen 
zu ſein. Die Franzoſen endlich, welche als die nächſten Nachbarn 
Deutſchlands ohne Zweifel auch das meiſte deutſche Blut in 
ſich haben, ſind das jüngſte und kräftigſte Glied der romani— 
ſchen Familie. 

Die Jugend und das Alter der Völker wird 1 
die Jahrhunderte bedingt welche ſie hinter ſich haben, ſondern 
durch ihre Naturbeſchaffenheit und durch den derſelben ent— 
ſprechenden Entwickelungsgang — eine hundertjährige Eiche iſt 
jünger als eine fünfzigjährige Pappel. Der treueſte Spiegel 
der Entwickelung eines Volkes aber iſt die Geſchichte ſeiner 
Sprache. In der Sprache verkörpert ſich der Volksgeiſt ſelbſt, 
ſo lange die Sprache ſich fortbildet, ſo lange iſt das Wachs— 
thum des Volksgeiſtes nicht vollendet, und erſt geraume Zeit 
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nach Vollendung feines Wachsthums trägt der Volksgeiſt 
feine edelſten Früchte in der Wiſſenſchaft und in der praktiſchen 
Politik. Die italieniſche und die ſpaniſche Sprache ſind ſeit 
fünfhundert Jahren fertig, die franzöſiſche Sprache iſt ſeit zwei— 
hundert Jahren abgeſchloſſen, die deutſche Sprache dagegen iſt 
erſt vor zwei Menſchenaltern zu einem Abſchluſſe gebracht der 
wahrſcheinlich nur ein vorläufiger war. Das deutſche Volk iſt 
alſo wenigſtens zweitauſend Jahre lang gewachſen, und da— 
mit iſt das Maß gegeben nach welchem ſich in Uebereinſtim— 
mung mit einem durchgreifenden Naturgeſetze ſeine Lebensdauer 
abſchätzen läßt. 

Wollte man einwenden daß das Naturgefeß, demzufolge 
die Lebensdauer aller organiſchen Weſen in direktem Verhält— 
niſſe zu ihrem Wachsthum ſteht, immerhin vereinzelte Ausnahmen 
leidet, ſo wäre darauf einfach zu erwiedern daß ein Volk von 
vierzig Millionen Menſchen überhaupt nicht gewaltfamen Todes 
ſtirbt, am wenigſten aber wenn ſeine Lebenskraft der eines jeden 
andern Volkes ſpecifiſch überlegen iſt. Daß das deutſche Volk 
zumal von den Ruſſen verſchlungen werden könnte iſt ein Ge— 
danke der kaum eine eruſtliche Widerlegung verdient. Ein Volk 
welchem der eigne Bildungstrieb ſo gänzlich fehlt daß es von 
den Anfängen ſeiner Geſchichte an keine innere Entwicklung ges 
habt hat, ein Volk welches der Barbarei nur durch fremde 
Kräfte und gewaltſam einigermaßen entriſſen worden iſt, ein 
Volk welches ſtaatlich nur vermöge der Kräfte beſteht die es 
fort und fort dem Auslande entleiht, ein Volk deſſen Civili— 
ſation über einen bis ins Mark der Knochen verdorbenen Adel 
und Beamtenſtand nicht hinausreicht, ein Volk dem das Bür⸗ 
gerthum gänzlich fehlt welches der eigentliche Träger aller mo— 
dernen Cultur iſt, und das ſich aus einer Treibhausinduſtrie 
nimmermehr herausbilden wird, ein Volk deſſen religiöſem Be— 
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dürfniſſe ein lebloſer kirchlicher Formalismus genügt der von 
einem rohen, geiſtesleeren und gemüthskalten Popenthum ge— 
handhabt wird, ein Volk wie das nuſſiſche mit einem Worte 
wird wahrhaftig am wenigſten im Stande ſein die Lebensfülle 
und unerſchöpfliche Triebkraft des deutſchen Volksgeiſtes zu be— 
wältigen. Rußland hat Deutſchland nichts, gar nichts entgegen— 

zuſtellen als ein Heer deſſen Leiſtungsfähigkeit von dem polni- 
ſchen Kriege her in ziemlich zweideutigem Andenken iſt, und 
welches überdies dem Auslande gegenüber, wie die kurze Pe— 
riode der Aufhebung des preußiſch-ruſſiſchen Kartells gezeigt hat, 
ſehr wenig an der Fahne haftet. Wie hoch man indeſſen auch 
die ruſſiſche Waffenmacht anſchlage, es iſt gewiß daß ſie Deutſch— 
land nur in einer Zeit der äußerſten Zerrüttung gefährlich wer— 
den könnte, und nur ſo lange wie dieſe Zerrüttung währen 
würde. 

Wenn nun aber auch nicht entfernt zu beſorgen ſteht daß 
Deutſchland durch auswärtige oder einheimiſche Gewalt ſeiner 
Zukunft beraubt und verhindert werden könne ſich auszuleben, 
ſo bleibt darum doch die Erneuerung einer jener Perioden des 
Stillſtands oder des Rückſchritts möglich welche in der deut— 
ſchen Geſchichte wiederholt vorgekommen ſind. Die Gefahr der 
Kriſis welcher Deutſchland augenſcheinlich entgegengeht beſteht 
darin daß es in der Bahn ſeiner Entwicklung um Jahrzehnte, 
vielleicht um Menſchenalter, verzögert wenn nicht gar zurückworfen 
werden könnte. Und eine ſolche Gefahr iſt allerdings groß ge— 
nug um das heutige Geſchlecht um deſſen Glück oder Unglück 
es ſich dabei handelt zu den ernſtlichſten Erwägungen zu veran⸗ 
laſſen, und ihm die Nothwendigkeit namhafter Anſtrengungen 
nahe zu legen. 

Die Haupturſache der Unſicherheit der deutſchen Zuſtände 
iſt keine andere als die Zerſplitterung der ſtaatlichen und na— 
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tionalen Kräfte Deutſchlands. Mit geeinigter Macht könnte. 
Deutſchland jeder Kriegs- und jeder Revolutionsgefahr ſpokten. 
Die große Aufgabe heißt alſo: Einigung. Die Unterſuchung 
der Frage auf welche Weiſe dieſelbe gelöst werden könne geht 
über den Zweck dieſer Blätter hinaus. Um aber mit einiger 
„Ausſicht auf Erfolg Hand an's Werl legen zu können muß 
man vor allen Dingen die eben fo großen wie zahlreichen“ 
Schwierigkeiten des Unternehmens von Grund aus kennen ler— 
nen, und demnächſt auf den ſeltſamen Irrthum verzichten als 
ob dieſe Schwierigkeiten durch Ermahnungen, oder durch gute 
Vorſätze, oder durch feierliche Uebereinkünfte auch nur um eines 
Haares Breite vermindert werden können. So gewiß das geſpro— 
chene oder geſchriebene Wort nichts über die leibhaftige Thatſache 
vermag, fo gewiß die Thatſache nur der Thatſache weicht, fo 
gewiß wird weder ein Princip noch eine Idee noch ein Ver— 
trag die zerſplitterten deutſchen Kräfte einigen, ſondern nur eine 
überlegene Kraft welche die übrigen verſchlingt. 
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